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Vorwort. 

Die nachfolgenden Erörterungen haben sich zur Aufgabe ge- 
setzt, die Prinzipien des internationalen Strafrechts zu entwickeln. 
Dies bedarf einiger näheren Erläuterung. Einmal, sie wollen diese 
Materie behandeln als eine zum Strafrecht gehörige, einen Be- 
standteil des Strafrechts, die Begründung hiefür wird im Verlauf 
der Darstellung zu geben sein. Damit zusammenhängend, sie 
behandeln den Gegenstand, wie sonst üblicherweise straf- 
rechtliche Fragen behandelt werden: unter Zugrundelegung des 
deutschen Rechts und der Litteratur und Judikatur, die sich 
um dasselbe gruppiert, mit nur vergleichsweiser Berücksichtigung 
der ausländischen Gesetzgebung. Eine Beiziehung der aus- 
ländischen Litteratur hat grundsätzlich nicht stattgefunden. Es 
erschien richtiger, die grundlegenden Fragen und Antworten des 
internationalen Straf rechts durch eingehende Analyse des in- 
ländischen Rechts, seiner Litteratur und Judikatur zu gewinnen, 
als die verwirrende Fülle der Meinungen darüber noch durch 
Berücksichtigung der fast unübersehbaren Menge von Aeußerungen 
ausländischer Autoren zu vermehren. Jedenfalls hat die be- 
schränkte Behandlungsweise ihr gutes Recht. Die überaus weit- 
schichtige deutsche Litteratur über diesen Gegenstand wurde 
in möglichst weitem Umfang herangezogen, sollte sich die eine 
oder andere Lücke zeigen, so mag in etwas zur Entschuldigung 
dienen, daß die Arbeit in den wenigen Stunden, welche ein 
arbeitsreiches praktisches Amt und die akademische Lehrtätigkeit 
frei ließen, vollendet werden mußte. Zwei Gedanken waren vor 



allem leitend bei den folgenden Untersuchungen. Einmal, was 
die Methode anbelangt, die Ueberzeugung, daß die Fragen des 
internationalen Strafrechts in Zusammenhang zu bringen seien 
mit den wesentlichen Merkmalen des Verbrechens und nur so 
ihre Bedeutung voll erfaßt w T erden könne, sodann in sachlicher 
Hinsicht die Anschauung, daß bei diesen wesentlichen Merkmalen 
die energische Beziehung auf den Staat, die staatliche Gesamt- 
heit erforderlich sei. Leider konnte ich dabei das großzügige 
Werk von ßeling, Die Lehre vom Verbrechen, in den ersten zwei 
Bogen überhaupt nicht mehr, in den folgenden nur noch gelegent- 
lich während des Drucks berücksichtigen. Vielleicht darf aber 
an dieser Stelle auf die Ausführungen daselbst S. 98 f. verwiesen 
werden, welche an den fundamentalen Punkten in dieselbe Richtung 
weisen, wie sie eben angedeutet wurde und in der Abhandlung 
verfolgt ist. Herrn Professor ßeling möchte ich auch an dieser 
Stelle für vielfache Unterstützung und Förderung bei dieser Arbeit 
meinen herzlichsten Dank sagen, ebenso Herrn Professor Frank, 
dessen Anregung ich die Beschäftigung mit den Fragen des inter- 
nationalen Strafrechts verdanke. 



Tübingen, Neujahr 1900. 



August Hegler. 



Berichtigungen und Nachträge. 



S. 6 Z. 2 v. o. lies: inländische statt inlänsche. 

S. 7 A, 1 Z. 5 v. u. lies: Schmid statt Schmidt. 

S. 10 A. 1 Z. 5 v. o. lies: rotierte statt regierte. 

S. 12 A. 1 Z. 8 v. o. lies: Berner W. 140 statt Berner 140. 

Zu S. 16 Z. 15 ff. v. o. vgl. jetzt auch übereinstimmend Beling L. v. V. 99 f. 

S. 18 Anm. Z. 5 v. o. ist nun noch als z. T. a. M. beizufügen Beling 
L. v. V. 105 ff., vgl. Gr. 3. Aufl. 69, 114 f. Es ist hiegegen zu betonen: das 
gemeinsame Band der Momente des § 5 St.G.B. ist, daß man im Inland nicht 
(mehr) straft, wenn das Ausland eine durch Auferlegung einer Strafe (noch) 
zu ahndende Verletzung seiner Interessen verneint, s. S. 86 A. 3. 

S. 19 Anm. ist noch beizufügen, daß Beling L. v. V. 69, 107 f., Gr. 
3. Aufl. 71 Verbürgung der Gegenseitigkeit und Antrag der Behörde des aus- 
ländischen Staats in § 4 Abs. 2 Z. 3 als Prozeßvoraussetzungen auffaßt. 

S. 19 A. 1 lies: § 266 statt 8 266. 

Zu S. 21, 22 Anm. Z. 15, Z. 32 ff. v. o. ist jetzt besonders noch auf Beling 
L. v. V. 105 f. A. 2 zu verweisen, wo an dieser Meinung festgehalten wird, 
wogegen aber vielleicht L. v. V. 56 dafür angeführt werden dürfte, daß eine 
ausdrückliche Erwähnung in der Schwurgerichtsfrage notwendig ist. 

S. 22 A. Z. 4 v. u. lies: ihnen statt Ihnen. 

Zu S. 24 Z. 12 ff., S. 25, Z. 1 ff. v. o. ist nunmehr, im wesentlichen ders. 
M., zu vgl. Beling L. v. V. 98 f., Gr. 3. Aufl. 119. 

S. 25 A. 2 Z. 4 v. o. lies: R. Schmid statt Schmidt. 

Zu S. 27 Z. 6 ff. v. o. vgl. übereinstimmend Beling L. v. V. 99, Gr. 
8. Aufl. 119. 

S. 56 A. 3 Z. 3 v. o. lies: Berner L. 258 Anm. sub c statt Bern er 258 
Anm. sub c. 

S. 57 Z. 16 v. o. ist noch beizufügen: „Eine weitere Ausnahme bilden 
vermöge der erforderten Beziehung auf ein inländisches Schiff die S. 54 ge- 
nannten Delikte der Seemannsordnung". 



S. 72 A. 4 Z. 5 v. o. lies: Kr. 88 statt Kr. 38. 

S. 72 A. 5 Z. 3 v. o. lies: Bd. IV, N. 246 statt Bd. VI, N. 246. 

S. 86 A. 3 Z. 9 v. o. lies: nicht (mehr) im statt nicht mehr im. 

S. 92 Z. 11 v. o. lies: staatlich-ideelle statt staatlich-idelle. 

Zu S. 93 A. 1 a. E. ist noch beizufügen: Eine ausdrückliche Gleichsetzung 
verletzten inländischen und ausländischen Interesses in einem besonders ge- 
lagerten Fall findet sich in § 8 M. St.G.B. 

S. 105 Anm. Z. 3 v. u. lies: Droit repressif statt Droit, repressif. 

S. 125 A. 8 a. E. ist noch beizufügen: Stenglein 16. D.J.T. Bd. 2, 318. 

S. 129 lies: Bedeutung statt Bedeufung. 



Einleitung. 

Die Fragestellung und die Quelle der Beantwortung. 

Was ist der Gegenstand des Rechtsteils, den wir als „inter- 
nationales Straf recht" zu bezeichnen pflegen? 1 ) Die Antworten 
lauten verschieden. Jedenfalls — es handelt sich um eine Um- 
grenzung, ein Wieweit mit Bezug auf einen einzelnen — sagen 
wir den inländischen — Staat. Die einen aber stellen ab auf 
das objektive Recht des betr. Staats, das inländische Strafgesetz 
oder die inländischen Strafgesetze 2 ), die andern auf das subjektive 
Strafrecht des betr. Staates, den inländischen Strafanspruch, die 
inländische Strafkompetenz, Strafgewalt 3 ) Sehr häufig findet sich 



1 ) Der Ausdruck wird hier in dem üblichen Sinn genommen, die von v. Liszt 
100 f. aus dem Wortlaut entwickelten Bedeutungen scheiden hier aus. Für und gegen 
die Berechtigung des Ausdrucks „internationales Straf recht" vgl v. Liszt 100, 
ders. Z.-St. W 2, 52, y. Martitz I, 400 ff., H. Meyer 114 A. 3, auch Tafel 1 f. 

2 ) Vgl. z. B. Finger I, 159: „Das räumliche Geltungsgebiet der Strafgesetze 1 ', 
v. Liszt 100: „Rechtsregeln über das räumliche Geltungsgebiet der nationalen 
Strafrechtssätze u , Merkel 274: „Herrschaftsgebiet der Strafgesetze in inter- 
nationaler Hinsicht", § 3 St.-G.-B. „Die Strafgesetze des Deutschen Reiches finden 
Anwendung." Daß der Ausdruck „Kollision," „Konflikt der Gesetze" (vgl. 
Merkel E. §§ 325 ff.) irreleitet, darüber vgl. v. Rohland 1, A. 1, v. Bar J. 
P. u. St. 6 f. 

3 ) Vgl. z. B. Abe gg 21: „Lehre von der Ausübung und den Grenzen des 
Strafrechts des Staats," Feuerbach § 31, § 40: „Begründetsein der Strafgewalt 
des Staats," Bauer § 44: „Ist das Bestrafungsrecht . . . begründet," Heffter 
N. A. 14, 549: „ob ein Staat . . . befugt, ist, ... zu bestrafen," v. Bar L. p. 207: 
„Grundsätze über die Zuständigkeit der Strafgewalt der einzelnen Staaten zur Be- 
strafung strafbarer Handlungen," p. 217: „Begrenzung der Straf kompetenz der 
einzelnen Staaten" (s. auch L. 3), Heinze U. 5 „Umkreis der Strafgewalt de** 
einzelnen Staaten," Frank I zu § 3: „inwiefern dem Inlande ... ein Strafan- 
spruch erwächst." 

Hegler, Prinzipien des internationalen Strafrechts. 1 
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auch beides nebeneinander. 1 ) Dabei wird dann meistens behauptet, 
es handle sich um eine Umgrenzung in Bezug auf den Raum. 2 ) 
Die Kategorie des Raums nun wird im Folgenden bei der Frage- 
stellung absichtlich vermieden. Es wird unten gezeigt werden, 
daß dieselbe, welche sich äußerlich durch eine gewisse Sinnen- 
fälligkeit empfiehlt, in der Tat das Problem nur verdunkelt 3 ) 
Zur Abgrenzung gegen verwandte Gebiete, die Behandlung des 
„zeitlichen" und „ persönlichen * 4 ) Geltungsgebietes der Strafgesetze, 
dient die vorläufige Bemerkung, daß es sich nicht um den Gegen- 
satz früher und später, und nicht um den Gegensatz bestimmter 
Arten privilegierter Personen zu allen anderen handelt, sondern, 
zunächst einmal ganz allgemein gesprochen, um den Gegensatz 
Inländisch und Nichtinländisch mit Bezug auf Tat und Täter, 
seine Beachtung oder Nichtbeachtung« 5 ) 



') Vgl. z. B. v. Rohland 1: „Lehre von dem Geltungsgebiet der Straf- 
gesetze des Staates" mit 3 f.: .»Zunächst kann die Straf gewalt des Staates aller 
Schranken ledig erklärt, den Strafgesetzen desselben ein unbegrenztes Geltungs- 
gebiet zugeschrieben werden," „Feststellung des Umfanges der staatlichen Straf- 
kompetenz," Versuch „Das Strafrecht des Staates herzuleiten," Bin ding I 371 
„Das sachliche Geltungsgebiet des einzelnen Strafgesetzes/' 374 „Bestimmung des 
Umfangs der Strafrechte," v. Martitz I, 46: „nehmen jene Strafkompetenz in 
Anspruch," 47: „Die Anwendbarkeit seiner Strafsatzungen ... zu bemessen." ■ 

2 ) Vgl. z. B. Berner W. 18, 80 ff.: „Herrschaft des Strafgesetzes rücksichtlich 
des Baumes," R. Schmid: „Die Herrschaft der Gesetze nach ihren räumlichen, 
. . . Grenzen im Gebiete des . . . peinlichen Rechts," Zitelmann 28: „Die 
Regeln, welche sich auf die örtliche Anwendbarkeit der Sätze des Straf rechts . . . 
beziehen," Arnold G. 8. 9, 821, Finger 1. c, y. Liszt 1. c. u. A. 

3 ) Vgl. vorläufig v. Rohland 3 A. 1., Binding, Kr. 123 f., Binding I, 371, 
s. auch Bekker I, 158 f. 

4 ) Diese Frage ist hier nicht zu behandeln, vgl. Berner W. 18 f., 201 ff., 
Binding 1, 374 A. 13, obwohl es öfters geschieht (so z. B. von Tittmann 
11 f., Schütze 56 f. ü. A.). Es sind für dieselbe ganz andere Gesichtspunkte 
massgebend. 

6 ) Es ist im „Internationalen Strafrecht' die Rede davon, wie es zu halten 
ist, wenn die Tat im In- oder Ausland begangen ist, wenn der Täter ein Inländer 
oder Ausländer ist, wenn sie gegen ein ».inländisches Rechtsgut" sich richtete 
oder nicht Binding I, 371 f. will von sachlichem Geltungsgebiet reden. Dieser 
Ausdruck ist aber viel zu unbestimmt. Vgl. dagegen dem oben Gesagten sich 
annähernd v. Martitz I, 425: „Internationales Strafrecht ist das System der- 
jenigen Rechtssätze, welche die Beziehungen des staatlichen Straf rechts zum Aus- 
lande betreffen." 
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Aber nun mit Rücksicht auf diesen Gegensatz: wie ist dann 
die Frage des internationalen Strafrechts genauer zu formulieren ? 
Es ist zu unterscheiden einmal die Frage des „Ob" der Be- 
strafung, die sich auf die Anwendbarkeit des inländischen Straf- 
gesetzes bezüglich des Daß der Bestrafung bezieht, und selbst 
wieder in zwei Fragen zerfällt, und die, selbstverständlich der 
ersten nachgeordnete, Frage des „Wie" der Bestrafung, die sich 
auf die Anwendbarkeit des inländischen Strafgesetzes bezüglich 
der Art der Bestrafung bezieht. 

Diese Gegenüberstellung des „Ob" und „Wie" läßt auch das 
deutsche StGB, deutlich erkennen. Es spricht sich in § 4 Abs. 2 
dahin aus: Jedoch kann nach den Strafgesetzen des 
Deutschen Reichs verfolgt werden . ♦ . 3) ein Deutscher, 
welcher im Auslande Die Verfolgung ist auch zu- 
lässig, wenn der Täter bei Begehung der Handlung noch nicht 

Deutscher war. In diesem Fall bedarf es jedoch und 

das ausländische Strafgesetz ist anzuwenden, soweit 
dieses milder ist." Also einerseits Verfolgung nach den Straf- 
gesetzen des deutschen Reiches, andererseits Anwendung des aus- 
ländischen Strafgesetzes, vereinbar nur so, daß jenes auf das „Ob" 
und „Wie", dieses nur auf das „Wie u der Bestrafung sich bezieht. 1 ) 

Wie erwähnt aber schließt die Frage des „Ob" selbst wieder 
eine Doppelfrage in sich. Wir müssen unterscheiden zwischen 
einer abstrakten und einer konkreten Anwendbarkeit des in- 
ländischen Strafgesetzes. 2 ) Oder, was auf dasselbe hinausläuft, 
zwischen einer abstrakten und einer konkreten Bejahung inlän- 
dischen Strafanspruches, zwischen Strafbarkeit an sich und kon- 
kreter Strafbarkeit. Denn, was das letzte anbelangt, das inlän- 
dische Strafgesetz bezüglich des „Ob" der Bestrafung für anwendbar 
erklären, heißt eben einen inländischen Strafanspruch bejahen, 
das inländische Strafgesetz verleiht dem Inland und es verleiht 
dasselbe nur dem Inland und nur es verleiht dem Inland einen 
Strafanspruch. 3 ; So erklärt sich die verschiedene Ausdrucksweise 

*) Einen Widerspruch sieht hierin Schlitze 59 A. 1. 

2 j Genauer: des inländischen Strafgesetzes abgesehen von den Sätzen des- 
selben über internationales Strafrecht, s. u. Im Folgenden wird der Ausdruck in 
diesem Sinn gebraucht. 

3 ) Bin ding I, 372: „Kein souveräner Staat erhält einen Strafanspruch, den 
er sich nicht nimmt .... Diese Selbstberechtigung geschieht stets durch einen 
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bei Formulierung des Problems. 1 ) Die eine Frage, deren Bejahung 
Voraussetzung für Bejahung der zweiten ist, ist nun die: ist das 
inländische Strafgesetz (überhaupt oder nach einer bestimmten 
Richtung) auf diese oder jene Tat an und für sich anwendbar, 
oder, anders ausgedrückt, qualifiziert sich diese oder jene Tat 
nach dem inländischen Strafgesetz überhaupt an und für sich als 
strafbare Handlung (bestimmte strafbare Handlung), als Delikt 
(bestimmtes Delikt), ist an und für sich hier ein (bestimmter) 
inländischer Strafanspruch begründet? An und für sich d. h. 
abgesehen von dem Gegensatz Inländisch — Nichtinländisch. Es 
ist also eine Frage nach der Deliktsqualität der Tat überhaupt. 
Die andere Frage ist die: in welchen Fällen ist nun mit Rücksicht 
auf den Gegensatz Inländisch und Nichtinländisch betr. Tat und 
Täter und die daran sich knüpfenden Beziehungen und Verhältnisse 
das an sich anwendbare inländische Strafgesetz auch in concreto 
anwendbar, ist ein an sich zu bejahender inländischer Straf- 
anspruch mit Rücksicht auf diesen Gegensatz auch in concreto 
zu bejahen. Die Notwendigkeit solcher Scheidung ergibt sich 
deutlich aus § 4 des geltenden St.-G.-B. Hiernach „kann nach 
den Strafgesetzen des Deutschen Reichs verfolgt 
werden, (konkrete Anwendbarkeit) . . .3) ein Deutscher, welcher 
im Ausland eine Handlung begangen hat, die nach den Ge- 
setzen des deutschen Reichs als Verbrechen oder Ver- 
gehen anzusehen ist" (abstrakte Anwendbarkeit des inländischen 
Strafgesetzes als Voraussetzung). 2 ) Auf dem gleichen Gegensatz 
ruht es, wenn § 3 des geltenden St.-G.-B. davon redet: „Die 
Strafgesetze des Deutschen Reichs finden Anwendung 



Akt eigener Strafgesetzgebung. Das inländische und nur das inländische 
Strafgesetz berechtigt das Inland und nur das Inland," Neuireyer 
Z.-St. W. 23, 448, 457, vgl. auch Beling Z.-St. W. 24, 416 o. S. auch unten. 

J ) Abgesehen von anderen Gründen, nämlich der vorschwebenden Beziehung 
zu diesem oder jenem scheinbar) verwandten Gebiet. Von Kompetenz zu reden, 
liegt nahe, wenn man an die Frage des Forums, der Gerichtskompetenz als be- 
nachbarte denkt oder gar von ihr ausgeht, wie dies in der historischen Ent- 
wicklung der Lehre vom internationalen Strafrecht der Fall gewesen ist (s. u.). 
Vom Anwendungsgebiet des Gesetzes zu reden, legt die Analogie des internationalen 
Privatrechts nahe. (Vgl. die Definition bei Zitelmann 1). 

2 ) Vgl. Schultz 16: „Eine Haupt- Voraussetzung des § 4 N. 3 . . ., die 
Strafbarkeit nach Keichsgesetz." 
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(konkrete Anwendbarkeit) auf alle im Gebiete desselben begangenen 
strafbaren Handlungen" (vorausgegangene Bejahung abstrakter 
Anwendbarkeit des inländischen Strafgesetzes, um überhaupt das 
Vorliegen einer „strafbaren Handlung" zu konstatieren). Dieser 
Gegensatz geht durch alle einschlägigen Bestimmungen des 
deutschen Strafgesetzbuchs hindurch: § 4 Abs. 1, „Verbrechen 
und Vergehen", § 4 Abs. 2 Z. 1 „eine hochverräterische Hand- 
lung . . ♦ oder ein Münzverbrechen, oder . . . eine Handlung . . 
. ., die nach den Gesetzen des Deutschen Reichs als Verbrechen 
oder Vergehen im Amte anzusehen ist," § 4 Abs. 2 Z. 2: „eine 
landesverräterische Handlung", „eine Beleidigung gegen einen 
Bundesfürsten" — tiberall Deliktsqualifikationen unter Bejahung 
abstrakter Anwendbarkeit des inländischen Strafgesetzes, dessen 
konkrete Anwendbarkeit erst an ihrer Hand bejaht werden soll 
(„kann nach den Strafgesetzen des deutschen Reichs verfolgt 
werden"). Er findet sich auch in § 6 des St-G.-B. : „Im Auslaud 
begangene Uebertretungen sind nur dann zu bestrafen." 1 ) 

Nach dem Gesagten läßt sich also die Fragestellung folgender- 
maßen zerlegen: 1. Ist die Tat überhaupt an sich nach inlän- 
dischem Strafgesetz ein Delikt, eine strafbare Handlung, bezw. 
ein bestimmtes Delikt, z. B. ein Verbrechen oder Vergehen? 
Hier handelt es sich um die abstrakte Anwendbarkeit des inlän- 
dischen Strafgesetzes, um die abstrakte Bejahung eines inländischen 
Strafanspruchs, inländischer Strafkompetenz. 2. Wenn ja, ist dann 
das inländische Strafgesetz bezüglich des „Ob" der Bestrafung in 
concreto anwendbar, d. h. mit Rücksicht auf den Gegensatz 
Inländisch und Nichtinländisch; oder, anders ausgedrückt, ist ein 
inländischer Strafanspruch, inländische Strafkompetenz dann in 



1 ) Vgl. auch das italienische St.-G-.-B. § 3: „Chiunque commette un reato 
nel territorio del regno e punito seconda la legge italiana", und § 4 das. 
„che commette . . . un delitto contro la sicurezza dello Stato, o die 
eontraf azzione del sigillo dello Stato ... per il quäle la legge italiana 
stabilisca una pena restrittiva della libertä personale non inferiore 
nel massimo ai cinque anni, g punito secondo la legge medesima." Von 
älteren deutschen Strafgesetzbüchern s. Baden §3: „Wer innerhalb des Groß Herzogtums 
eine strafbare Handlung verübt, wird . . . nach den inländischen Straf- 
gesetzen gerichtet," Oesterreich. St.-G.-B. § 36: „Wegen Verbrechen, die 
ein Untertan . . . begangen hat, ist er . . . nach diesem Strafgesetz zu 
behandeln." 



— 6 — 

concreto gegeben? 1 ) 3. Ist, wenn die Sträfbarkeit im Inland zu 
Z. 2 bejaht wurde, nun das inlänsche Strafgesetz bezüglich des 
„Wie" der Strafbarkeit in concreto anwendbar, oder das aus- 
ländische; oder, anders ausgedrückt, gestaltet sich der bejahte 
inländische Strafanspruch in concreto nach inländischem oder 
ausländischem Strafgesetz aus? 2 ) In concreto, cL h. auch hier 
mit Rücksicht auf den Gegensatz Inländisch — Nichtinländisch. 
Die zwei letzten Fragen sind nun eben die Fragen des inter- 
nationalen Strafrechts, sie werden positivrechtlich beantwortet 
durch die Bestimmungen der Strafgesetze über das internationale 
Strafrecht. 

Es ist von Wichtigkeit, dies festzustellen. In der Literatur 
wird z. T. fälschlich so formuliert, daß es den Anschein hat, als 



*) Vgl. zu Z. 2 auch Biuding I, 370 f. (ders. Kr. 123) „Fast jede Straf- 
drohung klingt wie ein Weltstrafgesetz, ohne solches zu sein . . . Bestimmen, 
wie weit das Gesetz nicht Weltgesetz ist, für welchen engeren Kreis der defi- 
nierten Verbrechen es vielmehr allein gelten will, heißt sein sachliches An- 
wendungsgebiet bestimmen." Das sei eben der Gegenstand des sogenannten inter- 
nationalen Strafrechts. Vgl. auch Neumeyer Z.-St.' W. 23, 454 A. 35 „Das 
Zustandekommen eines Straf an Spruchs scheint mir von zweierlei Voraussetzungen 
bedingt, von dem Vorliegen eines mißbilligten Tatbestandes (Z. 1) und von der 
örtlichen und zeitlichen Anwendbarkeit eines Strafgesetzes auf diesen Tatbe- 
bestand" (Z. 2). 

2 ) Zu der Ausscheidung von Z. 3 vgl. Ab egg 21 ff.: „Lehre von den Grenzen 
des Strafrechts des Staats," „über den Umfang und die Grenzen der Strafgewalt 
eines Staates in Beziehung auf Verbrechen im Ausland" mit 61 ff.: „nach welchen 
Gesetzen ein Staat die im Auslande begangenen Verbrechen zu beurteilen habe," 
Heinze Goltd. Arch. 17, 564: „Mit Bejahung der Frage, ob in den hier be- 
sprochenen Fällen unser Staat strafen soll, ist keineswegs darüber entschieden, 
welches Strafgesetz unser Staat anzuwenden hat, das ausländische mildere oder 
das inländische strengere," vgl. auch dens. U. 14, Gross A. N. F. E. 1853, 56, 
Mohl690, Tittmann 27, 8chauberg 112, 185 f., Schütze 55, Herbst Goltd. 
Arch. 20, 334 f., Krug K. IV, 3, Neumeyer Z.-St. W. 23, 458, und besonders 
Waechter H. 126. Die Notwendigkeit der Trennung von 2 u. 3 zeigt sich 
drastisch an der Formulierung Berner's W., der die ganze Materie des inter- 
nationalen Strafrechts unter der Bezeichnung „Herrschaft des („unseres" vgl; 81) 
Strafgesetzes rücksichtlich des Raumes" behandelt, dann aber p. 160 innerhalb 
dieser Behandlung als Spezialfrage die Frage auf wirft: „Wenn unser Richter 
ein im Auslande verübtes Verbrechen straft, soll er alsdann die Gesetze des In- 
landes oder die des Auslandes zur Anwendung bringen," vgl. auch dens. L. 254: 
„Herrschaft des Strafgesetzes rücksichtlich des Ortes" im Verhältnis zu 258: 
„wiefern unser Staat inländische Gesetze anzuwenden habe." 
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ständen sich die beiden Fragen des Bestehens inländischen Straf- 
anspruchs und der Anwendbarkeit inländischen Strafgesetzes 
gegenüber, 1 ) während es sich in Wahrheit um den Gegensatz von 
Ob und Wie handelt und die Frage des Ob sich ebensogut mit 
Bezug auf das inländische Strafgesetz als den inländischen Straf- 
anspruch formulieren läßt. 2 ) 

Nun ist allerdings noch hervorzuheben, daß das Gesetz 
eventuell Modifikationen erleidet. Es finden sich — unten noch 
näher zu besprechende — Fälle, in welchen diese Scheidung de 
lege lata dadurch unmöglich gemacht wird, daß eine Bestimmung 

*) So z. B. bei Tittmann 27, Herbst Goltd. Aren. 20, 334 f., Krug K. 
IV, 3, Moni 690, Schütze 55, Ab egg 61 f., wo der Frage „nach welchen Ge- 
setzen ein Staat die im Auslände begangenen Verbrechen zu beurteilen habe" als 
„Präjudicial-Punkt" die entgegengestellt wird „ob und woher dem Staate das Recht 
zur Anwendung irgend einer Strafe in diesem Falle zukomme?", und besonders 
bei Haelschner I, 132 (zustimmend Kitzinger 175): „Indem die Frage nach 
den räumlichen Grenzen der Herrschaft des Strafgesetzes gestellt 
wird, begeht man meist den Fehler, daß man mit Beantwortung jener Frage zu- 
gleich die Frage naoh den Grenzen der Strafgewalt des Staates als 
erledigt betrachtet. Beide Fragen sind aber nicht durchaus identisch und 
sind auch von der Gesetzgebung, so auch vom deutschen Strafgesetzbuche nicht 
stets als identisch behandelt worden. Die Grenzen der Strafgewalt und der Herr- 
schaft des Strafgesetzes sind verschieden gezogen, wenn der Staat eine Strafge- 
walt inbezug auf Verbrechen in Anspruch nimmt, die er nicht nach seinen eigenen 
Gesetzen, sondern nach denen eines fremden Staates straft. Gewiß kann das Ge- 
richt des Inlandes keine Handlung bestrafen, die nicht durch das Gesetz des In- 
landes der diesseitigen Strafgewalt unterworfen ist (Frage Z. 1. und 2 sind hier 
nicht geschieden), aber eine andere Frage ist die, ob der Staat für alle Fälle, in 
denen er eine Strafgewalt in Anspruch nimmt, nur die eigenen Strafgesetze, oder 
ob und in welchen Fällen er das Strafgesetz des Auslandes für anwendbar erklären 
soll?" Gänzlich verworren Schwarze G. S. 12, 188 ff. Bei E. Schmidt 152 f. 
ist die Frage der Anwendbarkeit fremder Strafgesetze gegenübergestellt der Frage, 
wann auswärts begangene Verbrechen bestraft werden dürfen (Frage Z. 2), er ver- 
steht die erste Frage aber nicht bloß im Sinne des Wie (Frage Z. 3), sondern 
auch des Ob (Frage Z. 1). 

2 ) Terminologisch ist noch zu bemerken : Das Strafgesetz ausserhalb von und 
abgesehen von den Bestimmungen über das internationale Strafrecht wird in 
Folgendem (und ist schon im Vorhergehenden) bezeichnet als das (inländische) 
Strafgesetz schlechtweg im Gegensatz zu den speziellen Bestimmungen betr. das 
internationale Strafrecht, die als (gesetzliches) internationales Strafrecht bezeichnet 
werden mögen; die auf das erstere allein abstellende Strafbarkeit als Strafbarkeit 
an sich im Gegensatz zur konkreten Strafbarkeit, bezüglich der auch die Regeln 
über das internationale Strafrecht berücksichtigt werden müssen. 
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(bezw. Differenzierung) der speziellen Deliktstatbestände nach den 
im internationalen Strafrecht maßgebenden Momenten (Inländisch 
— Nichtinländisch) stattgefunden hat, so vor allem in §§ 102, 
103, 103a St.-G.-B. einerseits, 81—86, 94 ff., 135 St.-G.-B. anderer- 
seits, 1 ) hier ist Strafbarkeit in abstracto und in concreto (wenig- 
stens nach einer bestimmten Seite hin) nicht trennbar, die Tat 
ist überhaupt nur ein Delikt, wenn ein bestimmter Fall des 
Gegensatzes Inländisch — Ausländisch betr. Tat und Täter vor- 
liegt. Doch sind das nur Ausnahmefälle, wie schon die äußere 
Stellung der Sätze über internationales Strafrecht unter den 
allgemeinen Bestimmungen lehrt Sodann kann der Fall sogar 
so gelagert sein, daß eine inländische Bestimmung ausspricht, 
bei Begehung in einem bestimmten ausländischen Staat oder 
gegen einen solchen können gewisse nach ausländischem Recht 
strafbare Handlungen im Inland gestraft werden, welche sonst 
nach inländischem Strafgesetz überhaupt an sich nicht strafbar, 
überhaupt an sich keine Delikte sind* Die Strafbarkeit im Inland 
ruht auch hier auf inländischem Strafgesetz, nämlich eben auf 
dieser verweisenden Bestimmung. 2 ) Es läßt sich aber in dieser 
Bestimmung ebenfalls nicht trennen konkrete und abstrakte in- 
ländische Strafbarkeit, die Handlung wird nach dem speziellen 
Tatbestand für eine im Inland strafbare erklärt unter Hereinnahme 
eines Moments des Gegensatzes Inländisch — Nichtinländisch in 

!) Vgl. auch Olshatisen 14 zu § 4, R. G. 14, 128 f., R. G. 19, 196, 
Binding I, 435 Anm. 2. 

2 ) Vgl. die Ausführungen bei Binding J, 372 f. sub. 3: „Will ein Staat 
seinen Strafanspruch geltend machen, so kann er sich nur auf sein eigenes Straf- 
gesetz stützen: für seine Gerichte existieren deshalb fremde Strafgesetze nicht. 1 ' 
„Von dieser Unmöglichkeit für deutsche Gerichte gibt es nur eine Scheinaus- 
nahme . . . das inländische Strafgesetz kann ausdrücklich den Richter zur An- 
wendung des ausländischen anweisen. Dann wird .... durch die Autorität des 
Inlandes das ausländische zum inländischen Gesetz ad hoc erhoben: die Strafbe- 
rechtigung des deutschen Landesherrn ruht aber auch dann ausschließlich auf 
deutschem Gesetz." Besonders aber s. Neumeyer Z.-St. W. 23, 457 „eine Zu- 
grundelegung fremden Strafrechts ist . . . unmittelbar gar nicht 
möglich/' „will ein Staat nach fremden Gesetzen strafen, so findet er zunächst 
einen Straf anspruch, den das Gesetz einem andern Staat verleiht, 
und will er sich diese Strafdrohung zur Richtschnur nehmen, so muß er erst 
an Stelle des ursprünglichen Gläubigers sich selbst als Berech- 
tigten einsetzen." 
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den speziellen Tatbestand. Getrennt werden könnte hier nur die 
Strafbarkeit nach ausländischem Recht als Voraussetzung für 
diese inländische Strafbarkeit, so daß also zuerst zu fragen wäre: 
ist die Handlung nach ausländischem Recht strafbar? Natur- 
gemäß wird aber ein solcher Fall äußerst selten sein. 1 ) Endlich 
liegt die Sache anders, wenn für mehrere Staaten ein gemeinsames 
Strafrecht besteht (wie etwa früher das gemeine Recht). Hier 
teilt sich die zweite Frage in zwei Fragen. Einmal in die : ist das 
gemeinsame Recht in concreto anwendbar, besteht ein konkreter 
Strafanspruch auf Grund desselben (mit Rücksicht auf den Gegen- 
satz Inländisch, d. h. zu dieser Gemeinschaft gehörig, und Nicht- 
inländisch, d. h. nicht zu ihr gehörig)? Weiter aber noch in die: 
welchem der mehreren Staaten kommt nun dieser konkrete 
Strafanspruch zu, seitens welchen der mehreren Staaten ist 
das gemeinsame Recht in concreto anwendbar? Mit dieser 
Situation hängt zusammen die frühere Neigung, die Fragen des 
internationalen Strafrechts als Kompetenzfragen zu behandeln. 
Anders jetzt, wo in der Bejahung der konkreten Anwendbarkeit 
des inländischen Strafgesetzes immer die Bejahung seiner kon- 
kreten Anwendbarkeit seitens des Inlands liegt, die Bejahung 
eines konkreten Strafanspruchs des Inlands. 2 ) 

Die eben getroffene Unterscheidung zwischen abstrakter und 
konkreter Strafbarkeit hat nicht bloß den Wert einer rein theo- 
retischen Distinktion. 3 ) Durch ihre Beachtung wird beispielsweise 
vor allem der häufig vertretenen Ansicht, welche die Auslieferung 
mit der Bestrafung zusammennehmen will, sie als einen Akt der 
Betätigung inländischen Strafrechts bezeichnet, der Boden ent- 
zogen. Sie argumentiert: es wird nur ausgeliefert wegen einer 

*) Vgl. aber z. B. Reichsgesetz vom 9. Juni 1895 betr. die Ausführung des 
mit Oesterreich-Ungarn abgeschlossenen Zollkartells § 2: „Wer es unternimmt, 
Gegenstände, deren Ein-, Aus- oder Durchfuhr in Oesterreich-Ungarn ver- 
boten ist, diesem Verbot zuwider ein-, aus- oder durchzuführen, hat 
die Einziehung der Gegenstände . . . und eine Geldstrafe verwirkt," § 5: „Wer 
in anderer . . . Art die österreichisch-ungarischen Zollgesetze über- 
tritt, hat eine Ordnungsstrafe" usw., s. auch § 3. das. Vgl. weiter Bin ding I, 
391 A. 1. 

2 ) S. auch unten. 

3 ) Dieser Wert tritt z. B. heraus gegenüber der Aeußerung von Ab egg 31 
A. 27. 
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nach dem inländischen Recht strafbaren Handlung, also setzt die 
Auslieferung die Anwendung des inländischen Strafgesetzes, die 
Bejahung eines inländischen Strafrechts voraus, also übt der 
ausliefernde Staat ein Strafrecht aus, wendet sein Strafgesetz an. 1 ) 
Aber bei der Auslieferung handelt es sich doch nur um die vor- 
gängige Bejahung der Anwendbarkeit des inländischen Strafge- 
setzes in abstracto, inländischen Strafrechts als eines an sich 
begründeten, 2 ) und gerade nicht um die konkrete Anwendbarkeit, 
die Bejahung des Strafrechts in concreto. Auch sonst erweist 
sich diese Unterscheidung als fruchtbar. 3 ) 

1 ) Vgl. R. Schmid 174: „Wir dürfen sie (die Auslieferung) eigentlich immer 
nur als eine andere Form betrachten, in welcher ein Verbrecher von uns salbst 
einer Strafe unterworfen wird," 176, 183 (s. aber 177), Heinze Goltd. Arch. 17, 
681 f. Besonders aber tritt dieser Gedankengang heraus bei Schauberg 124: 
Der regierte Staat habe bei Auslief erungs begehren zu prüfen, „ob die Handlung 
überhaupt eine strafbare . . sei, und diese Prüfung hat er nach seinen eigenen 
Gesetzen vorzunehmen, er hat seine eigenen Gesetze anzuwenden.*' 
„Sein eigenes Strafgesetz anwenden ist nun aber eine Tätigkeit, die nur 
aus dem Hoheitsrecht der Strafgewalt fließt; daraus folgt mit Not- 
wendigkeit, daß die Vorbedingung und Voraussetzung jeder Auslieferungs- 
möglichkeit die ist, daß der um Auslieferung angegangene Staat auch berechtigt 
wäre, das Verbrechen, wegen dessen er ausliefern soll, vor sein eigenes Forum zu 
ziehen, daß er also selbst Strafkompetenz mit Bezug auf die frag- 
liche Person und Handlung besitze." Gegen Schauberg vgl. v. Roh- 
land 10 A. 3, gegen letzteren wieder Lammasch 46 A. 11, der ebenfalls mit 
dem „Anwenden des Strafgesetzes" operiert. S. überhaupt Lammasch 43 ff., 56 
und dort Zit., Hamaker ARCH. ÖFF. R. I 291 ff. für die bekämpfte An- 
schauung. Gegen dieselbe vgl. besonders v. Martitz I, 55 A. 13, 441 ff., 450, 
Binding 1, 397: „Die Auslieferung des Verbrechers an das Ausland bedeutet 
stets eine Verneinung inländischen Strafrechts," die gegenteilige Ansicht sei ein 
„geradezu unbegreiflicher Irrtum," H. Meyer 126 A. 55, v. Bar Kr. V.-J.-Schr. 

15, 46 Anm., ders. L. 216, Harburger Kr. V.-J.-Schr. 32, 122 ff, v. Liszt Z.- 
St. W. 2, 60 f., ders. L. 110 A. 1. und dort Zit. Zutreffend besonders auf Grund 
der oben getroffenen Unterscheidung zwischen konkreter und abstrakter Strafbar- 
keit Grosch 14, v. Martitz I, 133 A. 13, 463 A. 71, II, 58 A. 5, Harburger 
Kr. V.-J.-Schr. 32, 127. 

2 ) Gegen die gegenteilige von v. Liszt Z.-St. W. 2, 61 f.; 3, 502 (vgl. auch 

16. D. J. T. 314 ff.) befürwortete Regelung, die auf mangelnder Scheidung des oben 
Getrennten nach der entgegengesetzten Richtung beruht vgl. v. Bar G. S. 34, 
484 ff, s. auch Binding I, 399, Oxforder Beschlüsse des Instituts für intern. 
Recht (1880; Art. 11, und insoweit auch richtig Lamm asch 44. Vgl. auch Mo hl 697 f. 

3 ) Insbesondere betr. prozessuale Fragen (schwurgerichtliche Fragestellung s.u. '. 
So weiter betreffend eine Ausführung v. Bar's, Kr. V.-J.-Schr. 15, 46 (entsprechend 



— 11 — 

Ein Bedenken ist indeß noch zu erörtern. Wir haben die 
eine Frage des internationalen Strafrechts dahin formuliert, es 
handle sich um das Bestehen eines Strafanspruchs, einer 
Strafkompetenz des Inlands in concreto. Das geltende Recht 
aber redet in den hier einschlagenden §§ 4, 5 St.-G.-B. davon: 
es könne „nach den Strafgesetzen des Deutschen Reiches ver- 
folgt werden: 1. ein Deutscher", „Die Verfolgung ist auch 
zulässig, wenn der Täter bei Begehung der Handlung noch nicht 
Deutscher war", im Fall des § 4 N. 3 „bleibt die Verfolgung 
ausgeschlossen, wenn" u. s. w. Es scheint sich daher, jedenfalls 
nach dem geltenden Recht, gar nicht um eine materiellrechtliche 
Frage, wie sie bisher formuliert worden ist, sondern bei solcher 

ders. G. S. 28, 449) bezüglich der Frage, ob der Ort des Erfolgs oder der Hand- 
lung i. e. S. die inländische Strafkompetenz begründe (bzw. betr. das „passive 
Personalprinzip")- Er äußert: „den Ort des eingetretenen Erfolges hier als maß- 
gebend betrachten, heißt den Aufenthaltsort des Verletzten zu Grunde legen und 
jede Kompetenzregulierung hiernach beruht ... auf einer petitio prinoipii, da die 
Annahme einer Verletzung im strafrechtlichen Sinne die Unterwerfung der Hand- 
lung unter ein bestimmtes Strafgesetz bereits voraussetzt." Hier ist übersehen, 
daß die „Kompetenzregulierung" sich auf die konkrete Anwendbarkeit eines be- 
stimmten Strafgesetzes bezieht, dagegen die „Unterwerfung der Handlung" eine 
abstrakte Anwendung enthält, wie sie eben als Ausgangspunkt für die erstere 
Frage stattfindet. (Dasselbe gilt für die andere Ausführung v. Bar'b a. a. 0.) 
Weiter betr. Tatbestände, die, wie die Hehlerei in § 259 St-G.-B. den Begriff 
„strafbare Handlung" enthalten, dies ist hier zu verstehen als in abstracto nach 
deutschem Strafgesetz strafbare Handlung, daher richtig R. G. 18, 298 („Das Tat- 
bestandsmerkmal . . ., daß die gehehlte Sache mittels einer strafbaren Handlung 
erlangt ist, untersteht . . ., auch wenn diese Handlung im Auslande begangen, 
dem deutschen Strafgesetzbuche," es sei „der Umstand, daß die Haupttat etwa 
von einem Ausländer im Auslände verübt und die deutschen Gerichte nach dem 
Territorialprinzipe der §§ 3, 4 St-G.-B.'s zur Verfolgung des Haupttäters nicht 
befugt sind, auf die Bestrafung des Hehlers wegen der im Inlande begangenen 
Hehlerei ohne Einfluß; es genügt, wenn die Haupttat objektiv nach deutschem 
Strafrechte strafbar ist"), zu Unrecht dagegen Neumeyer Z.-St. W. 23, 440, der 
eben den Unterschied von Strafbarkeit in concreto und abstracto nicht genügend 
würdigt. Endlich ist dieser Unterschied zu betonen gegenüber den Ausführungen 
bei v. Marti tz 1, 129 A. 7, 130 f. A. 9, 131 f. und Anm. 11 das., wo die Sub- 
sumierbarkeit unter unser Strafgesetz, die „Berührung unserer Rechtsordnung" im 
Sinne von Deliktsqualität, die abstrakte Strafbarkeit nach den Bestimmungen un- 
seres Gesetzes abgesehen von den Bestimmungen betr. internationales Strafrecht 
nicht scharf geschieden wird von dem Gesichtspunkt einer Verletzung inländischer 
Interessen als Grund und Schranke der Statuierung von Strafbarkeit in concreto 
in den Bestimmungen über internationales Strafrecht. 
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„Zulässigkeit der Verfolgung" um eine prozessuale Frage zu 
handeln, bei den maßgebenden Momenten (Inländereigenschaft 
u. s. w.) um prozessuale Voraussetzungen, prozessuale Bedingungen, 
bezw, Prozeßhindernisse. 1 ) 

Wir müssen hier Verschiedenes scheiden. Einmal die Frage : 
besteht ein Recht auf (oder die Möglichkeit von) Sachentscheidung 2 ) 
abhängig gemacht von Prozeßvoraussetzungen. 8 ) Sodann die 



x ) Wenigstens im Ausdruck zeigt es eine Neigung zu dieser Anschauung, 
wenn bezüglich des internationalen Strafrechts von Gerichtszuständigkeit geredet 
wird, wie von Schauberg 172, 187, Berner 140, Harburger Z.-St. W. 20, 594, 
Waechter, Goltd. Aren. 18, 524, R. Schmid 172, in der Sache selbst aber vertritt 
sie mit voller Bestimmtheit fürs internationale Strafrecht überhaupt Lammasch, 
wenn er 56 A. 5 der deutschen Rechtswissenschaft zum Vorwurf macht, daß nach 
dem Vorgang der deutschen Gesetzgebungen „die Frage nach der Beurteilung der 
im Auslande verübten Verbrechen als sog. Lehre von den Grenzen des Strafge- 
setzes im Strafrecht und nicht im Straf Prozeßrecht behandelt wird, in welches 
sie die Gesetzgebung und Doktrin der romanischen Völker mit viel größerem 
Recht gestellt hat." Bekanntlich hat sich auch historisch das internationale 
Strafrecht im Anschluß an die Lehre vom kompetenten forum, also eine prozes- 
suale Lehre, entwickelt, vgl. darüber v. Martitz 1, 145 ff., und selbst eine ganze 
Gruppe neuerer Kodifikationen behandelt die einschlägigen Fragen im Strafprozeß- 
gesetz, vgl. v. Martitz I 427 f. A. 2. 

2 ) Man redet wohl von .»abstraktem Straf klagrecht," vgl. hierzu Bin ding I, 
193, 808 fiL Goldschmidt, Mat. Justizr. 22 f., auch Bennecke-Beling 218 ff, 
Finger I. 184. Ob man den Ausdruck „Strafklagrecht' benützen will (der Aus- 
druck wird verschieden verstanden, vgl. Goldsohmidt 1. c. 22 A. 112) ist für 
das hier zu Erörternde nicht von Bedeutung, das wesentliche ist die Fragestellung, 
dahingehend: besteht ein Recht auf Sachentscheidung? 

3 ) Die Prozeßvoraussetzungen beziehen auf die Möglichkeit der Sachent- 
scheidung Binding I, 596, Bennecke-Beling 12 o., vgl. auch 380 ff., Ull- 
mann 261, 263, vgl. auch Goldschmidt 1. c. 22, v. Kries L. 467. Vgl. ent- 
sprechend für das Zivilprozeßrecht besonders Hellwig, Klagrecht 56, („Prozeß- 
voraussetzungen" =* Sachurteilsvoraussetzungen), ders. Recht 9. Jahrgang 301. Daß 
die Bezeichnung als Bedingungen der „Verfolgung" oder „Verfolgbarkeit" irre- 
führend ist, wird sich unten ergeben. Die Trennung der Sachentscheidungsvoraus- 
setzungen in zwei Gruppen, wie sie Goldschmidt 1. c. 60 ff. vertritt, halte ich 
sowohl für das Zivil- wie für das Strafprozeßrecht für richtig, obwohl ich im 
Einzelnen stark abweiche. Es wäre zu trennen Voraussetzungen der Zuläßigkeit 
von (gerichtlicher; Sachentscheidung schlechtweg und überhaupt (fehlend z. B. bei 
Unzulässigkeit des Rechtswegs) und von möglicher Sachentscheidung bei der 
konkreten prozessualen Situation (fehlend z. B. bei Unzuständigkeit des Gerichts), 
bei ihrem Fehlen liegt im einen Fall eine unvermeidbare Unmöglichkeit, im 
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Frage: besteht ein materielles Strafrecht, Strafkompetenz, ein 
Strafanspruch, ein jus puniendi des Staates, die Bejahung abhängig 
gemacht davon, ob eine bestimmt umschriebene Tat begangen ist, 
eventuell noch von andern Bedingungen außerhalb des Tatbe- 
standes („Bedingungen der Strafbarkeit") 1 .) Bndlich könnten wir 
eventuell noch die dritte Präge stellen: besteht ein — davon zu 
trennendes — Recht auf bejahendes Sachurteil, auf Verurteilung 
und welche Voraussetzungen (Rechtsschutzbedingungen, Be- 
dingungen der Verfolgbarkeit) bedingen dasselbe? 2 ) Es fragt sich 
nun, ob wir nicht durch die Passung des geltenden Rechts ge- 
zwungen sind, in den Bestimmungen der §§ 4, 5 St.-G.-B., die 
wir bisher als Antwort auf die zweite Frage auffaßten, die 
Antwort auf eine andere Frage, die erste oder dritte zu finden, 
woran sich dann die allgemeine Erwägung schließen würde, ob 
wir nicht eine Modifikation der oben entwickelten Fragestellung 
müssen eintreten lassen. 

Wenn wir die erste Frage scharf fassen, so handelt es sich 
hier, wie gesagt, um das Recht auf Sachentscheidung, bei den 
„ Prozeßvoraussetzungen u um die Voraussetzungen dieses Rechts. 
Es ist nun eine Eigentümlichkeit des Strafprozesses, daß eine 
Weiterleitung desselben durch Akte von Behörden stattfindet, und 
daß diese Akte (Eröffnung der Voruntersuchung, Eröffnung des 



anderen ein vermeidbarer Fehler vor. In Folgendem wird der Ausdruck „Prozeß- 
voraussetzungen" in einem beides umfassenden Sinn gebraucht. Goldschmidt 
bezeichnet die Gruppen (wohl nicht ganz glücklich) als „prozessuale Strafrechts- 
voraussetzungen" Und „reine Strat'prozeßvoraussetzungen." Richtiger wäre wohl 
die Bezeichnung abstrakte Und konkrete Prozeßvoraussetzungen. 

1 ) Vgl. bes. jetzt FingeT, Goltd. Arch. 50, 32 ff., s. auch unten. 

2 ) Vgl. Binding I, 809, 826, 829, 830, 848 „Recht des Klägers auf Verur- 
teilung," Recht des Richters, „über das Recht des Klägers ein bejahendes Sach- 
urteil abzugeben." Vgl. weiter Hälschner I, 711 f. (betr. den Antrag). 
Glaser II, 50, 55 f., (vgl. I, 279) redet von einem „materiellen Prozeßrecht," 
was wohl auch in diese Richtung weist. Besonders aber in dieser Richtung 
(speziell anläßlich von Erörterungen über internationales Strafrecht) Neumeyer 
Z.-St. W. 23, 454 A. 35 (der vom „Strafanspruch," den „echten Bedingungen der 
Strafbarkeit" unterscheiden will die „Reaktionsfähigkeit" des Straf anspruchs, die 
„Bedingungen der Verfolgbarkeit, die die Reaktionsfähigkeit eines gegebenen 
Strafanspruchs zum Gegenstand haben," „materiellrechtliche Bedingungen der Ver- 
folgbarkeit," verschieden von den „Prozeß Voraussetzungen"). S. auch die bei 
Goldschmidt 23 A. 115 Genannten und diesen selbst zu der ganzen Frage. 
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Haupt Verfahrens) nur erfolgen dürfen auf Grund einer — vor- 
läufigen, prima facie erfolgenden — Bejahung bestehender Straf- 
barkeit. 1 ) Da sonach bei Verneinung derselben der Prozeß nicht 
weitergeleitet werden darf, 2 ) und da das gleiche der Fall ist bei 
fehlenden Prozeßvoraussetzungen, ist die Gefahr einer Ver- 
mischung von Verschiedenem gegeben. Tatsächlich ist man auch 
dieser Gefahr erlegen. Man hat als „Prozeßvoraussetzung* auf- 
gestellt den hinreichenden Verdacht, weil der Prozeß nur weiter- 
geleitet wird, wenn der Betr. hinreichend verdächtig ist. 3 ) In 
Wahrheit aber ist der Ausspruch „hinreichenden Verdachts" in 
§ 201 St.-P.-O. (ebenso wie in § 178 St.-P.-O. des Pallens der 
Tat unter ein Strafgesetz) selbst eine Sachentscheidung, 4 ) wenn 
auch nur eine provisorische, und der „hinreichende Verdacht* 
bezieht sich auf den Grad der Evidenz der Sache, der Strafbar- 
keit 5 ). Andererseits stellt die Ablehnung der Eröffnung der Vor- 
untersuchung und des Hauptverfahrens eine — selbst einer ge- 
wissen Rechtskraft fähige — Sachentscheidung, Entscheidung 
über die Strafbarkeit dar, wenn sie erfolgt auf Grund der Ver- 
neinung der Strafbarkeit. 6 ) Die Prozeßvoraussetzungen sind Be- 
dingungen auch solcher Sachentscheidung, durch die gegebene Be- 
griffsbestimmung wird an Stelle der sonst wohl beliebten Trennung 
von x Prozeß Voraussetzungen " und „ Urteilsvoraussetzungen* 7 ) ein 
einheitlicher Begriff gesetzt. Daß sie Voraussetzungen auch dieser 
Sachentscheidung sind, zeigt sich in der Frage derReihenfolge der 



*) Vgl. auch Goldschmidt 1. c. 25 f. 

2 ) Vgl. z. B. Glaser II, 48, 56, v. Kries L. 6, 9. 

3 ) Z. B. v. Kries Z.-St. W. 5, 37, L. 465 (s. allerdings Z.-St. W. 5, 5), 
Binding I, 193, Glaser II, 47 f., Finger I, 184. Dagegen zutreffend Gold- 
schmidt 24. 

4 ) Vgl. auch § 205 St.-P.-O., Loewe 2 zu § 201 St.-P.-O., auch v. Kries 
Z.-St. W. 5, 5, s. aber 23, 30 f., L. 465, zutreffend Goldschmidt 24, 25 f. Anm. 
130, 131. 

6 ) Richtig Goldschmidt 25. 

6 ) Vgl. St.-P.-0. § 210, Löwe 2 zu § 181 St.-P.-0., zu vgl. auch § 202 Abs. 1 
St.-P.-0. 

7 ) Vgl. besonders v. Kries L. 463 ff., 578 ff., Ro senf el d 330 f. Womit 
natürlich nicht geleugnet werden soll, daß für die Sachentscheidung anläßlich der 
Frage der Eröffnung und die Sachentscheidung in der Hauptverhandlung jeweils ver- 
schiedene Momente oder dieselben Momente in verschiedener Weise inbetracht kommen. 
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Prüfung eben bei dieser Entscheidung über Eröffnung der Vor- 
untersuchung und des Hauptverfahrens. 1 ) Diese Vermischung der 
vorläufigen, eine Voraussetzung für Weiterleitung des Prozesses 
bildenden bejahenden Sachentscheidung mit den Voraussetzung der 
Sachentscheidung hat nun aber — und das ist für die hier speziell ge- 
stellte Frage das Wesentliche — dazu geführt, die Prozeßvoraus- 
setzungen als Voraussetzungen, Bedingungen der „ Strafverfolgung", 
der „möglichen Strafverfolgung *, der „ Verfolgbarkeit * zu charak- 
terisieren. 2 ) Damit kommt etwas Schiefes herein, denn in „Bedingung 
der Verfolgung" liegt die spezifische Beziehung auf Durchführung 
des Prozesses bis zur Verurteilung, während nach dem Gesagten 
die Prozeßvoraussetzungen nicht spezifische Voraussetzungen der 
Durchführung des Prozesses und der Verurteilung, sondern auch 
Voraussetzungen einer Erklärung der Nichtdurchführung aus 
sachlichen Gründen und der Freisprechung sind. Sobald man 
die erste der oben unterschiedenen drei Fragen scharf for- 
muliert, ist klar, daß es sich bei ihr eigentlich nicht um „Ver- 
folgenkönnen", „Recht auf Verfolgung", „Voraussetzungen der 
Verfolgung" handelt, denn „Verfolgenkönnen" enthält mehr als 
die bloße Richtung auf Sachentscheidung schlechtweg. Daß es 
sich also um die Frage nach dem Bestehen des Rechts auf Sach- 
entscheidung in den §§ 4, 5 St-G.-B. handelt, ist demnach schon 
auf Grund der Ausdrucksweise („kann verfolgt werden") eher 
zu verneinen, als zu bejahen. 3 ) Sodann aber handelt es sich doch 



*) Es darf z. B. nicht ein Gericht, dessen Unzuständigkeit in Frage kommt, 
unter Offenlassen dieser Frage die Eröffnung wegen Nichtbestehens von Strafbar- 
keit der Tat ablehnen. Vgl. Bennecke-Beling 380 f. mit Recht gegen 
Glaser II, 56 f. A. 19, II, 59, Eisler Grünhuts Z. 17, 621. Dies gilt für 
beide oben unterschiedenen Arten der Prozeß Voraussetzungen gegenüber der Sach- 
entscheidung. 

2 ) So z. B. 1 s h a u s e n 33 zu § 59 u. 55 zu § 61, F r a n k 84, s. auch II 
zu § 66, Finger I, 190 vgl. auch A. 251 das., ders. Goltd. Arch. 50, 47, 
v. L i s z t 195 (sub. III). 

3 ; Alan versuche auch nur einmal statt „verfolgt werden" einzusetzen : „sach- 
lich abgeurteilt werden/ 1 so ergibt sich sofort die Unmöglichkeit, die lex lata so 
aufzufassen. Der § 4 Abs. 2 würde dann lauten: „Jedoch kann nach den Straf- 
gesetzen des Deutschen Reichs (sachlich) abgeurteilt werden, 1) ein Deutscher 
oder . . ., welcher im Auslände eine hochverräterische Handlung . . . gegen das 
Deutsche Reich . . . oder ein Müuzverbrechen begangen . . . hat." Wer 
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jedenfalls in § 3 („die Strafgesetze des Deutschen Reiches finden 
Anwendung auf"), § 6 (»im Ausland begangene Uebertretungen 
sind nur dann zu bestrafen") nach dem klaren Wortlaut nicht 
um die Frage möglicher Sachentscheidung, wie sollen aber dann 
die in diesen Zusammenhang gehörigen §§ 4 und 5 nun ganz 
andere Fragen regeln. Weiter redet § 4 Abs. 2 nicht von „Ver- 
folgenkönnen" schlechtweg, sondern „nach den Strafgesetzen des 
Deutschen Reichs", nimmt also deutlich auf § 3 Bezug und weist 
deutlich auf die dort behandelte Frage hin. Zweifellos dürfte 
auch sein, daß, wenn in einem konkreten Fall nebeneinander 
Zweifel z. B. über die Zuständigkeit des Gerichts und (etwa bei 
Begehung im Ausland) über die Inländereigenschaft des Ange- 
klagten sich erheben, die erste Frage vorweg zu prüfen ist, daß 
das Gericht nicht unangesehen seine Zuständigkeit über letztere 
negativ entscheiden darf. Endlich, wenn man die erste Frage 
und den Begriff „Prozeß Voraussetzungen" in dem oben entwickelten 
Sinne nimmt, erscheint die Auffassung, § 4 handle hiervon, des- 
halb unmöglich, weil dann nirgends die Frage geregelt wäre, 
unter welchen Voraussetzungen ein im Ausland begangenes Ver- 
brechen und Vergehen im Inland strafbar ist, einen Strafanspruch 
des Inlands erzeugt, zu einer Verurteilung im Inland führen 
kann. Darüber wäre im Gesetz dann nirgends etwas gesagt, 
sondern nur über die Möglichkeit einer Sachentscheidung, Ab- 
urteilung im Inland. Es handelt sich somit in § 4 und 5 St.-G.-B. 
nicht um die Frage möglicher Sachentscheidung, nicht um eine 
prozessuale Frage in diesem Sinne. 1 ) Dies gilt aber nicht nur 

Hochverrat oder ein Münzverbrechen begangen hat, soll doch gewiß nicht nur 
(sachlich) abgeurteilt, sondern verurteilt werden können. 

*) Vgl. für diese Ansicht auch Hamm, Goltd. Arch. 26, 423, v. K r i e s 
L. 8, Bennecke-Beling 384 A. 22, 1 s h a u s e n 8 zu § 4, anders aber 
betr. § 5, s. 1 zu § 5 (Ausschluss des „Straf veifolgüngsrechts"), Bindingl, 
414 (Die „schlechte prozessuale Fassung des § 4," „Nicht handelt es sich um 
die Strafverfolgung, sondern um die Strafbarkeit der Inländer und Ausländer, und 
die angegebene Möglichkeit der Strafverfolgung ist nur als «trafrechtsbegründende 
Wirksamkeit ihrer Tat gedacht"), I, 444, Tafel 61, t vgl. auch Gold Schmidt 
1. c. 39 und Anm. 191 das:, von älteren Autoren vgl. bes. F r a n c k e, Goltd. 
Arch. 20, 24 f., 27. 

Der Giund, warum an Stelle der in dieser Richtung deutlicheren Fassung des 
preußischen St.-G.-B. „kann verfolgt und bestraft werden" die Fassung gewählt wurde 
„kann verfolgt werden", lag auf ganz anderem Gebiet s. Mot. 32. B e n n e c k e- 
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für diese Paragraphen der lex lata, sondern allgemein für das 
internationale Strafrecht. 1 ) Die Frage möglicher Sachentscheidung 
im Inland ist ihrem Wesen nach zu behandeln und zu beant- 
worten im Zusammenhang des Strafprozeßrechts, bildet keinen 
Gegenstand des Strafrechts, auch nicht den des „internationalen 
Straf rechts,* auch hier müßte man fragen, in welchem Rechts- 
teil denn bei Annahme des Gegenteils dann die Frage nach der 
Möglichkeit einer Verurteilung im Inland, einem Bestehen in- 
ländischen Strafanspruchs, einer Anwendbarkeit inländischer Straf- 
gesetze mit Rücksicht auf den Gegensatz Inländisch und Nicht- 
inländisch beantwortet wird. De lege lata ergibt sich hieraus 
noch, daß die in den betr. Bestimmungen (§§ 4, 5) genannten 
Momente trotz der Ausdrücke „ kann verfolgt werden," „bleibt die 
Verfolgung ausgeschlossen u nicht als Prozeß Voraussetzungen 
(Prozeßhindernisse) zu charakterisieren sind. 2 ) Dies ist praktisch 



Beling 114 formuliert, das „Verfolgen" in § 4 Stgb. werde im strafprozessualen 
Sinn gebraucht, es wende sich an den Staatsanwalt und sage: ,,Du kannst klagen 
oder nicht klagen, wie du willst,* 1 dies ist aber nur eine Seite, die andere ist 
die : wenn aber der Staatsanwalt klagt, so ist V e r urteilung zulässig auch bei 
im Ausland begangenen Delikten unter den und den Voraussetzungen. Daß die 
Zusammenschweißung von beidem in dem Ausdruck „kann verfolgt werden" nicht 
sehr glücklich ist, liegt auf der Hand. 

Was die Frage der Möglichkeit einer Sachentscheidung im Inland betr. im 
Ausland begangene Reate betrifft, so ist diese implicite in § 9 St.-P.-O. bejahend 
beantwortet. 

J ) Vgl. hiefür und gegen Lammasch 56 A. 5 zutreffend Harburger 
Kr. VJSchr. 32, 121 f., s. weiter v. Martitz I, 427 f. bes. A. 1 und 2 das., 
Glaser I, 279 A. 6. 

Ewas ganz anderes als die Frage, ob das Inland Recht auf Sachentscheidung 
hat, behandelt das von v. Martitz I, 428 ff. so genannte „internationale Straf- 
prozeßrecht. 4 * 

2 ) Was speziell § 5 Str.-G.-B. anbelangt, so kann man wohl geneigt sein, 
einen Teil der daselbst genannten Momente als Prozeßvoraussetzungen (bezw. 
Prozeßhindernisse) aufzufassen, wenn man die entsprechenden Gestaltungen des 
inländischen Rechts (Antrag, Verjährung u. s. w.) nach dessen Regelung als 
Prozeßvoraussetzungen (bezw. Prozeßhindernisse) auffaßt. Allein hier handelt es 
sich doch nicht um Gestaltungen des inländischen, sondern um solche des 
ausländischen Rechts. Man könnte sagen, es sei dann jeweils das aus- 
ländische Recht dafür maßgebend, ob wir die betr. Momente als Prozeßvoraüs- 
setzungen (Prozeßhindernisse) aufzufassen haben oder nicht. Allein die Prüfung 
wäre äußerst schwierig und sie hätte ja doch zunächst nur Bedeutung für den 
ausländischen Strafanspruch und Strafprozeß, während hier ihre Bedeutung für den 

Heg ler, Prinzipien des internationalen Strafreehts. 2 
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wichtig besonders für die prozessuale Behandlung, für die Frage 
der Reihenfolge der Prüfung, der Anwendbarkeit von § 266 

inländischen zur Debatte steht. Es ist deshalb § 5 St.-G.-B. so auszulegen, daß 
die hier genannten Momente die inländische Strafbarkeit (nicht die Möglichkeit 
der Sachentscheidung) bedingen (bezw. aufheben). Vgl. auch v. K r i e s L. 607, 
Bin ding I, 444, 445 sub. 5, 445 Anm. 16, 810, Gr. 79, Finger, Goltd. Arch. 
50,46. A. M. Olshausen 1 zu § 5, z. T. a. M. Beling Gr. 22 (s. auch dens. 
Z.-St. W. 17, 360 A. 77), Oetker, Goltd. Arch. 46, 332, Goldschmidt 

I. c. 69. 

Gegen den Charakter als Prozeßvoraussetzungen, für den materiellrecht- 
lichen Charakter der in § 4 St.-G.-B. inbetracht kommenden Momente erklären 
sich (ausser den schon oben genannten) H. Meyer Holtzend Handb. d. Strafpr. 

II, 143 f., der betr. „die Fragen, ob der Angeklagte zur Zeit der Tat Inländer oder 
Ausländer, ob die Tat im Inlande oder im Auslande verübt wurde, ob sie nach 
den Gesetzen des Ortes, an welchem sie verübt wurde, mit Strafe bedroht war", 
äußert, sie betreffen „weitere zu dem Tatbestande des Deliktes hinzukommende 
Voraussetzungen der Strafbarkeit, 11 Goldschmidt 1. c. 69 (abgesehen vom An- 
trag in § 4 Abs. 2 Z. 3 s. u.), Beling Gr. 21 (es hänge ,.von dem Inlands- 
charakter der Tat bezw. der Inländereigenschaft des Täters die Stiafbarkeit ab, 
d. h. das Begangensein der Tat im Inlande bezw. durch einen Inländer ist . . . 
keineswegs bloße Prozeßvoraussetzung, ohne Gegebensein dieser Umstände ist 
vielmehr ein deutscher Straf ansprach nicht vorhanden"), Birkmeyer L. 649 b 
(zu den besonderen Bedingungen der Strafbarkeit gehören „Begehung der Tat 
im Inland oder Vorliegen einer der Ausnahmen vom Territorialitätsprinzip in § 4 
R.-St -G.-B."), ders. Teilnahme 177, Glaser II, 51 („rein materiellrechtliche Ex- 
zeptionen" seien „Grenzen der Anwendbarkeit des Strafgesetzes nach Person, 
Zeit und Raum"), v. K r i e s L. 8, 442 f. Speziell betr. Strafbarkeit der Tat nach 
ausländischem Recht äussern sich gegen die Auffassung als Prozeßvoraussetzung, 
für den materiellrechtlichen Charaker: H. Meyer 296. v. Bar L. 258 A. 5, 
B in ding N. I, 234, ders, I, 591, ders. Gr. 85, Waag G. 3. 37, 645, S t> n g- 
1 e i n 15 zu § 293 St.-Pr.-O., Olshausen 13 zu § 4, Finger Goltd. Arch. 50, 
43 ff., ders. I, 119, 170, Merkel 236, Beling Z.-St. W. 17, 347, Bennecke 
593, A. 8, Bennecke -Beling 14 A. 15, 552 A. 11, Risch Z.-St. W. 9 
238, Loewe 3 zu § 293, Oetker Goltd. Arch. 48, 330 A. 14, Heinemann, 
Z.-St. W. 15, 230 f. A. 11, Pr. Ob er tri b. Oppenhoff 8, 505, R. G. 13, 229, 31, 
122; speziell betr. die Inländereigenschaft : Oetker 1. c. 332 A. 21, G o 1 d- 
s chmidt 1. c. 69, Finger Goltd. Arch. 1. c. 34; betr. Begehung im Inland: 
Goldschmidt 1. c. 69; betr. den Straf antrag der Behörde des ausländischen 
Staats in § 4 Abs. 2 Z. 3: Merkel 237, Binding I, 591, ders. N. I, 233, ders. 
Gr. 85; betr. Verbürgung der Gegenseitigkeit (102 f. St.-G.-B.): Merkel 236, 
R. G. 38, 77, Binding Gr. 85, ders. I, 591, ders. N. I, 234, v. Liszt 193, 
ri. Meyer 296, Glaser II, 51, Olshausen 8 zu § 102, 2 zu § 103, v. Bar L. 
252 f., 268, Finger Goltd. Arch.- 50, 46, ders. I, 119 f, 251, Frank 84, v. Kries 
L. 443, Risch Z.-St. W. 9, 238, Rüdorff-Stenglein 6 zu § 102, Oppenhoff- 
Deliüs 10 zu § 102, R. G. Rspr. 3, 459. Dagegen nimmt generell in § 4 Prozeß- 
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Abs. 1 und 2 St.-P.-O., 1 ) für die Frage, ob diese Momente bei 
Schwurgerichtsachen von der Frage an die Geschworenen um- 
faßt werden, den Geschworenen zur Entscheidung unterliegen, 2 ) 



Voraussetzungen an Bennecke 559 sub. a. („Stellt sich heraus, daß eine Prozeß- 
voraussetzung fehlt, wie z. B. in den Fällen, in denen gegen § 4 8t.-G.-B. wegen 
eines im Auslande begangenen Delikts verfolgt wurde"), s. aber dens. 593 A. 8 
a. M. betr. Strafbarkeit nach ausländischem Strafrecht, ü 1 1 m a n n 262 bezeichnet die 
Anwendbarkeit der deutschen Strafgesetze auf die Tat als „Prozeßvoraussetzung," 
v. Kries Z.-St. W. 6, 9 redet von „ünzulässigkeit der Strafverfolgung," „Nicht- 
erstreckung der inländischen Gerichtsbarkeit auf eine Strafsache" im Fall, daß 
labgesehen von § 4 Abs. 2 Z. 1. u. 2 u. s. w.) eine Tat im Ausland begangen 
wurde, er fügt aber (Anm. 6 das.) bei, man könnte hier zweifeln, ob überhaupt 
für das Inland ein strafrechtlicher Anspruch entstehe, ob nicht auf Freisprechung 
zu erkennen sei. Als Prozeßvoraussetzung betrachten speziell die Strafbarkeit nach 
ausländischem Strafgesetz: Pr. Obertrib. Goltd. Arch. 13,504 f., Dresden, Sachs. 
Gerichtszeitung 19, 209, 21, 348, Keller 8 zu § 293 St.-P.-O.; den Strafantrag der 
Behörde des ausländischen Staates in § 4 Abs. 2 Z. 3: H. Meyer 293, Oetker 
1. c. 333, Goldschmidt 1. c. 69. Es ist zu letzterem Punkt zu bemerken, daß, 
wenn hier von „Antrag" die Rede ist, ein Antrag anderer Art als der Antrag 
der §§ 61 ff. St.-G.-B. in Frage steht, so Friedlaender ARCH.-ÖFF.-R. 
3, 635 ff., Schütze 170 N. 12, Op p en h of f - D e lius N. 32 zu §4, H. 
Meyer 302 A. 16, R. G. 16, 218, FrankHI, 3 b zu §§ 4, 5, Olshausen. 
18 zu § 4 u. dort Zit., Binding I, 439, 591, ders. Gr. 85, daß sonach dieser 
„Antrag" jedenfalls nicht deshalb als Prozeßvoraussetzung aufzufassen ist, weil 
man den Antrag nach § 61 ff. St.-G.-B. als solche betrachtet. Speziell betr. die 
Eigenschaft des Angekl. als Deutschen äußert R. G. 31, 124, sie sei „nicht ein 
Teil des Tatbestandes der strafbaren Handlung, sondern, wie das auch die Wort- 
fassung des § 4 St.-G.-B. zum Ausdruck bringt, eine objektive Voraussetzung für 
die Ztilässigkeit der Strafverfolgung," vgl. auch Goltdammer in seinem Archiv 
15, 800. Jn der Entscheidung des R. G. ist nicht geschieden zwischen Prozeß- 
voraussetzung, Bedingung der Strafbarkeit außerhalb des Tatbestandes, Element 
des Tatbestandes. Will man wirklich behaupten, wenn nach dem Ergebnis 
der Hauptverhandlung sich herausstellt, daß der Angekl. nicht der Täter gewesen 
ist, dessen Inländereigenschaft aber zweifelhaft ist, habe man zuerst letzteren 
Punkt als „Prozeßvoraussetzung" zu prüfen? 

') Vgl. Loewe 4 a. zu 8 266, R. G. 13, 229, Olshausen 13 zu §4. 
v. Kries L. 442. 

2 ) Daß die Frage nach diesen Momenten von den Geschworenen zu ent- 
scheiden ist, darüber vgl. speziell betr. die Strafbarkeit nach ausländischem Re«ht 
zutreffend R. G. 13, 229, 31, 122, Op p e n h of f - D e 1 i u s 26 zu § 4, Ols- 
hausen 13 zu § 4, v. Bar L. 258 A. 5, ders. Recht und Beweis 229 ff., Waag 
G. S. 37, 645, St e n g 1 e i n 15 zu § 293, S c h w a r z e 8 zu § 293 St.-P.-O , 
Loewe 3, 11 zti § 293, Goltdammer in seinem Archiv 15, 804 ff., Pr. 
Obertrib. Oppenhoff 8, 505, e t k e r Goltd. Arch. 48, 330 ff., Bennecke 

2* 
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593 A. 8, v. Kries L. 442 f., 607, in der Sache auch Heinemann Z.-St. W. 
15, 230 A. 11. A. M. Pr. Obertrib. Oppenhoff 6, 236, Goltd. Arch. 13, 504 
ff. A. M. sind natürlich auch alle diejenigen, welche darin nur eine Prozeßvoraus- 
setzung erblicken. Andererseits wird aber z. T. die Ansicht vertreten, daß dies 
Moment zwar nicht als Prozeßvoraussetzung zu betrachten sei, aber trotzdem nicht 
in die Frage an die Geschworenen falle. So von Olshausen 13 zu § 4 in den 
älteren Auflagen, weiter von Birkmeyer L. 649 b., der die Frage „nach 
Begehung der Tat im Inland, oder Vorliegen einer der Ausnahmen vom Terri- 
torialitätsprinzip in § 4 R.-St.-G.-B." ausdrücklich zu der Straffrage rechnen will, 
ebenso H. Meyer Holtzend. Handb. d. Strafpr. II, 143 f. (s. aber t II f 178). 
So neuestens besonders Finger Goltd. Arch. 50, 55 ff., vgl. auch I, 170 A. 
210 mit I; 140, A. 160, der davon ausgeht, daß die Strafbarkeit nach ausländischem 
Recht keine Prozeßvoraussetzung sei, aber bestreitet, daß daraus nun die Zuge- 
hörigkeit dieser Frage zur Frage an die Geschworeneu folge, vielmehr die Ansicht 
vertritt, daß diese Frage trotzdem nicht von den Geschworenen, sondern von der 
Richterbank zu beantworten sei. Seine Beweisführung ist wohl nicht überzeugend, 
Aus der Behandlung des Rückfalls läßt sich kein Analogieschluß ziehen, denn 
diese stellt doch offenbar eine ganz singulare Ausnahme dar (vgl. auch B e n n e k e- 
B e 1 i n g 206 A. 24). Was die Deduktionen aus dem Begriff der Schuldfrage an- . 
belangt, so übersehen sie — und das ist das entscheidende Argument dafür, daß 
diese Frage zur Schuldfrage gehört — eben das oben entwickelte, den Unterschied 
von „abstrakter" und „konkreter" inländischer Strafbarkeit, daß in concreto in- 
ländische Strafbarkeit besteht, ist die von den Geschworenen zu beantwortende 
Schuldfrage, und ihre Beantwoitung ist nicht möglich ohne vorherige Beant- 
wortung der Strafbarkeit nach ausländischem Recht (wie der abstrakten Strafbar- 
keit nach inländischem Recht.) Die Schuld ist vorher noch gar nicht im Sinn 
des deutschen Gesetzes in concreto festgestellt (nur in abstracto), es handelt 
sich nicht darum (Finger 1. c. 57), daß man „die im Sinn eines bestimmten Ge- 
setzes festgestellte Schuld zu den Bestimmungen eines anderen Gesetzes erst in 
Vergleich setzt," sondern daß man diese Schuld im Sinn eines bestimmten Ge- 
setzes (als konkrete) erst feststellt aufgrund der Vergleichung mit einem an- 
deren Gesetz. Aus der Behandlung der §§ 102, 103 St.-G.-B. bezüglieh der 
Schuldfrage kann ein Argument nicht entnommen werden, denn diese ist eben- 
falls kontrovers, vgl. einerseits v. Liszt 193 vgl. mit 192, v. Kries L. 443, 
v. B a r L. 268, im Ergebnis auch Heinemann Z.-St. W. 15, 226, andrerseits 
Olshausen 5 zu § 102, Rüdorff-Stenglein 7 zu § 102, Binding L. 
500 N. 2, Oppenhoff-Delius 10 zu § 102, s. auch R. G. 15, 122, und auch 
hier ist die von den Erstgenannten vertietene Ansicht die richtige, daß die Frage 
der Verbürgung der Gegenseitigkeit von den Geschworenen zu beantworten ist. 
Die Frage nach der Inländereigenschaft des Täters will mit Recht ebenfalls die 
Geschworenen beantworten lassen v. Kries L. 442 f., Oetker 1. c. 332 s. 3 
und Anm. 21 das., v. Bar, Recht und Beweis 232, a. M. R. G. 13, 231, 31, 124, 
auch Goltdammer Arch. 15, 800, Pr. Obertrib. Oppenhoff 6, 236, 8, 472, 
Oppenhoff-Delius 16 zu §4, betr. die Begehung im Inland (Ausland) als 
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unter die Frage an die Geschworenen fallend s. Oetker 1. c. 331 f., v. Bar 1. 
c, Oppenhoff-Delius 19 zu § 3, 14 zu § 4, v. Kries L. 442 f. 

Was die Art der Fragestellung an die Geschworenen anbelangt, so tritt für 
Einheitsfrage mit Doppelsubsümption der konkreten Tat unter die gesetzlichen Merk- 
male der Tat nach inländischem und ausländischem Strafgesetz ein Oetker Goltd. 
Arch. 48, 330 ff., auch Stenglein 15 zu § 293; für die Befragung nach dem Vor- 
handensein der gesetzlichen Merkmale beider Strafgesetze R. G. 13, 229, 31, 122, 
Loewe 11 zu § 293, Ben necke 598 zu A. 15 (diese halten aber auch zwei 
Fragen unter Hervorhebung der Identität für zulässig), Olshausen 13 zu § 4, 
s. weiter Goltdammer in s. Arch. 15, 804 ff., Pr. Obertrib. Oppenhoff 8, 505. 
Dagegen wollen Waag G. S. 37, 644 (zustimmend v. Bar L. 258 A. 5) und 
v. Kries L. 619 N. 1 die Aufnahme der abstrakten Worte, dass die Tat durch 
die Gesetze des Begehungsortes mit Strafe bedroht sei, in die nach deutschem 
Strafgesetz zu normierende Eine Hauptfrage genügen lassen. Beling (Bennecke- 
Beling 552 A. 11, Z.-St. W. 24, 444 ff.) vertritt die Meinung, die Sätze des 
internationalen Strafreohts, so insbesondere die Strafbarkeit nach ausländischem 
Strafgesetz gehören zu den subintelligenda, die Geschworenen seien zur Prüfung 
des Vorliegens der Voraussetzungen des § 4 Z. 3 St.-G. schon durch das „Ist 
der Angeklagte schuldig" berufen, es sei eine einzige Frage lediglich mit den 
Worten des deutschen Strafgesetzes an die Geschworenen zu stellen. Es wird 
der ersten Ansicht beizutreten sein. Das: „ist der Angeklagte schuldig" be* 
deutet: trifft das und das zu, seil, (subintelligenda) und ist deshalb (konkrete) 
inländische Strafbarkeit des Angeklagten zu bejahen. (Vgl. Bennecke-Beling 
bes. 554.) So kann nur in Einer Frage gefragt werden, nicht in zwei gesonderten 
bei welchen die Bejahung eben dieser (konkreten inländischen) Strafbarkeit des 
Angeklagten von der Bejahung beider abhängig wäre (vgl. auch Waag 1. c. 
651 a. f., Oetker 1. c). Gegen die Ansicht von Waag Und v. Kries sowohl, 
als gegen die von Beling spricht sodann die praktische Erwägung, daß den Ge- 
schworenen die schwierige Frage der Erfüllung der gesetzlichen Merkmale be- 
stimmter ausländischer strafgesetzlicher Bestimmungen dann nur in Form der 
Rechtsbelehrung vorgelegt würde (vgl. Bennecke-Beling 552 A. 11 a. E.) 
Beling Z.-St. W. 24, 445 wendet ein, eine Einheitsfrage mit Doppelsubsümption 
sei außer dem Fall der Idealkonkurrenz nicht denkbar, weil Doppelsumption An- 
wendbarkeit beider Strafgesetze bedeute, das „Ja, der Angeklagte ist schuldig" 
heiße »aus diesem Strafgesetz ist zu verurteilen, also bei Doppelsubsümption: 
aus beiden Strafgesetzen ist zu verurteilen," die Fragestellung laufe lediglich auf 
das „Schuldig im Sinn des deutschen Rechts" hinaus, ein „Schuldig im Sinn des 
ausländischen Rechts" gäbe es für uns nicht, weil niemals auf Grund des aus- 
ländischen Rechts verurteilt werde. Allein es ist zu entgegnen, die Doppelsub- 
sümption bezieht sich nur auf die theoretische, logische Anwendbarkeit beider 
Strafgesetze, das „schuldig" enthält zunächst die theoretische Bejahung dieser, 
die Erklärung: das und das trifft zu, erst als Folge davon, daß das ausländische 
Strafgesetz und das inländische Strafgesetz (in abstracto) für theoretisch an- 
wendbar erklärt werden (d. h. in einer speziellen Bestimmung), wird darin im- 
plicite die inländische konkrete Strafbarkeit (entsprechend dieser speziellen Be- 
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ob das bei ihrem Fehlen ergehende negative Urteil ein negatives 
Sachurteil (Freisprechung) ist 1 ) (was beides zu verneinen wäre, 
wenn sie als Prozeßvoraussetzungen aufzufassen sein sollten), 2 ) 
endlich bezüglich der subjektiven Seite. 

Aber vielleicht handelt es sich speziell um die von der zweiten 
zu sondernde dritte Frage, um ein Recht auf Verurteilung 3 ) und 
die Aufstellung der Bedingungen für ein Recht auf Verurteilung, 
von „Rechtsschutzbedingungen," „Bedingungen der Verfolgbar- 
keit," oder wie man diese sonst nennen will. 4 ) — Dafür sprächen 

Stimmung des inländischen Strafrechts) bejaht, die Möglichkeit der Verurteilung 
aus diesem Strafgesetz ausgesprochen. Im Grund verkennt Beling die oben 
gemachten Unterschiede auch keineswegs, wenn er davon redet: „Im Fall des § 4, 3 
wird also die Tat nicht unter das fremde Recht „subsumiert," sondern nur am 
fremden Recht gemessen," nur daß er zu diesem Messen die Geschworenen nicht 
durch Formulierung in der Frage anhalten will. Die sehr allgemeine Fassung 
des § 293 St.-P.-O, („die dem Angeklagten zur Last gelegte Tat nach ihren ge- 
setzlichen Merkmalen u ) läßt es sehr wohl zu, die in § 4 St.-G.-B. genannten 
Momente darunter zu befassen, die Parallele anderer Umstände, die als subin- 
telligenda zu behandeln sind, trifft insofern nicht zu, als diese (§§ 51 ff. St.-G.-B., 
59 St.-G.-B.) im Gesetz negativ, als Ausschließungsgründe gefaßt sind, dagegeu 
die Momente des § 3 und 4 St.-G.-B. (anders die des § 5 St.-G.*B., die aber ent- 
sprechend dann auch als subint eiligen da zu behandeln sind) dagegen positiv, als 
positive Voraussetzungen („finden Anwendung," „kann verfolgt werden.") Wenn 
Beling das praktische Bedenken geltend macht, „übrigens scheitert eine Frage- 
stellug aus dem ausländischen Strafgesetz möglicherweise auch schon an der 
Fremdheit der Sprache, sowie an der Möglichkeit von Strafgewohnheitsrecht, * 
so ist zu erwidern, daß sie daran ebensowenig als die Rechtsbelehrung scheitert, 
daß die Geschworenen auch die zu „subintelügierende" Frage nach Stratbarkeit 
im Ausland nicht beantworten könnten, wenn Ihnen nicht in der Rechtsbelehrung 
die genaueste Auskunft über die Bestimmungen des ausländischen Rechts auch 
nach ihrem Wortlaut oder bei Gewohnheitsrecht nach den durch dieses fixierten 
Momenten gegeben werden könnte. 

J ) Für Freisprechung beim Fehlen dieser Momente v. Kries L. 442, 
Bennecke-Beling 384 A. 22, speziell betr. fehlende Inländereigenschaft Oetker 
1. c. 333 A. 21, speziell betr. fehlende Verbürgung der Gegenseitigkeit (102 f.) 
Binding I, 592 A. 11 a. E., 596, ders. L. 2, 500, Olshausen 5 zu § 102. Für 
Einstellung Bennecke 559, für Aussprechung der „Unzulässigkeit der Strafver- 
folgung (oder der erhobenen Straf klage)" Loewe 4 zu § 259. 

2 ) Vgl. z. B. betr. das Herausfallen der Prozeßvoraussetzungen aus der Sohüld- 
frage Loewe 20 zu § 293, betr. das Urteil bei fehlender Prozeßvoraussetzung 
v. Liszt 194, Frank 84 u. A. 

3 ) Das dann definitiv bejaht würde in der Verurteilung, provisorisch in Er- 
öffnung der Voruntersuchung, Eröffnung des Hauptverfahrens. 
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ja an sich die Ausdrücke, die von „Verfolgen" reden. Allein es 
fragt sich, ob die Trennung beider Fragen auf dem Gebiet des 
Strafrechts überhaupt eine Berechtigung hat. Dies ist zu ver- 
neinen. 1 ) Bei der Abhängigkeit einer Geltendmachung des Straf- 



4 ) Dieser Meinung ist wenigstens betr. Antrag und Verjährung in § 5'St.-G.-B. 
Neumeyer Z.-St.W. 23, 454 ff.: r nicht nur soweit, daß die Entstehung des in- 
ländischen durch die Entstehung eines Strafanspruchs am Tatort bedingt ist, 
sondern es soll auch die Durchsetzbarkeit des deutschen Anspruchs von seiner 
Durchsetzbarkeit am Tatort abhängen; es müssen die „Bedingungen der Ver- 
folgbarkeit" auch nach den Gesetzen des Tatortes gegeben sein." Er will diese 
Bestimmungen indoß analog ausdehnen, wobei er gesteht: „daß über die Scheidung 
zwischen Bedingungen der Strafbarkeit und Bedingungen der Verfolgbarkeit alles 
eher denn Einverständnis besteht." Vgl. gegen ihn speziell Goldschmidt 1. c. 
59, 60 f. Aber auch sonst wird wohl sehr häufig, wenn gesagt wird, es handle 
sich hier um eine prozessuale Frage, um Prozeßvoraussetzungen undProzeßhindernipse, 
um die Frage des Rechts auf „Verfolgung" und seine Bedingungen, um „Gerichts- 
zuständigkeit" u. s. w., speziell an die Verurteilung, die Voraussetzungen der 
Verurteilung, die Kompetenz zur Verurteilung gedacht, nicht an die Aburteilung, 
Sachentscheidung, die Voraussetzungen derselben, die Kompetenz zu derselben. 

x ) Wie es früher schon geschah (vgl. v. Kries L. 4) und jetzt von Gold- 
schmidt 1. c. bes. 30, 32, 33 ff., energisch geschieht. Nach dieser Richtung ist 
ihm beizustimmen, wenngleich ich nicht einfach „Identität" von „Strafanspruch" 
mit dem Recht auf Verurteilung und Vollstreckung annehmen möchte, sondern den 
Strafanspruch als Recht auf Auferlegung eines Uebels nur nicht trennen möchte 
von der notwendigen Bedingung seiner Realisierung (durch Vollstreckung oder 
z. B. freiwillige Bezahlung einer Geldstrafe), der Verurteilung, und dem Recht 
auf diese Verurteilung. Nicht aber ist Goldschmidt darin beizustimmen, daß 
er als Subjekt des Rechts auf Verurteilung (Vollstreckung) das Gericht denkt, 
bezw. ein „konkretes Anklagerecht" von dem Strafverurteilsrecht und Strafvoll- 
streckungsrecht des Gerichts trennt, p. 49 ff. Die Richtigkeit und Notwendigkeit 
dieser Annahme scheint mir Golds chmi dt in keiner Weise nachgewiesen 
zu haben. Seine — beides verschlingenden — Argumente sind im allgemeinen 
(s. aber o.) zutreffend nur in der ersten, oben genannten Richtung. Der Richter 
verurteilt doch nicht in Bejahung seines eigenen Rechts auf Verurteilung und voll- 
streckt nicht sein eigenes Recht auf Vollstreckung, sondern bejaht bezw. vollstreckt 
das Recht des Staates (im Prozeß vertreten durch Staatsanwalt, bezw. Privatkläger), 
der sich mit der Klage an ihn wendet, in der doch nicht geltend gemacht wird, 
der Richter habe ein Recht auf Verurteilung und Vollstreckung. Es ist nicht er- 
sichtlich, warum man neben dem ja von Goldschmidt selbst (49 u.) mit 
dem Inhalt von Straf Verurteilung und Strafvollstreckung gedachten „konkreten 
Anklagerecht ' noch ein Recht des Richters auf Strafvollstreckung konstruieren 
soll, ebenso gut könnte man im Zivilprozeß von einem Recht des Richters auf 
Verurteilung u. s. w. reden (bei bestehendem „Anspruch" Und vorliegenden spezifischen 
Rechtsschutzvoraussetzungen). 
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anspruchs von vorheriger Verurteilung ist die Konstruktion eines 
Strafanspruchs geschieden von dem Recht auf Verurteilung ab- 
wegig, wo keine Möglichkeit der Strafverurteilung, ist ein Straf- 
anspruch überhaupt nicht als vorhanden anzunehmen, 1 ) es gibt 
keine spezifischen Bedingungen der Verurteilung, deren Fehlen 
auch bei vorhandenem Strafanspruch die Verurteilung hindert. 
Aus dieser Verschlingung von beidem 2 ) erklärt sich auch die Aus- 
drucksweise des Gesetzes (.kann verfolgt werden*) 3 ) 

Wir können also auch nach dem eben Erörterten an der 
oben gegebenen Formulierung der Fragen des internationalen Straf- 
rechts festhalten. 

Aus der gegebenen und präzisierten Formulirung der Fragen 
des internationaler; Strafrechts ergibt sich die fundamentale Ver- 
schiedenheit derselben gegenüber den Fragen des internationalen 
Privatrechts. Während hier das zu lösende Problem dahingeht, 
welches der verschiedenen örtlich nebeneinanderbestehenden Pri- 
vatrechte (im objektiven Sinn) im einzelnen Fall zur Beurteilung 
desselben anzuwenden ist. 4 ) handelt es sich im internationalen 
Strafrecht um die Frage, ob für das Inland ein konkreter Straf- 
anspruch besteht oder nicht, ob das Inland in concreto strafen 
kann oder nicht. Dies führt aber zurück auf die Frage, ob das 
(in abstracto anwendbare) inländische Strafgesetz 5 ) in concreto 



J ) Vgl. auch Risch Z.-St.W. 9, 238 ff. und Änm. 5 das. („ein nicht ver- 
folgbares Strafrecht ein bloßes Scheinding"). 

2 ) Das Umgekehrte (wo kein Straf ansprach, da kein Recht auf Straf Verurteilung) 
ist selbstverständlich. 

3 ) Uebrigens wäre auch hier, entsprechend wie oben, die Frage aufzuwerten, 
in welcher gesetzlichen Bestimmung, bezw. in welchem Rechtsteil denn dann die 
Frage nach der Existenz eines inländischen Strafanspruchs mit Rücksicht auf den 
Gegensatz Inländisch-Nichtinländisch beantwortet wird, wenn §§ 4, 5 St-G.-B., 
bezw. wenn das „internationale Strafrecht 1 ' überhaupt si«»h allein mit dem Recht 
auf Verurteilung und dessen spezifischen Voraussetzungen (abgesehen vom Bestehen 
eines inländischen Straf anspruchs) beschäftigte. Man könnte höchstens sagen, 
die genannten Paragraphen, bezw. das internationale Strafrecht behandeln beide 
Fragen, die nach Existenz eines inländischen Strafanspruchs und eines inländischen 
Rechts auf Verurteilung (etwa § 4 St.-G.-B. die erste, § 5 St-G.-B. die zweite 
Frage). Aber hiegegen gilt dann das oben im Text Entwickelte. 

4 ) S. Zitelmann 1. 

5 ) Selbstverständlich dasselbe abgesehen vom inländischen internationalen 
Strafrecht, das eben diese Frage beantwortet. 
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anwendbar ist oder nicht, aber nicht auf die, welches der ver- 
schiedenen Strafgesetze — das inländische oder, wenn dieses 
nicht, welches der ausländischen — im konkreten Fall zur Beur- 
teilung desselben anwendbar ist. Denn im Inland kann eben nur 
gestraft werden auf Grund des inländischen Strafgesetzes, nur 
wenn dieses (in abstracto und concreto) anwendbar ist, 1 ) kann 
im Inland, vom inländischen Staat, vom inländischen Richter ge- 
straft werden. 2 ) Das inländische Strafgesetz und nur dieses ver- 
leiht dem Inland ein Strafrecht, als Subjekt des jus puniendi ist 
im inländischen Strafgesetz immer gedacht das Inland, wie im 
ausländischen immer das Ausland. Dies gilt selbst da, wo der 
oben erwähnte Ausnahmefall zutrifft, in welchem sonst nicht straf- 
bare Handlungen gestraft werden, die nach einem ausländischen 
Gesetz strafbar sind. 8 ) Das Gesagte gilt bezüglich des „Ob" der 
Bestrafung im Inland, der Vor- und Hauptfrage. Etwas anders, 
wie das bereits Entwickelte lehrt, liegt die Sache bezüglich des 
„Wie." Hier kann die Frage ähnlich formuliert werden, wie im 
internationalen Privatrecht. Es handelt sich hier darum, ob das 
inländische oder ausländische Strafgesetz (nach inländischem 
internationalem Strafrecht) bezüglich dieses „Wie," zur Beur- 
teilung des „Wie" anwendbar ist. Im Grunde aber wird es sich, 
wie unten zu zeigen, selbst hier nur um eine limitierende An- 
wendung des ausländischen Strafgesetzes handeln können. Immer- 



! ) Natürlich auch dann, wenn eine der besonderen Bestimmungen des 
inländischen Strafgesetzes anwendbar ist, bei welchen konkrete und abstrakte 
Strafbarkeit sich nicht trennen läßt. 

2 ) S. schon o. und vgl. besonders Binding I, 372 f., Neumeyer Z.-St.W. 
23, 448, 457, s. weiter R. G. 14, 128, Arnold G. S. 9, 333 f., Moni 647, 693 f., 
733, 745, Haelschner I, 137, Tafel 2, Zachariae A. N. F. 1852, 38 f., Heinze 
Goltd. Arch. 17, 679, Schmidt 152, Triepel 160 A. 1. 

3 ) Reichsgesetz vom 9. Juni 1895 betr. die Ausführung des mit Oesterreich- 
Ungarn abgeschlossenen Zollkartells §§ 2, 3, 5. Nicht etwa wird hier das aus- 
ländische Strafgesetz (durch internationalrechtliche Bestimmung ähnlich dem 
internationalen Privatrecht) für anwendbar erklärt und verleiht nun dem Inland 
unmittelbar ein Strafrecht, sondern letzteres muß das Inland immer sich selbst 
verleihen (das ausländische Strafgesetz verleiht nur dem Ausland ein solches), 
diese Verleihung erfolgt auch hier (s. o.), es verleiht sich das Inland einen 
Strafanspruch in der besonderen Form der Verweisung bezüglich der Voraus- 
setzungen desselben aufs ausländische Recht, vgl. Triepel 160 A. \ } 162 A. 3, 
Binding N. I, 84 A. 8, Thümmel Z.-St.W. 12, 807. 
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hin aber ist es übertrieben,, wenn z. T. die Sache so ausgedrückt 
wird, 1 ) als ob der inländische Richter überhaupt nicht ausländisches 
Strafgesetz anwenden dürfe, er wendet es an im eben genannten 
Fall, er wendet es an in dem zuvor besprochenen Fall der Ver- 
weisung, er wendet es an, wo Strafbarkeit (auch) nach aus- 
ländischem Strafrecht Voraussetzung für die inländische Straf- 
barkeit in concreto ist, wie in § 4 Abs. 2 Z. 3, weiter auch in 
§ 5 St.-G,-B. 2 ) 3 ), nur daß eben immer, wie gesagt, das „Ob" des 
Bestrafens im Inland sich nach inländischem Strafgesetz beurteilt. 
Es fragt sich nun, welchem Gebiete des Rechts (bezw, der 
Rechtswissenschaft) die Beantwortung der Fragen, die wir als 
die spezifischen des internationalen Strafrechts herausgestellt 
haben, zuzuweisen ist? Nicht dem Völkerrecht, 4 ) denn dieses 
regelt Beziehungen von Staat zu Staat, 5 ) während es sich hier 
um Beziehungen des Staates zum Einzelnen handelt. Aber ebenso- 
wenig wegen des letzteren Momentes dem internationalen Privat- 
recht, 6 ) denn es handelt sich um Strafrecht, nicht um Privatrecht, 

J ) Vgl. z. B. Binding 1. c. 

2 ) Man muß hier allerdings sagen, zwischen Anwenden und Anwenden ist 
ein Unterschied. Nur in den beiden ersten Fällen wird gestraft nach aus- 
ausländischem Strafgesetz, wird dasselbe bei der Bestrafung selbst zu 
Grunde gelegt, im letzten Fall ist die Strafbarkeit nach ausländischem Straf- 
gesetz nur Voraussetzung, unter der nach inländischem Strafgesetz gestraft 
wird, vgl. die Unterscheidung bei Berner W. 168 zwischen „Berücksichtigung* 
und „Anwendung 44 ausländischer Gesetze und besonders die von Triepel ge- 
troffene zwischen ,, rezipierenden" und „nichtrezipierenden* „Blankettrechts- 
sätzen" (180, 162 f.). 

3 ) Vgl. auch noch Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit § 49. 

4 ) Vgl. v. Rohland 2, Binding I, 872, v. Martitz I, 425, Beling 
Exterr. 18 f., auch Triepel 28 ff, bes. 25. A. M. Heffter VR. § 86, Oppen- 
heim VR. 318 f. u. A. (vgl. die Angaben bei v. Martitz I, 410), vgl. auch v. 
Bar, L. 207 A. 1: „es hat .... als Grenzgebiet verschiedener Rechtsmaterien 
eine strafrechtliche Seite (in den Rechtsordnungen der einzelnen Staaten) und 
eine völkerrechtliche Seite", s. auch L. 4 f. (die Grundlage gehöre dem Völker- 
recht an) und J. P. u. St. 4. Eine andere Frage ist, ob nicht völkerrechtliche 
Rechtssätze hier eingreifen, darüber s. u. 

5 ) Vgl. besonders Triepel 18 ff., Beling Kr. VJSchr. 42, 288 u. A. 

6 ) Anders z. B. v. Bar J. P. u. St. 4 (man könne das internationale 
Strafrecht ebensogut dem internationalen Privatrecht als dem Völkerrecht 
zuweisen.), vgl. auch dens. L. 8 f. Dagegen kurz und treffend v. Rohland 2, 
A. 3: „In das internationale Privatrecht gehört das internationale Strafrecht 
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und wir haben soeben fundamentale Unterschiede gefunden. Auch 
nicht einem besonderen Gebiet des „internationalen Rechts," denn 
ein solches existiert nicht. 1 ) Sondern nach der gegebenen Problem- 
stellung (Anwendbarkeit inländischen Strafgesetzes, Bejahung in- 
ländischen Strafanspruchs, Ausgestaltung dieses Strafanspruchs) 
dem Strafrecht, 2 ) was auch aufs deutlichste sich darin zeigt, daß 
die positivrechtlichen Bestimmungen, welche die genannten Fragen 
regeln, nicht nur in Deutschland, sondern auch in den anderen 
Kulturstaaten in den Strafgesetzbüchern enthalten sind. 3 ) Der 
Zusatz „internationales" zu Strafrecht soll dann andeuten, 
daß es sich um den Gegensatz Inländisch und Nichtinländisch 
bei diesen Fragen handelt, womit zugleich naturgemäß gegeben 
ist, daß Rücksichten auf die Völkergemeinschaft hier eine Rolle 
spielen, 4 ) und die Frage nahegelegt wird, ob hier nicht auch 
eigentliche völkerrechtliche Rechtssätze eingreifen. Dabei ist zu 
beachten. Wir müssen in dieser Materie, dem beliebtesten Feld 
für Spekulationen de lege ferenda, strenge scheiden, wann das 
positive Recht, das positive internationale Strafrecht eines be- 
stimmten Staates — des Inlandes — 5 ), inländisches Strafgesetz 
als in concreto anwendbar nach „Ob" und „Wie u , Straf kompetenz 
des Inlandes als in concreto bestehend, wirklich bejaht, wann 
es dies tun darf bezw. nicht darf nach etwa einschlägigen 
Sätzen des Völkerrechts 6 ) oder allgemeinen geltenden Grundsätzen 



ebensowenig hinein, als das Strafrecht in das Privatrecht, 4 * weiter v. Martitz 
I, 412 f., 423. Zur Genesis dieser Ansicht vgl. v. Martitz I, 406 ff. 
*) Vgl. v. Rohland 1, v. Martitz I, 425. 

2 ) Vgl. v. Rohland 1, v. Martitz I, 425, B e 1 i n g Exterr. 19 f. Dies ist jeden- 
falls für das internationale Strafrecht zu behaupten, wie man sich auch zu der 
bestrittenen Frage des internationalen Privatrechts, ob die „Anwendungsnormen* 
dem Privatrecht angehören (vgl. Zitelmann 198 ff., gegen ihn z. B. Beling 
Kr. VJSchr. 41, 281 f.) stellen mag. 

3 ) Vgl. die Uebersicht bei v. Martitz I, 427 f. A. 2. 

4 ) Vgl. v. Rohland 2, Binding I, 571, Beling Exterr. 20. 

6 ) Man muß in Bezug auf das positive Recht von einem deutschen, fran- 
zösischen u. s. w. „internationalen" Strafrecht reden. Vgl. zu dem Ausdrucke, 
der nicht unlogisch ist, wenn man „international" auffaßt, wie oben "geschehen , 
v. Liszt Z.-St.W. 2, 52, v. Martitz I, 415 A. 36, 421 A. 46, auch v. Liszt 100, 
Meili Böhms Z. 9, 20 A. 50, Beling, Exterr. 19. S. auch Zitelmann 2, 195. 

6 ) Ueber das Verhältnis von Völkerrecht und Landesrecht s. besonders 
Triepel in dem hienach benannten Werk, speziell §§ 6, 10 — i4*das., und die 
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des Strafrechts 1 ) 2 J, wann es dies tun muß, (nach Anforderungen 
des Völkerrechts), wann es dies tun soll (nach praktischen Er- 
wägungen). Diese Scheidung wird häufig nicht beachtet: man 
redet davon, daß der inländische Staat ein r Straf rech t u habe, 
und versteht darunter bald die Strafkompetenz, das Strafrecht, 
das er sich in seinen . Rechtssätzen betr. das internationale Straf- 

dort formulierten Kategorieen des völkerrechtlich bedeutsamen und des völker- 
rechtlich gleichmütigen Landesrechts, innerhalb des ersteren wieder die des 
völkerrechtlich erlaubten, völkerrechtlich gebotenen, völkerrechtlich verbotenen 
Landesrechts. Den zwei letzteren Kategorien entsprechen die oben gebrauchten 
des „Mussens" und „Nichtdürfens". Dagegen versteht Triepel unter dem 
„völkerrechtlich erlaubten" Landesrecht im strengen Sinn (383) nur die Normen, 
„deren Erlaß die Ausübung eines echten, vom Völkerrechte gewährten subjek- 
tiven Rechts bedeutet 4 *, er bemerkt aber mit Recht, daß dies auf ein sehr 
kleines Maß beschränkt sei. Davon zu unterscheiden sei (382) das „völkerrecht- 
lich erlaubte" Landesrecht im Sinn eines laxeren Sprachgebrauchs, welcher 
darunter das unverbotene Landesrecht verstehe, das, „dessen Erlaß dem Gesetz- 
geber durch keine völkerrechtliche Vorschrift verwehrt wird," das sei aber 
„völkerrechtlich irrelevantes Landesrecht," von einem Rechte könne dabei nicht 
die Rede sein, so insbesondere nicht von einem Rechte des Staates, „das per- 
sönliche und räumliche" Geltungsgebiet seiner Normen festzustellen. Die 
Unterscheidung ist zutreffend, aber für unsere Zwecke nicht bedeutsam. Es 
wird daher im Folgenden unter „Dürfen" sowohl ein eigen tlches Recht (falls 
ein solches hier überhaupt in Betracht kommen sollte), als das bloße Nicht- 
verbotensein nach Völkerrecht verstanden. Mit Recht betont Triepel — wie 
schon hier zu Beginn hervorgehoben werden mag — , daß die weitaus größte 
Masse des internationalen Strafrechts völkerrechtlich irrelevantes Landesrecht 
sei (273 ff., bes. 275 A. 3), ebenfalls mit Recht betont er andererseits, daß 
näher, als es gewöhnlich geschehe, aufzudecken sei, inwiefern gewisse Landes- 
rechtssätze über das sachliche Geltungsgebiet der Gesetze mit völkerrecht- 
lichen Staatspflichten zusammenhängen (276 A. 2). Vgl. über das Verhältnis 
von Völkerrecht und Landesrecht auch noch Beling Kr. VJSchr. 41, 277 f., 
v. Martitz I, 416 ff. 

*) Vgl. v. Bar Goltd. Arch. 18, 452. 

2 ) Der inländische Richter ist natürlich an die Bestimmungen des positiven 
inländischen Rechts über diese Fragen gebunden, sollten dieselben auch die 
Strafkompetenz des Inlands, die konkrete Anwendbarkeit des inländischen 
Strafgesetzes in einer Weise regeln, w T ie sie es nicht tun „dürfen" — ange- 
nommen, es gäbe ein solches Nichtdtirfen (s. u.). Innerstaatlich hat dieses 
Nichtdürfen jedenfalls keine Bedeutung. Vgl. Beling Kr. VJSchr. 42, 282, 
v. Bar L. 4 f., s. auch Bremer G. S. 17, 442. 

Eine Rechtsanwendung durch die Parteien selbst, wie sie im internationalen 
Privatrecht in Rechnung zu ziehen ist (Zitelmann 18 ff.), kommt fürs Straf- 
recht nicht in Betracht. 



— 29 — 

recht positivrechtlich beilegt, bald das (irgendwie behauptete oder 
verneinte) Recht, sich ein solches Strafrecht positivrechtlich bei- 
zulegen, die Kompetenz — Kompetenz. 1 ) 

Wenn wir uns nunmehr der wissenschaftlichen Erörterung 
diewser Fragen des „internationalen Srafrechts" zuwenden, so ist 
noch zu bemerken. Man hat als „internationales Strafrecht* ein (zur 
Strafrechtswissenschaft gehöriges) „Recht der Wissenschaft" auf- 
stellen wollen. 2 ) Allein ebensogut könnte man in jedem anderen 
Kapitel des Strafrechts von einem „Recht der Wissenschaft* reden. 
In Wahrheit ist dies Recht der Wissenschaft eine Wissenschaft vom 
Recht, Darstellung des positiven Rechts, bezw, rechts vergleichen de 
Darstellung der veischiedenen positivrechtlichen Regelungen auf 
die gemeinsamen Gesichtspunkte hin, weiter die Erwägung des 
„DUrfens*, „Nichtdürfens", „Müssens" und „Sollens", also kritische 
und rechtspolitische Reflexion allgemeiner Art, und endlich 
eventuell auf dieser Grundlage die Darstellung einer idealen 
rechtlichen Regelung. 3 ) Aehnliches kommt aber auch bei anderen 

*) Vgl. z. B. v. Rohland 4 ff., der von „Strafrecht des Staates" im Sinne 
von Kompetenz-Kompetenz redet. Verwirrung zeigt besonders Bern er W. 
149 f., der Kompetenz-Kompetenz und Kompetenz zu strafen als „subjektives" 
und „objektives" Strafrecht einander gegenüberstellt. Auf die Verwechslung 
weist zutreffend hin v. Martitz I, 453 A. 71. Zu Unrecht wirft Harburger 
Kr. VJSchr. 40, 13 f. eine ähnliche Verwechslung Beling (Exterr. 19) vor. 

2 ) v. Martitz I, 425 f., vgl. auch Schauberg 109. v. Bar L. 5 redet 
von einem „allgemeinen internationalen Privat- und Strafrecht", das gelte, 
soweit nicht das einzelne Territorialrecht anderweitige Bestimmungen ge- 
troffen habe. Es ist nicht ganz klar, ob wir darunter eine bloße Theorie ver- 
stehen sollen (5 „die Bedeutung der allgemeinen Theorie") oder geltendes 
Recht (6 „es gilt, weil und soweit es der Natur der Sache entspricht", die 
aber nach 19 A. 3 nicht mit dem „Naturrecht" zu verwechseln sei, 19 f. 
wird seine Existenz mit der des Völkerrechts gleichgestellt). Von letzterem 
könnte aber nur geredet werden, wenn derartige Sätze sich aus wirklich 
geltendem Recht ableiten ließen (vgl. auch Zitelmann 24 f.). Dabei gelangte 
man aber wieder zu einer „Ableitung" entweder aus völkerrechtlichen Regeln 
oder geltenden strafrechtlichen Grundsätzen, wie sie bereits oben angemerkt 
ist. Damit stimmt auch überein die Formulierung des Prinzips bei v. Bar L. 
217. Vgl. zur Kritik auch die treffende Ausführung bei Beling Exterr. 20, o. 

3 ) Vgl. auch Finger I, 133: „Die Frage nach dem Herrschaftsgebiet 
eines Gesetzes kann nur vom Standpunkt positiver Gesetzgebung beantwortet 
werden, man kann indessen auch versuchen, die Frage prinzipiell zu lösen, 
d. h. Postulate aufstellen, nach denen sich eine Gesetzgebung deshalb richten 
soll, weil in ihnen gewisse Rechts- und Billigkeitsanschauungen Ausdruck finden." 
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strafrechtlichen Fragen zur Erörterung, nur daß dabei das außer- 
halb der Darstellung des positiven Rechts Liegende keinen so 
breiten Raum einnimmt, wie hier, wo die erwähnten Gesichts- 
punkte zu beachten sind. 1 ) Nur insoweit wird daher die Behandlungs- 
weise gegenüber der sonst bei strafrechtlichen Fragen üblichen 
eine andere sein müssen. Wir nehmen also das deutsche Straf- 
gesetz zum Ausgangspunkt — zur Vergleichung wird z. T. das 
positive Recht anderer Staaten bezüglich dieser Materie beigezogen 
werden — , erörtern, welche Stellung dasselbe zu den oben formu- 
lierten Fragen nimmt, und erwägen die Gesichtspunkte des „Dürfens*', 
„Nichtdürfens", ,.MUssens u und „Sollens* mit Bezug auf dasselbe. 2 ) 
Es mag noch hervorgehoben werden, daß auf die Lehre von der 
internationalen Rechtshilfe im Folgenden, wie schon die Frage- 
stellung zeigt, nicht ex professo eingegangen wird, 8 ) sondern nur 
soweit dieselbe für die oben formulierten Fragen von Belang ist. 4 ) 



1 ) Bei v. Marti tz spielt im Grunde ein Doppelsinn des Wortes „inter- 
nationales Recht" eine Rolle, nämlich einerseits: mit dem Gegensatz Inländisch- 
Nichtinländisch sich befassend, (vgl. v. Marti tz I, 421), andererseits: über die 
einzelne Nation hinaus für die verschiedenen Nationen geltend (vgl. I, 422 
„doktrinelle Allgemeingiltigkeit," s. bes. auch Anm. 50 das.). Aber Anspruch auf 
doktrinelle Allgemeingiltigkeit macht im Grunde die allgemeiner gehaltene 
wissenschaftliche Bearbeitung eines jeden Teils der Strafrechtswissenschaft, es 
ist dies kein Spezifikum des Teils, der sich mit dem Gegensatz Inländisch- 
Nichtinländisch beschäftigt. 

2 ) Also die Analyse des positiven Rechts der deutschen Strafgesetze ist 
ex professo das Ziel der folgenden Erörterungen, die Herausstellung der all- 
gemeinen Gesichtspunkte, von denen dasselbe ausgeht, und die Kritik desselben 
-bezüglich der Richtigkeit dieser allgemeinen Gesichtspunkte und der Konsequenz 
ihrer Durchführung. Die Fruchtbarkeit einer so beschränkten Untersuchung 
wird auch von v. Martitz nicht geleugnet (I, 426, § 21 a. E.). 

3 ) Sie wird häufig ebenfalls unter der Rubrik „internationales Strafrecht 4 * be- 
handelt (vgl. z. B. v. Liszt Z.-St. W. 2, 52, v. Martitz I, 432 ff.), obgleich dagegen 
schon der Ausdruck spricht, weiter aber der sachliche Umstand, daß es sich 
um Fragen von ganz besonderer Natur handelt. S. auch Tafel 14. 

4 ) Kraft des „Korrespondenzverhältnisses" zwischen Auslieferung und Be- 
antwortung dieser Fragen, wie Harburger Kr. VJSchr. 82, 125 zutreffend 
formuliert, bezüglich der Sache selbst s. auch v. Martitz I, 439. 



I. Abschnitt. 

Die Frage des „Ob" der Bestrafung im Inland. 
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I. Kapitel. 

Die leitenden Gesichtspunkte. 

Wir behandeln von den beiden oben formulierten Fragen 
des internationalen Strafrechts zunächst die auf das" „Ob" der 
Bestrafung bezügliche, die Frage, in welchen Fällen mit Rücksicht 
auf den Gegensatz Inländisch und Nichtinländisch betreffend Tat 
und Täter eine an sich nach inländischem Strafgesetz strafbare 
Handlung nun in concreto dem inländischem Strafgesetz unter- 
stellt wird, einen inländischen Strafanspruch wirklich in concreto 
erzeugt, im Inland tatsächlich gestraft wird. Mit Rücksicht auf 
den Gegensatz Inländisch und Nichtinländisch betreffend Tat und 
Täter — dieses Moment ist nun näher ins Auge zu fassen. 

Es ist bekanntlich in der wissenschaftlichen Erörterung des 
internationalen Strafrechts üblich, über die Richtigkeit ge- 
wisser Prinzipien, des Territorialitätsprinzips, des Personalitäts- 
prinzips u. s. w. zu debattieren und die Adoption dieser Prinzipien 
im positiven Recht nachzuweisen. Wir vermeiden zunächst voll- 
ständig diese üblichen Bezeichnungen und die Frage nach diesen 
Prinzipien. 1 ) Der Ausgangspunkt unserer Erwägungen soll ein 
anderer sein, die leitenden Gesichtspunkte für dieselben sollen 
den wesentlichsten Eigenschaften des Delikts, der strafbaren 

*) Eine kritische Besprechung derselben wird unten zu geben sein. 



— 32 — 

Handlung 1 ) entnommen werden, indem wir dieselben auf den 
speciell hier massgebenden Gegensatz Inländisch — Nichtinländisch 
hin betrachten. In welchen Fällen die an sich strafbare Hand- 
lung nun auch wirklich im Inland strafbar ist, darum handelt 
es sich ja. Deshalb erscheint es durchaus naheliegend und sach- 
gemäss von ihren Eigenschaften auszugehen. 

Als wesentlichste Eigenschaften der strafbaren Handlung 
finden wir 2 ) mit einer verbreiteten Ansicht, daß die Tat zu 
schützende Interessen 3 ) verletzt und der Täter von ihm zu re- 
spektierenden Nonnen, staatlichen Geboten und Verboten zuwider- 
handelt, 4 ) die dem Schutze dieser Interessen dienen. 5 ) 6 ) Die zur 



*) Die Ausdrücke werden promiscue gebraucht. 

2 J Die folgenden Bemerkungen prinzipieller Natur sollen nur den allge- 
meinen Ausgangspunkt für die folgende Erörterung angeben. Selbstver- 
ständlich ist eine Diskussion über diese Grundfragen hier nicht möglich. 

•) Warum der Ausdruck „Interesse" und nicht der vielfach gebrauchte 
Ausdruck „Rechtsgut" gewählt wird, darüber s. u. Ganz zu verwerfen ist der 
schlechte und unklare Ausdruck „Verletzung der Rechtsordnung," der sich 
öfters für Verletzung des Interessankreises, der Rechtsgttterwelt eines Staates 
findet. Vgl. z. B. Berner L. 257 Anm., v. Bar L. 212 Anm. 8. S. auch unten. 

4 ) Die Erkenntnis, daß die strafbare Handlung zu respektierenden staat- 
lichen Geboten, Verboten zuwiderläuft, bleibt als richtig bestehen, gleichviel 
ob man der Normentheorie in der Form, wie sie Bin ding vertritt, zustimmen 
will oder nicht. Sie wird daher auch von Gegnern dieser angenommen. So 
z. B. von v. Liszt 66, 116, Merkel 1, 12, Hold von Perneck § 12. Vgl. 
Oppenheim 148 f., Finger I, 97, A. 112. 

5 ) Aehnlich z. B. v. Liszt 66, 139 f., 116: „eine Handlung, die formell 
einem Gebote oder Verbote der Rechtsordnung zuwiderlaufend, materiell die 
Verletzung oder Gefährdung eines Rechtsgutes Li sich schließt," Finger I, 
102 f.: „Jedes Verbrechen ist Interessenverletzung," daß es auch Uebertretung 
(der Norm ist, darüber s. dens. §§ 18. 20, p. 114: „strafbare Normwidrigkeit" 
(anders Finger G. S. 40, 152 ff.), Merkel 1: „Handlungen, welche, als im 
Widerspruch mit staatlich zu schützenden Interessen stehend, durch eine staat- 
liche Rechtsvorschrift verboten sind," 10: „Interessenverletzung", 12: „Ver- 
letzung gesellschaftlicher Interessen sind Verbrechen nur insofern, als sie 
einer in der Gemeinschaft als gültig und verpflichtend erachteten Norm wider- 
streiten", 15 ff, Merkel Abhandl. I 97 („Formalgrund" und Materialgrund" der 
Bestrafung), Keßler G. S. 39, 95, G. S. 40, 586, D oh na Rechtswidrigkeit 15 ff. 
Hold von Ferneck 282, 381 u. ö. Auch Binding trotz seiner Auffassung 
des Delikts als „Normwidrigkeit", „Unbotmäßigkeit" betont doch auch — 
wenigstens für die Hauptmasse der Delikte — die materielle Seite, die „Rechts- 
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Erörterung stehende Bestimmung der in concreto im Inlande 
strafbaren Handlungen mit Rücksicht auf den Gegensatz Inländisch 
und Nichtinländisch würde sonach von der Beantwortung zweier 
Fragen abhängen. Einmal davon, wann eine Tat als Verletzung 
von zu schützenden Interessen vom Inland bestraft wird (be- 
straft werden darf, muß, soll), nur dann, wenn sie sich gegen 
inländische, oder auch dann, wenn sie sich gegen nichtinländische 
Interessen richtet und weiter, wann in beiden Fällen, wobei 
natürlich zugleich zu beantworten ist, w 7 ann ein Angriff auf in- 
ländische, wann auf nichtinländische Interessen als vorliegend 
angenommen wird. Sodann davon, wann ein Täter als von ihm 
zu respektierenden Normen zuwiderhandelnd vom Inland be- 
straft wird, (bestraft werden darf, muß, soll), nur dann, wenn 
die Täterschaft eines „Inländischen u oder auch wenn die Täter- 
schaft eines ,. Nichtinländischen * vorliegt, und wann in beiden 
Fällen, wobei auch hier die Annahme eines r inländischen u Täters 
im Gegensatz zum „nichtinländischen 4 Täter abzugrenzen wäre. 1 ) 
Man käme also zu einer Umgrenzung der in concreto strafbaren 
Handlungen unter Berücksichtigung von zwei Momenten, des 
der verletzten Interessen, und des der handelnden Personen, 2 ) 
entsprechend dem Interessenschutz einerseits, der Personen- 
gebundenheit andererseits, der objektiven (Schutz-)Seite und der 
subjektiven (Bindungs-)Seite. Oder — in anderer Weise die 



gutsverletzung oder -Gefährdung", Gr. 61: „die Unbotmäßigkeit enthält die 
materielle Verletzung in der Schaale des Ungehorsams" — vgl. N. I, 365 f. — , 
„während die Uebertretung der Verletzungs- und der Gefährdungsverbote in 
dem verletzten oder gefährdeten Recht oder Rechtsgute ein zweites Angriffs- 
objekt von materieller Bedeutung findet", vgl. weiter Gr. 102 f, N. I, 326 ff. 
Speziell im internationalen Strafrecht wird die Verletzung und Gefährdung 
der Rechtsgüter von ihm in den Mittelpunkt gestellt, s. Bin ding I, 386 ff, 
390 ff. Ueber die Annahme reiner Ungehorsams-Delikte s. u. 

5 ) Zu respektieren sind die Normen selbst und damit zugleich die Inter- 
essen, deren Schutz sie dienen. 

1 ) Voraussetzung ist dabei, daß unter dem Gesichtspunkt einer Zuwider- 
handlung gegen Verbote, Gebote des inländischen Staats das Inland sich 
einen Strafanspruch vindiziert. Das Nähere in dieser Richtung s. u. 

2 ) Im Folgenden geschieden als Interessengesichtspunkt, Gesichtspunkt 
der Interessenverletzung, und Personengesichtspunkt, Gesichtspunkt der Per- 
sonengebundenheit. 

H • g 1 e r , Prinzipien des internationalen Strafrechtg. 8 
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Sache ausgedrückt — man muß einmal fragen, ob diese Ver- 
letzung in concreto im Inland strafbar ist, und dann, ob dieser 
Verletzende. Im Bilde gesprochen: nicht als ein Kreis mit 
Einem Zentrum, sondern als eine Ellipse mit zwei Brennpunkten 
lässt sich der Bereich der in concreto im Inlande strafbaren 
Handlungen umschreiben. 

Darin, das Nebeneinanderbestehen dieser zwei maßgebenden 
Gesichtspunkte nicht klar erkannt zu haben, liegt, wie unten 
noch genauer zu zeigen sein wird, ein Hauptfehler der üblichen 
Behandlung des internationalen Strafrechts mit ihrem Suchen 
nach Einem maßgebenden Prinzip. Der andere Hauptfehler 
derselben liegt in der Verwendung des Ortes der Tat, des Um- 
stands, ,ob sie im Inland oder Nichtinland begangen ist, als eines 
primär maßgebenden Gesichtspunktes, 1 ) während diesos Moment 
der Begehung im Inland oder Nichtinland doch zunächst nur 
etwas rein Aeußerliches besagt, das erst Bedeutung gewinnen 
kann dadurch, daß es zu den genannten wesentlichen Merkmalen 
der strafbaren Handlung in Beziehung gesetzt wird, also nur als 
sekundärer Gesichtspunkt, wie unten zu entwickeln sein wird. 2 ) 



1 ) Die übliche Behandlungsweise kennt hiernach drei Gesichtspunkte : 
Ort der Tat (Begehung im Inland oder Ausland), Person des Täters (Inländer 
oder Ausländer), angegriffenes Rechtsgut (inländisches oder ausländisches, ge- 
wöhnlich in der Form : Delikt gegen Inländer, inländischen Staat — Ausländer, 
ausländischen Staat). Vgl. z. B. statt aller schon Ab egg 25, 29 f. 

2 ) Und doch finden sich schon bei Feuerbach in klassischer Klarheit 
die genannten Gesichtspunkte, der des Interessenschutzes und der Personen- 
gebundenheit, geschieden und die Rücksicht auf den Ort der Tat ihnen unter- 
geordnet. Vgl. einerseits § 31 unter der Rubrik „von den möglichen Sub- 
jekten eines Verbrechens" die Ausführung: „Da ein Verbrechen Gesetzes- 
übertretung und diese ohne Verpflichtung durch das Gesetz nicht möglich ist, 
so kann in Beziehung auf einen bestimmten Staat nur von demjenigen 
ein Verbrechen begangen werden, der durch die Strafgesetze dieses 
Staates verpflichtet wird." Andererseits § 32 und § 40 unter der Rubrik 
„Von den notwendigen Bedingungen eines Verbrechens" die Sätze: „III.) Wenn 
das Verbrechen zu seinem Wesen eine bestimmte Person als Gegenstand der 
Rechtsverletzung erfordert, so ist dessen Begehung nur möglich an einer 
Person, welche in dem Schutze des Staates steht, dessen Strafgesetz 
für übertreten betrachtet werden soll", § 40: „da nur Personen, welche im 

Schutze des Staates sind, Gegenstand eines Verbrechens sein können , 

so ist ein Verbrechen nur möglich an Staatsuntertanen und an Fremden 
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während ihres Aufenthaltes innerhalb der Staatsgrenzen." (Betr. den Personen- 
gesichtspunkt vgl. auch B a u e r §§ 44, 101, 102). Die Scheidung des Interessen- 
und Personengesichtspunktes, der objektiven und subjektiven Seite, und die 
Unterordnung des Gesichtspunkts des Ortes der Tat findet sich besonders auch 
bei Binding Kr. 123 f: „persönliche Grenzen" und „gegenständliche 
Begrenzung", die „räumliche Umgrenzung" hat „einen selbständigen Anspruch 
auf Anerkennung überhaupt nicht", ders. I, 380 f : „daß die prinzipiell unent- 
behrlichen Beschränkungen der zu verbietenden Handlungen nur die persön- 
lichen und die sachlichen sind." „Den Örtlichen Grenzen kommt neben 
den persönlichen und den sachlichen eine selbständige Bedeutung 
nicht zu", und v. Rohland 1: „Das internationale Strafrecht hat zum Inhalt 
die Lehre von dem Geltungsgebiet der Strafgesetze des Staates mit Rücksicht 
auf Personen und Rechtsgüter", 2, 3: „Eine solche Umgrenzung der 
strafbaren Handlungen nach dem Räume hat indessen keinen Anspruch auf 
selbständige Bedeutung, weil eine rechtswidrige Handlung erst 
durch die beiden sie bestimmenden Momente, die Person, von 
der sie ausgeht, und das Rechtsgut gegen welches sie gerichtet 
ist, ihre juristische Bedeutung erhält. Es können daher nur diese beiden 
Momente als Ausgangspunkte bei Feststellung des Umfanges der staatlichen 
Strafkompetenz in Betracht kommen." Daß die letztgenannten beiden Autoren 
indeß unrichtigerweise nicht die Gruppierung der in concreto strafbaren 
Handlungen um diese zwei Gesichtspunkte als die zwei, und zw r ar die zwei 
selbständigen, beherrschenden Gesichtspunkte durchfuhren, wird unten zu 
zeigen sein. Ganz richtig formuliert Finger I, 160: „Es sind hier eigentlich 
zwei Fragen zu beantworten, 1. an welche Personen sich die Normen 
richten, 2. welche Rechtsgüter die Normen schützen." Aber auch 
" er führt diesen Gedanken nicht durch. Vgl. betr. die Formulierung der Fragen 
auch nochBelingZ.-St. W. 17, 331, Bremer G. S. 17, 421, betr. die Ablehnung 
des Begehungsorts als primär maßgebenden Gesichtspunkts Bekker I, 174. 
Eine bewußte und offene Ablehnung des Gesichtspunktes des „Güter" (Inter- 
essen-)schutzes und der „Güter" (Interessen-) Verletzung im internationalen Straf- 
recht findet sich bei Hae lschner I, 140: „Nicht die Beschädigung dieses 
oder jenes Rechtsgutes sondern der mittelst solcher Beschädigung gesetzte 
Widerspruch des Willens gegen die rechtliche Norm ist das zu 
Strafende, und eben deshalb ist für das Strafrecht des Staates nicht sein be- 
sonderes Verhältnis zu dem verletzten Rechtsgut, sondern sein Verhältnis zu 
jenem zu strafenden Widerspruche von entscheidender Bedeutung." Diese 
Ablehnung ist schon insofern unrichtig, als hier nur ein Entweder-Oder an- 
genommen wird, während doch beide Momente von entscheidender Bedeutung 
sein können. Vgl. für die abweichende Ansicht weiter etwa H. Meyer 115 
zu Anm. 8: das Strafrecht sei: „nicht zum unmittelbaren, sondern nur zum 
mittelbaren Schutze der Rechtsguter bestimmt", welche Aeußerung vielleicht 
ähnliches, wie die Hae lschner 's besagen will (s. aber H. Meyer 24 sub. ej, 
aber ganz undeutlich ist. Vgl. gegen beide Binding I, 388 A. 28 (der tiber- 

3* 
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Die Anlage der folgenden Erörterung ergibt sich aus dem 
Gesagten. Wir werden zuerst zu besprechen haben, wann unter 
dem Gesichtspunkt der Interessen Verletzung ein konkreter inlän- 
discher Strafanspruch, die konkrete Anwendbarkeit inländischen 
Strafgesetzes bejaht wird de lege lata, bejaht werden darf, muß, 
soll de lege fer., zunächst unter dem Gesichtspunkt der Verletzung 
eines inländischen, dann eines nicht inländischen Interesses. Als 
zweiter Punkt wird zu erwägen sein, wann unter dem Gesichts- 
punkt der Gebundenheit der handelnden Personen ein konkreter 
inländischerStrafanspruch, die konkrete Anwendbarkeit inländischen 
Strafgesetzes bejaht wird de lege lata, bejaht werden darf, muß, 
soll de lege fer. 

Vor dem Eintritt in diese Erörterung ist aber noch als 
Grundlage für das Folgende zu dem soeben verwendeten Ausdruck 
,. Interessen Verletzung" eine Bemerkung zu machen. Es wird 
dabei unter Interesse verstanden ein bestimmter wertvoller 
oder für wertvoll gehaltener Stand oder Gang, ein wertvoller 
Zustand oder Verlauf; als „verletzt* (das Wort in weitem Sinn 
genommen) erscheint das betreffende Interesse, wenn dieser wert- 
volle Stand oder Gang 1 ) durch ein Geschehen an einem Punkte 
verkehrt oder irgendwie in Frage gestellt wird, wenn er an einem 
Punkt gestört oder irgendwie bedroht wird. Vermieden wurde 
und wird der Ausdruck „verletztes (gefährdetes) Rechtsgut. K 
Bekanntlich ist viel erörtert, ob man von „Rechtsgütern- oder 
„Interessen" als Gegenständen des Schutzes und der Verletzung 
reden soll. 2 ) Der Streit ist im Grunde nur ein terminologischer 3 ). 



sieht, daß die Aeußerung bei Haelschner I, 138 f. wohl nur als Darstellung 
der gegnerischen Ansicht zu verstehen ist.) 

*) Ueber die echten Unterlassungen s. u. 

2 ) Vgl. hierüber Binding N. I, § 21, Merkel 20 f, Oppenheim be- 
sonders 39 ff. 

8 ) So auch v. Liszt 65 A. 1, ders. Z.-St. W. 8, 141, Merkel 20, Oetker 
Z.-St. W. 17, 565, vgl. weiter z. B. H. Meyer 22 N. 6, v. Martitz I, 48 A. 3, 
Finger I, 102, Gareis Enc. 21, 177, M. E. Mayer, Kulturn. 64 ff. 

Man kann unter Interesse verstehen das Wertverhältnis, die Wertbeziehung 
von Etwas zu einem Subjekt oder das Werturteil eines Subjekts über Etwa«, 
während das wertvolle oder gewertete Etwas, das Wertobjekt als „Gut" be- 
zeichnet wird. So Oppenheim 39: „So ist Gut alles, was einen Wert hat, 
iu;d weil es einen Wert hat, ist es Gegenstand eines Interesses", 41: „Interesse 
ist das Verhältnis eines Subjekts zu etwas Vorhandenem oder Nichtvorhandenem 
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Hier wurde der Ausdruck Interessen* und nicht „RechtsgUter - * 
gewählt, weil bei letzterem Ausdruck die Möglichkeit vorhanden 
ist, daß man als r Rechtsgüter - körperliche, im Raum befindliche 
Dinge, Sachen oder Personen, betrachtet, 1 ) eine Anschauung, die, 
wie unten zu zeigen sein wird, gerade für's internationale Straf- 
recht eine Rolle spielt, aber nicht zu akzeptieren ist. 2 ) 



aber Herbeigewünschten, welches zum Ausdruck bringt, daß das Vorhandene 
oder Nichtvorhandene von Wert mithin ein Gut ist", Bin ding N. I, 356 f. 
(Interesse — Werturteil), Bunge r Z.-St.W. 8, 667. Aber notwendig ist dies nicht. 
Es existiert ein fester Sprachgebrauch, wonach die Aeußerung, das und das 
sind meine Interessen, nicht das Wertverhältnis oder Werturteil bezeichnen 
soll, sondern das gewertete oder wertvolle Etwas (vgl. auch Oetker 1. c. 565). 
In diesem Sinne wird der Ausdruck hier gebraucht, keineswegs soll etwa damit 
ein Gefühl als verletzt bezeichnet werden (s. dagegen Bin ding N. I, 357). 
Keßler E. 50, G. S. 39, 100 ff., bezieht das Interesse auf Ereignisse, darauf, daß 
etwas Bestimmtes, ein Gut Betreffendes geschehe oder nicht geschehe (vgl. 
auch Dohna 17), ähnlich v. Liszt Z.-St.W. 8, 141: „Interesse" ist der Wert, 
den der Eintritt oder Nichteintritt einer bestimmten Veränderung für den 
Betreffenden hat, Gut ist . . . dasjenige, wofür jene Veränderung von Wert 
ist," noch schärfer Hold von Ferneck 383 „Das Recht schützt nur Interessen, 
und zwar nicht Interessen an Gütern, sondern am Eintritt oder Nichteintritt 
von menschlichen Handlungen", 386. Das primäre ist jedenfalls die Wertung 
von Etwas, erst abgeleitet ist die Wertung dessen, daß etwas Bestimmtes mit 
Bezug auf dieses Etwas geschehe oder nicht geschehe, vgl. auch Bin ding 
N. I, 356 und Anm. 2 das., Oppenheim 400, „Interesse" auf letzteres zu be- 
ziehen, dazu fehlt eine Veranlassung. Insbesondere ist das Interesse nicht 
etwa auf den Eintritt oder Nichteintritt von Handlungen zu beziehen, nur 
die strafbare Interessen Verletzung erfolgt durch Eintritt oder Nichteintritt 
von Handlungen. Betr. die Ansicht v. Hold 's s. auch u. A. 5. 

*) Letztere Anschauung tritt bei Bin ding auf, wenn er (N. I) als „Rechts- 
gut" bezeichnet: „die Person oder Sache, die dem Berechtigten unterworfen 
ist," (344) „das Wild auf den Jagdgründen ; die Eier und Jungen von jagdbarem 
Federwild", (Gr. 103) davon redet: „Rechtsgüter sind alle Gegenstände ding- 
licher Rechte", „der verbrecherische Angriff gilt stets einem oder mehreren 
konkreten Rechtsgtitern, einem individuellen Leben, einer bestimmten Sache,-* 
s. weiter I, 169. Vgl. gegen Bin ding, insoweit nicht mit Unrecht, v. Liszt 
Z.-St.W. 6, 674 f., 678, insbesondere betr. das internationale Strafrecht 679 ff. 
Vgl. auch Oppenheim 19 f., und dessen Distinktionen, insbesondere die 
Scheidung von „Schutzobjekten" und „Handlungsobjekten" bes. 151 ff., 183 ff. 
(dagegen wieder Binding Gr. 103), weiter v. Liszt Z.-St.W. 8, 157, Lehrb. 139 
A. 2 (s. aber Oppenheim 32 f.), auch Hold von Ferneck 382 ff. 

2 ) Andererseits wird hier auch nicht der Auffassung von Oetker Z.-St.W. 17, 
495 ff. beigetreten, der formuliert (495) „die vom Rechte angestrebten Zu- 
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Dabei wird aber als Subjekt der verletzten Interessen, als 
Subjekt, für welches ein solcher Stand oder Gang wertvoll ist 
(oder als wertvoll angesehen wird), die Gesamtheit gedacht, der 
Staat, die staatliche Gesamtheit 1 ) — ob auch die Gesamtheit der 



stände (Unverletztheit des Lebens, der Körperintegrität, des Eigentums u. s. w.) 
sind die „Rechtsgüter*. Wenn man von „Verletzung" und „Gefährdung" der 
Rechtsgüter oder Interessen redet, denkt man dieselben als etwas bereits Vor- 
handenes, nur Fortzuführendes und zu Unterstützendes. Vor allem aber ver- 
führt diese Fassung dazu als „ anzustrebenden " Zustand den anzusehen, daß 
nicht delinquiert wird (vgl. Oetker 496 o.), eine Aulfassung, die den Begriff 
„Rechtsgut" oder „Interesse" wertlos macht. Dies letztere gilt auch gegenüber 
der in dieser Richtung verwandten Fassung HoldvonFerneck's (s. o. A. 3.) 
*) Vgl. auch Bin ding Kr. 119: „Schutz gewisser Güter der Rechts- 
gemeinschaft", Binding N. I, 353 f. : „Sonach ist Rechtsgut Alles, was selbst 
kein Recht doch in den Augen des Gesetzgebers alsBedingung gesunden 
Lebens der Rechtsgemeinschaft für diese von Wert ist, an 
dessen unveränderter und ungestörter Erhaltung sie nach seiner Ansicht ein 
Interesse hat, und das er deshalb durch seine Normen vor unerwünschter Ver- 
letzung oder Gefahrdung zu sichern bestrebt ist," 358: „Das Rechtsgut 
ist stets Rechtsgut der Gesamtheit, mag es scheinbar noch so 
individuell sein. Im Gesamt-„Interesse" wird das Gefühl der Einzelnen, 
deren Leben, deren Ehre geschützt", 340 f., Merkel Enc. 88, 96, 271, 301, 
Merkel 3, 10 f.: „Verletzung von Interessen, welche sich im Staate als 
gemeinsame geltend zu machen vermögen", „antisoziales Verhalten", 12 ff., 17, 
ders. Z.-St.W. 6, 512 f., 515. Jhering, Zweck im Recht I, 490 f. definiert das 
Verbrechen als „die von Seiten der Gesetzgebung konstatierte, nur durch 
Strafe abzuwehrende Gefährdung der Lebensbedingungen der Ge- 
sellschaft," ähnlich Jellinek Sozialeth. Bed. 56: Angriff auf die 
Existenzbedingungen der Gesellschaft. Besonders s. Bekker I, 
91 : „Verbrechen sind Handlungen, die den Staatsinteressen, den Staats- 
zwecken zuwiderlaufen," und durchaus treffend v. Rohland 151: 
„Das staatliche Gemeinwesen ruht auf gewissen Grundlagen, 
welche den Wert von Gütern für dasselbe besitzen, und die daher im 
Zustande der Unversehrtheit zu erhalten, fortzuentwickeln und zu vermehren 
eine Lebensbedingung für dasselbe ist. Deshalb gewährleistet es die Integrität 
und Förderung dieser, indem es sie mit dem Rechtsschutz seiner Gebote und 
Verbote ausstattet und diesen Schutz durch Strafdrohung sanktioniert, und 
damit zu Rechtsgtiter.i erhebt," Oetker Z.-St.W. 17, 564 sub. 5 und 6, 565, und 
Neumeyer Z.-St.W. 23, 442 f., 447, 449, 453 f. Vgl. auch z.B. Wachenfeld, 
Goltd. Aren. 59, 55: „Maßgebend hierfür (ob eine Handlung als Verbrechen 
behandelt werden soll) ist allein, ob sie den Staatsinteressen wider- 
spricht. Tut sie das, so muß sie verpönt werden", Frank Z.-St.W. 18, 736, 
Bennecke -Bei in g 1, H. Meyer 21: es seien die Handlungen zu strafen, 
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Staaten oder gar ein Überstaatliches Etwas als Träger von Inter- 
essen in Betracht kommt, wird unten zu erörtern sein. Um den 
Schutz der staatlichen Lebensbedingungen gegen Angriffe handelt 
es sich in letzter Linie im Strafrecht, dieser oder jener Stand 
oder Gang der Dinge wird von ihm für wertvoll angesehen, weil 
er Lebensbedingung für die staatliche Gemeinschaft ist. Der öffent- 
lichen Strafe entspricht ein verletztes öffentliches Interesse. 1 ) 
Diesen Gedanken, daß es sich um Interessen der staatlichen 
Gesamtheit handelt, gilt es nun aber auch konsequent durchzu- 
führen. Jedenfalls ergibt sich daraus zunächst einmal, daß man, 
wie oben berührt, nicht ein körperliches Ding im Raum, die Sache 
x oder y, oder die Person A oder B als verletztes „Rechtsgut u 
betrachten darf, 2 ) die Sache x oder y. die Person A oder B ist 
doch nicht „Bedingung gesunden Lebens der Rechtsgemeinschaft". 3 ) 
Endlich ist noch ein oben offen gelassener Punkt hier zu be- 
sprechen. Es wird für eine Klasse von Delikten, meist als „Polizei- 
unrecht" bezeichnet, behauptet, sie seien reine oder „einfache" Un- 

„ durch welche unmittelbar oder mittelbar das öffentliche Interesse verletzt 
wird", v. Martitz I, 48 A. 3: „Interessen der Gesamtheit", 49 A. 4. 51, 53, 129 
A. 7, Stooß Z.-St.W. 24, 319, Pingerl, 102. Der Ausdruck „Interessen (oder 
Güter) der Rechtsordnung" ist oft nur ein unklarer Ausdruck für das Gesagte, 
die Rechtsordnung wird statt ihres Trägers, des Staates, genannt, vgl. auch 
Binding N. I, 358 A. 6. Die vertretene Ansicht befindet sich in scharfem 
Gegensatz zu der von Hertz (Das Unrecht, 55 ff.) und Keßler (E. 55, 
GS. 39, 111, 116 und öfter) vertretenen, nach welchen lediglich Interessen der 
Einzelnen im Strafrecht in Betracht kommen sollen. S. dagegen Binding I, 
354 f., Anm. 358, Oetker 1. c. 565, Merkel 17, Finger G. S. 40, 147 f., 151. 

1 ) Vgl. v. Rohland 132: „Gewechselt hat im Laufe der Zeiten die 
Person des Verletzten, früher war es der einzelne Mensch, heute ist es die 
Gesamtheit der Einzelnen", und besonders Merkel 8: »Einzelinteressen und 
Gesamtinteressen haben damit (mit Verdrängung der Privatstrafen durch die 
öffentlichen) ihre Stellung vertauscht. Hatten die letzteren früher ihre Be- 
friedigung mit und hinter den durch das Verbrechen getroffenen Einzelinteressen 
gesucht, so finden nun diese Einzelinteressen ihre Befriedigung mit und hinter 
den Gesamtinteressen." 

2 ) Dies ist daher unrichtig auf Grund des von Binding selbst (s. S. 38 
A. 1) Vertretenen. 

3 ) S. B i n d i n g 1. c. (S. 38 A. 1) Das Gesagte ist vielleicht auch geeignet, zum 
Verschwinden der mißverständlichen und abgeschmackten Formulierung, bei 
der Bestrafung handle es sich um Rechtsgüterschutz durch Rechtsgüterverletzung, 
beizutragen (vgl. gegen dieselbe auch Hold von Ferneck .385), 
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gehorsamsdelikte, welchen eine Interessenverletzung oder Ge- 
fährdung nicht wesentlich sei. 1 ; Dann würde bei den vorliegenden 
Fragen für sie der Interessengesichtspunkt überhaupt ausscheiden, 
und nur der Personengesichtspunkt in Betracht kommen. 2 ) Allein 
auch bei dem „ Polizeiunrecht a ist eine materielle Seite anzu- 
nehmen, eine bedeutsame Beziehung auf „Interessen." 3 ) In den 
hierher gerechneten Fällen handelt es sich 4 ) entweder um Ver- 
letzung besonderer Arten von Interessen des Staates an dem 
Stand und Gang gesellschaftlicher Zustände und Vorgänge auf 

*) Vgl. Merkel Abhandl. I, 95 ff., Bin ding N. I, § 48 bes. 326 f., § 54 
bes. 408 f., Binding Kr. 121 f., Binding I, 381, Rosin Stengel's Wörter- 
buch 2, 275, Olshausen 1 zu § 1, Haelschner I, 34 f., Oppenheim 170, 
210 s. aber auch 211 („Schutzobjekte haben auch diese Verbrechen u ), 210 („ob- 
gleich sie im Interesse von Schutzobjekten unter Strafe stehen"), Finger I, 
107 f., ders. G. S. 40, 152 f., Guderian Z.-St. \V. 21, 852 ff., bes. 858, 868 ff., bes. 
870, s. aber 843, Gretener Z. f. Schweiz. Str. 6, 228, v. Liszt 117 f. A. 3, vgl. 
auch Goldschmidt, Verwaltungsstrafrecht (1902), ders. Goltd. Arch. 49, 78, 
85, ders. Festgabe der Berliner jur. Gesellschaft für R. Koch 1903, 422, 424 f., 
ders. Deliktsobligationen des Verwaltungsrechts (Mitt. JKV. XII, 220 ff.) 9, A. 3. 

2 ) Diese Konsequenz zieht denn auch Binding Kr. 124 sub. 3, ders. I, 
381 : „Wird bei Verboten schlechthin und bei den Geboten das Anwendungs- 
gebiet nicht durch genaue Bezeichnung des Personenkreises, dem die 

Norm gilt, umgrenzt, so ist bei ihnen die Lokalisierung der 

verbotenen oder anbefohlenen Handlung unentbehrlich, da ihren Ueber- 
tretungen die Richtung wider bestimmte Rechtsguter nicht 
wesentlich ist und demgemäß die gegenständliche Beschrän- 
kung der Normen versagt." Es ist hierbei übrigens auch Binding's 
Rechtsgutsbegriff von Bedeutung. 

3 ) Vgl. Frank 481, ders. Studien zum Polizeistrafrecht S. 17 f., ders. 
Mitt. der JKV. 7, 186 ff., Rosenfeld ebendas. 200, Berolzheimer Ent- 
geltung 263 f., M. E. Mayer, Kulturnormen 118 ff., Dohna 56 ff., Otto Mayer, 
Verwaltungsr. I, 319ff. bes. 319 A. 9, Hold von Ferneck 377, Keßler 
E. 64, ders. G. S. 40, 597 ff., abgeschwächt bei H. M e y e r 30 („daß beim Kriminal- 
unrecht die sachliche Bedeutung im Vordergrund steht, während sie beim 
Polizeiunrecht hinter ihrer formellen Bedeutung zurücktritt"). Uebrigens 
wird eine materielle Beziehung, auch von den Vertretern, des „reinen Un- 
gehorsams" in den betr. Fällen im Grunde nicht völlig geleugnet, s. insbesondere 
sofort Anm. 4, nur sei dieselbe unbeachtlich. Gerade im internationalen Straf- 
recht aber tritt heraus, daß dies unrichtig ist. Vgl. jetzt auch B e 1 in g , L. v. V. 215. 

4 ) Vgl. auch Binding N. I, 402 ff., 405 f. Daß der Abschnitt betr. die 
Uebertretungen im StGB. Verschiedenartiges enthält, darüber vgl. Guderian 
Z.-St. W. 21, 843 ff., Berolzheimer Entgeltung 257 ff., auch Binding 1. c, 
Rosin 1. c. 275 f. 
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mehr äußerlichen Gebieten, 1 ) oder es handelt sich um eine 
besondere Art der Beziehung der deliktischen Handlungen auf 
die Interessen, den idealen Stand oder Gang in dieser oder jener 
Richtung, nämlich um Handlungen, die nur als möglicherweise 
den idealen Stand oder Gang an einem Punkte bedrohend 2 ) unter 
Strafe gestellt sind. Eine bedeutsame sachliche Beziehung besteht 
auch in letzterem Fall. Wenn gesagt wird, das materielle Moment 
sei hier nur Motiv der Strafdrohung, gehöre nicht zum Tatbestand 
der strafbaren Handlung, 3 ) so ist das jedenfalls für die hier zu 
besprechenden Fragen des Interessengesichtspunktes im inter- 
nationalen Strafrecht ohne Belang, da hier eventuell auch die nur 
motivierende materielle Seite zu beachten ist. Insbesondere ist auch 
zu bemerken, daß auch bei den echten Unterlassungsdelikten 
(Zuwiderhandlungen gegen Gebote), die ebenfalls zum „reinen, 
einfachen Ungehorsam" gezählt werden, 4 ) eine bedeutsame mate- 
rielle Seite hervorzuheben ist, 6 ) die hier eben darin liegt, daß 



*) lieber die Gruppe der Zuwiderhandlungen gegen das staatliche Interesse 
an gesellschaftlichen Zuständen und Vorgängen s. unten. Hierher gehört z. B. 
das Interesse an der „bürgerlichen Tüchtigkeit" (Beling Gr. 2. Aufl. 102 f.), 
verletzt durch Bettel, Landstreicherei 361 Z. 7, 8, an der Volksgesundheit 
(361 Z. 6), der öffentlichen Sicherheit (361 Z. 1 und 2) u. s. w., das Interesse 
an dem unbehinderten Gang des äußeren Verkehrs (366 Z. 9) u. s. w. Vgl. 
auch Frank 480: „Störungen der guten Ordnung des Gemeinwesens", ders. 
Mitt. 1. c. 191 , Berolzheimer 261: „Ordnungswidrigkeit" , „öffentliche 
Ordnungsstörung" (dagegen Goldschmidt Goltd. Arch. 49, 85, Festgabe für 
R. Koch 425 und Anm. 2, das.) 

2 ) Frank 480, ders. Studien zum Polizeistrafr. 15 f., ders. Mitt. 1. c. 190 f., 
Rosenfeld 1. c. 200, Oppenheim 170, 210 f., Binding N. I, 400, Rosin 
1. c, Keßler G. S. 40, 598. Vgl. auch Olshausen 1 zu § 1, Merkel 45 f., 
G u d e r i a n Z.-St.W. 21, 898 ff. (auch 862 ff), H a e 1 s c h n e r I, 35 (auch II, 599 f.). 
Dagegen Goldschmidt Goltd. Arch. 49, 79 f. Berolzheimer 1. c. 259 f. 
will diese Fälle nicht zum Polizeiunrecht rechnen, erkennt sie aber ab be- 
sondere Deliktsgruppe an. 

3 ) Frank 480, ders. Studien zum Polizeistrafrecht 19, Rosenfeld 1. c. 
200 f., s. auch Guderian 1. c. 870, Finger I, 108, Rosin 1. c. 

4 ) Vgl. Merkel Abh. I, 77, 97, Binding N. I, 411 f., Olshausen 3 zu 
§ 1, s. auch Goldschmidt Goltd. Arch. 49, 85 A. 15, Verwaltungsstraf- 
recht 344 A. 28, 545. 

5 ) Vgl. auch Oppenheim 212 f. : „Im Interesse von Schlitzobjekte a 
stehen sowohl die Bewirkungs-Gebote als die Beförderungs-Gebote als die 
Gebote schlechthin", Keßler G. S. 40, 601 f. 
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der wertvolle Stand oder Gang partiell nicht fortdauert, während 
angenommen wird, daß er durch die vorzunehmende Handlung 
partiell fortgeführt, gefördert oder möglicherweise gefördert worden 
wäre. 1 ) So bezieht sich z. B. der Fall des § 139 StGB, auf das 
staatliche Interesse an dem erfolgreichen Gang der staatlichen 
Rechtspflege. 



l ) Vgl. zu der Dreiteilung v. Rohland 50 f., Bin ding N. I, 123 f., 
Oppenheim 212. 



IL Kapitel. 

Die Bejahung konkreter Strafbarkeit im Inland unter 
dem Gesichtspunkt der Verletzung zu schützender Interessen. 

§ 1. 

Die Bejahung unter dem Gesichtspunkt der Verletzung 

inländischer Interessen. 

I. 

Nach der im Vorhergehenden gegebenen Definition hätte man 
unter inländischen Interessen 1 ) zu verstehen Interessen des 

*) Die Einteilung in inländische und in nichtin ländische Interessen („Rechts- 
güter*) wird z. T. angegriffen. Es ist aber — was für alles folgende gilt — 
mit Nachdruck darauf hinzuweisen, daß die Frage, ob ein inländisches Interesse 
(oder „Rechtsgut") als verletzt erscheint, strenge zu scheiden ist von der Frage, 
ob der inländische Staat eine Veranlassung, einen Grund, ein Motiv hat, in 
concreto zu bestrafen, ein „Interesse an der Bestrafung", wie man wohl sagt. 
Letzteres muß er immer haben, wo er überhaupt in concreto straft, sonst 
würde er ja nicht bestrafen. Keineswegs straft er aber immer unter dem 
Gesichtspunkt einer Verletzung seiner eigenen Interessen oder „Rechtsguter*, 
seiner eigenen unmittelbaren Lebensbedingungen. Dies ist auch einzuwenden 
gegen die Ausführungen von v. Martitz I, 49 A. 4, (s. auch I, 128 ff., bes. 
129 A. 7, 180 A. 8 und 9). Wenn er der Ansicht ist: „Man kann nicht die 
vom Staate durch das Mittel der Strafe zu schützenden öffentlichen Interessen 
in die zwei Gruppen der inländischen und der ausländischen Interessen, m. a. W. 
in eigene und nicht eigene, oder: in Interessen und Nichtin teressen zerlegen! 
Wie sollte der Staat dazu kommen, eine Handlung zu bestrafen, durch welche 
ein eigenes Interesse, also eines seiner „Rechtsgüter" gar nicht verletzt ist, 
die ihm also gleichgültig ist?", so ist zu entgegnen, daß sehr wohl der Staat 
eine Handlung bestrafen kann, die nicht seine eigenen Interessen, Lebens- 
bedingungen verletzt, da er doch auch aus anderen Motiven strafen kann, als 
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inländischen Staates. Lebensbedingungen der inländischen 
staatlichen Gesamtheit. Daß bei Verletzungen gerade solcher 
das Inland sich einen Strafanspruch in concreto zuschreibt, seine 
Strafgesetze für in concreto anwendbar erklärt, und zwar eben 
unter dem Gesichtspunkt einer Verletzung seiner Interessen, 
erscheint als selbstverständlich. Als Veranlassung, als Grund, 
warum es dies tun soll, erscheint der Egoismus, die Sorge für 
die eigene Selbsterhaltung 7 als Legitimation, als Grund, warum 
es dies jedenfalls — rein unter dem Interessengesichtspunkt be- 
trachtet — tun darf, daß es sich ja um Schutz seiner eignen 
Interessen als solcher handelt, der doch ihm nicht verwehrt 
werden kann. Daß es dies tun müsse, wird man leicht geneigt 
sein zu sagen, wobei man aber das „ Müssen u nur als eine Pflicht 
der Selbsterhaltung versteht, ob und wie weit sekundär aus- 
nahmsweise von einer völkerrechtlichen Verpflichtung des Inlandg 
zur Bestrafung hier die Rede sein kann, wird unten gelegentlich 
erörtert werden, regelmäßig besteht jedenfalls eine solche nicht, 
da es sich ja um die eigenen Interessen des Inlands handelt. 1 ) 
Es darf sonach als Grundsatz aufgestellt werden, daß der inländische 
Staat Strafbarkeit in concreto statuiert, statuieren soll und darf, 

aus dem der eigenen unmittelbaren Selbsterhaltung (s. u.). Bei v. Marti tz 
spielt daneben noch die mangelnde Scheidung konkreter und abstrakter Straf- 
barkeit eine Rolle, (s. bes. I, 132 A. 11). Auf den Ausführungen von v. Marti tz 
fußt H. Meyer Hof., wenn er die Teilung der „Rechtsguter" in inländiscl^ 
ausländische und internationale als „eine unsichere und schwankende" be- 
zeichnet. Ebenso v. Bar L. 211 A. 7, 212 A. 8, der den Begriff „Rechtsgut" 
in dem Zusammenhang der Frage des sog. „Realprinzips" für „unklar" erklärt, 
aber selbst (212 A. 8) von der „Sicherheit der inländischen Rechtsordnung" 
redet. Für die Gegenüberstellung von inländischen Interessen (oder „Rechts- 
gütern") und anderen (ausländischen, oder ausländischen und „internationalen") 
s. besonders v. R o h 1 a n d 55 ff., 104, 152 f. ; B i n d i n g I, 390 ff., s. auch RG. 8, 55. 
Sie ist unumgänglich, wie die folgenden Ausführungen in ihrer Gesamtheit 
bezeugen mögen. Sie ist von grundlegender Bedeutung nicht nur für die 
Frage des Wieweit der Erstreckung konkreter inländischer Strafbarkeit 
(vgl. vorläufig Bin ding I, 895: „Es ist denkbar aber nicht wünschenswert, 
daß ein Staat sich auf den Schutz seiner Rechtsgüterwelt beschränke"), sondern 
auch für die Art dieser Erstreckung (Voraussetzung Strafbarkeit im Ausland oder 
nicht ? Konsumierende Bedeutung ausländischer Bestrafung, Freisprechung u. 8. w. 
oder nicht?) Gerade in der letzten Richtung tritt sie auch im geltenden 
Recht scharf heraus, wie sofort zu zeigen. 

*) Vgl. auch Beling Z.-St. W. 17, 327 sub. a. 
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soweit gerade seine eigenen Interessen als unmittelbar verletzt 
erscheinen, und zwar Strafbarkeit eben unter letzterem Gesichts- 
punkt. Damit ist folgendes gesagt: er wird in diesem Fall 
richtigerweise nicht — soweit nicht in der Person des Täters 
ein Hindernis besteht, was hier noch nicht zu erörtern ist — die 
Wahrung seiner eigenen unmittelbaren Interessen einem anderen 
Staat Überlassen und deshalb selbst überhaupt nicht Strafbarkeit 
in concreto sich vindizieren, 1 ) oder zwar inländische Strafbarkeit 
bejahen, aber unter dem Gesichtspunkt verletzter ausländischer 
Interessen. Die Frage ist also nur, wie ist der Kreis der un- 
mittelbar eigenen Interessen des inländischen Staats und ihrer 
Verletzung zu bestimmen, wie ist der Rayon der Bestrafung unter 
diesem Gesichtspunkt zu umschreiben? 

Man kann geneigt sein, zur Absteckung des Rayons der 
inländischen Interessen (oder „RechtsgUter") und ihrer Verletzung 2 ) 
entweder die Zugehörigkeit zum inländischen Territorium zu ver- 
wenden, die inländischen Interessen reichen, soweit das inländische 
Gebiet reicht, oder die Zugehörigkeit zum inländischen Staat, 
die inländischen Interessen reichen, soweit das Inland als Staat 
reicht (territoriale — staatliche Begrenzung). Mit dieser Alter- 
native kreuzt sich nun aber eine andere, so daß im ganzen vier 
Begrenzungsversuche entstehen. Entweder man versteht unter 
,.Recht.sgut~ ein Ding im Raum, eine körperliche Sache oder 
physische Person, bezw. als ihr Anhängsel gedachte und bei 
ihnen lokalisierte Eigenschaften. Zustände, Verhältnisse. Oder 
man faßt Interesse (Rechtsgut), wie bisher geschehen, als ideelle 
wertvolle Zustände oder Vorgänge (reale — ideale Auffassung). 
So gelangt man dazu, inländische Interessen („ Rechtsgüter a ) als 
verletzt anzusehen, entweder wenn im Inland räumlich sich be- 
findende körperliche Sachen oder physische Personen bezw. als 
ihr Anhängsel gedachte und bei ihnen lokalisierte Eigenschaften, 



r ) Vgl. v. Rohland 156: „die Verbindlichkeit . ., die Grundlagen seines 
Gemeinwesens sicherzustellen, sich von Anderen, wenn auch nur zum Teil ab- 
nehmen lassen darf der Staat nicht, denn die Sorge um seine Existenz ist die 
eigenste Pflicht desjenigen, um dessen Wohl und Wehe es sich handelt." 

2 ) Dasselbe gilt natürlich entsprechend für die Absteckung des Rayons 
der Interessen (und Interessenverletzung) eines bestimmten anderen (aus- 
ländischen) Staats. 
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Zustände, Verhältnisse angegriffen werden (territorial — reale 
Auffassung), oder wenn im Inland oder Ausland räumlich sich 
befindende, zum inländischen Staat gehörige körperliche Sachen 
(Inländern gehörige Sachen) oder physische Personen (Inländer) 
bezw. als ihr Anhängsel gedachte und bei ihnen lokalisierte 
Eigenschaften, Zustände, Verhältnisse angegriffen werden (staat- 
lich — reale Auffassung). Oder man sucht die ideell gedachten 
Interessen in der Weise durch das inländische Territorium zu 
begrenzen, daß man die Begehung des Delikts im Inland als 
Symptom für die Verletzung eines inländischen, territorial begrenzt 
gedachten Interesses, eines wertvollen Stands oder Gangs im 
Inland auffaßt (territorial — ideelle Auffassung). Oder endlich 
man sieht inländische Interessen als verletzt an durch im Inland 
oder Ausland begangene Delikte, die einen für den inländischen 
Staat unmittelbar wertvollen Stand oder Gang stören oder be- 
drohen (staatlich — ideelle Auffassung), wobei indeß nicht aus- 
geschlossen ist, daß z. T. eine solche Störung oder Bedrohung 
dann als vorliegend bejaht wird, wenn das Delikt einen Stand 
oder Gang im Inland stört oder bedroht, und für letzteres die 
Begehung im Inland als symptomatisch betrachtet wird, nur daß 
eben das territoriale Moment hier allein eine positive, nicht 
eine negative, einschränkende Bedeutung besitzt. Nur zwei 
Arten unterscheidet v. ftohland'. räumliche und staatliche Um- 
grenzung, 1 ) ebenso Binding. 2 ) Dies rührt daher, daß beide das 
„Rechtsgut-' körperlich — real auffassen, und diese Auffassung 
als selbstverständlich betrachten. 

Dabei ist noch eine Frage wenigstens kurz zu berühren, 
nämlich die nach dem Ort der Begehung strafbarer Handlungen. 
Näher soll auf dieselben hier nicht eingegangen werden. 3 ) Zu 
betonen ist, daß die Frage für das internationale Strafrecht 
gesondert beantwortet werden muß, da hier besondere rationelle 

*) Vgl. dens. 5 f., 138 : „Der Begriff der inländischen Rechtsgütergewalt 
kann nun in zweifacher Weise aufgefaßt werden : entweder als die Summe der 
auf einem Staatsgebiete befindlichen möglichen Verbrechensobjekte, oder als 
die Gesamtheit der dem Gemeinwesen und den Gliedern desselben angehören- 
den möglichen Verbrechensobjekte.-* 

2 ) Binding I, 391, s. auch Finger I, 163. 

3 ) Dieselbe ist in neuerer Zeit ausführlich und eingehend behandelt von 
Kitzinger, vgl. speziell für das internationale Strafrecht 175 ff., 306 f. 
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Erwägung eingreifen, andere, als bei der Frage des Forums, wie 
sich aus der Gesamtheit der hier vorgetragenen und vorzu- 
tragenden Ausführungen ergibt. 1 ) Sodann, daß dabei der Inter- 
essen- und Personengesichtspunkt streng zu scheiden sind. Unter 
letzterem kann der Aufenthalt des Täters im Inland als solcher 
direkt in Betracht kommen (s. u.), unter ersterem höchstens in- 
direkt in der Weise, daß man sagt, die Tat ist da begangen, wo 
der Täter persönlich sich betätigte. 2 ) Was den Interessegesichts- 
punkt anbelangt, so ist klar, daß die Frage nach dem Begehungsort 
strafbarer Handlungen bezüglich des internationalen Strafrechts 
nicht in Betracht kommt für die reale Begrenzung, denn bei 
dieser kommt es nur auf den Ort an, wo das als Gegenstand im 
Raum gedachte „Rechtsgut' sich befindet Wohl aber bei der 
ideellen Begrenzung, da bei dieser der Ort der begangenen 
Handlung von symptomatischer Bedeutung ist — auch bei der 
staatlich-ideellen Begrenzung, sofern auch hier, wie gesagt, 
die Begehung im Inland von Bedeutung für die Bejahung ver- 
letzten inländischen Interesses sein kann. Und hier ist nun 
allerdings eine verschiedene Beantwortung möglich, je nachdem 
man die Tätigkeit oder den Erfolg 3 ) oder beides zu Grunde legt 4 ) 
Es wird indeß in diesem Zusammenhang — und hierauf kommt 
es hier allein an — die Sachlage dafür sprechen, daß das inlän- 
dische (territoriale) Interesse, der für das Inland wertvolle ideale 
Stand oder Gang der Dinge im Inland tangiert wird, sowohl 
wenn die Tätigkeit. 5 ) als wenn der Erfolg auf inländischem 

*) Dies leugnet auch Kitzinger nicht (vgl. 60 ff., auch 176 f.). Anders 
z. B. v. Lilienthal Marb. Festg. für Wetzeil 256 f. 

2 ) Vgl. auch Binding I, 416, Kitzinger 181 f. Deshalb unrichtig 
Olsha usen 1 zu § 2: es handle sich „im Grunde für alle in den §§ 2 ff. ge- 
gebenen Vorschriften um die Bestimmung, wann die Täter gewisser straf- 
barer Handlungen den fraglichen Strafgesetzen unterworfen 
seien." 

3 ) D. h. bei den „Erfolgsdelikten" im Gegensatz zu den „schlichten Tätig- 
keitsdelikten". Ueber die Unterscheidung vgl. Kitzinger 71 ff., bes. 76 f., 
Beling L. v. V. § 21, Loening Gr. 12, Frank II, 2 zu § 1. 

4 ) Wobei dann wieder im Detail Verschiedenheiten möglich sind, je nach- 
dem man zur Tätigkeit die Aktion der in Bewegung gesetzten Kräfte, je nach- 
dem man weiter zu ihr die „Zwischenwirkung" rechnet oder nicht rechnet. 

5 ) Im weitesten Sinn, einschließlich der Aktion in Bewegung gesetzter 
Kräfte und der Zwischen Wirkungen. 
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Territorium sich abspielt. 1 ) Das unten näher zu schildernde 
Interesse an dem befriedeten Stand der Individualsphäre, des 
Lebens u. s. w. im Inland, soweit das inländische Territorium 
in Betracht kommt, erscheint als verletzt, sowohl wenn ins inlän- 
dische Territorium die tötliche Wirkung, als die totbringende 
Handlung fällt, beides tangiert den idealen Stand. Es ist sonach — 
mit dem alten Schulbeispiel zu reden — sowohl der Schuß vom 
Inland her ins Ausland, der dort einen Menschen tötet, als der 
Schuß vom Ausland her ins Inland, der hier einen Menschen 

tötet, als Verletzung inländischer Interessen zu betrachten. 2 ) 3 ) 

• 

IL 

Wir gehen zunächst aus von unserem positiven Recht, und 
stellen hier die eben aufgeworfene Frage: wann statuiert dieses 
konkrete Strafbarkeit unter dem Gesichtspunkt einer Verletzung 
eines eigenen Interesses des Inlands, wie begrenzt dieses das 
x inländische Interesse"? Die grundlegende Anschauung desselben 
in diesem Punkt ist in § 3 StGB, im Gegensatz zu § 4 Abs. 1 
ausgesprochen. Sie geht dahin, daß unter dem Gesichtspunkt 
verletzter eigener Interessen des Inlands immer, regelmäßig 



*) Vgl. auch Kitzinger 186: „Und diesem Bedürfnis" („die heimische 
Rechtsgüterwelt vor verbrecherischen Angriffen zu schützen") kommt die An- 
schauung, wonach die Tätigkeit den Ort der Deliktsbegehung, also die in- 
ländische Deliktstätigkeit die inländische Strafgewalt bestimmt, am aller- 
wenigsten entgegen, ders. 305. S. weiter Bin ding I, 416: „Angesichts der 

Tatsache, daß die inländische Begehung weiter garnichts sein soll und 

sein kann, als ein Symptom des unmittelbaren Getroffenseins der inländischen 
Rechtswelt durch das Verbrechen, ist der Satz unabw eislich : jedes Verbrechen 
ist im Inlande begangen, das sich, sei's ganz, sei's zu einem Teile im Inlande 
entwickelt hat", auch R. G. 11, 22, Köhler Reformfragen 37, v. Lilienthal 
1. c. 275 f. Vgl. weiter die entsprechende Regelung im Schweiz. Entw. Art. 9, 
norweg. StGB. § 12 letzter Abs. 

2 ) Vgl. auch Kitzinger 186. 

3 ) Nur eins mag noch hervorgehoben werden: nicht etwa darf gesagt 
werden, eine Tat sei deshalb im Inland begangen, oder ihr Erfolg sei im Inland 
eingetreten, weil sie eine im Inland befindliche Person oder den inländischen 
Staat in ihren Interessen verletzte, denn man kann doch nicht sagen (s. auch 
unten), daß sich die Interessen räumlich da befinden, wo sich ihre Träger 
räumlich befinden (falls man letzteres vom Staat überhaupt sagen kann). Vgl. 
Kitzinger 178, 187,Binding I, 418 f., anders z. B. Bei in gZ.-St.W. 17, 314 f., 
Frank 23 sub. 3 (betr. Landesverrat). 
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aber auch nur gestraft wird, wenn eine — an sich strafbare — 
Handlung im Inland begangen wurde. Daß diese Anschauung 
in § 3, § 4 Abs. 1 StGB, enthalten ist, zeigt der Gegensatz von 
§ 3 und weiter § 4 Abs. 2 Z. 1 u. 2 zu § 4 Abs. 2 Z. 3, § 5 
StGB. Daß § 3 nicht einfach den Gedanken ausspricht, gebunden 
und deshalb strafbar sei nur der im Inland handelnde Täter, zeigt 
§ 4 Abs. 2 Z. 3. Man könnte aber meinen, § 3 sage ausschließlich 
nur, gebunden und deshalb strafbar ist der im Inland handelnde 
Täter, § 4 Abs. 2 Z. 3 ausschließlich nur, gebunden und deshalb 
strafbar ist auch der im Ausland handelnde Täter, wenn er 
Inländer ist, sonst sei in diesen Bestimmungen nichts gesagt, über 
Bestrafung unter dem Gesichtspunkt der Verletzung inländischer 
oder ausländischer Interessen nichts darin enthalten. Wenn nun 
aber in beiden Fällen der Täter als gebunden und deshalb strafbar 
behandelt wird, worauf ruht dann die Verschiedenheit, daß in 
dem einen Fall, dem des § 4 Abs. 2 Z. 3, die Strafbarkeit im Aus- 
lande, ausländische Akte und Gesetzesbestimmungen (§ 5) von 
maßgebender Bedeutung sind, im andern Fall dagegen, bei der 
Begehung im Inlande, nicht (selbst wenn es sich etwa um Delikte 
gegen eine ausländische Person handelt)? Man könnte sagen, 
die verschiedene Behandlungsweise erkläre sich unter dem Ge- 
sichtspunkt der Gebundenheit daraus, daß in § 3 ein im Inland, 
in § 4 ein im Ausland Handelnder in Frage steht, daraus erkläre 
sich, daß die Voraussetzungen ihrer Gebundenheit verschieden 
seien. 1 ) Allein daß dies nicht der Grund der Verschiedenheit ist, 
vielmehr der Gegensatz des verletzten inländischen und aus- 
ländischen Interresses hier das wesentliche ist, zeigt die weitere 
Tatsache, daß Fälle, in welchen keineswegs ein im Inland 
handelnder Täter in Frage steht, abweichend von § 4 Abs, 2 
Z. 3 und konform den Fällen der Begehung im Inland behandelt 
werden, mit welch letzteren sie eben nur das Moment einer 
Verletzung eigener Interessen des Inlands gemeinsam haben 
können. In § 4 Abs. 2 Z. 1 und 2 wird ebensowenig Strafbarkeit 
im Ausland gefordert und ist ebensowenig § 5 anwendbar — das 
Gemeinsame zwischen § 3 und § 4 Abs. 2 Z. 1 u. 2 StGB, gegen- 



J ) Etwa so, daß im Fall der Begehung im Ausland Strafbarkeit im Aus- 
land verlangt werde, um Kollisionen mit ausländischen Normen zu verhüten. 

H«gl«r, Prinzipien des international «n Straireohti. 4 
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über § 4 Abs. 2 Z. 3 kann aber nur darin liegen, daß, wie be- 
sonders bei Hochverrat, Landesverrat, Amtsverbrechen hervortritt, 
es sich um die Bestrafung von Verletzungen eigener Interessen 
des Inlands handelt (nur im zweiten Fall ausnahmsweise von 
Verletzungen solcher durch eine Handlung im Ausland), denn 
unter dem Gesichtspunkt der handelnden Personen besteht absolute 
Verschiedenheit zwischen § 4 Abs. 2 Z. 1 u. 2 und § 3, wesent- 
liche Gleichheit zwischen § 4 Abs. 2 Z. 1. u. 2 und § 4 Abs. 2 
Z. 3, da § 4 Abs. 2 Z. 1 im Ausland delinquierende Ausländer 
und Inländer, § 4 Abs. 2 Z. 2 im Ausland delinquierende Inländer 
betrifft. Wir sind damit zugleich berechtigt, diese Momente (Un- 
abhängigkeit von Strafbarkeit im Ausland, von ausländischen 
Akten und Gesetzesbestimmungen im Sinn des § 5 StGB.) für's 
geltende Recht als Zeichen der Bestrafung unter dem Gesichts- 
punkt verletzter eigener Interessen des Inlandes zu betrachten, 
was auch abgesehen von der eben speziell behandelten Frage 
von Bedeutung ist. Für diese führt das Gesagte zu dem Resultat, 
daß das positive Recht im Inland begangene an sich strafbare 
Handlungen als Verletzung inländischer Interessen behandelt 
(positive Seite), denn anders ließe sich die gleiche Behandlung 
der Fälle § 3 u. § 4 Abs* 2 Z. 1 u. 2 nicht erklären. 1 ) Andererseits 

l ) Richtig bemerkt Bin ding I, 403: „wie der Rechtsgüterschutz 

der treibende Gedanke des Real- prinzips ist, so ist er es auch in dem 

sog. Territorialprinzipe des § 3: der Gesetzgeber schickt die Regel des § 3 
voran in dem Glauben, der inländischen Rechtsgüterwelt dadurch den 
wirksamsten Schutz zu verleihen." Er führt als Argument gegen die Aus- 
legung des § 3 im Sinn der Vorstellung, daß „die inländischen Gesetze nur 
den binden, der zur Zeit der Tat innerhalb der inländischen Grenzpfahle weilt", 
an, es werde mehrfach inländischen Rechtsgütern unbedingter Schutz verliehen, 
das Reich trage also grundsätzlich kein Bedenken, Inländer und Ausländer 
auch im Ausland inländischer Norm und inländischem Strafgesetz zu unter- 
werfen. Damit wäre aber die Möglichkeit der Beziehung des § 3 allein auf 
die Frage der Personenbindung noch nicht widerlegt, sondern nur die Möglichkeit, 
die ausschließliche Bindung („nur") der im Inland Befindlichen als senien 
Inhalt anzusehen (s. o.). Zutreffend im Ergebnis auch Bin ding Gr. 76: „Den 
Satzungen des heutigen gemeinen Rechts über internationales Strafrecht liegt 
der Gegensatz des inländischen und des ausländischen Begehungsortes zu 

Grunde nur in symptomatischer Bedeutung, wonach durch 

die im Inlande begangene Handlung die inländische Rechts- 
ordnung stets, durch die auswärts begangene aber regelmäßig 
nicht getroffen wird." 
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aber auch (negative Seite) regelmäßig nur solche, denn wenn 
§ 4 abgesehen von den speziellen Fällen des Abs. 2 Ziff. 1 u. 2 
nach Abs. 2 Z. 3 vgl. mit Abs. 1 im Ausland begangene Delikte 
nur bei Strafbarkeit im Ausland und unter Berücksichtigung der 
in § 5 genannten Momente bestraft, selbst dann, wenn etwa ein 
Inländer im Ausland bestohlen, getötet wurde u. s. w., so folgt 
daraus, daß dann nicht unter dem Gesichtspunkt der Verletzung 
inländischer Interessen gestraft wird, selbst nicht in den eben 
genannten Fällen, denn anders als durch diese Verschiedenheit 
des Gesichtspunktes der verletzten Interessen läßt sich die ver- 
schiedene Behandlung von § 4 Abs. 2 Z. 1 u. 2 einerseits, 
§ 4 Abs. 2 Z. 3 andrerseits nicht erklären (s. auch u.). Beizu- 
fügen ist noch, wenn § 6 StGB, im Ausland begangene Ueber- 
tretungen als regelmäßig straflos behandelt, so liegt dem — wenn 
auch nicht allein 1 ) — die Auffassung zu Grunde, daß dieselben 
inländische Interessen nicht verletzen. Das geltende Recht be- 
grenzt also die Bestrafung unter dem Gesichtspunkt der Verletzung 
inländischer Interessen, damit diese Interessen selbst, jedenfalls als 
unmittelbare, durch eine territoriale Bestimmung. Weiter, wie aus 
dem Zugrundelegen der strafbaren Handlung in §3 3, 4, 6 sich ergibt, 
nicht ^nach der räumlichen Anwesenheit von Personen oder Sachen 
als „Rechtsgütern" im Inland, sondern unter Auffassung der 
Interessen als ideeller. Es nimmt also den Standpunkt der 
territorial-ideellen Begrenzung ein. 2 ) 

Schon aus dem Gesagten geht aber hervor, daß das geltende 
Recht diese Art der Abgrenzung nicht ausnahmslos durchführt. 3 ) 



*) Wie schon § 360 Z. 1 StGB. (vgl. mit § 6) im Verhältnis zu § 4 Abs. 2 
Z. 1 und 2 StGB., § 10 des Ges. gegen den Verrat militärischer Geheimnisse 
lehrt. Es kommt auch das „minima non curat praetor" in Betracht. 

2 ) Deshalb erhebt sich auch de lege lata die Frage, wo im Sinn des 
positiven Rechts die strafbare Handlung begangen ist. Vgl. darüber Kitzinger 
1. c. bes. 175 ff. Es wird indeß zu sagen sein, daß sich ein positivrechtlicher 
Anhaltspunkt für eine bestimmte Lösung nicht ergibt. Es ist deshalb wohl 
das oben prinzipiell Entwickelte auch de lege lata anzunehmen, wonach in- 
ländische Strafbarkeit zu bejahen ist, sowohl wenn die Tätigkeit, als wenn 
der Erfolg ins Inland fällt. 

3 ) Was die auf hoher See begangenen strafbaren Handlungen anbelangt, 
so kommt hier in Betracht, daß inländische Schiffe auf hoher See als Teil des 
Inlands, die auf ihnen begangenen Delikte daher als im Inland begangene 
Delikte angesehen werden. Danach gilt gegenüber den allgemeinen Regeln 
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ja es gibt als Verletzungen Inländischer Interessen behandelte 
Delikte, die überhaupt nur oder regelmäßig nur im Ausland be- 
gangen werden können. 1 ) 

Es empfiehlt sich vielleicht, daß wir die Delikte in Gruppen 
einzuteilen versuchen, und gesondert für jede Gruppe die Frage 
stellen, ob und wieweit die reguläre, ob und wieweit eine ab- 
weichende Auffassungsweise im geltenden Recht bei ihr platz- 
greift. Dabei können wir selbstverständlich nicht die beliebte 
Einteilung in Delikte gegen Rechtsgüter der Einzelnen und in solche 
gegen Rechtsgüter des Staates oder der (staatlichen) Gesamtheit, 
oder die Dreiteilung, die neben diese beiden noch als dritte Gruppe 
Delikte gegen Rechtsgüter der Gesellschaft stellt, adoptieren, 2 ) 
da wir alle im Strafrecht in Betracht kommenden Interessen ja 
in letzter Linie als Interessen der staatlichen Gesamtheit auf- 



des § 3, § 4 Abs. 2 Z. 3 mangels besonderer Bestimmung nichts Abweichendes 
bezüglich der Zuwiderhandlungen nach § 1 des Gesetzes vom 4. März 1894 

betr. die Ausführung des internationalen Vertrags vom l 4 * F ^* 1893 zur Unter- 
drückung des Branntweinhandels unter den Nordseefischern auf hoher See, 
nach § 2 des Reichsgesetzes vom 30. April 1884 zur Ausführung der inter- 
nationalen Konvention vom 6. Mai 1882 betr. die polizeiliche Regelung der 
Fischerei in der Nordsee außerhalb der Küstengewässer, nach § 2 des Reichs- 
gesetzes vom 21. November 1887 zur Ausführung des internationalen Vertrages zum 
Schutze der unterseeischen Telegraphenkabel vom 14. März 1884. (Vgl. Stengle i n 
519 N. 2, 310 N. 2, Binding L. 2, 48 Anm. 2, a. M. scheinbar Finger I, 169). 
Strittig ist, ob § 145 St.G.B. (in Verbindung mit den diesbezüglichen Verordnungen) 
eine Ausnahme von der Regel des geltenden Rechts in § 3, § 4 Abs. 2 Z. 3 darstellt. 
Mangels eines deutlichen Hinweises, daß eine solche Ausnahme für § 145 ge- 
troffen werden wollte, ist dies zu verneinen. So Olshausen 4, Oppenhoff- 
Delius 7, Meves 6, Frank, zweifelhaft Rüdorff-St englein 3 zu 
145, a. M. Binding I, 434, Binding, L. 2, 59 N. 1, Rubo 5 zu 145. In 
Betracht kommt, daß die Bestimmungen der betr. Verordnungen auf inter- 
nationalen Abmachungen ruhen, und dies bewahrt vor den schlimmsten Konse- 
quenzen dieser Regelung, wonach der (fremde oder deutsche) inkorrekt sich 
verhaltende Führer eines fremden Schiffs bei einem Zusammenstoß mit einem 
deutschen Schitt auf hoher See kein inländisches Interesse verletzt. 

!) Vgl. Binding I, 425 f. A. 2. 

2 ) Die Einteilung in Delikte gegen Rechtsgüter des Einzelnen und Rechts- 
güter des Staats oder der (staatlichen) Gesamtheit (vgl. z. B. v. Liszt § 79, 
Feuer bach u. A.) leidet schon daran, daß sie jedenfalls nicht erschöpfend 
ist. Die Einteilung in drei Gruppen unter Beifügung von Delikten gegen 
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fassen. 1 ) Von unserem Standpunkt aus können wir drei Gruppen 
unterscheiden, die im Folgenden nacheinander zur Besprechung 
kommen sollen. 

Die erste Gruppe bilden die Delikte gegen das Interesse der 
staatlichen Gesamtheit an den Verhältnissen des Einzelnen, an 
dem befriedeten Stand der Individualsphäre, an dem Zustande, 
daß jeder sich im sicheren Genuß seines Lebens, seiner Gesundheit 
und Körperintegrität, seiner persönlichen Freiheit, Ehre, Ge- 
schlechtsehre und geschlechtlichen Selbstbestimmung, seines Eigen- 
tums und anderer Privatrechte, seines Vermögens, seines Haus- 
friedens, seines Personenstandes u. s. w. befindet. Verletzt wird 
dieses Interesse, wenn an einem Punkte der befriedete Stand der 
Individualsphäre betreffend Leib und Leben, Vermögen u. s. w. 
gestört oder bedroht wird. 

Hier ist es nun an sich möglich, die Bestrafung unter dem 
Gesichtspunkt verletzten inländischen Interesses in der Weise 
abzugrenzen, daß man sagt, als Verletzung des inländischen 
Interesses an dem befriedeten Stand der Individualsphäre, an 
einem Zustand derart, daß jeder sein Leben, Eigentum u, s. w. 
sicher genießt, wird nur eine Störung oder Bedrohung solchen 
Zustands im Inland bestraft. Man geht dann davon aus, daß der 
inländische Staat nur für den befriedeten Stand der Individual- 
sphäre im Inland, innerhalb des inländischen Territoriums sorgt, 
während die Sorge für solchen Stand anderwärts anderen Staaten 
überlassen wird, daß entsprechend ein unmittelbares inländisches 
Interesse an dem befriedeten Stand der Individualsphäre nur 
für den Bereich des inländischen Territoriums besteht, nur daran ; 



Rechtsgüter der Gesellschaft (vgl. z.B. Haelschner I, 158 f, Birkmeyer 
Encycl., Wachenfeld Encycl.) besonders daran, daß die „Gesellschaft" oder 
„Gesamtheit'-, wenn diese nicht als staatliche Gesamtheit verstanden wird, 
kein Subjekt im Rechtssinne ist, deshalb auch nicht Inhaberin von Rechts- 
gütern sein kann. Die Einteilung bei H. Meyer 29: „Delikte gegen persön- 
liche Rechtsgüter, d. h. solche, deren Subjekt oder Träger der einzelne sein 
kann und . . . Delikte gegen unpersönliche oder allgemeine Rechtsgüter, d. h. 
solche, deren Subjekt der einzelne nicht sein kann", schweigt darüber, wer 
dann positiv Subjekt oder Träger der letzteren ist. 

*) Vgl. auch etker Z.-St. W. 17, 565 gegen die verwirrende Einteilung in 
Rechtsgüter des Einzelnen und der Gesamtheit, 
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daß der geschilderte Zustand innerhalb des Inlandes herrscht, 
daß er besteht, soweit das inländische Territorium in Betracht 
kommt, daß entsprechend ein derartiges Interesse als inländisches 
auch nur durch Begehung der betreffenden Delikte im Inland, 
durch Verübung von Tötung, Diebstahl u. s. w. im Inland verletzt 
werden kann. Diesen Standpunkt hat das geltende Recht ge- 
wählt, und in § 3 StGB, vgl mit § 4 Abs. 2 Z. 3 ausgesprochen. 
Ausnahmen hiervon finden sich nur wenige. Die Bestimmung 
M. StGB. § 160 (vgl. mit 134) ist wohl nicht als Ausnahme auf- 
zufassen, sondern als ein Fall der Erweiterung des „Inlands* 
(inländisches Gewaltgebiet), 1 ) bei § 161 M. StGB, ist dies noch 
zweifelloser. 2 ) 3 ) Dagegen können eine Reihe von Delikten der 
Seemannsordnung als Ausnahmen angeführt werden, 4 ) Das Inter- 
esse wird hier als inländisches nicht durch Begehung im Inland, 
sondern durch die Beziehung zu einem inländischen Schiff (§ 1 
Seemannsordnung) bestimmt, ein inländisches Interesse an dem 
befriedeten Stand der Individualsphäre, hier daran, daß jeder Teil 
das ihm aus den betreffenden Verträgen Zukommende erhält, 
wird als verletzt angesehen auch bei Begehung der betr. Delikte 
im Ausland, sofern bei dieser Strafbarkeit im Ausland keine 
Voraussetzung der Strafbarkeit im Inland ist. 5 ) Dasselbe gilt für 
den hierhergehörenden Fall des § 298 StGB, 6 ) Die Bestimmungen 



1 ) Vgl. auch Neumeyer Z.-St. W. 28, 453 A. 82, Triepel 837 A. 2 vgl. 336, 
Tafel 53, 78 f., a. M. Bin ding I, 412, Gr. 78. Teilt man diese Auffassung nicht, 
so besteht hier konkrete Strafbarkeit bei im Ausland begangenen Delikten 
(Diebstahl u. s. w.) ohne Rücksicht auf Strafbarkeit im Ausland (s. Binding I, 
427 sub. 4), also unter dem Gesichtspunkt einer Verletzung inländischen 
Interesses. 

2 ) Binding I, 412, vgl. auch Neumeyer Z.-St. W. 23, 453 A. 32, Har- 
burger Inland 139, Tafel 52 f., 78 f. 

3 ) Vgl. weiter noch Neumeyer Z.-St. W. 23, 452 f. A. 32. 

4 ) Nicht alle, aber z. B. §§ 93, 96 Seemannsordnung. 

5 ) § 121 Seemannsordnung. Vgl. Stenglein zu § 121 und Vorbemerkung 3 
vor §§93— 121 ders., Binding I, 432 o. mit 433, Neumeyer Z.-St. W. 23, 452 
zu und in Anm. 28. 

6 ) Auch hier ist die Strafbarkeit im Inland durch Strafbarkeit am aus- 
ländischen Begehungsort nicht bedingt, vgl. Motive 82, v. Bar L. 257, Ols- 
hausen 4 zu § 298, H. Meyer 122 A. 35, Rüdorff-S tenglein 5 zu § 298, 
H einze Erörter. 143, Neumeyerl. c. Ebensowenig kommt § 5 StGB, bezügl. 
des § 298 zur Anwendung, s. Lammasch G. S. 41, ION. 2 mit zutreffender Bs- 
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des Sprengstoffgesetzes (§ 12 vgl. mit §§ 5, 6, 7, 8) und Sklaven- 
raubsgesetzes statuieren konkrete Strafbarkeit im Inland auch bei 
Begehung der betreffenden Delikte im Ausland unabhängig von 
Strafbarkeit im Ausland und zwar gleichgiltig, ob es sich um die 
Individualsphäre eines Inländers handelt oder nicht, über die hier 
maßgebenden Erwägungen s. u. Sehr bestritten ist, ob bezüglich 
der Verletzung des Urheberrechts von Inländern oder Autoren 
im Inland (zuerst) erschienener Werke eine Ausnahme von der 
Regel des geltenden Rechts gemacht ist, so, daß diese Verletzung 
bei Begehung im Ausland als Verletzung inländischer Interessen 
schlechtweg strafbar wäre, auch bei fehlender Strafbarkeit am 
Begehungsort. Es kommt hier in Betracht das Gesetz betr. das 
Urheberrecht vom 11. Juni 1870, und die sich auf dieses Gesetz 
beziehenden Gesetze vom 9. Januar 1876 (Urheberrecht an Werken 
der bildenden Kunst) § 16, vom 10. Januar 1876 (Schutz von 
Photographien) § 9, vom 11. Januar 1876 (Urheberrecht an Mustern 
und Modellen) § 14. Das erstgenannte Gesetz ist nunmehr ersetzt 
durch das Gesetz vom 19. Juni 1901, aber nach § 64 dieses 
letzteren bleiben die Bestimmungen des alten Gesetzes noch so- 
weit in Kraft, als sie in den anderen genannten Gesetzen für 
anwendbar erklärt sind. Kein Zweifel ist nun, daß nach dem 
neuen Gesetz eine Ausnahme von der regulären Behandlungs- 
weise nicht besteht. 1 ) ßinding 2 ) behauptet das Gegenteil auf 
Grund der §§ 54 t des neuen Gesetzes. Daß solche Regelung an 
sich durchaus empfehlenswert wäre, ist zweifellos richtig, allein 
dies trifft auch sonst gegenüber den §§ 3 ff, StGB. zu. Die von 
SindJng angezogenen §§ 54 f. aber enthalten keine Spur eines 
Hinweises darauf, daß sie eine Ausnahme von §§ 3 ff. St.G.B. 
statuiren wollen. 3 ) Für das alte — nach dem Gesagten in den 
Verweisungsfällen noch anwendbare — Gesetz wird die Annahme, 



grtindung, a. M. Binding I, 442 o., L. 1, 416 A. 5, Rüdorf f-Stenglein 5 
zu § 298 (wenigstens betr. § 5 Z. 1 StGB.). Ueber die Frage, ob nicht § 298 
sich auch auf ausländische Schiffe bezieht, s. u. 
*) Vgl. Motive zum neuen Gesetz p. 38. 

2 ) L. 1, 480 f., Gr. 78. 

3 ) Der hier vertretenen Meinung sind die bei Bin ding L. 1, 481 A. 1 Zit., 
Tafel 82, Neumeyer Z.-St. W. 23, 451 A. 24, Allfeld Komm, zum Ges. vom 
19. Juni 1901, p. 219, 
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daß hier eine Ausnahmebestimmung vorliege, verteidigt besonders 
von Binding 1 ) und neuestens von Neumeyer?) Sie wird gestützt auf 
§ 61, § 22 desselben, weiter kommen noch die §§ 4, 18, 25 das. 
in Betracht. Auch hier ist einzuwenden, daß nirgends irgendwie 
ausdrücklich und unzweideutig gesagt ist, daß hier eine Ausnahme 
platzgreife, wie dies der Fall sein müßte bei einer Durchbrechung 
sonst allgemein geltender Grundsätze. Das sich ergebende Re- 
sultat ist gewiß nicht erfreulich, aber dies ist, wie bereits 
erwähnt, auch sonst bei der Anwendung von §§ 3 ff. St.G.B. 
der Fall 3 ) 

Dies die wirklichen oder angeblichen Fälle ausnahmsweise 
anderer Auffassung des Gesetzes. 

Hervorzuheben ist noch, daß das geltende Recht bei den im 
Inland begangenen Delikten nicht unterscheidet, ob in concreto 
der befriedete Stand der Individualsphäre eines Inländers oder 
Ausländers gestört bezw. bedroht wurde. Mit Recht, 4 ) denn auch 
in letzterem Fall ist das unmittelbare Interesse des Inlands am 
befriedeten Stand der Einzelsphäre im Inland verletzt, 5 ) dieses 
Interesse, welches nicht unterscheiden kann nach Inländer oder 
Ausländer, weil sonst sowohl Handel. Verkehr und aller Kultur- 
austausch vom Ausland ins Inland, als die Sicherheit der In- 



*) I, 429 ff. vgl. 427 sub 4, Gr. 78, L. 1, 467 ff. 

2 ) Z.-St. W. 23, 451 A. 24, 452 bei und in Anm. 27. 

3 ) Im Ergebnis wie hier H. Meyer 122 A. 35, v. Martitz 99 A. 45, 
Tafel 80 ff., Stenglein 43 N. 3, Kohler Böhms Z. 6, 240 f. (mit eigenartiger 
Begründung). A. M. offenbar Bern er 258 Anm. sub. c, Finger I, 169 (s. die 
Zitate bei beiden), Fuld G. S. 45, 247, Allfeld Komm, zum Ges. v. 11. Juni 1870 
N. 4 zu § 61 (s. die Litter. das.), Geyer Gr. I, 96, Oppenhoff-Delius 8 zu § 4. 

4 ) Dafür auch Ab egg 18, 26, 59, Tittmann 13, Feuerbach § 31 Anm. c, 
Arnold G. S. 9 Bd. 1, 323, 336, Berner W. 81 f., Heinze Goltd. Arch. 17, 557 f., 
Moni 644, 687, Haelschner I, 157, 159, v. Liszt 102, Triepel 34.3, Mey ero witz 
Böhms Z. 9, 291 uud die Gesetzgebungen, die bei den im Inland begangenen 
strafbaren Handlungen durchgängig nicht differenzieren. Haelschner und 
Triepel 11. cc. insbesondere heben zutreffend hervor, daß nicht nur der Aus- 
länder in Betracht kommt, soweit er sich durch den Aufenthalt im Inlande 
unter den Schutz der hiesigen Strafgewalt gestellt hat. 

5 ) A. M.Beling Z.-St. W. 17, 334, der hier ausländische Interessen als ver- 
letzt betrachtet. Zutreffend Meyerowitz Böhms Z. 9, 291. 
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länder selbst im Inland in Frage gestellt würde. Nur sekundär 1 ) 
kommt als Grund für diese Behandiungsweise ein völkerrechtliches 
Moment in Betracht, das völkerrechtliche Verhältnis zu dem 
ausländischen Staat, um dessen Angehörige es sich handelt, und 
seinen Interessen, 2 ) wie sich daran zeigt, daß auch die Sphäre 
von Individuen, welche nicht einem zur Völkerrechtsgemeinschaft 
gehörigen Staat angehören, im Inland geschützt wird 3 ) und weiter, 
daß bei Angriffen betr. die Individualsphäre von Ausländern im 
Inland die Strafbarkeit im Inland nicht abhängig gemacht ist 
(de lege lata und naturgemäß nicht abgemacht werden kann de 
lege ferenda) davon, ob die betr. Tat auch im Heimatstaat dieser 
Ausländer strafbar ist. Eine wichtige Ausnahme von dieser 
Behandiungsweise bilden aber die Delikte gegen das Urheber- 
recht, die Urheberrechte von Ausländern gemessen regelmäßig 
nur zufolge besonderer Staatsverträge gleichen oder ähnlichen 
Schutz wie die von Inländern. 4 ) 



*) Vgl. auch Bin ding I, 408: „Schutz der inländischen Rechtsordnung 
ist der prinzipale, Schutz der ausländischen der sekundäre Zweck des Territorial- 
prinzips.' 4 Mo hl 687 hebt wenigstens die Duplizität der Gesichtspunkte hervor. 

2 ) Man redet von einer „Pflicht" des inländischen Staats, alle innerhalb 
des Inlands verübten (an sich) strafbaren Handlungen zu bestrafen. So z. B. 
Tittmann 11, Heinze Erört. 147, U. 51 u., Lammasch 462, v. Martitz I, 50, 
Mo hl 734. Richtig ist nur, daß dies aus der Aufgabe des Staats folgt, gegen 
die Verletzung seiner eigenen Interessen einzuschreiten, daß es eine Pflicht 
der Selbsterhaltung ist (s. o.). Eine eigentliche völkerrechtliche Rechtspflicht 
dieser Art aber besteht nicht, wie Beling Z.-St. W. 17, 327 sub. a zutreffend 
betont (jedoch ist hier die Frage der Strafbarkeit in abstracto und in concreto 
nicht getrennt). Nun wird speziell bezüglich der im Inland betr. die Individual- 
sphäre von Ausländern begangenen Delikte eine völkerrechtliche Verpflichtung 
zur Bestrafung angenommen, so von Tittmann 2, Mohl 644 sub. 3, 687, 
Haelschner I, 176. Eine solche kann man bejahen, sie kommt aber, wie 
erwähnt, nur sekundär in Betracht, und hier nur mit dem Inhalt, im Inland 
begangene Delikte betr. den befriedeten Stand der Individualsphäre von Aus- 
ländern nicht anders zu behandeln, als solche betr. den befriedeten Stand 
der Individualsphäre von Inländern (nicht aber mit einem Inhalt, der sich 
irgendwie auf die Behandlung einer Tat als Delikt überhaupt, auf die Straf- 
barkeit in abstracto beziehen würde), vgl. auch Köstlin Neue Rev. 737, 
Triepel 343. 

3 ) Vgl. Heinze Goltd. Arch. 17, 558. 

4 ) Es ist hier der- an sich ideale - Gedanke noch nicht durchgedrungen, 
daß auch hier ein unmittelbares Interesse des Inlands verletzt werde. So wird 
dieser Fall als Verletzung von Interessen des ausländischen Staats behandelt. 
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Als zweite Gruppe 1 ) fassen wir zusammen Delikte gegen die 
sozialen Interessen des Staats, das Interesse desselben an Ver- 
hältnissen der Gesellschaft 2 ), an einen ersprießlichen Zustand der 
Gesellschaft, an der Gesundheit des Volks oder bestimmter 
sozialer Klassen des Volks, Gesundheit im weitesten Sinn ge- 
nommen, am Volkswohlstand, an dem sicheren Gang gesellschaft- 
licher Vorgänge (Handel, Verkehr) u. s. w. Hierher rechnen wir 
das Interesse des Staats an der Herrschaft einer gewissen elementaren 
Ordnung auf sozial wichtigen Gebieten, insbesonbere auf dem 
Gebiet des Familienlebens 3 ) und Geschlechtslebens 4 ) als Be- 
dingung der Volksgesundheit, die selbst wieder eine Lebens- 
bedingung für den Staat darstellt. Hierher gehört weiter das 
Interesse des Staats an der Sicherheit des Geldverkehrs und dem 
geordneten Gang des Rechtsverkehrs und weiter an deren Vor- 
bedingungen, an der Echtheit und Vollwertigkeit des Geldes, an 
Erhaltung der Integrität der Urkunden u. s. w. 5 ) 

Auch hier kann man versuchen, den Rayon der Bestrafung 
unter dem Gesichtspunkt einer Verletzung inländischer Interessen 
so abzugrenzen, daß man sagt, das unmittelbare inländische 
Vgl. hierzu v. Liszt 104, Ges. v. 9. Januar 1876 betr. das Urheberrecht an 
Kunstwerken § 20, 21, Ges. v. 11. Januar 1876 betr. das Urheberrecht an 
Mustern und Modellen § 16, Ges. v. 19. Juni 1901 betr. das Urheberrecht an 
Werken der Literatur und Tonkunst §§ 54, 55, Berner Konvention vom 
9. September 1886 Art. 2 und 3. Vgl. auch Patentgesetz v. 7. April 1891 § 12 
Abs. 2, Ges. v. 1. Juni 1891 betr. den Schutz von Gebrauchsmustern § 13, 
Ges. v. 12. Mai 1894 zum Schutze der Warenbezeichnungen § 23, endlich 
Ges. v. 27. Mai 1896 zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs § 16. 

1 ) Vgl. zu dieser Abgrenzung besonders Haelschner I, 158 f. 

2 ) Als Subjekt von „Rechtsgütern" wird die Gesellschaft dabei nicht 
gedacht, daher trifft das oben Bemerkte hier nicht zu. 

3 ) Interesse an der Aufrechterhaltung der (monogamischen) Ehe als sozialer 
Institution, verletzt durch Bigamie, Ehebruch. De lege lata ist es bezüglich 
des Ehebruchs allerdings strittig, ob er nicht als Delikt gegen das staatliche 
Interesse am befriedeten Stand der Individualsphäre aufzufassen ist, vgl. 
Frank III zu § 172. 

4 ) Verletzt z. B. durch das Delikt des § 175 (bei dem man das Vorhandensein 
eines verletzten oder gefährdeten Rechtsguts bestritten hat, vgl. Frank 9), 
s. Wachen feld Enc. 310, ders. Goltd. Arch. 49, 56 ff., weiter durch die 
Delikte der §§ 173, 184 u. s. w. Die richtige Trennung der Sittlichkeitsdelikte 
in zwei Gruppen z. B. bei Beling Gr. 80, 90, anders z. B. v, Liszt, s. aber 
dens. 363 f. A. 1. 

5 ) Verletzt durch die Mtinzdelikte und Urkundsdeükte, 
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Interesse beschränke sich auf das Bestehen eines derartigen Zu- 
stands und den Verlauf eines derartigen Gangs im Inlande, inner- 
halb des inländischen Territoriums, während das Bestehen und 
der Verlauf anderwärts andere Staaten betreffe, es könne daher 
das inländische Interesse auch nur durch Begehung der be- 
treffenden Delikte im Inlande verletzt werden. Auch das geltende 
Recht steht im Prinzip auf diesem Standpunkt. Allein nicht 
durchaus. Dies liegt in der Natur der Sache, denn es ist hier 
augenfällig, daß auch die Begehung der betreffenden Delikte im 
Ausland eventuell die Zustände und Vorgänge im Inland un- 
mittelbar beeinflussen kann. 1 ) So kann ein im Ausland begangenes 
Münz verbrechen, welches Geld, das im Inlande Kurs hat, be- 
trifft, die Sicherheit des Geldverkehrs, des Geldmarktes im In- 
land 2 ), so die Vernichtung einer auf inländische Rechtsverhältnisse 
bezüglichen Urkunde im Ausland den geordneten Gang des Rechts- 
verkehrs im Inland, so die im Ausland geschlossene zweite Ehe 
des Inländers, der dort begangene Ehebruch desselben die Ordnung 
auf dem Gebiete des Familienlebens im Inland unmittelbar stören. 3 ) 
Das geltende Recht hat in einem Fall, dem der Münzverbrechen, 
dem Gesagten Rechnung getragen durch die Bestimmung § 4 



1 ) Es trifft also die Erwägung nicht zu, daß, wenn die Interessen als 
inländische durch das inländische Territorium begrenzt gedacht werden, sie 
als solche auch nur durch strafbare Handlungen im Inland verletzt werden, 
sondern selbst wenn man die erstere Begrenzung festhalten will, sieht man 
sich eventuell genötigt, Begehung im Ausland als Verletzung inländischer 
Interessen aufzufassen. 

2 ) Vgl. auch v. Rohland 142 f., der aber als angegriffenes Rechtsgut des 
Inlands „die Integrität der von ihm (dem inländischen Staat) ausgestellten Be- 
glaubigungszeichen für den Geldverkehr* betrachtet, die er als in der inländischen 
Münze verkörpert ansieht, Bindin g I, 393 (der das Geld der verschiedenen 
Staaten als „internationales Rechtsgut 4 * auffassen will, darüber s. u.). 

3 ) Vgl. auch von Rohland 142 f., welcher der Ansicht ist, „mit dem (im 
Ausland zum zweiten Mal sich verheiratenden) Inländer ist auch jenes Rechts- 
gut (die Eheordnung des inländischen Gemeinwesens) ins Ausland gelangt". 
Daß hier de leg. lat. nicht Strafbarkeit bezüglich des Inländers besteht, der 
im Ausland eine dort nicht strafbare zweite Ehe schloß, darüber s. Bin ding I, 435. 
Strafbarkeit des Deutschen, der in einem muhammedanischen Staat sich zum 
zweitenmal verheiratet, nimmt an v. Weikhmann (Die Vielehe deutscher 
Reichsangehöriger u. s. w. Greifsw. Diss. 1895), der zwei Dinge verwechselt, 
ob die Vielehe in türkischen Staaten geltendes Recht ist (auch für Nicht- 
muhainmedaner) und ob sie daselbst strafbar ist. 
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Abs. 2 Z l. 1 ) Es werden hienach im Ausland begangene Münz- 
verbrechen im Inland bestraft, ohne daß Strafbarkeit im Ausland 
verlangt wird und § 5 St.G.B. Anwendung findet. Diese Be- 
stimmung geht aber noch über das eben Entwickelte hinaus, wie 
die Nichtbeschränkung auf Geld, das im Inland Kurs hat oder 
im Verkehr sich befindet, zeigt, 2 ) sie bestraft in weitestem Umfang 
Münzverbrechen, auch wenn sie im Ausland begangen allein 
auf ausländisches Geld sich beziehen, über die zu Grunde liegende 
Anschauung wird unten zu handeln sein. Als Ausnahme von der 
Regel des geltenden Rechts wäre weiter zu nennen § 43 Abs. 3, 
§ 47 des Gesetzes über das Auswanderungswesen, das inländische 
Interesse an der Wohlfahrt dieser Klasse, der Auswanderer, ist 
naturgemäß ein über das Inland hinausreichendes und wird ent- 
sprechend auch durch Zuwiderhandlungen im Ausland verletzt. ? ) 
Sodann das Gesetz vom 4. Dezember 1876 betreffend die Schonzeit 
für den Fang der Robben, das inländische Interesse an der Er- 
haltung dieser Jagd bezieht sich selbstverständlich auf aus- 
ländische Gegenden und wird dort verletzt. 4 ) Strafbarkeit im 
Ausland ist daher in beiden Fällen nicht Voraussetzung. 5 ) 



J ) Daß inländisches und ausländisches Geld (§ 146), inländische und aus- 
ländische öffentliche Urkunden (§ 267) genannt sind, erklärt sich schon daraus, 
daß beide für den Geld- und Rechtsverkehr im Iniande in Betracht kommen. 

2 ) Z. T. wird eine Beschränkung in dieser Richtung befürwortet. So de 
leg. fer. Binding Kr. 128, 135 (unter § 4 Z. 2), auch v. Bar Goltd. Arch. 18, 
88 und Anm. 1 das., v. Bar L. 263. Vgl. gegenüber der Regelung des deutschen 
Rechts andere Gesetzgebungen, die zwar ebenfalls auch bei Begehung im Aus- 
land bestrafen, aber nur bei Fälschung von Geld, das im Inland Kurs hat oder 
im Verkehr sich befindet, so das Italienische StGB. § 4 („di falsitä in monete 
aventi corso legale nel regno"), das französische Recht Code d'instr. crim. 
Art. 7 („de contrefacon ... de monnaies nationales ayant cours"), Hess. St.G.B. 
Art. 5 N. 2 (Fälschung .... von im Großherzogtum Kurs habenden oder im 
Handelsverkehr befindlichen Münzen oder Staatspapieren"). 

3 ) § 43 Abs. 3 Bestrafung von Schiffsführern, welche Auswanderer von 
Deutschland nach außerdeutschen Ländern befördern, wenn sie den ihnen durch 
das Gesetz auferlegten Verpflichtungen betr. Ausrüstung des Schiffs u. s. w. 
zuwiderhandeln, „ohne Unterschied, ob die Zuwiderhandlung im Inland oder 
im Ausland begangen ist." Vgl. auch Neumeyer Z.-St. W. 23, 452 A. 31, der 
den Fall zum „See verwaltungsrecht" stellt. 

4 ) Zweifelnd, ob hier ein Ausnahmefall vorliegt, Z o r n ARCH.-ÖFF.-R. 19, 133. 
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Als dritte Gruppe erscheinen die Delikte gegen das Interesse 
des Staats an sich selbst, seinen eigenen Verhältnissen, an der 
Erhaltung seiner eigenen Existenz, seiner Macht, seines Ansehens, 
dem Erfolg und ersprießlichen Gang seiner Tätigkeit auf den 
verschiedenen Gebieten derselben. 1 ) 

In diesen Fällen ist klar, daß hier eine räumliche, territoriale 
Abgrenzung des inländischen Interesses für die Bestrafung unter 
dem Gesichtspunkt verletzten inländischen Interesses nicht am 
Platze ist. Der inländische Staat hat ein Interesse an der Er- 
haltung seiner eigenen Existenz, seiner Macht, seines Ansehens, 
dem erfolgreichen Gang seiner Tätigkeit schlechtweg und über- 
haupt, nicht nur als an einem Zustand oder Gang innerhalb des 



8 ) Vgl. für den zweiten Fall Stenglein 4 zum zit. Ges., Bin ding I, 432 o. 
vgl. mit 433, 425 f. A. 2, H. Meyer 122 A. 35. 

J ) Dazu gehört insbesondere das Interesse des Staats an der Erhaltung 
einer inneren Organisation (Verfassung, Thronfolgeordnung), seines Territorial- 
bestands u. s. w., verletzt durch das Delikt des Hochverrats. Weiter das 
Interesse a:i Erhaltung seiner Existenz speziell im Verhältnis zu anderen Staaten, 
verletzt durch Landesverrat, Verrat militärischer Geheimnisse. Dann das 
Interesse an dem ungestörten Verlauf der staatlichen Willensbildung, verletzt 
durch die Delikte §§ 105 — 109, das Interesse an der Erhaltung seines Ansehens 
und der Respektierung seiner Autorität, insbesondere der Autorität seiner 
Willensäußerungen, verletzt durch Majestätsbeleidigung, durch die Delikte 
§§ 110—112, 120—122, 129, 131—137 StGB., das Interesse an der Erhaltung der 
Autorität seiner Organe, insbesondere seiner Beamten als seiner Organe, ver- 
letzt durch die Delikte der §§ 113-119, 333, 334 Abs. 2. Weiter das Interesse 
an dem erfolgreichen Gang seiner Tätigkeit auf den verschiedenen Gebieten 
(vgl. v. Liszt 576 ff., Goldschmidt Goltd. Arch. 49, 88 f. will unterscheiden 
zwischen „Verbrechen wider die Verwaltung" und „strafbarer Verwaltungs- 
widrigkeit"). So speziell an dem erfolgreichen Gang seiner Rechtspflegetätigkeit, 
verletzt durch die Eidesdelikte, die Delikte der §§ 138, 139 StGB., die Delikte 
§ 13 des Sprengstoffgesetzes, § 9 des Gesetzes betr. den Verrat milit. Geheimnisse, 
die Begünstigung (jedenfalls die persönliche, vgl. Beling L. v. V. 534 
„das staatliche Strafjustizinteresse"), die falsche Anschuldigung, weiter an dem 
erfolgreichen Gang seiner Tätigkeit betr. die Landesverteidigung, verletzt 
durch die Delikte der §§ 140—143, 329 StGB, und die militärischen Delikte, 
an dem erfolgreichen Gang seiner Tätigkeit auf dem Gebiet des Finanzwesens 
und der inneren Verwaltung. Endlich das Interesse des Staats an der condicio 
sine qua non erfolgreichen staatlichen Wirkens, an der Amtstreue seiner Organe, 
insbesondere seiner Beamten, verletzt durch die Delikte der §§ 331 ff. St.G.B. 
Vgl. zu dem Ausgeführten auch Neumeyer Z.-St. W. 23, 452 verb.: „der 
Staat selbst, seine Verfassung und Verwaltung." 
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inländischen Territoriums, ein derartiges Interesse wird verletzt, 
wo auch immer die betreffenden Delikte mit Bezug auf den in- 
ländischen Staat begangen werden. Naturgemäß sind daher unter 
dem Gesichtspunkt des verletzten inländischen Interesses im Inland 
strafbar derartige in Bezug auf den inländischen Staat begangene 
Delikte ohne Rücksicht auf den Ort der Begehung. 1 ) 2 ) Dem hat 
das geltende Recht in § 4 Abs. 2 Z. 1 und 2. 3 ) § 10 des Gesetzes 
gegen den Verrat milit. Geheimnisse, 4 ) M. St.G.B. §§ 7, 155, 



! ) Die Notwendigkeit zeigt sich besonders bei Begehung derartiger Delikte 
durch Inländer im Ausland. Der Inländer, der im Ausland ein Delikt (Hoch- 
verrat oder ähnliches) gegen sein Vaterland verübt hat und nachher wieder 
ins Inland kommt, wäre hier sonst nur dann strafbar, wenn die Tat auch im 
ausländischen Staat des Begehungsorts strafbar ist, was gerade bei diesen 
Delikten häufig nicht der Fall sein wird. Aber auch bei Ausländern (wo sich 
die Frage allerdings mit der des Personengesichtspunktes kompliziert) tritt 
diese Notwendigkeit heraus. Bezüglich derselben könnte sonst nur Auslieferung 
in Betracht kommen, um eine Bestrafung herbeizuführen, diese kann aber ver- 
sagen bei mangelnder Strafbarkeit der Tat am Begehungsort, bei Nichtannahme 
des Auslieterungsgebots durch den ausländischen Staat, die gerade hier (auch 
bei Strafbarkeit am Begehungsort) vorkommen kann, jedenfalls wäre es weiter 
ein ungeheuerlicher Umweg, wenn der inländische Staat zwecks Herbeiführung 
von Bestrafung einer — sachlich als Angrift' auf sein eigenstes Selbst sich dar- 
stellenden — Handlung den in seiner Gewalt befindlichen Täter ans Ausland 
mit dem Ersuchen um Bestrafung ausliefern müßte, endlich würde solche Aus- 
lieferung den sonst beobachteten Grundsatz der Nichtauslieferung bei politischen 
Verbrechen durchbrechen. 

2 ) Daher statuieren auch die ausländischen Gesetzgabiingen durchgehends 
in diesen Fällen Strafbarkeit schlechtweg. So Oesterr. St.-G.-B. § 38, Ung. St.-G.-B. 
§ 7, Belgien (Ges. v. 17. April 78) Art. 6, Art. 10, Frankreich Code d'instr. Art. 7 
(„crime attentoire ä la sürete de l'Etat), Ital. St.G.B. Art. 4, Art. 6 („delitto contro 
la sicurezza dello Stato"), Norweg. St.-G.-B. § 12 Z. 3, a, b, Z. 4, a, Niederl. St.- 
G.-B. Art. 4 Z. 1, Art. 5 Z. 1, Art. 6, Spanien (Ley Organica 336), Portug. St.-G.-B. 
Art. 53, 3 und 4, selbst England (vgl. Hintrager Böhms Z. 9, 80 ff). So auch 
die Partikularstrafgesetze, vgl. z. B. Bad. St.-G.-B. § 4 Abs. 2, § 5 („insofern die Tat 
gegen das Inland, oder dessen Behörden .... gerichtet war 4 *), Thüring. St.- 
G.-B. Art. 2, 3, Sachs. SL.-G.-B. Art. 8, Bayr. St.-G.-B. Art. 10, 12, Wtirttemb. 
St.-G.-B. Art. 3, 4. Für das „Sollen" auch die gemeine Meinung (vgl. von 
älteren z. B. Geib II, 51 f.). An dem „Dürfen u ist nicht zu zweifeln, vgl. 
v. Martitz I, 70 ff., 124, 399, a. M. Köstlin 38. 

3 ) Die Beschränkung auf Inländer kommt hier, bei Besprechung des 
Interessenpunkts, nicht in Betracht. 

4 ) Vgl. Anm. 3. 
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157, 158 1 ) in den wichtigsten Fällen Rechnung getragen, indem 
es konkrete Strafbarkeit im Inland auch bei im Ausland be- 
gangenem Hochverrat, Amtsverbrechen oder -Vergehen, Delikt 
der Beleidigung eines Bundesfürsten, Landesverrat, Verrat mili- 
tärischer Geheimnisse u. s. w. statuiert, in allen diesen Fällen in 
Unabhängigkeit von Strafbarkeit im Ausland, Unabhängigkeit von 
Bestrafung, Freisprechung u. s. w. im Ausland, unter Annahme 
der staatlich-ideellen Bestimmung des „inländischen Interesses". 
Ebenso weiter in § 12 vgl mit § 10 des Sprengstoffgesetzes be- 
züglich der öffentlichen Aufforderung zur Uebertretung des Ge- 
setzes. Eventuell wäre hier auch noch zu nennen § 140 Z. 1, 
zweiter Fall St.G.B. („Ein Wehrpflichtiger, welcher in der Ab- 
sicht, sich dem Eintritt in den Dienst zu entziehen, . . . 

. . . nach erreichtem militärpflichtigem Alter sich außerhalb des 
Bundesgebiets aufhält"), wo Strafbarkeit im Ausland u. s. w. 
naturgemäß nicht in Betracht kommen soll, aber gefragt werden 
kann, ob man das Delikt nicht als im Inland begangen anzusehen 
hat. 2 ) Ferner sind hier anzuführen gewisse Delikte, die sich auf 
die Fürsorgetätigkeit des Staats betreffend das Seewesen, insbe- 
sondere die Fürsorge für die Seeleute beziehen, 3 ) die auch (z. T. 



J ) In den Fällen §§ 160, 57—59 M.-St.-G.-B. (Kriegsverrat begangen auf 
dem Kriegsschauplatz), 161 M.-St.-G.-B., 166 M.-St.-G.-B. (hier wenigstens vor- 
wiegend) wird als ratio ein erweitertes Inland (Staatsgewaltgebiet) anzunehmen 
sein, vgl. zum letzten Fall Harburger Inland 141. Dagegen wäre es eine reine 
Fiktion, im Fall der §§ 7, 155, 157, 158 M.-St.-G.-B. hievon zu reden, entscheidend 
ist hier vielmehr der Gesichtspunkt einer Verletzung inländischer Interessen 
(militärischer Interessen), anders Harburger Inland 128 f., 134, 135, Triepel 337 
A. 2 vgl. mit 336 f. („Bereich seiner Okkupation") betr. §§ 155, 157, 158, Zorn 
ARCH.-ÖFF.-R. 19, 133 betr. § 7 M.-St.-G.-B. Vgl. auch Neumeyer Z.-St. W. 23, 
452 A. 30 mit A. 32, Tafel 78 f. 

2 ) Dafür Bremer G. S. 17, 428, s. dagegen v. Rohland 28 f., 46. Der 
Meinung, § 140 statuiere eine Ausnahme, sind H.Meyer 122 A. 85, Bindingl, 
425 f., A. 2, Neumeyer Z.-St. W. 23, 452, Frank I zu § 4, Olshausen 20 
zu § 4. 

3 ) S. auch Neumeyer Z.-St. W. 23, 452 und Anm. 31 das. („See verwaltungs- 
recht«), Vgl. Seemannsordnung §§ 107, 108 u. ö. vgl. mit 121, Ges. vom 25. März 1880 
betr. die Schiffsmeldungen § 4 (vgl. Bindin g I, 432 o. vgl. mit 433, H. Meyer 
122 A. 35, Finger I, 169), wohl auch § 9 Z. 3 und 4 des Ges. vom 2. Juni 1902 
betr. die Stellenvermittlung für Schiffsleute (der Fall ist zweifelhaft, s. aber 
Finger I, 169, Neumeyer 1. c), weiter Ges. vom 2. Juni 1902 betr. Ver- 
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sogar nur) als im Ausland begangene unter dem Gesichtspunkt 
der Verletzung inländischen Interesses am Erfolg dieser Fürsorge- 
tätigkeit bestraft werden. Endlich sind auch bei Begehung im 
Ausland schlechtweg (ohne Rücksicht auf Strafbarkeit im Ausland 
u. s. w.) strafbar die Delikte gegen das Interesse des Staats an 
der Respektierung seiner Plagge, ist auch in diesem Fall die 
staatlich-ideelle Bestimmung des inländischen Interesses zu Grunde 
gelegt. 1 ) 

Bisher stand zur Debatte, ob nur die im Inland begangenen 
Delikte als Verletzungen inländischer Interessen bestraft werden. 
Die andere Frage, ob ausnahmslos alle im Inland begangenen 
Delikte unter diesem Gesichtspunkt in concreto strafbar sind, 
wird erst unten behandelt werden. Hier mag der Hinweis darauf 
genügen. 

111. 

Dies die Regelung des geltenden Rechts. Sie ist vielfach 
angegriffen worden und nunmehr kritisch zu betrachten. 

Zunächst eine rein immanente Kritik, anknüpfend an das zu- 
letzt Erörterte. Es ist ohne Zweifel eine Inkonsequenz, wenn das 
geltende Recht nur bei einigen Delikten der dritten Gruppe, 
Delikten gegen das Interesse des Staats an sich selbst, der Er- 
haltung seiner eigenen Existenz u. s. w., konkrete inländische 
Strafbarkeit unter dem Gesichtspunkt verletzten inländischen 
Interesses auch bei Begehung im Ausland bejaht, bei anderen 
dagegen nicht, trotzdem dieselben Erwägungen bei ihnen platz- 
greifen. Dies ist denn auch mit Recht getadelt worden, so betr. 



pflichtung der Kauffarteischiffe u. s. w. § 8 (z. T. handelt es sich hier auch um 
das Interesse am erfolgreichen Gang der Rechtspflegetätigkeit — Verpflichtung 
zur Mitnahme deutscher Seeleute, welche wegen einer nach den Reichsgesetzen, 
strafbaren Handlung an die heimischen Behörden abgeliefert werden sollen — , 
daß Strafbarkeit am Ort der Tat hier nicht Voraussetzung ist, darüber s. S t e n g*- 
lein 1 zu § 8 zit. Ges., Finger I, 169, H. Meyer 122 A. 35, Binding I, 
432 o. vgl. mit 433, die letzten beiden für das Gesetz in seiner früheren Fassung). 
*) Ges. betr. das Flaggenrecht vom 22. Juni 1899 §§18, 19, 21, 22 vgl. mit 24. 
S. hierzu Stenglein zu § 24 zit. Ges., Binding L. 2, 506, Neumeyer Z.-St. 
W. 23, 452 in und bei A. 31, H. Meyer 122 A. 35 (bezüglich des Gesetzes in 
seiner früheren Fassung), vgl. auch v. Rohland 107, 120, 141. 
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im Ausland begangener aktiver Bestechung eines deutschen Be- 
amten 1 ), Begünstigung zum Nachteil inländischer Strafansprüche 2 ), 
Befreiung von Gefangenen des Inlands 3 ), Vergewaltigung in- 
ländischer gesetzgebenden Versammlungen 4 ), Verleitung inlän- 
discher Soldaten zur Desertion oder zum Ungehorsam 6 ), Kauf von 
Wahlstimmen bezüglich inländischer öffentlicher Abstimmungen 6 ), 
Angriffe auf inländische Hoheitszeichen 7 ) u. s, w. 8 ) Auch in diesen 
Fällen trifft zu, daß für das Inland nicht nur ein Zustand oder 
Gang innerhalb des inländischen Territoriums als wertvoll in 
Betracht kommt. Das Irrationale dieser Behandlungsweise — 
und zugleich der hier zunächst allein in Frage stehende Interessen- 
gesichtspunkt in seiner Reinheit 9 ) — tritt heraus, wenn wir unter- 
stellen, derjenige, welcher im Ausland delinquiert hat, sei ein 
Inländer. Dann ist nach geltendem Recht in den genannten Fällen 
derselbe nur strafbar bei Strafbarkeit der Tat nach der lex loci 10 ), 
und gerade bei den mehr politisch gefärbten Delikten wird letztere 
häufig nicht gegeben sein. 11 ) 12 ) 

*) Binding Kr. 127, 135 sub. § 4, v. Rohland, 106, 120, 141, Heinze 
Erörter. 145, vgl. auch die in dieser Hinsicht instruktive E. R. G. 15, 221, wo 
das Unnatürliche der Abhängigkeit von Strafbarkeit am Begehungsort klar 
heraustritt und dazu Neumeyer Z.-St. W. 23, 451 bei und in Anm. 25. 

2 ) Binding Kr. 128, 135 sub. § 4, v. Rohland 120, 140 f. 

3 ) Binding Kr. 128, 135 sub. § 4, v. Rohland 140. 

4 ) Binding Kr. 135 sub. §3, vgl. Olshausen 3 vor Tl. 2 Absch. 5 St.-G.-B. 

5 ) Binding Kr. 135 sub. § 3, v. Rohland 106, 120, 140, Heinze 
Erörter. 145. 

6 ) v. Rohland 120, vgl. Olshausen 8 vor Tl. 2 Absch. 5 St.-G.-B., 
Norweg. St.-G.-B. § 12 Z. 3 a. 

7 ) v. Rohland 120. 

8 ) Vgl. z. B. noch R. G. 19, 195 f., Neumeyer Z.-St. W. 23, 451. Vgl. 
auch die viel weitere Fassung im Norweg. St.-G.-B. § 12 Z. 3 a und b (ein 
Verbrechen oder eine Uebertretung gegen den norwegischen Staat oder die 
norwegische Staatsgewalt), Z. 4 a. 

9 ) Die Fragen werden meist verquickt, so daß dann sofort gefragt wird, 
ob auch bei Delikten des Ausländers im Ausland hier Strafbarkeit in concreto 
im Inland bejaht werden sollte. So auch in den eben zit. Stellen. 

10 ) Vgl. in dieser Richtung besonders Heinze Erörter. 142. 

u ) Ein drastisches Beispiel R. G. 19, 195 f., s. weiter § 329 St.G.B. (Binding 
L. 2, 102 A. 3), 142 St.G.B. und dazu Niederl. St.G.B. Art. 236 vgl. mit Art. 5 Z. 1. 

12 ) Während z. B. bei den Eidesdelikten zwar auch der auf die inländische 
Rechtspflege sich beziehende, im Ausland vor ausländischen Behörden bei Ver- 
nehmung auf Requisition des Inlands hin geschworene Meineid als Verletzung 
Hegler, Prinzipien des international«!! Strafrechts. 5 
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Sodann aber die prinzipiellen Angriffe, ausgehend von einer 
andern der oben geschilderten Arten der Begrenzung des in- 
ländischen Interesses und seiner Verletzung. 

Die territorial - reale wurde früher von Binding vertreten 
(Kr. 123 ff., anders I, 392). Er bekämpfte damals die Begrenzung 
nach Handlungen, wie sie das geltende Recht getroffen habe, 
und sprach sich aus für die Begrenzung nach „Objekten", „Gegen- 
ständen des Angriffs " (1. c. 123 t), danach, ob die „Gegenstände 
der Verletzungen" „innerhalb der Rechtssphäre des gesetzgebenden 
Staates sich befindlich" sind (125). Als solche Objekte nennt 
er (125) „Leben, Leib, Ehre, Freiheit, fremdes Eigentum, die Amts- 
pflicht, die Dienstpflicht u. s. w." Es ist also die Anschauung, 
welche darauf fußt, daß es sich um im Inland befindliche Personen 
oder körperliche Sachen, bezw. als deren körperlich -reale An- 
hängsel gedachte Eigenschaften, Zustände, Verhältnisse und den 
Angriff auf sie handle 1 ), was besonders heraustritt in den Vor- 
schlägen p. 135 unter § 4 Z. 3: „eines Verbrechens oder 
Vergehens wider Personen oder Sachen: sofern sich die 
angegriffene Person oder Sache zur Zeit des Angriffs 
innerhalb des Bundes oder auf einem unter Bundes- 
flagge fahrenden Schiffe befand'. Gegen diese Anschauung 
fällt — ganz abgesehen von der Frage, ob die Begrenzung nicht 
zu enge ist 2 ) — entscheidend ins Gewicht, daß der Begriff der 
„Objekte des Verbrechens" in diesem Sinn, der Begriff körperlich- 



inländischer Interessen behandelt sein sollte (vgl. v. Rohland 120, Binding 
Kr. 128, 135 sub. § 4), aber immerhin hier wenigstens stets Strafbarkeit im Aus- 
land vorliegen wird und so die schlimmsten Konsequenzen vermieden bleiben. 

*) Vgl. auch Badisches St.-G.-B. § 4 Abs. 2, § 5 (vgl. mit 6) wonach Be- 
strafung nach inländischem Gesetz schlechtweg eintritt, wenn die Handlung 
gerichtet war „gegen eine Person im Inlande", Sachs. St.-G.-B. Art. 5 Z. 1, Art 8 
Abs. 2, Dan. St.-G.-B. § 5, wo die „Person im Inland" eine ähnliche Rolle spielt, 
Tittmann 15 („wenn sich der Verletzte außerhalb des Staatsgebietes befand . . . 
so war er allerdings nicht unter dem Schutze des Staates und man kann sagen, 

daß an ihm das Strafgesetz nicht übertreten werden könne, weil dieses 

nur zum Besten derer gegeben sei, die sich im Schutze des Staates befinden"), 
s. gegen Tittmann Abegg 27 ff. (s. aber denselben 26: „Objekt des Verbrechens 
kann jede im Staat wohnende Person sein"), v. Rohland 24 A. 5. 

2 ) Vgl. in dieser Richtung gegen Binding v. Rohland 139 ff. 
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räumlich gedachter RechtsgUter ein verfehlter ist. 1 ) Denn bei 
zahlreichen Deliktsarten ist es unmöglich, auch nur mit einem 
Anschein von Recht derartige irgendwo „befindliche* „ Verbrechens- 
objekte" aufzuzeigen. In einer Reihe von Fällen verdeckt dies 
Binding dadurch, daß er ideelle Zustände oder Verhältnisse fälschlich 
da lokalisiert, wo sich der Inhaber als physische Person befindet. 
So bei den Delikten gegen die Ehre (120 vgl. 135, § 4 Z. 3), 
beim Betrug (120, 127 vgl. 135, § 4 Z. 3). Und weiter indem er 
z. T. in Verbindung mit dem eben Erwähnten 2 ) den Staat als im 
Inland räumlich sich befindliches Wesen denkt. Trotzdem aber 
bleiben auch so noch eine Reihe von Fällen übrig, bei welchen 
auch ßinding selbst nicht ein derartiges im Inland befindliches 
»Objekt" als angegriffen behauptet. So bei Urkundenfälschung 3 ), 
so bei den sehr zahlreichen in Kr. 121 f. unter Z. 3 aufgeführten 
Fällen 4 ), so bei Bigamie und Ehebruch, wo die (p. 128) an- 
gegriffene „inländische Eheordnung" doch nicht ein im Inland 
„befindliches Objekt" genannt werden kann 5 ). 6 ) 

ßinding selbst hat (I, 391 ff.) diese Art der Begrenzung später 
fallen gelassen, und nun die staatlich-reale adoptiert. Im An- 
schluß an d. ftohland stellt er dem — eben besprochenen — 
„Realprinzip auf räumlicher Grundlage" das „Realprinzip auf 
staatlicher Grundlage 41 gegenüber, entscheidet sich für letzteres 
und empfiehlt seine Annahme. Die beiden Möglichkeiten formuliert 
er mit scharfer Akzentuierung eben des körperlich-realen Moments 



J ) Zu beachten sind hier auch die von Oppenheim aufgestellten Unter- 
scheidungen (s. o. S. 37 A. 1), insbesondere die zwischen „Schutzobjekt" und 
„Handlungsobjekt", vgl. auch neuestens Beling L. v. V. 209 ff. und die 
von ihm (210) getroffene Scheidung zwischen „ Schutzobjekt" und „tatbestandlichem 
Angriffsobjekt". 

2 ) Bei den Staatsverbrechen, deren „Objekt" eine „Verpflichtung, oder genauer, 
derjenige, dem sich der Handelnde verpflichtet hat" (d. h. hier der Staat), ist. 
S. darüber Binding Kr. 120 f., 127 f. 

3 ) Vgl. Binding Kr. 121, wo als Objekt „die Integrität der Grundlage des 
Urkundenbeweises" bezeichnet wird. Vgl. auch die Vorschläge 135 sub. § 4 Z. 2, 
wo bei Urkundenfälschung auf die Begehung im Inland abgestellt wird 

*) S. die Vorschläge 136 sub. § 7, welche hier die Begehung im Inland zu 
Grunde legen. 

5 ) S. die Vorschläge 136 sub. § 4 Z. 4 (auch hier soll Begehung im Inland 
maßgebend sein. Die Aeußerung 124 N. 1 vermag dies nicht zu rechtfertigen). 

6 ) Vgl. gegen Binding auch v. Bar Goltd. Arch. 18, 452, 454 A. 1. 
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in beiden dahin (I, 391): „Den Kreis der inländischen Rechtsgüter 

kann man auf zwei Weisen umgrenzen: man versteht 

darunter entweder die Summe der auf einem Staatsgebiete be- 
findlichen möglichen Verbrechensobjekte oder die Gesamtheit der 
dem Inlande und den Inländern zuständigen Güter, einerlei ob 
sie sich in der Heimat oder in der Diaspora befinden. u Letzteres 
Prinzip sei das innerlich allein begründete (I, 392) ♦ Also auch 
hier ist der Ausgangspunkt, das Rechtsgut, ein körperlich-reales 
Objekt, eine konkrete Sache oder Person bezw. Zustände, Eigen- 
schaften, Verhältnisse als reale, körperliche Anhängsel einer 
solchen gedacht. 1 ) Nur daß es sich jetzt um ihre „Staatszu- 
ständigkeit" handelt. Diese Anschauung ist mit Recht angegriffen 
worden. 2 ) In der Tat zeigt auch sie die hervorgehobene Schwäche 
der vorhergehenden, daß in einem großen Teil der Deliktsfälle 
„RechtsgUter" in diesem körperlich-realen Sinn nicht aufgezeigt 
werden könne. Es hat diese Passung der Begrenzung aber auch 



*) Aehnlich wie Bin ding v. Rohland (6, 52, 80, 140 f., 146) der davon 
redet (140): „Ein solcher Erfolg kann daher nur dort eintreten, wo das Rechts- 
gut sich befindet" „Die Wehrkraft des inländischen Staates verkörpert 
sich nun wesentlich in den zu seinem Heer gehörenden Personen. Dieses 
Rechtsgut wird zwar regelmäßig als lediglich im Inlande befindlic h zu 
betrachten sein, es kann aber unter Umständen auch Über die Landesgrenze 
hinaus gelangen, so in weiterem Umfange im Kriege mit dem Heer, in ge- 
ringerem aber schon dann, wenn sich blos ein einzelner Bestandteil desselben im 
Auslande aufhält. Der Ausländer nun, der einen inländischen, aber außerhalb 
unseres Territoriums weilenden Soldaten zur Desertion verleitet, greift in dem- 
selben ein im Auslande befindliches inländisches Rechtsgut an." 
S. weiter das auf 141 f. Folgende, besonders 142: „Der Ausländer, der im Auslande 
z. B. inländische Münzen fälscht und ebendaselbst in Umlauf setzt, er vergreift 
sich an einem inländischen Rechtsgut, welches als auch Über unser Staatsgebiet 
hinausreichend anzusehen ist" (nach 142 u. ist das angegriffene Rechtsgut „die 
Integrität der vom Staat ausgestellten Beglaubigungszeichen für den Geldverkehr"). 
„Mit dem Inländer ist auch jenes Rechts gut (der Eheordnung des inlän- 
dischen Gemeinwesens) ins Ausland gelangt". Also auch hier die körperlich- 
reale Auffassung, auch hier der Gedanke, daß die Rechtsgüter als physische Per- 
sonen oder körperliche Sachen, bezw. solchen körperlich-real anhängende Zustände, 
Eigenschaften oder Verhältnisse im Räume reisen und wandern, z. T. noch schärfer 
als bei Binding zugespitzt, und daher noch deutlicher zeigend, daß hier bloße 
Fiktionen und Bilder an Steile der Wirklichkeit gesetzt werden. 

2 ) Von v. Liszt Z.-St. W. 6, 679 ff., s. auch die oben S. 37 A. 1 sonst ange- 
führten Zitate. 



— 69 — 

noch besondere Schwächen. Es würden nämlich an sich aus 
derselben herausfallen, also nicht als Verletzung „inländischer 
RechtsgUter" zu betrachten sein die Delikte gegen die Individual- 
sphäre von Ausländern im Inland. Zwar wird die Behandlung 
der im Inland „befindlichen" „ausländischen Rechtsgüter" als in- 
ländischer von d. ftohland 1 ) und Binding 2 ) als selbstverständlich 
angenommen, sie wird aber zu ihrem „staatlichen" Prinzip nicht 
in Beziehung gesetzt, vielmehr wählen sie in diesem Falle inkon- 
sequenterweise die räumlich-reale Begrenzung. 3 ) 4 ) 

Nun ist eine Passung weit verbreitet, welche nebeneinander- 
stellt als unter dem Gesichtspunkt der Verletzung eigener Interessen 
des Inlands zu bestrafen: außer den im Inland begangenen straf- 
baren Handlungen die im Ausland gegen den inländischen Staat 
und die gegen einen Inländer (oder Rechtsgüter eines Inländers) 
begangenen Delikte. 6 ) Diese Abgrenzung fußt im allgemeinen 



1 ) 154: „wenn sie die („ausländischen Rechtsgüter") dadurch, daß sie in 
sein Gebiet gelangten, zugleich den Charakter inländischer annahmen". 

2 ) Binding 1, 391 verb. „die beiden Kreise sind konzentrisch", 392 A. 3 
„daß das passive Nationalitätsprinzip den Ausländer und seine Güter, . . soweit 
er oder sie im Inlande weilten, dem Inländer und seinen Gütern gleichbehandelt ". 

3 ) Im Inlande „befindliche", dort „weilende", dahin „gelangende" ausländische 
Rechtsgüter (im realen Sinn) sollen als inländische behandelt werden. Es sind 
also zwei Prinzipien, von denen sie ausgehen, die durch die Fiktion einer Art 
temporär-inländisch-staatlicher Rechtsgüter nur scheinbar verbunden sind. 

4 ) Der eben besprochenen „staatlich-realen" in Verbindung mit der „räumlich- 
realen"' Begrenzung steht nahe Feuerbach, der aber auch für die sofort anzu- 
führende Begrenzungsart in Anspruch genommen werden kann. Er stellt darauf 
ab (§ 32): „Wenn das Verbrechen zu seinem Wesen eine bestimmte Person als 
G-egenstand der Rechtsverletzung erfordert (Beispiele: Mord, Diebstahl, Gewalt, 
Injurie), so ist dessen Begehung nur möglich an einer Person, welche in 
dem Schutze des Staates steht, dessen Strafgesetz für übertreten betrachtet 
werden soll", (§ 40): „da nur Personen, welche im Schutze des Staats sind, Gegen- 
stand eines Verbrechens sein können; so ist ein Verbrechen nur möglich an 
Staatsuntertanen, und an Fremden während ihres Aufenthalts inner : 
halb der Staatsgrenzen". Daß nicht in allen Fällen eine „Person" als 
„Gegenstand" des Verbrechens gedacht werden kann, ist von Feuerbach selbst 
bemerkt. Im Uebrigen findet sich auch hier die fehlerhafte Lokalisierung 
ideeller Zustände und Verhältnisse, da, wo die physische Person sich befindet, auf 
welche sie sich beziehen sollen. 

6 ) Es ist zu bemerken : häufig wird .diese Ansicht in dem Zusammenhang auf- 
gestellt, daß für Bejahung der Strafbarkeit des im Ausland gegen den inländischen 
Staat oder Inländer delinquirenden Ausländers eingetreten wird. Dies ist 
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auf dem staatlich-ideellen Gesichtspunkt und ist im Ergebnis im 
Wesentlichen zutreffend. Denn einmal ist richtig, daß die im 
Inland begangenen Delikte, mag es sich auch in concreto um 



natürlich erst unten, unter dem Personengesichtspunkt, näher zu besprechen, und 
hier nur symptomatisch zu verwerten für die Frage, ob ein inländisches Interesse 
von den Betreffenden in den angeführten Fällen als verletzt bejaht wird (vgl. 
auch Hippel D. J. Z. 2, 215). Es sind deshalb auch diejenigen Autoren und 
Gesetzgebungen hier zu nennen, die in diesen Fällen nur den im Ausland delin- 
quirenden Inländer wegen Verletzung inländischer Interessen bestraft wissen 
wollen, wie Feuerbach § 31, 40, französ. Code d'instr. (Fassung von 1808) Art. 7, 
Belgien (Ges. v. 17. April 78) Art. 7, Spanien, Ley Org. 230. Für die Bestrafung 
unter dem Gesichtspunkt verletzten inländischen Interesses in den oben auf- 
geführten Fällen erklären sich: Tittmann 7 (s. auch 11), Bern er W. 144, s. 
aber 155, Arnold G. S. 9, Bd. 1, 326, 337 ff., Geyer Kr. VJSchr. 19, 37 f., 
Waechter Kr. 81 ff., V. 85 f., v. Liszt 102, Seuffert, Ein Neues St.-G.-B. 
83 f. sub. § 3, ders. Anarchism. 91, 142, 167 f., Ki tzinger 307, Tafel 93 ff. ü. A., s. 
auchHeinze Erört. 144f., 147 f., (vgl. Heinze U. 22), flarbürger Z.-St. W.20, 
605 f. Dafür auch die deutschen Entwürfe zu einer Strafgesetznovelle von 1875 
und 1889 Sten. B., 2. Leg. per., III. Sess. 75/76, Drucks. Bd. I, N. 54, 6. 
Leg. per., IV. Sess. 88/89, Drucks. Bd. IV, N. 246 und die meisten deutschen 
Partikularstrafgesetzbücher, z. B. Württembergisches St.-G.-B. Art. 3 und 4, Braun- 
schweig. Grundges. § 205, Verkündigungspatent zum bayr. St.-G.-B. v. 16. Mai 1813, 
Art. 4, Bayr. St.-G.-B. (1861) Art. 10, 12, Thüring. St.-G.-B. Art. 2, Art. 3, Hamburg. 
St.-G.-B. Art. 2, Art. 3, Hannöv. St.-G.-B. Art. 3, Bad. St.-G.-B. §§ 4—6 (die 
Formulierung ist verschieden, ebenso die Art der Behandlung, s. Bin ding I, 
386 f. A. 26 und unten). Eine Ueb ersieht Über die ausländischen hiefür sich ent- 
scheidenden Legislationen gibt v. Martitz I, 89 f. A. 15. Insbesondere sind hier 
zu nennen: Schwed. St.-G.-B. Kap. 1, § 1 und 2, Mexikanisches St.-G.-B. Art. 186, 
Finnländisches St.-G.-B. (1889) 1. Kap. § 1, § 2, Italien. St.-G.-ß. Art. 6, Schweiz. 
Entw. Art. 4, Art. 6. Im Verhältnis zum geltenden Recht wird diese Auffassung 
vor allem damit verteidigt, der Strafunterworfenheit des Inländers im Ausland 
(§ 4 Abs. 2 Z. 3) müsse ein entsprechender Strafschutz des Inländers korre- 
spondieren (so Schütze 54, 58 A. 11, v. Rohland 145, Tafel 94f.), indeß 
Bin ding I, 392 hebt mit Recht hervor, daß damit der entscheidende Punkt nicht 
getroffen ist (das Vorhandensein verletzten inländischen Interesses), es ist mehr 
ein argumentum ad hominem. Gegen diese Ansicht erklären sich Ab egg 37, 
51, v. Bar J. P. u. St. 517 f., ders. Goltd. Aren. 18, 87, ders. G. S. 35, 576, 
L. 213, 222 ff., früher auch Bin ding (Kr. 125 f., bes. 125 A. 1), s. auch Schwarze 
H. H. d. Strfr. IV, 72. Bei dem Versuch einer deduetio ad absurdum derselben 
durch die Bemerkung, man müsse dann untersuchen, ob der gestohlene Gegenstand 
eine französische, deutsche oder englische Geldbörse war (v. Bar G. S. 35, 576, 
Bin ding Kr. 125 A. 1), wird der Schein der Lächerlichkeit nur durch die un- 
richtige, das Interesse mit einem körperlichen Gegenstand identifiziren de Fassung 
hervorgerufen, s. gegen sie auch v. Rohland 145 A. 7. 
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das Leben, Eigentum u. s. w. eines Ausländers gehandelt haben, 
regelmäßig die Interessen des inländischen Staats verletzen. 1 ) Be- 
treffend die Delikte gegen Interessen des inländischen Staats an sich 
selbst, die dritte der oben angeführten Gruppen, ist bereits oben 
bemerkt, daß hier die im geltenden Recht schon teilweise erfolgende 
derartige Bestrafung der im Ausland begangenen Delikte dieser 
Gattung konsequenterweise de leg, fer., jedenfalls auf alle wichtigeren 
Fälle, auszudehnen wäre. Was die „Delikte gegen einen Inländer*' an- 
belangt — also die Fälle, die wir oben als erste Gruppe behandelt 
haben — so ist auch hier zu sagen, daß die Regelung des geltenden 
Rechts nicht befriedigen kann, welche das eigene Interesse des Inlands 
am befriedeten Stand der Individualsphäre auf das Interesse an 
einem solchen Stand im Inland beschränkt. Gewiß ist in diesem Be- 
reich ein solches eigenes Interesse des Inlands anzunehmen. Aber 
nicht nur, sondern auch noch darüber hinaus. Es besteht nämlich 
— was diese Ansicht richtig betont — ein unmittelbares Interesse 
des Inlands auch an dem befriedeten Stand der Individualsphäre 
seiner Angehörigen, der Inländer, im Ausland, daran, daß sie 
auch im Bereich des Auslands im sicheren Genuß ihres Lebens, 
Eigentums u. s. w. sich befinden. 1 *) Der Einwand liegt nahe, 
daß bei Begehung solcher Delikte im Ausland das unmittelbar 
verletzte Interesse das des betreffenden ausländischen Staats des 
Begehungsortes (an dem befriedeten Stand der Individualsphäre 
in seinem Territorium) sei, nicht das des inländischen Staats — 
hierauf ruht die Regelung des geltenden Rechts. 3 ) Das Inland 

*) Die staatJich-ideelle und territorial-ideelle Auffassung stimmen in diesem 
Punkt nach der positiven Seite ttberein. Ueber die Frage, ob nicht z. T.Delikte 
der zweiten und dritten Kategorie, auch wenn im Inland begangen, unter den 
Gesichtspunkt der Verletzung ausländischer Interessen fallen können, s. im 
nächsten Paragraphen. 

2 ) Verkannt bei v. Bar L. 212 A. 8. 

3 ) Richtig v. Hippel D. J. Z 2, 215, s. auch dort die Nachweise aus der 
Entstehungsgeschichte. Dies zeigt sich — abgesehen von der Nichtbestrafung des 
Ausländers, der einen Inländer im Ausland tötet u. s. w. — , wie schon oben er- 
wähnt, in dem Abhängigmachen der Strafbarkeit im Inland von Strafbarkeit am 
Begehungsort (§ 4 Abs. 2 Z. 3), von ausländischen Justizakten u. s. w. (§ 5) bei 
den im Ausland begangenen Delikten auch dann, wenn es sich um Tötung u. s. w. 
eines Inländers durch einen Inländer im Ausland handelt. Vgl. auch Motive 32 
und die zu Grund liegenden Motive zum preußischen Entw. von 1850 bei B eseler 
K. 76 mit ihrer Bemerkung, daß in allen Kulturstaaten gemeine Verbrecher nicht 
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hätte dann nur eventuell dafür zu sorgen, daß der ausländische 
Staat auch wirklich einschreite, 1 ) und weiter selbstverständlich 
eventuell durch Auslieferung denselben zu unterstützen 2 ) bezw. 
eventuell bei Delikten eigener Untertanen mangels Auslieferung 
diese zu strafen, aber eben nur unter dem Gesichtspunkt ver- 
letzten ausländischen Interesses. 3 ) Allein eine solche Behandlung 
der fraglichen Fälle ist nicht zu empfehlen. Sie läßt eine em- 
pfindliche Lücke da, wo die Tat in staatenlosem Gebiet begangen 
ist, daher kein Staat vorhanden ist, dessen unmittelbares Interesse 
nach dem Gesagten als verletzt anzusehen ist, der zur Bestrafung 
berufen erscheint, dem eventuell auszuliefern wäre, 4 ) Auch der 
delinquierende Inländer könnte dann mangels Strafbarkeit am 
Begehungsort nicht gestraft werden (s. u.), selbst wenn nicht 
Auslieferung, sondern Bestrafung desselben bei Auslandsdelikten 
(in der oben erwähnten Weise) vorgesehen ist. Hier wären also 
jedenfalls Bestimmungen zu treffen, die eine konkrete Strafbarkeit 
im Inland bei Störungen des befriedeten Stands der Individual- 
sphäre von Inländern im Ausland unter dem Gesichtspunkt ver- 
letzten inländischen Interesses vorsehen. 5 ) Weiter versagt sie 

unbestraft bleiben, einerlei, ob das Verbrechen gegen einen Inländer oder Aus- 
länder begangen sei. 

*) Vgl. Haelschnerl, 147, 176, Berner W. 155 f. — Gegen die seltsame 
Ausführung Heinze's Goltd. Aren. 17, 566 s. v. Rohland 148 A. 12. 

2 ) Vgl. Motive 32 : „Läßt sich der etwa unbestraft gebliebene Ausländer im 
In lande betreffen, so kann die Ausweisung oder Auslieferung desselben eintreten", 
auch Oersted I, 142, v. Bar J. P. u. St. 517, G. S. 35, 576 f., Haelschnerl, 
147, 176, Bern er W. 156. Die Auslieferung an 's Inland kann selbstverständlich 
nicht als Ersatz fehlender inländischer Straf kompetenz dienen, vielmehr nur die 
Ausübung der letzteren als bestehender ermöglichen, unrichtig Tafel 4 verb. „eine 
Auslieferungspflicht fremder Staaten". 

3 ) S. p. 71 A. 3. 

4 ) Auch eine Auslieferung an den ausländischen Heimatstaat des Täters kann 
hier nicht abhelfen, wenn dieser selbst ein Staatenloser ist, wenn der Heimatstaat 
Taten seiner Untertanen im Ausland nur bei Strafbarkeit am Begehungsort be- 
straft (wie das deutsche Recht) oder sich überhaupt um solche nicht kümmert 
(wiez. B. das englische Recht), vgl. Waechter Kr. 33, Harburger Z.-St. W. 20, 
606, ganz abgesehen von sonstigen Hindernissen der Auslieferung s. u. 

5 ) Diesen Grund machen geltend Binding I, 392, Harbürger Z.-St. W. 20, 
590 f., 606, Fuld G. S. 45, 250, Motive zum Entwurf von 1889, Sten. B. 7. 
Leg. per. IV. Sess. 88,89 Drucks. Bd. VI, N. 246, p. 4, 6. Vgl. auch 
Waechter Kr. 84 f., Arnold G. S. 9, Bd. 1, 338. Die Bestimmung in § 77 des 
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dann, wenn die Tat im Ausland nicht (oder eventuell nicht 
entsprechend) strafbar ist, ein Fall, der allerdings in erster 
Linie bei Delikten der dritten Gruppe eine Rolle spielt, aber 
auch bei denen der ersten eintreten kann. 1 ) Auch kann eine in 
Frage kommende Auslieferung deshalb fehlgeschlagen, weil die 
Auslieferungsofferte vom Ausland nicht angenommen wird, was 
vielleicht gerade deshalb eintreten mag, weil ein Inländer getötet 
oder bestohlen worden ist. 2 ) So wird unter Umständen eine Be- 
strafung dessen, der im Ausland in Bezug auf den befriedeten 
Stand der Individualsphäre eines Inländers delinquiert hat, über- 
haupt nicht herbeigeführt werden können, selbst wenn er sich 
jetzt nach verübter Tat im Inland aufhält. 3 ) In letzterem Falle 
erscheint es aber auch da, wo Auslieferung zur Bestrafung des 
Täters führen würde, als abwegig, wenn der inländische Staat 
den Verbrecher, der seine Angehörigen mordete oder beraubte 
und den er jetzt in der Hand hat, nicht selbst straft, sondern 
einem anderen Staat zur Bestrafung überläßt. 4 ) Ueberhaupt 
ist zu betonen: „Der Schutz des Deutschen auch im Ausland 
liegt Deutschland näher als jedem anderen Staate." 5 ) Wenn 



Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit ist schon deshalb verfehlt, weil sie den 
Fall verletzten inländischen Interesses nicht klar geschieden herausstellt. 

') So bei Delikten gegen das Urheberrecht von Inländern, vgl. auch Arnold 
Gh S. 9 Bd. 1, 338. 

2 ) S. überhaupt v. Marti tz I, 86 A. 1 und 2, 118 A. 4 bezüglich der Momente, 
welche dem Auskunftsmittel der Auslieferung entgegenstehen können. Zu dem 
oben erwähnten Fall vgl. auch v. Arnsberg bei der Beratung der Novelle von 1876, 
Sten. B. 2. Leg. per. III. Sess. 75/76 Verh. Bd. II, 1320. 

3 ) Daß Fälle tatsächlich vorgekommen sind, in denen Personen, welche Im 
Ausland gegen Deutsche delinquiert hatten, im Inland betroffen wurden, ohne daß 
es möglich gewesen wäre, strafrechtlich gegen dieselben einzuschreiten, betonen die 
Motive zur Novelle von 1875, Sten. B. 1. c. Drucks. Bd. I, N. 54, p. 19, zum Entwurf 
von.1889, Sten.B. 1. c. Drucks. Bd. IV, N. 246, p. 4, v. Arnsberg und Bismarck 
im Reichstag Sten. B. 75/76 Verh. Bd. I, 622, 623, II, 1319. 

4 ) Vgl. Motive zum Entw. v. 1889 1. c. „abgesehen davon, daß dieses Aus- 
kunftsmittel in Ansehung solcher schuldiger Ausländer, welche sich in den Grenzen 
der Gerichtsgewalt des Reichs befinden, der Machtstellung des letzteren wenig 
entspricht". 

6 ) Binding I, 392, s. auch v. Marti tz I, 123 A. 16, Motive zur Novelle von 
1875 1. c: „Das dem § 4 . . zu Grunde liegende .... Prinzip, nach welchem 
das Reich die Unverletzlichkeit seiner Angehörigen gegen das von Ausländern 
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endlich eingewendet würde, solche Fälle werden doch äußerst 
selten vorkommen, daß Bestrafung dessen, der an einem Inländer 
im Ausland sich vergangen hat, im Inland überhaupt praktisch 
auszuführen sei, so ist zu erwidern, daß der Hauptwert der An- 
nahme dieser Regelung ein ideell-politischer, nicht ein praktisch- 
juristischer ist, sofern prinzipiell ausgesprochen ist, daß ein 
Angriff auf die Individualsphäre des Inländers im Ausland vom 
Inland als Verletzung seiner eigenen unmittelbaren Interessen 
empfunden werde. 1 ) Die Fälle mögen selten sein, in welchen 
eine Bestrafung im Inland hier überhaupt praktisch in Betracht 
kommen kann, kommt sie aber einmal in Betracht, dann wirkt 
jeder derartige Fall bei unrichtiger Behandlungs weise stark genug, 
um das Zutrauen in die schützende Macht des inländischen Staats 
erheblich zu erschüttern. 2 ) 8 ) Man hat gesagt, der Gesichts- 
punkt, daß ein Delikt im Ausland die Individualsphäre eines 
Inländers tangiere, könne nicht zu Grund gelegt werden, um die 
Beteiligung des Inlands zu bestimmen, weil die unbegrenzbare 
Wirkung des Delikts es unmöglich mache, zu sagen, wann ersteres 
vorliege. 4 ) Dies ist nicht richtig. Für das Vorliegen einer Ver- 
letzung inländischer Interessen sind nicht die etwaigen weiteren, 
unbegrenzbaren Wirkungen eines Delikts von Bedeutung, 5 ) sondern 
es ist vom Deliktstatbestand auszugehen. Die Frage ist, ob, wenn 
der Deliktstatbestand erfüllt ist, die Interessen, welche diesem 
in abstracto als verletzte vorschweben, nun in concreto als solche 



im Auslande verübte Delikt nicht selbst schützen soll und seinem verletzten Recht 
nicht selbst die nötige Genugtuung verschaffen darf, entspricht nicht der Macht 
und Pflicht des deutschen Reichs." 

!) Bismarckim Reichstag Sten. B. 75/76 Verh. Bd. I, 624 : „Mir liegt gar nichts 
an der Strafe des Verbrechers, sondern mir liegt . . . daran, den Schutz des 
Deutschen im Auslande so hoch zu steigern dem Ausländer gegenüber, wie wir 
irgend können." 

2 ) Vgl. zutreffend Heinze Erört. U4f. 

3 ) Vgl. insbesondere auch die Delikte gegen inländisches Urheberrecht, zu- 
treffend hier de lege ferenda Bin ding L. 1, 467 f. 

4 ) Heinze Goltd. Arch. 17, 566 ff., 609 ff., vgl. dens. Erört. 147 ff., v. BarGoltd. 
Arch. 18, 450 ff., vgl. dens. L. 236, auch Mot. 32 (verb. „wie es auch häufig er- 
heblichen Schwierigkeiten unterliegen wird, zu entscheiden, wer der durch ein 
Verbrechen Verletzte sei"). 

ß ) Anders Heinze Goltd. Arch. 17, 566 ff., 609 ff., v. BarGoltd. Arch. 18, 450 ff. 
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des inländischen Staats erscheinen. Wenn Heinze 1 ) Fälle anführt, 
wie, daß die Unterschlagung, welcüe der Buchhalter eines Hauses 
in New- York begeht, den Bremenser Geschäftsfreund bankerott 
machen kann, der Mord, der an dem naturalisierten Irländer in 
Baltimore verübt wird, der Mutter des Ermordeten in Irland den 
Hungertod bringt, so sind diese Beispiele nur abgeschmackt. Es 
steht doch natürlich allein in Frage, ob bei der als Delikt sich 
darstellenden Tat, der Unterschlagung, dem Mord, die nach dem 
Deliktstatbestand als verletzt anzusehenden Interessen (Interesse 
an Sicherheit des Eigentums, des Lebens) in concreto als inlän- 
dische erscheinen und hierfür ist maßgebend, ob es sich um 
Angriffe auf Leben, Eigentum, die Individualsphäre von Inländern 
handelt. 2 ) 3 ) So wird man der Ansicht beitreten müssen, daß im 
Ausland (einschließlich des staatenlosen Gebiets) begangene Delikte, 
welche die Individualsphäre eines Inländers 4 ) tangieren, unter 
dem Gesichtspunkt einer Verletzung unmittelbaren eigenen Inter- 
esses des Inlands behandelt und im Inlande bestraft werden sollen, 6 ) 6 ) 



*) Heinze Goltd. Arch. 17, 567. 

2 ) Vgl. gegen Heinze auch Binding I, 390 o., 419, v. Rohland 148. 

3 ) Die Motive S. 32 begründen ihre Ablehnung, die Verletzung der Individual- 
sphäre eines Inländers im Ausland als Verletzung inländischer Interessen zu be- 
handeln, u. A. auch noch (im Anschluß an die Begründung zum preußischen 
Entwurf von 1850 s. Beseler K. 76) damit: „Außerdem ist der Begriff eines * 
gegen eine Privatperson begangenen Verbrechens keineswegs bestimmt, z. B. beim 
Zweikampf, Inzest" (vgl. auch v. Bar J. P. u. St. 518, 533, v. Martitz I, 
88 A. 7). Dies ist aber einmal nicht zutreffend (s. auch Wa echt er- Kr. 85 f., 
Heinze Goltd. Arch. 17, 564 f.) und sodann würde es nur dazu führen, daß man 
nicht allein in diesen Fällen (unter dem Gesichtspunkt einer Verletzung in- 
ländischer Interessen) in concreto straft, s. auch Krug K. IV, 14. 

4 ) Auch eines im Inland domizilierten Ausländers als „Quasiinländers" (s. 
Heinze, Goltd. Arch. 17, 565, braunschweigisohe Landesordnung v. 1832 § 205 
verb. „gegen Landeseinwohner", v. Martitz I, 84 A. 23)? Richtigerweise wohl 
zu verneinen. 

5 ) Ob nur an delinquirenden Inländern oder auch an delinquirenden Ausländern, 
ist eine Frage, die erst unten bei Behandlung des Personengesichtspunkts genauer 
zu behandeln ist. 

6 ) An dem Dürfen ist (s. o.) — rein unter dem Interessegesichtspunkt (s. 
Anm. 5) — nicht zu zweifeln, vgl. überhaupt schon hier Triepel 275 A. 3 und 
dort Zit. Die im Reichstag anläßlich der Beratung der Novelle von 1875 in dieser 
Richtung aufgestellten Behauptungen sind geradezu ungeheuerlich. 
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Tndeß — wie ohne weiteres klar ist, die eben besprochene 
Formulierung umfaßt keineswegs alle in Betracht kommenden 
Fälle. Es fallen unter dieselbe ja nicht die Delikte der zweiten 
Gruppe, die Delikte gegen die sozialen Interessen des Staats 1 ). 
Ja nicht einmal ohne weiteres alle Delikte der ersten Gruppe, 
nämlich nicht die gemeingefährlichen 2 ). Es gibt einen Kreis von 
Delikten, die man als Uebergang von der ersten zur zweiten der 
oben unterschiedenen Gruppen auffassen kann, von Delikten, die 
ebenfalls als das Interesse am befriedeten Stand der Einzelsphäre 
bezüglich des Genusses von Leib, Leben, Vermögen verletzend 
angesehen werden, aber diesen befriedeten Stand der Einzelsphäre 
nicht bezüglich eines oder mehrerer bestimmter Einzelner stören 
oder zu stören drohen, sondern bezüglich unbestimmt welcher 
und wie vieler Einzeln ar zu stören drohen, eine Gefahr für das 
„Publikum" enthalten. 3 ) Es sind dies die sogenannten gemein- 
gefährlichen Delikte. In ihrem Begriff liegt eine Unbestimmtheit 
bezüglich der Individualsphären, Unbestimmtheit bezüglich des 
„Weicher* und „Wievieler". 4 ) Wenn aber dies, denn kann man 
bei diesen nicht entscheidend sein lassen, ob ein im Ausland be- 
gangenes Delikt in concreto gegen die Individualsphäre eines 
Inländers sich richtete, vielmehr kommt es hier auf die Tangierung 

*) Haelschner I, 158 (betr. die Delikte gegen „gewisse sittliche and 
rechtliche Güter der bürgerlichen Gesellschaft*): „Hier ist . . . in der Regel 
von einem Verletzten überhaupt nicht die Rede, und es könnte schon darum die 
Rücksicht auf den Verletzten nicht maßgebend für die Begrenzung der Strafgewalt 
des Inlands sein". Vgl. auch Heinze Goltd. Arch. 17, 618 f. Beide scheiden 
übrigens nicht die Frage nach der Strafbarkeit des Auslandsdelikts Überhaupt von 
der nach seiner Strafbarkeit unter dem Gesichtspunkt verletzten inländischen oder 
ausländischen Interesses. S. weiter bes. Waechter H. 133. 

2 ) Vgl. Heinze 1. c. 614 f. (auch hier fehlt die eben erwähnte Scheidung). 

3 ) Daher von Haelschner I, 158, II, 604 unter die „Delikte gegen die 
Gesellschaft" gestellt. Vgl. auch Heinze Goltd. Arch. 17, 613 f. 

4 ) Wohl am zutreffendsten Merkel 362: „eine Gefahr von unbestimmter 
Richtung und Tragweite", auch Olshausen 4 zu § 312, s. weiter Sc ha per 
H. H. d. Strfr. III, 681, R. G. Rspr. 5, 557 f., Fran k II zu 312, B e ling Gr. 88. Dagegen 
betonen andere nur die Unbestimmtheit bezüglich des „Welcher", vgl. besonders 
Siebenhaar Z.-St. W 4, 248 ff., 267, Rotering Goltd. Arch. 31, 272, Haelsch- 
ner II, 603 f., v. Liszt 496, die auch Gefährdung einer einzelnen „beliebigen", 
„ersten besten" Person, als „Repräsentant des Publikums" genügen lassen. Uebrigens 
würde für die vorliegende Frage durch Annahme der letzteren Ansicht nichts 
geändert. 
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des inländischen Publikums an. Eine Ausdehnung der inlän- 
dischen Strafbarkeit in concreto auf im Ausland begangene 
derartige Delikte kann sich aber ebenfalls nahelegen, z. B. wenn 
ein solches Delikt nahe der Grenze begangen ist, so daß ganz 
unmittelbar das inländische Publikum bedroht war, Geraeingefahr 
für dieses bestand. 1 ) Das inländische Publikum, um dessen 
Sicherheit es sich handelt, wird man dann wohl freilich nicht 
anders begrenzen können, denn als Publikum im Inland. Sodann 
haben wir bei den Delikten gegen die sozialen Interessen bereits 
oben darauf hingewiesen, daß sie auch im Ausland begangen 
unmittelbar die gesellschaftlichen Zustände im Inland beeinflussen 
können, 2 ) man wird weiter sagen müssen, daß der inländische 
Staat unmittelbar eigene soziale Interessen nicht nur, wenn 
auch vorwiegend bezüglich der gesellschaftlichen Zustände und 
Vorgänge im Inland, innerhalb des inländischen Territoriums, 
hat, sondern bisweilen auch bezüglich solcher außerhalb desselben, 
sofern Inländer daran beteiligt sind (z. B« Interesse an Sicherheit 
des Handelsverkehrs im Ausland, an dem auch Inländer beteiligt 
sind). Also man wird auch hier nicht schlechtweg an dem äußer- 
lichen Moment der Begangenschaft im Inland festhalten können. 3 ) 



*) Vgl. z. B. Hessisches St.-G.-B. Art. 5 N. 2, wo die Bestrafung von Aus- 
ländern vorgesehen ist, „wenn sie sich zwar außerhalb des Großherzoglichen 

Gebietes, jedoch in Bezng auf den Großherzoglichen Staat der Ueber- 

schwemmung . . . . schuldig gemacht haben". 

2 ) De leg. fer. insbesondere für die Bestrafung des Inländers, der sich im 
Ausland zum zweitenmal verheiratet, auch bei Nichtstrafbarkeit der Tat daselbst: 
Binding I, 392, Arnold G. S. 9 Bd. 1, 327, R. Schmid 179, v. Bar G. S. 28. 
483, für die Bestrafung des Inländers, der im Ausland Ehebruch verübt, auch bei 
Nichtstrafbarkeit daselbst: Neumeyer Z.-St. W. 23, 461. 

3 ) Anders Binding Kr. 131 vgl. mit 122, 186 sub. § 7. Vortrefflich unter 
den oben entwickelten Gesichtspunkten Strafgesetzbuch des Staates New-York 
(1881) §676 „Wer eine Handlung außerhalb dieses Staates begeht, welche Personen 
oder Eigentum innerhalb dieses Staates, oder die öffentliche Gesundheit, Moral 
oder Sittlichkeit dieses Staates berührt und die, wenn sie in diesem Staate be- 
gangen wäre, ein Verbrechen sein würde, ist zu bestrafen, als wenn die Handlung 
in diesem Staate begangen worden wäre". Andere Gesetzgebungen bestrafen ge- 
wisse von Inländern im Ausland verübte Delikte der zweiten Kategorie, das 
inländische Interesse erscheint bei dieser Konstellation als verletzt, sofern die 
Inländereigenschaft des Täters hier auch für den interessengesichtspunkt in 
Betracht kommt, so Niederl. St.-G.-B. Art. 5 Z. 1 vgl. mit 237 (Bigamie), ebenso 
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Wenn nach all dem Erörtern eine allgemeine Formel für die 
Strafbarkeit in concreto im Inland unter dem Gesichtspunkt der 
Verletzung eigener Interessen gesucht wird, welche sowohl das 
inländische Interesse an dem befriedeten Stand der Individual- 
sphäre im Inland und der Inländer im Ausland, wie das inlän- 
dische Interesse an dem inländischen Staate selbst, me endlich 
die eben erwähnten Fälle umfaßt, so kann sie wohl kaum anders 
lauten, als dahin: in concreto im Inland sollen strafbar sein alle 
(an sich) strafbaren im Inland oder Ausland begangenen Hand- 
lungen, welche inländische Interessen, Interessen des inländischen 
Staats unmittelbar verletzen. 1 ) Es ist dies die staatlich-ideelle 
Formulierung, die „ Interessen * werden hier ja nicht als etwas 
Körperlich-Reales aufgefaßt. Zu welchen Resultaten dies positiv 
für die einzelnen Deliktsgruppen führt — was erst der an sich 
etwas blassen Formel Farbe verleiht — , ist im Vorhergehenden 
für die wesentlichsten Fälle auseinandergesetzt. 

Es gibt allerdings — das ist gegenüber der verteidigten 
Fassung des Rayons verletzter inländischer Interessen noch zu 
bemerken — Handlungen, welche naturgemäß nicht als im Aus- 
land begangene vom Inland als Verletzung inländischer Interessen 
bestraft werden können. So selbstverständlich Delikte, wie das 
der §§ 145a. § 296a St.-G.-B., die überhaupt begrifflich nicht im 
Ausland begangen werden können. 2 ) Weiter wird dies für die 
meist als r Polizeiunrecht* bezeichnete Deliktskategorie be- 
hauptet. 3 ) Hier kommt in Betracht daß z. T. die betreffenden 



im Fall der Bigamie das englische Recht tvg!. Hintrager Böhm's Z. 9 } 84 f.), 
Bulgv. St,G.B. Art. 7 Anm. i Bigamie, Päderastie, Sodomie l. 

M Vgl. auch Seuffert, Ein neues St.-G.-B. 81 verb.: -Angriffe oder Ge- 
fährdungen in Beiug auf deutsche Interessen- is. aber dens. 83 f. sab. § 3), 
Beiing Gr. 68 «alle Angriffe auf seine eigenen Interessen-, vgl. auch Heinze 
Ertfrt. 148: ,ob unsere Rechtsordnung beteiligt ist,- Wae^hter V. 85 f.: „Prinzip 
der beteiligten Interessen de« Staats überhaupt-. 

-i Vgl. auch Bin ding I, 3S2 betr. Fälle, in denen die Terbotene Handlung 
a~£ eisen bestimmten Strom u. s. w. unterbleiben soll. Auch Delikte betr. ein 
ir* irdisches Patentrecht wären hier tu nennen; weil dies Recht als ein nur auf 
das Irland sich erstreckendes ausgestaltet ist. s. Bicding L 437, L. 1, 495 zu 
Ai=i. 5 ;trd d^rt Ziu, Stecglein 3 tu § 4* 2 tu § 3«? d. PatentgeseUes. 

*■ Birdirg L 396 sab. 4. *\3. 437, Binding Kr. 131, t, Rohland 144 
xner xri Ar=L 3 d*SL, t. Bar L. 2 10. Berner W. 127. Es ist hier natürlich 
jtxr rcr seihen die Rede, welche die Strafbarkeit im Ausland begangener der- 
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Interessen solche sind, die naturgemäß als inländische nur auf 
einen Stand oder Gang im Inland gehen (z. B. Interesse an 
Sicherheit des äußern Verkehrs — naturgemäß nur im Inland, 
so überhaupt bei dem, was man mit „guter Ordnung", „öffent- 
licher Ordnung * des Gemeinwesens zu bezeichnen pflegt), z. T. 
die Art der betreffenden Interessenverletzung derart ist, daß sie 
bei Begehung im Ausland keine sichere Beziehung auf das Inland 
erlaubt (nur mögliche Gefährdung, bei der eben wegen dieses 
Charakters nicht darauf abgestellt werden kann, ob ein Inländer 
auf der Passivseite beteiligt ist). 1 ) Auch in diesem Zusammenhang 
ist übrigens nochmals hervorzuheben: wenn für das sog. „Polizei- 
unrecht" die Auffassung als „reiner" „einfacher" „Ungehorsam" 
streng festgehalten wird, so kann eine Bestimmung und Be- 
grenzung der konkreten Strafbarkeit im Inland unter dem Inter- 
essengesichtspunkt überhaupt nicht getroffen werden, vielmehr 
nur unter dem Personengesichtspunkt. 2 ) 

artiger Delikte im Inland unter dem Interessengesichtspunkt verneinen, 
was freilich oft nicht klar heraustritt, und weiter nur von der Bestrafung unter 
dem Gesichtspunkt verletzten eigenen Interesses des Inlands, was ebenfalls oft 
nicht deutlich von der Frage der Bestrafung unter dem Gesichtspunkt verletzten 
ausländischen Interesses geschieden wird. 

*) Natürlich trifft das eben Gesagte keineswegs für alle Uebertretungen i. S. 
des St-G.-B. zu, vgl. z. B. 360 Z. 1 8t.-G.-B. Der § 6 St.-G.-ß. geht (s. schon 
oben), rein nur unter dem Gesichtspunkt des Vorhandenseins oder Nichtvorhanden- 
seins eines verletzten inländischen Interesses betrachtet, zu weit in der Be- 
schränkung. Eine andere Frage ist, ob nicht auf Grund anderer Erwägungen 
(minima non curat praetor) seine Begrenzung richtig ist, was aber nieht durch- 
aus zu bejahen ist (z. B. eben nicht für § 360 Z. 1). In erheblicherem Maß 
bestraft das Norweg. St.-G.-B. im Ausland begangene Uebertretungen („forseelser"), 
vgl. § 12 Z. 3 b, § 12 Z. 3 a und Z. 4 a, insbesondere gegenüber dem § 360 Z. 1 
des deutschen St.-G.-B. § 331 des Norw. St.-G.-ß. vgl. mit § 12 Z. 3 a und 
Z. 4 a daselbst. 

2 ) Bezüglich der Ausführung bei Bin ding I, 381: „Wird bei Verboten 
schlechthin und bei den Geboten das Anwendungsgebiet nicht durch genaue Be- 
zeichnung des Personenkreises, dem die Norm gilt, umgrenzt, so ist bei ihnen .... 
die Lokalisierung der verbotenen oder anbefohlenen Handlung unentbehrlich, 
da ihren Uebertretungen die Richtung wider bestimmte Rechts- 
güter nicht wesentlich ist und demgemäß die gegenständliche Be- 
schränkung der Normen versagt," ist zu bemerken, wenn hier in Alternative 
gestellt wird die Lokalisierung der Handlung und die Bezeichnung des Personen- 
kreises, so kann doch die ratio zu ersterer Lokalisierung, (wenn nicht aus dem 
Personengesichtspunkt getroffen) wieder nur aus der Art der in Frage stehenden 
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IV. 

Die Bedeutung des Strafens unter dem Gesichtspunkt ver- 
letzten inländischen Interesses geht nach dem oben Entwickelten 
dahin, daß hier, eben weil die eigenen Interessen als verletzt 
erscheinen, zu strafen ist ohne Rücksicht auf Strafbarkeit der 
Tat im Ausland, 1 ) 2 ) ohne Rücksicht auf ausländische Justiz- 



Interessen bezw. der Art ihrer Verletzung entnommen sein. Aehnliches ist zu 
den soeben zit. Stellen I, 396 sub. 4, 403, 437 zu bemerken. 

1 ) Wie schon im geltenden Recht in den so aufgefaßten Fällen § 4 Abs. 2 
Z. Iund2 (vgl.Mot. 32), § 298St.-G.-B. So auch Bin ding I, 392 f. (s. auch 395), 
Seuffert, Ein neues Strafgesetzbuch 81, Waechter V. 90, A. 5, ders. fl. 147, 
v. Hippel D. J Z. 2, 215, z. T. auch Arnold 1. c. 326 s. aber 341 f, a. M. 
Kitzinger 307 A. 1, teilweise anders Bern er W. 137, der aber sich dahin 
äußert: „indeß würde das Prinzip der Sache die Bestrafung eines solchen (d. h. 
im Ausland straflosen) vom Inländer im Auslande gegen einen Inländer begangenen 
Verbrechens nicht ausschliessen", teilweise anders auch v. Martitz I, 49 A. 4, 
124 ff. bes. 124 A. 23, s. aber das 124 betr. die hochverräterischen Delikte Bemerkte, 
die Ausführungen von v. Martitz leiden an mangelnder Beachtung des Gesichts- 
punkts des Interesses und der Scheidung des Falls verletzten inländischen und 
verletzten ausländischen Interesses so auch die Uebersicht Über die Stellungnahme 
der Legislationen zu diesem Punkt (76 f. A. 7, 124 f.). Von ausländischen Gesetz- 
gebungen erklären sich im Prinzip für die hier vertretene Ansicht z. B. Norweg. 
St.-G.-B. § 13 Abs. 2, § 12 Z. 3 c vgl. mit a und b, Z. 4 b vgl. mit a, Schweiz. 
Entw. Art. 4, Art. 8 § 2, Spanien Ley Org. 341, 340 vgl. mit 336, 339, Oesterr. St.G.B. 
§ 38 vgl. mit § 36, meist ergibt sich die Annahme derselben nur daraus, daß die 
betr. Legislationen das inländische Strafgesetz ohne weiteren Zusatz für anwendbar 
erklären, so z. B. Niederl. St.-G.-B. Art. 4-6, Schwed. St.-G.-B. Kap. 1 § 2, 
Finnland. St.-G.-B. Kap. 1 § 1—3, Code d'instr. Art. 7 u. A. Von deutschen 
Partikularstrafgesetzbüchern teilen die oben angenommene Meinung: Bayr. St.- 
G.-B. Art. 10, 12, Sachs. St.-G.-B. Art. 8 Abs. 2 (s. aber Krug K. I, 11, 8 a), 
Hessisches St.-G.-B. Art. 4 Z. 1, Art. 5 Z. 2, Württemb. St.-G.-ß. Art. 3, Art. 4, 
Bad. St.-G.-B. § 4 Abs. 2, § 5 (s. aber § 6), Hamburg. St.-G.-B. Art. 2 (s. aber 
Art. 3), Hannov. St.-G.-B. Art. 2 Abs. 2 (s. aber Art. 3), vgl. auch unten Anna. 2. 
Praktisch wird diese Behandlungs weise schon durch die Möglichkeit der Begehung 
im staatenlosen Gebiet gefordert, aber dies ist nicht der einzige und nicht der 
letzte Grund. 

Es war verhängnisvoll für das Schicksal der Novelle von 1875, daß sie zwei 
heterogene Dinge verkoppelte, einmal den Schutz der Inländer im Ausland, dann 
die Strafbarkeit der Inländer bei Delikten im staatenlosen Gebiet, auch bei den 
nicht gegen das Inland gerichteten. Dadurch wurde sie veranlaßt, in § 5 die 
Unabhängigkeit von Strafbarkeit im Ausland in einem viel zu weiten Maß, weit 
über den Kreis verletzten inländischen Interesses hinaus, zu postulieren, was 
wesentlich mit zu ihrem Scheitern beitrug. Gerade die Unabhängigkeit von 
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akte und Gesetzesbestimmungen LS. des § 5 St.-G.-B. 1 ) 2 ). Daß in 
allen Fällen des Vorliegens verletzten inländischen Interesses 



Strafbarkeit im Ausland wurde im Reichstag am schärfsten ungegriffen, und 
hier ebenso Falsches und Richtiges vermischt, wie umgekehrt in der Regierungs- 
vorlage, vgl. bes. die Reden von Lasker Sten. B. 1. c. Bd. I, 624, 626, Bd. II, 
1315. Viel glücklicher ist der Entwurf von 1889 mit seiner durchaus richtigen 
Fassung des betr. Punkts in § 4 Z. 1. 

Berner I. c. will jedenfalls in den Fällen von Strafbarkeit im Ausland 
abstrahieren, wo ein Inländer in fraudem legis ins Ausland geht („in der Absicht, 
dort eine Handlung zu begehen, welche zwar nach unseren, aber nicht nach 
den ausländischen Gesetzen strafbar ist".) Dieser Gedanke ist unklar. Ver- 
letzt der Betr. im Ausland inländische Interessen, so ist er hier, aber auch 
sonst, im Inland zu bestrafen ohne Rücksicht auf auswärtige Strafbarkeit; 
verletzt er dagegen keine inländischen Interessen, so kann man ihn im Inland 
nicht allein wegen solcher Absicht strafen, wenn die Tat im Ausland straflos 
ist. S. richtig Arnold G. S. 9 Bd. 1, 326 f., 331 (anders R. Schmid 178, 
Koestlin 34 u. A., Bayr. St.G.B. Art. 10 Abs. 2, vgl. auch Dan. StG.B. § 4). 

2 ) Jedenfalls unter dem Interessegesichtspunkt. Strafbarkeit im Ausland als 
Voraussetzung inländischer Bestrafung könnte auch unter dem Personengesichts- 
punkt diskutiert werden (unter den Gesichtspunkten der Kollision und des 
Bewußtseins der Rechtswidrigkeit). Es würde dieselbe aber dann in anderer 
Fassung und Bestimmung zu verlangen sein, darüber s. u. Nämlich nicht als 
Strafbarkeit nach dem Recht des ausländischen Staats der Begehung schlecht- 
weg, sondern nur als Nichtkollision mit seinem Strafgesetz, oder Strafbarkeit 
überhaupt nicht nach dem Recht des ausländischen Begehungsstaats, sondern 
des Heimatstaats eines Ausländers. Von Erwägungen unter dem Personenge- 
sichtspunkt gehen einige deutsche Partikularstrafgesetzbücher aus, wenn sie 
bei den im Ausland gegen Inländer oder Inländer und den inländischen Staat 
begangenen Delikten differenzieren, je nachdem dieselben von Inländern oder 
Ausländern begangen sind, und nicht im ersten, aber im zweiten Fall Straf- 
barkeit im Ausland verlangen. So Hamburg St.G.B. Art. 3 vgl. mit Art. 2, 
Hannov. St.G.B. Art. 3 vgl. mit Art. 2 Abs. 2, auch Sachs. St.G.B. Art. 8 Abs. 2 
für den Fall eines gegen im Ausland befindliche Inländer gerichteten Ver- 
brechens (nach den Motiven, s. Waechter H. 137 f., war die Berücksichtigung 
der subjektiven Seite hier von Belang). 

J ) Der Grund ist, daß das Inland in der Bestrafung einer Verletzung seiner 
eigenen unmittelbaren Interessen nicht sich vom Inland irgendwie abhängig 
machen kann, sondern sich eine seiner rechtlichen Auffassung gemäße Reaktion 
sichern muß. So schon im geltenden Recht in den betr. Fällen, wo es das 
eigene Interesse des Inlands als durch Delikte im Ausland verletzt annimmt, 
vgl. St.G.B. § 4 Abs. 2 Z. 1 und 2 (Haelschner I, 172), § 298 (a. M. Bin ding I, 
442 s. o. p. 54 A. 6), ähnlich Ital. St.G.B. Art. 3 Abs. 2 und 3, Art. 4 Abs. 2, s. aber 
Art. 7, Oesterreich, St.G.B. § 38 vgl. mit § 36, Ungar. St.G.B. § 7 Abs. 2, Württemb. 
St.G.B. Art. 3, 4. Für die hier vertretene Ansicht: Tittmann 34, Egg er 48, 

H e g 1 e r , Prinzipien des internationalen Strafrechts. 6 
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Waechter H. 162 ff. bes. 164, Seuffert, Ein neues St.G.B. 85 § 7 vgl. mit 
83 f., § 3 und 4, v. Hippel D. J. Z. 2, 215. Vgl. auch Geib II, 52, Oer- 
sted I, 145, Harburger Z.-St. W. 20, 611, Beling Z.-St. W. 17, 362, 366 ff. 
Teilweise a. M. Bern er W. 138 f., ders. L. 260, Beschlüsse des Instituts für 
intern. Recht 1883 These 12 und 13, Binding Kr. 136 § 6 vgL mit § 4, ders. I, 
440ff., v. Rohland 124 u., v. Bar G. S. 35, 588 f., v. Martitz I, 80 A. 14, 
125 A. 26 (auch hier mit mangelnder Scheidung verletzten inländischen und 
ausländischen Interesses), teilweise anders auch Schweiz. Entw. Art. 8 § 1, 
Bayr. St.G.B. Art. 13, Hessisches St.G.B. Art. 4, Art. 5, Sachs. St.G.B. Art. 9, 
Hannöv. St.G.B. Art. 3, Hamburg. St.G.B. Art. 2, 3. Gegenteiliger Meinung 
Abegg 39 f. (A. 37), 94, Groß A. X. F. E. 1853 56—60, gegenteilig auch 
Niederl. St.G.B. Art. 68, Belgien (Ges. v. 17. April 1878) Art. 13, vgl. hiezu 
v. Martitz II, 621 A. 27, Lammasch G. S. 41, 25 A. 2, Spanien, LeyOrg. 337, 
339, Schwed. StG.B. Kap. I, § 3, Code d'instr. Art. 5 Abs. 3, Art. 7 Abs. 2 
(Passung v. 3. April 1903), vgl. hiezu v. Martitz II, 617 A. 13, Portug. St.G.B. 
Art. 53, 3, Bad. St.G.B. § 8. Vgl. auch Arnold G. S. 9, Bd. 1, 342 ff. Er 
führt aus, daß an sich Bestrafung im Ausland (über Freisprechung und Be- 
gnadigung s. p. 352) einer zweiten Bestrafung im Inland wegen derselben Tat 
entgegen stehe, aber p. 347 f. wirft er die Frage auf, ob nicht Bestrafung im 
Inland eintrete, wenn das inländische Strafgesetz strenger sei, als das des 
Auslandsstaats, der schon bestraft hat, oder wenn das ausländische Strafgericht 
milder gestraft hat, als es das inländische Gericht tun würde. Hier trennt er 
richtig Verletzung der eigenen Interessen des Inlands und Verletzung der 
Interessen eines fremden Staats. Im ersten Fall könne der inländische Staat 
dem Täter noch so viel Strafe zukommen lassen, daß die nach dem inländischen 
Strafgesetz verwirkte Strafe vollständig erduldet werde. P. 349 f. will er dies 
aber aus praktischen Gründen auf Staatsverbrechen beschränken, Weiter ist 
zu vgl. die Abhandlung von Lammasch G. S. 41, 1 ff., der scheiden will 
zwischen kondemnatorischen und absolutorischen ausländischen Urteilen, bei 
den Delikten des Hochverrats u. s. w. das ausländische Judikat nicht inländische 
Verfolgung hindern läßt, sonst aber hierin sehr weit — für kondemnatorische 
und absolutorische Urteile aber verschieden -weit — geht, was damit zusammen- 
hängt, daß er die Unterscheidung zwischen verletztem inländischem und aus- 
ländischem Interesse nicht maßgebend sein läßt (1. c. 8, 17). 

Der hier bekämpften Meinung liegt z. T. der Mangel der grundlegenden 
Unterscheidung des Falls verletzten inländischen und verletzten ausländischen 
Interesses zu Grunde. So, wie oben erwähnt, bei Lammasch, so selbst bei 
Binding I, 440 ff., beispielsweise in der Aeußerung (1. c. 441): „wo das Gesetz 
die Strafbarkeit des auswärts begangenen Delikts am Tatort zur Entstehung 
des inländischen Straf anspruchs nicht fordert, da kann zwar dieser nie durch 
eine Freisprechung im Auslande konsumiert werden, wohl aber sollte er es 
durch auswärtige Strafverbüßung. u Dagegen ist zu bemerken, daß es sich hier 
um Verletzung inländischer Interessen handelt, und bezüglich dieser die aus- 
wärtige Strafverbüßung nicht als konsumierend betrachtet werden kann, weil 
nur dann die Garantie ausreichender Sühne gegeben erscheint, vgl. auch 
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Bin ding selbst 1. c. 442 sub. 3 betr. die im Inland begangenen Verbrechen, 
Vergehen. Weiter schwebt bei der gegenteiligen Ansicht z. T. der Gedanke 
vor, daß das „ne biH in idem u ein absolutes, über alle staatliche Schranken 
hinaus geltendes Postulat sei, dies ist aber unrichtig, vielmehr zu bemerken, 
daß es selbst im Verhältnis zu inländischen Justizakten zessiert, wo eüie 
ausreichende Würdigung des Falles nicht ohne weiteres als gesichert erscheint, 
umsomehr, wo, wie hier, diese Annahme (wegen vorliegender Verletzung eines 
inländischen Interesses) einem ausländischen Judikat gegenüber platzgreift. 
Z. T. wird sodann differenziert nach der Wahrscheinlichkeit einer anderen 
rechtlichen Auffassung seitens des Inlands. So ausdrücklich Lammasch 1. c. 
10 f., Sachs. St.G.B. Art. 9: „wenn diese Handlung durch besondere ihm ob- 
liegende Verpflichtungen gegen diesen Staat, dessen Oberhaupt, oder diesseitige 
Staatsangehörige einen schwereren, bei der auswärtigen Bestrafung nicht in 
Betracht zu ziehen gewesenen strafrechtlichen Charakter erhält", hierher ist 
wohl auch zu stellen Schweiz. Entw., Bayr. St.G.B. Art. 18, Italien. St.G.B. 
Art. 4 Abs. 2, Art. 7. Dies ist diskutabel, aber schwierig generell von vornherein 
zu bestimmen. Z. T. endlich wird auch hier der Personengesichtspunkt heran- 
gezogen und differenziert zwischen Inländern und Ausländern, so Hamburg. 
St.G.B. Art. 3 vgl. mit Art. 2, Hannoversches St.G.B. Art. 8 vgl. mit Art. 2, 
darüber s. o. p. 81 Anm. 2. 

Auch in diesem Punkt gilt bezüglich des Entwurfs von 1875 das oben 
80 f. Anm. 1 Gesagte, ebenso bezüglich des Entwurfs von 1889. 

2 ) Als Remedur gegen Härten dient eine Bestimmung, wie sie § 7 StG.B. 
trifft und sie ähnlich auch andere Strafgesetze vorsehen: Schweiz. Entw. 
Art. 3, Art. 4 Abs. 4, Art. 8 § 2, Dan. St.G.B. § 7, Portugies. St.G.B. Art. 53 
§ 8, Italien. St.G.B. Art. 8, Ungar. St.G.B. § 7 Abs. 2. Daß sich diese Bestimmung 
de leg. lat. auch auf Bestrafung wegen Hoch- und Landesverrats (gegen das 
Inland) oder Beleidigung eines (inländischen) Bundesfürsten bezieht, darüber 
vgl. Oppenhoff-Delius 1 zu § 7, 11 zu § 4, 3 zu § 7, Lammasch G. S. 41, 
16 A. 2, H. Meyer 124 A. 47, v. Liszt 109 (verb. „in allen . . . Fällen") 
gegen Binding I, 442, denn § 7 redet von „derselben Handlung", nicht von 
der Bestrafung unter derselben Deliktsqualifikation (vgl. auch bezüglich des 
umgekehrten Falls Olshausen 7 b zu § 102, Oppenhoff-Delius 3 zu 102, 
Haelschner I, 173, II, 773 gegen Binding L. 2, 501), eine ausdrückliche 
Bestimmung in dieser Richtung enthält Schweiz. Entw. Art. 4 Abs. 4. Darüber, 
daß § 7 auch auf im Inland begangene Delikte Anwendung findet vgl. v. Liszt 
109, Olshausen 1 zu § 7, Oppenhoff-Delius 1 zu § 7, Binding I, 440, 
442, Rüdorff-Stenglein 4 zu § 7 (a. M. Zucker Böhms Z. 2, 608 ff.), dies 
gilt auch bei im Inland begangenen Uebertretungen, a. M. scheinbar B i n d i n g I, 442 
sub. 3. Auch hier enthält eine ausdrückliche Bestimmung der Schweiz. Entw. Art. 3 
Abs. 2. Die Schwierigkeit der Anrechnung betonen Abe gg 40, Gross 1. c. 
48, Arnold 1. c. 349, bes. Beling Z.-St. W. 17, 356 ff., 370 (wo praktische 
Vorschläge), vgl. zu der Art der Anrechnung Olshausen 5 zu § 7 u. dort Zit., 
R. G. 35, 41, s. auch die Urteile des österr. Kassationshofs Böhms Z. 8, 501, 
11, 321. De leg. fer. für eine derartige Bestimmung: Oersted I, 145 f., Heinz e 

6* 
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selbst zu strafen und nicht auszuliefern ist 1 ), wo Oberhaupt 
Bestrafung unter dem Personengesichtspunkt zulässig ist 2 ) (während 
bei Vorliegen verletzter ausländischer Interessen die Frage auf- 
geworfen werden kann, ob Auslieferung oder eigene Bestrafung 
platzgreifen soll), folgt aus dein o. p. 44 f. Gesagten. 

§2. 
Die Bejahung unter dem Gesichtspunkt der Verletzung von Interessen 

ausländischer Staaten. 

I. 

Daß nach geltendem Recht zum Teil unter dem Gesichts- 
punkt einer Verletzung nichtinländischer Interessen und zwar 
genauer, wovon hier zunächst zu handeln ist, der Verletzung 
von Interessen ausländischer Staaten Strafbarkeit in concreto 
bejaht wird, ist bereits im Vorhergehenden angedeutet und 
nunmehr zu erörtern. Das Eigentümliche ist hier, daß der in- 
ländische Staat die Verletzung fremder Interessen als Verletzung 
zu schützender Interessen bestraft. Ein Stand oder Gang ist un- 
mittelbar und zunächst von Wert für einen ausländischen Staat 
— der inländische straft seine Störung oder Bedrohung. 3 ) Dass 



Erört. 146 f., 149, These 12 Abs. 5 der Beschlüsse des Instituts für intern. Recht 
von 1883. Es wäre de leg. fer. die Bestimmung noch zu ergänzen durch 
eine Vorschrift über Ausschluß der Todesstrafe mit Rücksicht auf eine im 
Ausland verbüßte Freiheitsstrafe, vgl. Lammmasch G. S. 41, 18, Bayr. St.G.B. 
Art. 13 Abs. 3, auch § 50 des Oesterr. St.G.B. wird in dieser Weise ausgelegt, 
während § 7 des d. 8t.G.B. in diesem Punkt lückenhaft ist und so gegebenen- 
falls außer Anwendung bleiben muß, vgl. Ols hausen 6 zu § 7 u. dort Zit. 
Weiter käme de leg. fer. eventuell in Betracht die Berücksichtigung aus- 
ländischer Untersuchungs- und Auslieferungshaft, s. Lammasch G. 8. 41, 13, 
18, Belgien (Ges. v. 17. April 1878) Art 13 Abs. 3, vgl. zu letzterem v. Martitz 
II, 621 A. 27. 

Die Bestimmung des § 7 Ht.G.B. ruht auf Billigkeitsrücksichten. Dies 
betr. Heinze IL, 57 unten. 

*) Dies ist insbesondere zu betonen gegenüber zu allgemein lautenden 
Ausliefe ruhgsver trägen. Vgl. Lammasch 462 ff., v. Bar L. 314 u. A. 3 das. 

2 ) Die weitere eventuelle Folge, Strafbarkeit auch des Ausländers, der 
im Ausland inländische Interessen verletzte, im Inland, ist unten bei der Er- 
örterung des Personengesichtspunkts genauer zu besprechen. 

3 ) Er besorgt insoweit, kann man jedenfalls allgemein sagen, die Geschäfte 



— 85 — 

in dieser Weise ein zweiter, von dem ersten (in § 1 behandelten) 
zu trennender Interessengesichtspunkt bei Bejahung konkreter 
inländischer Strafbarkeit in Betracht kommt, findet sich auch in 
der Literatur bemerkt 1 ), wenngleich nicht immer mit der nötigen 
Schärfe hervorgehoben. 

Es fragt sich nun zunächst, wann im einzelnen das geltende 
Recht unter dem Gesichtspunkt der Verletzung ausländischer 
Interessen 2 ) Strafbarkeit in concreto bejaht. Wir haben schon 



des betreffenden ausländ'schen Staats. Vgl. Mo hl 746: „die Aufgabe . . . auch 
fremde Rechtsordnung zu fördern, u 741, 748 A. 1. „ergänzende Rechtspflege", 
Tittmann 1: „gerichtliche Verfolgung der Verbrechen Einzelner zu Gunsten 
anderer Staaten", Haelschner I, 165: „subsidiäre Strafgewalt", Schwarze, 
G. S. 12 Bd. 1, 191, ders. H. H. d. Strfr. II, 34, („subsidiarische und ergänzende" 
Straf gewalt), Bin ding I, 395: Das Inland fühle sich als „Schützer zweiter 
Ordnung, als Ergänzer ausländischen Rechtsschutzes." Natürlich handelt es 
sich nicht um eine Geschäftsführung im strengen Sinn des Zivilrechts (dies 
mit Bezug auf v. Rohland 39 f., wo übrigens der Personen- nicht der Interessen- 
gesichtspunkt in Frage steht). Zu weit gehen Köstlin 29, Feuerbach 
§ 40 und Bauer § 44, die hier eine Bestrafung „als Organ", „Namens" des 
auswärtigen Staats annehmen, vgl. auch v. Bar Goltd. Arch. 18, 453, s. dagegen 
richtig Arnold G. S. 9, Bd. 1, 329, Schwarze H. H. d. Strfr. II, 34, 57, auch 
Triepel 335, s. auch u. 

1 ) So schon bei Hugo Grotius de jur. belli ac pacis II, cap. 20 § 40, Titt- 
mann 9, 20 (wo von dem Fall geredet wird, daß der Staat „nicht durch eine ihm 
zugefügte Rechtsverletzung zur Tätigkeit veranlaßt 1 * werde, sondern durch „sein 
Verhältnis mit dem verletzten Staat"), 22. Sodann bei Mohl 684 ff, 700 ff, der 
von zwei entgegengesetzten Standpunkten redet, von denen aus die Rechtsschutz- 
aufgabe des Staats betrachtet werden könne, dem „kosmopolitischen" und dem 
„selbstsüchtigen", die er zu vermitteln sucht (710 ff). Als Wesen des ersteren 
bezeichnet er: „daß der Staat nicht bloß für den eigenen Kreis und in demselben 
das Recht fördert und schützt, sondern auch außerhalb desselben wirkt, soweit 
man seiner bedarf", s. 687, 703, 710 („es soll Rechtsschutz auch außerhalb der 
unmittelbar beteiligten Staatsordnung geleistet werden") 725, 741, 746 („daß für 
den Staat die Aufgabe bestehe, auch fremde Rechtsordnung zu fördern") u. ö. Vor 
allem aber bei Heinze Goltd. Arch. 17, 556 f., Bin ding Er. 129, Binding I, 
390 flf, besonders 394, v. Roland 4, 18, 24, 51 ff., 104, 150, 152, 156, 157, Triepel 
348. Vgl. auch Beling Z.-St. W. 17, 321 (hier in der Form des verschiedenen 
Motivs zur Bestrafung zum Ausdruck gebracht), Arnold G. S. 9 Bd. 1, 329 f, 337 f., 
348 u. ö. (ebenso). 

2 ) Im Folgenden gleich Verletzung von Interessen ausländischer Staaten 
gebraucht, 
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oben als in § 4 Abs. 2 Z. 3 St.G.B. enthaltene Regel desselben 
herausgestellt, daß es die im Ausland begangenen (an sich) straf- 
baren und als Verbrechen oder Vergehen (an sich) zu qualifi- 
zierenden Handlungen unter dem Gesichtspunkt verletzten aus- 
ländischen Interesses, was in dem Abhängigmachen von Strafbarkeit 
nach der lex loci in § 4 Abs. 2 Z. 3 1 ) 2 ) und der Berücksichtigung 
ausländischer Justizakte und Gesetzesbestimmungen in § 5 St.GJB* 
heraustritt, 3 ) bestraft. Das geltende Recht differenziert also für 

*) Vgl. Bin ding I, 403: „§ 4 al. 2 Nr. 3 läßt darüber gar keinen Zweifel -, 
daß die meisten inländischen Verletzungs- und Gefährdungsverbote den Deutschen 
auch im Interesse der ausländischen Rechtswelt binden", s. dens. 1,435, 
Tgl. auch Finger Goltd. Arch. 50, 45. Eigentümlich § 27 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Konsulargerichtsbarkeit, s. aber Abs. 2 das., näheres s. u. 

2 ) Ueber die Auslegung der Worte „und durch die Gesetze des Orts" u. s. w. 
in § 4 Abs. 2 Z. 3 Tgl. Olshausen 14 zu § 4 und dort Zit., v. Bar L 257 f. 
Insbesondere ist zu beachten, daß das konkrete Ereignis ein am Begehungs- 
orte strafbares Delikt repräsentieren muß. (Vgl. auch R. G. 15, 221). 

3 ) Vgl. Mot. 32: „Die Gerichte des Auslandes, dessen Rechtsordnung zunächst 
durch die Tat des Inländers verletzt werden". Aus diesem dem § 5 zu Grunde 
liegenden Gedanken lassen sich eine Reihe von Kontroversen des positiven Rechts 
entscheiden. So die Frage, ob die in § 5 genannten Momente nur den Beginn 
der Verfolgung im Inland hindern, nicht aber ein nachträglicher Eintritt derselben 
den Fortgang der begonnenen Verfolgung. Es ist zu sagen, daß auch der nach- 
trägliche Eintritt die Verfolgung im Inland hindert, weil man sonst ausländischer 
wäre als das Ausland, weil nur gestraft wird wegen Verletzung ausländischer In- 
teressen und man daher nicht mehr im Inland strafen wird, wenn das Ausland 
eine durch Auferlegung einer Strafe (noch) zu ahndende Verletzung seiner Interessen 
verneint. Wie hier im Ergebnis Frank IT, III 3 b ß zu §§4,5, Bin ding I, 445 N. 15, 
Rüdorff-Stenglein 1 zu § 5, Beling Z.-S. W. 18, 268 ff, Rubo 12, 13 zu § 5, 
H. Meyer 123 A 44 (betr. Verjährung), Finger Goltd. Arch. 50, 46 A 12 (anders 
Finger I, 171 A. 214). Dagegen Rg. 22, 341 ff, (betr. Verjährung), Olshausen 1 
zu § 5, diese gestützt auf den Wortlaut: „bleibt die Verfolgung ausgeschlossen", 
allein die Verfolgung umfaßt auch die Aburteilung und es ist gerade nicht bloß 
vom Beginn der Verfolgung die Rede, vgl. Binding I, 444, Frank II zu §§4, 5, 
Beling 1. c 269, weiter sind a. M. Neumeyer Z.-St W. 23, 456 (betr. Ver- 
jährung), Lippmann Böhms Z. 2, 451 f. (der das hier zu Grunde Gelegte ver- 
kennt und bei dem im Unklaren bleibt, warum das Inland nicht auch nach Beginn 
der Verfolgung Anlaß zum „Verzicht" haben soll), v. Liszt 108 A. 10, Francke 
Goltd. Arch. 20, 26. Inkonsequent Haelschner I, 168, Oppenhof-Delius 5. 
14, 15 zu § 5, welche nur im Fall der Verjährung, nicht dagegen in den anderen 
Fällen der hier bekämpften Meinung folgen wollen. Es zeigt sich hier — ins- 
besondere auch in den Ausführungen des Reichsgerichts betreffend die „unzu- 
lässigen Konsequenzen" — eine mangelnde Berücksichtigung eben dessen, daß es 
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die Regel, wenigstens bei Verbrechen und Vergehen, nicht, sondern 
erklärt die Verletzungen der verschiedenen Arten von Interessen 

sich um Bestrafung unter dem Gesichtspunkt veiletzten ausländischen Interesses 
handelt. Neumeyer Z.-St. W. 23, 455 will die Vorschrift des § 5 analog an- 
wenden auf andere Fälle, in denen die „Reaktionsfähigkeit des Strafanspruchs am 
Tatort •* noch von gewissen besonderen Bedingungen abhängt. Er führt aus, daß 
hienach, wenn nach Art. 358 des italienischen St.G.B. die Verfolgbarkeit des Ehe- 
bruchs mit dem Tod des verletzten Ehegatten erlischt, nach Art. 281 des nieder- 
ländischen St.G B. der Entführer nur dann gestraft werden kann, wenn seine Ehe 
mit der Entführten für nichtig erklärt worden ist, ein Deutscher, der einen Ehe- 
bruch in Italien, eine Entführung in den Niederlanden vorgenommen habe, in 
Deutschland wegen solcher Handlung nur dann gestraft werden könne, wenn die 
Voraussetzung des fremden Rechts gegeben, das dort vorgesehene Hindernis nicht 
eingetreten sei. Dies ist unter dem eben entwickelten Gesichtspunkt richtig, falls 
man nicht annimmt, daß diese Fälle schon durch § 4 Abs. 2 Z. 3 St.G.B. getroffen 
sind („Strafbarkeit" nach den Gesetzen des Begehungsorts). Eine weitere Konse- 
quenz dieser Gesamtauffassung ist, daß der Antrag i. S. des § 5 Z. 3 sich auch 
bezüglich der Antragsfrist (bezw. Nichtgebundenheit an eine Frist) und Antrags- 
form nach ausländischem Recht beurteilt und bei der ausländischen Behörde zu 
stellen ist vgl. Frank III, 3 b zu §§ 4, 5, Rüdorff-Stenglein 6 zu § 5, 
Binding I, 445 f (mit einer — nicht gerechtfertigten — Ausnahme für den 
Fall, daß das Delikt nach beiden Rechten Antragsvergehen und der Antrags- 
bereohtigte beidemal dieselbe Person ist), Beling Z.-St. W. 17, 360 f. (der sich 
gegen die von Binding gemachte Ausnahme wendet). A. M. Neumeyer 
Z.-St. W. 23, 456, R.G. 27, 161 (abgesehen von der Antragsfrist), Oppenhoff- 
Delius 18 zu § 5, teilweise a. M. auch Ols hausen 7 a zu § 5. Die Aus- 
führungen Neumeyer's 1. c. 456 A. 37 betr. die eben besprochenen Fragen gehen 
fehl, die von ihm angezogene „Analogie aus dem Auslief erungsrecht" bezieht 
sich auf den umgekehrten Fall, der ersuchte Staat ist eben gerade nicht der in 
seinen Interessen Verletzte, steht also in Parallele zum Inland, nicht zum aus- 
ländischen Staat. Weiter folgt daraus, daß auch ein nach den ausländischen Ge- 
setzen wirksamer Privaterlaß genügt, so01shausen6b zu §5, Binding I, 
445 N. 14, Rubo 15, Schwarze K. 6 zu § 5, a. M. Oppenhoff-Delius 16 
zu § 5. Sodann ist eine Konsequenz dieser Anschauung, daß soweit nach dem 
ausländischen Recht Entscheidungen von Verwaltungs- und Polizeibehörden, polizei- 
liche Strafverfügungen u. ä. als den gerichtlichen Urteilen gleichstehend behandelt 
werden, dies auch in Deutschland anerkannt werden muß, so Frank III, 3 b zu 
§§ 4, 5, Rüdorff-Stenglein 3 zu § 5, Oppenhoff-Delius 6 zu § 5, a. M. 
Binding I, 445, Olshausen 3 zu § 5, Rubo 2 zu § 5. Aus der ratio ergibt 
sich auch, daß in § 5 Z. 1 unter „Freisprechung" nur ein seinem Inhalte nach 
endgültiges Sachürteil, nicht eine bloße Prozeßentsoheidung („Einstellung" oder 
„vorläufige Freisprechung") zu verstehen ist, nur bei der ersteren verneint das Aus- 
land endgültig eine durch Strafe zu ahndende Verletzung seiner Interessen. So im Er- 
gebnis auch Binding I, 445, Oppenhoff-Delius 9 zu § 5, Schwarze K. 4 zu §5* 
Rüdorff-Stenglein 4 zu §5 (dieser unter falscher Vermischung formeller Rechte- 



— 88 — 

auch als ausländischer für in concreto strafbare, nur eben als Ver- 
letzungen ausländischer Interessen strafbare, Handlungen. Und 
zwar betrachtet es hiernach, wie das Abhängigmachen von Straf- 
barkeit nach den Gesetzen des Begehungsorts zeigt, als verletzt 
die Interessen des ausländischen Staats, in welchem die strafbare 
Handlung begangen wurde. 1 ) 2 ) Andererseits werden nach der 
ebenfalls oben aufgestellten, aus § 3 St.G.B. sich ergebenden, 
Regel unter dem Gesichtspunkt einer Verletzung ausländischer 

kraft und materiellen Inhalts), Pr. Obertrib. G-oltd. Aren. 2, 250, z. T. anders 
Olshausen 4 a zu § 5, auch Rubo 7 zu § 5, anders v. Bar L. 229. Ob das 
eine oder andere vorliegt, entscheidet sich auf Grund des Gesagten na<*h dem 
betr. ausländischen Recht. Bei Verurteilung im Ausland besteht natürlich erst 
nach vollständiger Vollstreckung der erkannten Strafe nicht mehr eine durch Auf- 
erlegung von Strafe zu ahndende Verletzung der ausländischen Interessen, im Resultat 
richtig Olshausen 4b zu §5, R. G. 16, 319, Binding I, 444, Oppenhoff-Delius 
11 zu §5, Rüdorff-Stenglein 4 zu § 5, 4 zu § 7, Schwarze K. 5zu§5, Finger 
I, 171 N. 215 (anders bei Vollstreckungsverjährung bezw. Erlaß der Reststrafe s. 
Olshausen 1. c. und dort Zit.). Eine endgültige Negation solcher Verletzung 
seiner Interessen seitens des Auslandes liegt auch vor, wenn nach inländischer 
*St.P.O. die Voraussetzungen einer Wiederaufnahme des Verfahrens vorliegen, so 
mit Recht Olshausen 5 zu § 5, Rüdorff-Stenglein 4 zu § 5, a. M. v. Bar 
L. 228, H. Meyer 221, Schwarze G.S. J2 Bd. 1, 177 bes. 204, ders. K. 2 zu § 5. 

J ) Ganz unzutreffend John, H. H. d. Strfr. III, 94 A. 5. 

2 ) Daraus ergibt sich auch die Lösung der Streitfrage, ob in § 5 St.G.B. 
unter „Ausland" der ausländische Staat des Begehüngs orts verstanden wird 
oder nicht. Dies ist nach dem erwähnten Grundgedanken des geltenden Straf- 
gesetzes zu bejahen, da ja § 5 eben auch sich daraus erklärt, daß unter dem 
Gesichtspunkt verletzten ausländischen Interesses bestraft wird, und § 4 Abs. 2 
Z. 3, auf welchen § 5 ausdrücklich verweist, das ausländische Interesse in der ge- 
nannten Weise auffaßt (vgl. auch Mot. 32). Ders. Meinung im Resultat Frank III, 
3b zu §§ 4, 5, Binding I, 444, 445 N. 13, Olshausen 2, 6a zu § 5, Oppen- 
hoff-Delius 1, 7, 13 zu § 5, a. M. HeinzeErört. 138, Rüdorff-Stenglein 2 
zu § 5 (in ganz irriger Vermischung mit dem Moment der Gerichtszuständigkeit), 
Rubo 3, 10zu§5, v. Bar L. 259f., Lammasch G. S. 41, 14 N. 5. Unbestimmt 
H. Meyer 123 A. 42, s. aber gegen die hier verteidigte Meinung 124 A. 45 betr. 
Freisprechung und Verurteilung und Strafverbüssung. Vgl. auch Beling Z.-St. 
W. 17, 364 ff. (betr. den schweizerischen Entwurf, aber von allgemeiner Bedeutung). 
Eventuell — bei Annahme einer Begangenschaft in mehreren ausländischen Staaten — 
kommen mehrere ausländische Staaten als verletzt in Betracht, vgl. Olshausen 2 
und 7 b zu § 5 (anders Binding I, 444). Es genügt aber, daß die negativen 
Momente des § 5 nur bei einem derselben fehlen, denn dann besteht ja eine 
durch Auferlegung von Strafe zu ahndende Verletzung der Interessen eines (dieses) 
ausländischen Staats, so auch Olshausen 7b zu § 5. 



Interessen regelmäßig auch nur die im Ausland begangenen (an 
sich) strafbaren Handlungen betraft. Es wird also das aus- 
ländische Interesse territorial-ideell bestimmt. 

Diese Grnndsätze sind im Allgemeinen durchgeführt für die 
Delikte der beiden ersten Gruppen. 1 ) Naturgemäß aber liegt die 
Sache anders bei den Delikten der dritten Gruppe. Denn einmal 
ist hier fraglich, ob nicht nur die Verletzungen der betr. Inter- 
essen als inländischer als Verletzungen zu schützender Interessen 
in concreto für strafbar erklärt werden sollen. Sodann ist hier 
klar, daß auch im Inland Delikte dieser Gruppe begangen werden 
können, die ganz offensichtlich sich gegen das Interesse eines 
fremden Staats an seiner eigenen Existenz richten. 2 ) Weiter, 
daß — abgesehen von dem schon oben Besprochenen, wonach 
die betr. Interessen als inländische hier auch durch Auslands- 
delikte verletzt werden können, § 4 Abs. 2 Z 1 und 2 St.G.B. — 
entsprechend bei im Ausland begangenen Delikten hier nicht 
schlechtweg die Interessen des ausländischen Begehungsstaats, 
sondern eventuell die eines anderen (dritten) ausländischen Staats 
als verletzt erscheinen. Das geltende Recht hat nun aber für 
diese dritte Gruppe nicht etwa den Weg eingeschlagen, daß 
es eine genereile Bestimmung bezüglich der konkreten Strafbar- 
keit (an sich) strafbarer Handlungen dieser dritten Gruppe (sog. 
„Delikte gegen den Staat") für den Fall aufstellt, daß sie sich 
gegen einen ausländischen Staat richten, vielmehr hat es in 
einigen Fällen die Deliktstatbestände differenziert, je nachdem der 
Angriff gegen den inländischen oder ausländischen Staat ge- 



J ) Ausnahmsweise ist nur die Verletzung inländischer Interessen strafbar bei 
UrheberrechtsdeJikten, Delikten der Seemannsordnung (s. o. 54, 57), im Fall des 
§ 296 a St.G.B., ausnahmsweise werden Auslandsdelikte nicht als Verletzung aus- 
ländischer Interessen behandelt (s. o. 54 ff.). 

2 ) Die positive Seite des aus § 3 St.G.B. sich ergebenden Prinzips ist nicht 
in allen Fällen durchführbar, daß nämlich alle im Inland begangenen Delikte als 
Verletzung inländischer Interessen bestraft werden, vgl. auch Beling Z.-St. 
W. 17, 321: „daß solches EigeninteTesse nicht schon durch den inländischen Be- 
gehungsort . . . gegeben ist". Nicht ganz korrekt ist die Formulierung bei 
v. Liszt 104 (vgl. auch Schultz 51): es erleide „die Gleichstellung inländischer 
und ausländischer Rechtsgüter, welche § 3 St.G.B. stillschweigend ausspricht, 
gewisse Ausnahmen." Nicht eine solche Gleichstellung ist in § 3 erfolgt, sondern 
es sind sonst die im Inland begangenen Delikte als Verletzung der ;eigenen 
Interessen des Inlands aufgefaßt. 
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richtet ist, und die abstrakte Strafbarkeit hierdurch nach dieser 
Richtung hin mit der konkreten verschmolzen. Dies ist aber 
nur in wenigen Fällen geschehen: in andern Fällen erhebt sich 
deshalb die sehr kontroverse Frage, ob bei ihnen der Delikts tat- 
bestand in der Richtung konkretisiert zu denken ist, daß er nur 
einen Angriff auf den inländischen Staat im Auge hat Von der 
Beantwortung dieser Frage hängt dann ab, ob die betr. Delikte, 
wenn gegen den ausländischen Staat begangen, überhaupt in 
concreto im Inland strafbar sind, mögen sie im Inland oder 
Ausland begangen sein, anch im letzterem Fall, weil unter An- 
nahme solcher beschränkenden Konkretisierung dann eben bei 
im Ausland begangenen Delikten die nach § 4 Abs. 2 Z, 3 StG.B. 
zur inländischen Strafbarkeit in concreto erforderliche inländische 
Strafbarkeit der betr. Tat in abstracto fehlen würde. Die von 
der territorial-idellen abweichende Art der Begrenzung hat das 
geltende Recht nur zum Teil in den differenzierten Fällen aus- 
drücklich angenommen und auch hierin dem Zweifel Raum gelassen. 

Die Fälle, in welchen eine solche Differenzierung statt- 
gefunden hat, sind die in Tl II, Abschnitt 4 des St.G.B. unter 
dem Titel: „Feindliche Handlungen gegen befreundete Staaten u 
aufgeführten (im Gegensatz zu Teil II, Abschnitt 1—3, § 135 
St.G.B.) 1 ) 2 ) Zunächst erhebt sich die Frage, ob es hier in der 
Tat sich um eine Verletzung ausländischer Interessen handelt. 
Man könnte daran denken, zu sagen, es handle sich hier um die 
Verletzung eines eigenen Interesses des Inlands, des Interesses 
an der Erhaltung guter Beziehungen zu auswärtigen Staaten. 
Allein, daß vorliegend die Bestrafung unter dem Gesichtspunkt 
eines Angriffs auf die Interessen fremder Staaten erfolgt, 3 ) lehrt 

') ßetr.§ 104sindFrankzu§ 104 und Ols hausen 2 zu § 104 der Ansicht, daß 
er sich auch auf Gesandten eines deutschen Einzelstaates bei einem anderen deutschen 
Einzelstaat beziehe. Dagegen dürfte aber die Ueberschrift spcechen (verb. „gegen b e- 
freundete Staaten"). Bestraft wird hier nur Verletzung ausländischer Interessen. 

2 ) Bei § 103 a ist noch besonders hervorzuheben, daß nach einer verbreiteten, 
Meinung derselbe sich nur auf im Inland, nicht auf im Ausland befindliche, 
Zeichen beziehen soll, so Olshausen 1 zu § 103a, Rüdorf f-Stenglein 2 zu 
§ 103a, H. Meyer 661. A. M. jedoch Binding L. 2, 502 f., Haelschner II 
776, Frank II zu § 103 a, Oppenhoff-Delius 2 zu § 103a, letztere bei der 
ganz allgemein lautenden Fassung des § 103 a wohl mit Recht. 

3 ) Für diese Meinung das Urteil des R. G. im Königsberger Prozeß E. 38, 
77 (verb.: „Der Strafrechtsschutz ausländischer Rechtsgttter"), weiter Haelschn er I 
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schon die Ueberschrift von Abschnitt 4: r Feindliche Handlungen 
gegen befreundete Staaten." Es ergibt sich dies ferner aus 
dem Abhängigmachen der Bestrafung vom Antrag der auswärtigen 
Regierung in § 102 Abs. 2, 103 Abs. 2 und von der verbürgten 
Gegenseitigkeit in § 102 Abs. 2, 103 Abs. 1. Gerade dies letztere 
Moment macht deutlich, daß man für den ausländischen Staat 
etwas tut, aber es nur tun will, wenn er seinerseits für den in- 
ländischen Staat das Entsprechende tut. Die Grundidee zeigt 
sich sodann darin, daß Bestrafung auch bei Begehung im Ausland 
platzgreift. 1 ) Man mag einwenden, daß in Abschnitt 4 nicht 
• Strafbarkeit im Ausland als Bedingung der konkreten inländischen 
Strafbarkeit aufgestellt ist. Allein dies ist doch wohl nur des- 
halb unterblieben, weil Strafbarkeit nach dem Gesetz des betr. 
ausländischen Staats hier selbstverständlich ist, 2 ) noch mehr selbst- 
verständlich, wenn nach dem Erfordernis verbürgter Gegenseitigkeit 

162, ders. Pr. Str. II, 1, 58 f., Schaper Holtzend. Rechtslexikon I, 187 f., 
Oppenheim 360 (der Friede mit dem auswärtigen Staat sei — nur — „sekundäres 
Schutzobjekt 4 *), besonders Triepel 347 f. (wo Litt), auch wohl v. Bar L. 268 o, 
vgl. auch Waechter Kr. 87. Gegen dieselbe Schultz 10 sub. 2 betr. §3 103 a 
und 104 (der jedoch Interesse und Norm nicht scheidet), s. aber dens. 1. c. sub. 3 
betr. §§ 102 und 103 (übrigens aueh hier unklar, die ^Verletzung der völker- 
rechtlichen Beziehungen des deutschen Reichs** wäre ja eine Verletzung in- 
ländischer Interessen). Bei gegenteiliger Annahme wird ein Motiv der Bestrafung 
(Erhaltung guter völkerrechtlicher Beziehungen) mit dem Gegenstand der Ver- 
letzung verwechselt. Lammasch ist der Ansicht, wenn Staaten den Hochverrat 
gegen einen andern Staat strafen „fassen sie ihn ... der Hauptsache nach als 
ein kulposes Delikt gegen ökonomische Interessen ihrer Angehörigen auf" (Z.-St. 
W. 3, 384, vgl. 387, 389). Das ist selbstverständlich abwegig, vgl. Bin ding L. 2, 
502 A. 1. Eigentumlich auch Bin ding L. 2, 501 f. (vgl. auch dens. I, 442, 440 
Anm. 2, L. 2, 374): es konkurriere hier das Delikt wider das Inland mit dem 
gegen das Ausland. Seinen Ausfuhrungen liegt nicht genügende Scheidung des 
Interessen- und Norm - (Personen) Gesichtspunkts und weiter des Gesichts- 
punkts verletzten ausländischen und verletzten gemeinsamen Interesses (s. u.) 
zu Grunde. 

1 ) Vgl. Haelschner I, 162. Nicht richtig ist die Ausführung bei B i n d i n g 
L. 2, 501, die Bestrafung unter dem Gesichtspunkt eines verletzten ausländischen 
(fremden) Interesses ist zu trennen von der Bestrafung auf Grund angenommener 
Solidarität (s. u.). 

2 ) Betr. § 104 StG.B. kommt in Betracht, daß er den völkerrechtlichen 
Repräsentanten des fremden Staats im Inland eben als solchen besonders schützt, 
während derselbe in dem Staat, den er vertritt, deshalb nicht speziellen Straf- 
schatz genießt, weil er hier ja nicht solche Repräsentationsstellung einnimmt. 
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in §§ 102, 103 die betr. Handlungen sogar wenn gegen den 
inländischen Staat gerichtet im betr. ausländischen Staat strafbar 
sein müssen, umsomehr also strafbar sein werden wenn gegen ihn 
selbst gerichtet. 1 ) Man wollte doch auch gewiss nicht französischer 
sein als Prankreich. Eine Verschiedenheit gegen § 4 Abs* 2 Z 3 
liegt aber in dem bereits erwähnten Moment, daß hier nicht die 
Interessen des Staats des Begehungsorts als verletzt betrachtet 
werden, nach dem Gesagten nicht, wenn die Delikte im Inland 
begangen sind, aber — de leg. lat. allerdings nur im Fall des § 102 
St.G.B. 2 ) — auch dann nicht, wenn sie im Ausland begangen 
wurden. 3 ) Es gilt hier insoweit die staatlich-idelle Begrenzung 
des ausländischen Interesses. 

Bei allen andern Fällen von Delikten der dritten Gruppe 
fehlt eine solche Regelung. Ihre Behandlung ist infolgedessen 



*) Den maßgebenden Gesichtspunkt (Bestrafung unter dem Gesichtspunkt ver- 
letzten ausländischen Interesses) verkennt Neumeyer Z.-St. W. 23, 447 f. bei 
und in Anm. 20, der aber richtig annimmt, daß in §§ 102, 103 Strafbarkeit nach 
dem Recht des ausländischen Staats vorausgesetzt ist. 

2 ) Betr. des § 102 St.G.B. sind anderer Meinung und wollen auch hier 
Strafbarkeit nach der lex loci bei Begehung im Ausland verlangen v. Bar 
L. 269, Neumeyer Z.St.W. 23, 448 A. 21, Lammasch G. S. 41, 10 Anm. 2, 
ders. Das Recht der Auslieferung 21 flF., vgl. auch Temme 608 A. 3, Golt- 
dammer Mat. 2, S. 95 (fürs preußische Recht). Wie hier (für Verneinung 
solcher Forderung) die gemeine Meinung s. 01shausen7bzu§ 102, Bindingl, 
434, ders. L. 2, 498, Frank 1 zu § 102, v. Liszt 556, Haelschner I, 173, II, 
773, Rüdorff-Stenglein 2 zu § 102, Oppenhoff-Delius 2 zu § 102, John 
H. H. d. Strfr. III, 44 N. 4, Schwarze K. 1 zu § 102, Schultz 70, Schütze 253 
Anm. 9, vgl. auch Dockhorn Goltd. Arch. 12, 102 (fürs preußische Recht). 
Die gegenteilige Ansicht ruht auf völliger Verkennung dessen, daß der Staat 
des Begehungsorts hier keineswegs notwendig der angegriffene sein muß (vgl. 
auch Schütze 1. c). Auch § 5 St.-G.B. findet bezüglich des § 102 St.G.B. 
keine Anwendung, so Haelschner I, 173, II, 773, Oppenhoff-Delius 3 zu 
§102, Schultz 70, v. Liszt 556, Binding L. 2, 501 A. 2, Olshausen 7 b zu 
§ 102, a. M. v. Bar L. 269, Lammasch 1. c. Es greift vielmehr nur § 7 
St.G.B. platz. 

3 ) Betr. die §§ 103, 103 a, 104 vgl. für die Anwendbarkeit der allgemeinen 
Grundsätze (§ 4 Abs. 2 Z. 3, § 5 St.G.B.) v. Bar L. 270 f., Binding L. 2, 503 
(betr. 103 a). Sie ergibt sich aus dem Fehlen besonderer Bestimmungen, die 
Regelung ist aber deshalb fehlerhaft, weil sie den Begehungstaat als in seinen 
Interessen verletzt behandelt, während doch eklatant die Interessen eines anderen 
(dritten) ausländischen Staats verletzt sein können, und dadurch sich von der rich- 
tigen Einsicht, die in § 102 zum Durchbruch kommt, inkonsequent wieder entfernt. 
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oft 1 ) zweifelhaft. 2 ) 8 ) Paßt man das Schweigen dahin auf, daß 
die Deliktstatbestände sich nur auf die Verletzungen der betr. 
Interessen als solcher des inländischen Staats beziehen, so hat 
dies, wie erwähnt, zur Folge, daß weder eine im Inland,*) noch 
eine im Ausland begangene Handlung unter dem Gesichtspunkt 
verletzter ausländischer Interessen dieser Art bestraft wird — auch 
die im Ausland begangene nicht, weil § 4 Abs. 2 Z. 3 St.G.B. 
voraussetzt, daß die Handlung „nach den Gesetzen des deutschen 
Reichs als Verbrechen oder Vergehen * anzusehen ist. 5 ) Dies ist 
zweifellos mißlich und auch inkonsequent gegenüber der sonstigen 
Bestrafung von Auslandsdelikten als Verletzungen ausländischer 
Interessen. Noch viel weniger annehmbar aber erscheint die 
andere Möglichkeit, die Deliktstatbestände wegen ihrer abstraktep 
Passung sowohl auf Verletzung der betr. Interessen des inländischen 
*) Wo nicht aus dem Tatbestand oder der Natur der Sache isich ganz 
klar die Beschränkung auf den inländischen Staat ergibt, wie vor allem beim 
Landesverrat, weiter im Fall des § 329 StG.B. (vgl. Heinze Brört. 133, 
Binding L. 2, 102, v. Liszt 508, zweifelhaft Laß, Das Delikt gegen die 
Kriegsmacht des Staats, 1888, 75 f.), weiter endlich bei den zahlreichen Delikten 
der Nebengesetze, welche Interessen des Staats am erfolgreichen Gang seiner 
Tätigkeit auf den verschiedenen Gebieten verletzen. 

2 ) S. über diese Fragen besonders Schultz, Heinze Erörter. 115 ff., 
Haelschner I, 161 ff., Schwarze K. 49ff., Binding L. 2, 373 ff., vgl. auch 
Dockhorn Goltd. Arch. 12, 97 ff., 196 ff. (preußisches Recht), *H e i n z e Goltd. 
Arch. 17, 673 ff., 737 ff. 

3 ) Z. T. wird behauptet, dem St.G.B. liege der Gedanke zu Grunde, daß, 
wo von Staat, Staatseinrichtungen, Behörden u. s. w. die Rede ist, in Ermangelung 
eines besonderen Zusatzes nur das Inland, Einrichtungen, Behörden u. s. w. des 
Deutschen Reichs oder eines Bundesstaats gemeint seien, so Rubo 95 f.. 
Olshausen 2 zu Absch. 5, 1 zu Abschn. 6, Binding L. 2, 373 ff., Beling 
Z.-St.W. 18, 283 f., Freu den thal, Wahlbestechung 63, Riedin ger, Staats- 
verleumdung 35 f. Dies wird aber von anderer Seite lebhaft bestritten, vgl. 
besonders R. G. 8, 53 ff., H. Meyer 635, Schütze 260 A. 4 und läßt sich 
jedenfalls nicht sicher behaupten. Eine andere allgemeine Auslegungsregel 
will Triepel 398 bei Anm. 1 vgl. mit 341 f. aufstellen. 

4 ) Vgl. R. G.14, 128 f., 19, 126. 

6 ) Nicht etwa kann man sagen, sie werde als im Ausland gegen das 
Ausland begangene bestraft, wenn die entsprechende Handlung im Inland 
gegen das Inland begangen ein Verbrechen, Vergehen nach deutschem St.G.B. 
ist. Vgl. Binding I, 435 A. 2, John, H. H. d. Strfr. III, 93, Schwarze 
ebendas. II, 32, Olshausen 14 zu § 4 (in anfechtbarer, die Bedingung : Straf- 
barkeit im Inland und: Strafbarkeit im Ausland nicht scharf scheidender 
Fassung). 
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als des ausländischen Staats zu beziehen. Denn dann hätte dies 
in Verbindung mit § 3, § 4 Abs. 2 Z 3 zur Folge, daß Handlungen, 
die offensichtlich die betr. Interessen als solche eines aus- 
ländischen Staats verletzen, wenn im Inland begangen ganz 
ebenso behandelt würden, wie Verletzungen der betr. Interessen 
des inländischen Staats, schlechtweg in concreto im Inland 
bestraft würden, ohne Rücksicht auf Strafbarkeit im Ausland, 
also eventuell auch bei Straflosigkeit daselbst, und ohne Rücksicht 
auf die Momente des § 5 St.G.B., im Ausland begangen dagegen 
wäre dann für sie Strafbarkeit nach der lex loci maßgebend 
(§ 4 Abs. 2 Z 3), auch wenn sie eklatant die Interessen eines 
anderen (dritten) ausländischen Staats verletzen, nicht die des 
Staats des Begehungsortes. Die Streitfrage dreht sich besonders 
um die in Tl. II, Abschnitt 6 als „Widerstand gegen die Staats- 
gewalt" bezeichneten Delikte, weiter um in Tl. II, Abschnitt 7 
aufgeführte Delikte. Von den in Tl. II. Abschnitt 5 genannten 
Delikten beziehen sich § 107, wie die Bezeichnung „Deutscher", 
§§ 105, 106, wie die Nennung spezifisch deutscher Institutionen 
lehrt, nur auf die Verletzung inländischer Interessen, es wird dies 
aber auch für die §§ 108, 109 anzunehmen sein. 1 ) Bei den in 
Tl. II, Abschnitt 28 aufgeführten strafbaren Handlungen wird all- 
seitig die Beziehung auf ein inländisches Amt bejaht, die An- 
wendbarkeit auf Verletzung nichtinländischer Interessen verneint, 
es ist dies schon aus der Fassung des § 359 St.G.B. zu folgern. 2 ) 
Von dem genannten Abschnitt 6 bezieht sich § 112 St.G.B. nach 



x ) Für die Beschränkung Mot. 61, Heinze Erörter. 118, Haelschner I, 
163, Schütze 257 N. 10, Olshausen 2 zu Abschn. 5, Oppenhoff-Delius 
Vorbem. 1 zu Abschn. 5, Frank p. 158, Rüdorff-Stenglein Vorbein, vor 
Abschn. 5, Schwarze K. 51, v. Bar L. 271, Freudenthal Wahlbestechung 63» 
R.G. 8, 56 (gelegentlich). Vgl. auch Heinze Goltd. Arch. 17, 677, Dockhorn 
Goltd. Arch. 12, 196 f. A. M. Schneidler G.8. 40, 2 f, H. Meyer 635. 

2 ) So auch Schultz 37, 56 ff, Rubo 3 zu § 359, Olshausen 6 vor Abschn. 
28, Heinze Erört. 117, 120, 122, Haelschner I, 163 f, II, 1035, O.L.G. Stutt- 
gart Goltd. Arch. 40, 59, Bin ding L. 2, 374 ff. Vgl. auch v. Rohland 54, 64 
Anm. 41, Heinze Goltd. Arch. 17, 679 ff, Dockhorn Goltd. Arch. 12, 205 £, 
BindingKr. 134 o. S. aber Schwarze K. 53, O.L.G. München E. 9, 285 
(Böhms Z. 8, 495 f) betr. Bestechung eines österreichischen Beamten (bezw. Mit- 
glieds der bewaffneten Macht Oesterreichs), dagegen mit Recht Olshausen 14 
zu § 4. Betr. 334 a. M. Rosenblatt ARCH.-ÖFF.-R. 8, 117 (im Gegensatz 
zu 114), s. aber B in ding L. 2, 717 f, 724 f. 
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seiner Passung jedenfalls nur auf Verletzung inländischer Inter- 
essen, von Abschnitt 7 ebenso und ebenfalls aus diesem Grund 
§ 140, § 141, § 144 und folgeweise wegen engerer Verbindung 
mit letzterem § 142, § 143, x ) weiter § 135, 2 ) außerdem scheiden 
fUr die Kontroverse eine Reihe von Delikten dieses Abschnitts 
deshalb aus, weil sie nicht zur dritten Gruppe zu zählen sind 
(z. B. Hausfriedensbruch). Entscheidend ist bezüglich der noch 
übrig bleibenden Deliktstatbestände flir die Beschränkung auf 
Verletzung inländischer Interessen außer den bereits oben er- 
wähnten unannehmbaren Konsequenzen der gegenteiligen Auf- 
fassung, daß das geltende St.G.B. unter der Rubrik „Feindliche 
Handlungen gegen befreundete Staaten" nur für gewisse Fälle 
von Delikten der dritten Kategorie begangen gegen das Ausland 
die inländische Strafbarkeit bejaht, woraus hervorgeht, daß das 
St.G.B. bei andern Delikten, die an sich auch unter diese Rubrik 
fallen würden, inländische Starfbarkeit nicht bejahen will. Weiter, 
daß es in diesen Fällen deutlich zeigt, es fasse Verletzungen des 
Interesses eines ausländischen Staats an seiner eigenen Existenz 
nicht ebenso schwer auf, wie Verletzungen des entsprechenden 
Interesses unseres eigenen Staats, während wir zum gegenteiligen 
Resultat gelangen, wenn wir die Deliktstatbestände in den kontro- 
versen Fällen auch auf Verletzung ausländischer Interessen be- 
ziehen. So gelangen wir zur Verneinung einer möglichen Be- 
ziehung der Delikte in Abschnitt 6 und 7 auf auswärtige 
Staatsgewalt, Beamten u. s. w. 8 ), kurz auf Verletzung der ent- 

*) Heinze Erört. 122 f. 

2 ) Heinze Erört. 118. 

3 ) Für Verneinung der Beziehung auf den ausländischen Staat betr. die Delikte 
des Abschnitts 6 John H. H. d. Strfr. III, 91 ff, Rtt dorff-Stenglein 1 vor 
Abschnitt 6, 11 zu § 4, Schultz 14, 61, Olshausen 1 vor Tl. 2 Abschn. 6, 
Rubo N., FrankVorbein. vor Abschn. 6, v. Bar L. 272, v. Liszt 557, Merkel 
388, Waechter V. 505, Binding L. 2, 374, Beling Z.-St. W. 17, 335, ders. 
L. v. V. 105, Seuffert Z.-St. W. 15, 820, Wachenfeld Enc. II, 319, 
v. Streit, Die Widersetzung gegen die Staatsgewalt 1892, 68, im Ergebnis 
Haelschner II, 790 ff. (I, 160 ff.). Vgl. auch Heinze Erört. 119 f, ders. Goltd. 
Aren. 17, 737 ff, v. Rohland 58, Dockhorn Goltd. Arch. 12, 197 ff. A. M. 
R.G. 8, 53 ff, s. aber auch 14, 128 ff, Oppenhoff-Delius 1, 2 zu Abschnitt 6, 
H. Meyer 635, Schütze 260 N. 4, Berner L. 385, Schwarze K. 51, Meves 
N. 2 zu § 113, Pfeiffer Beitr. zur Interpret, des § 113 St.G.B. 1895, 18. Zwei- 
felnd Waechter Kr. 89 („scheint"). 



— 96 — 

sprechenden ausländischen Interessen, damit zu dem Ergebnis, 
daß von den Delikten der dritten Gruppe die Mehrzahl weder wenn 
im Inland, noch wenn im Ausland begangen im Inland in concreto 
unter dem Gesichtspunkt verletzter Interessen eines ausländischen 
Staates strafbar ist. 1 ) 



Bezüglich des Widerstands gegen mit Genehmigung der inländischen Staats- 
gewalt im Inland tätige ausländische Beamte vgl. Olshausen 2 vor Abschn. 6 
einerseits, andererseits wohl mit Recht v. Bar L. 247, 273, Schultz 64, v. Roh- 
land 58 A 26, Oppenhoff-Delius 2 vor Abschn. 6, 1, 2 zu § 113, Haelsch- 
ner II, 795, Bin ding L. 2, 376, v. Streit, Widersetzung 74. Bezüglich der 
etwas konfusen E. R.G. 15, 221 vgl. v. Bar 1. c. 247 A. 10 (hier handelt es sich 
umgekehrt um ausländische Strafbarkeit betr. Akte gegenüber im Ausland mit 
dessen Genehmigung tätigen inländischen Beamten). 

Ueber besondere Fälle von Gleichstellung des Widerstands gegen ausländische 
Organe mit dem gegen inländische unter dem Gesichtspunkt, daß erstere inter- 
national tätig sind, s u., die ausdrückliche Gleichstellung dabei spricht 
ebenfalls für die oben vertretene Ansicht. 

Für Verneinung der Beziehung auf den ausländischen Staat betr. die über- 
haupt ein Interesse des Staats an sich selbst verletzenden Delikte des 7. Ab- 
schnittes: Rüdorff-St engl ein 1 vor Abschnitt 6, Vorbem. vor Abschn. 7 
(generell), Olshausen 10 zu § 131 u. dort Zit. (betr. § 131), 5 b zu § 139 (betr. 
§ 139), Schwarze K. 51 (betr. §131), Beling Z.-St. W. 18, 283 (betr. §137 und 
überhaupt), Riedinger Staatsverleumdung 35 f (betr. § 131), s. auch Dockhorn 
Goltd. Aren. 12, 200 ff., Heinze Goltd. Aren. 739 (betr. Landfriedensbruch), 
Erört. 122 ff, 127. A. M. H. Meyer 635, Schwarze K. 51 (für andere Delikte 
des Abschnitts^, Oppenhoff-Delius 1, 2 vor Abschn. 6, auch Haelschner II, 
795 f, Heilborn Z.-St. W 18, 218 (betr. § 125), Bin ding L. 2, 676 (betr. § 139), 
widerspruchsvoll Schütze 285 A 28, der den § 131 nicht auf Staatseinrichtungen 
des Auslands beziehen will, aber die Anwendbarkeit von § 4 StG.B. bei dem- 
selben bejaht. 

J ) Die Begünstigung (obwohl, jedenfalls als persönliche, unter die dritte 
Kategorie fallend) ist schon nach ihrer Stellung im St.G.B. (Zusammenfassung 
mit der Hehlerei) nicht als auf den Fall einer Verletzung inländischer Interessen 
beschränkt anzusehen, vgl. Bin ding L. 2, 646, a. M. Heinze Erört. 127. 
Dasselbe wird aber aus inneren Gründen auch für andere Delikte zu gelten 
haben, welche ein Interesse an dem erfolgreichen Gang der Rechtspflege ver- 
letzen, für die Eidesdelikte und die falsche Anschuldigung, da bei ihnen eben 
wegen dieser ihrer Natur als Verletzungen von Rechtspflegeinteressen politische 
Momente nicht in Betracht kommen und das Inland an dem erfolgreichen 
Gang der ausländischen Rechtspflege erheblich sekundär beteiligt ist, ent- 
sprechend ist dann- unter der Behörde i. S. der §§ 154, 156, 163 Abs. 2, 164 
StG.B. nicht nur eine inländische zu verstehen, vgl. auch Olshausen 2 zu 
§ 154, anders in der Begründung, aber im Resultat übereinstimmend Bin ding 
L. 2, 375 A. 3 betr. die Eidesdelikte, a. M. bezügl. der falschen Anschuldigung 



— 97 — 

Endlich ist zur Charakterisierung des geltenden Rechts noch das 
bereits oben Angedeutete hervorzuheben, daß regelmäßig nur die 
(an sich) als Verbrechen oder Vergehen zu qualifizierenden im 
Ausland begangenen Delikte im Inlande in concreto strafbar sind, 
nicht aber die (an sich) als Uebertretungen zu qualifizierenden 
(§ 6 St.G.B. vgl. mit § 4 Abs. 2 Z. 3), also nur insoweit die 
Verletzung ausländischer Interessen in concreto im Inland ge- 
straft wird. 1 ) 

IL 

Wenn wir nunmehr eine Kritik dieser Regelung des geltenden 
Rechts versuchen, so müssen wir als erste Frage die aufwerfen, 
ob es rechtliche Schranken — völkerrechtliche oder strafrechtliche 
— gibt, wonach Delikte oder bestimmte Delikte überhaupt nicht 
unter dem Gesichtspunkt einer Verletzung ausländischer Inter- 
essen im Inland für in concreto strafbar erklärt werden dürfen. 2 ) 
Man ist ja auf dem Gebiet des internationalen Strafrechts leicht 
geneigt, Schranken zu statuieren, 3 ) so denn auch hier. Im All- 
gemeinen wird zwar als statthaft zugegeben, daß das Inland 
Verletzungen ausländischer Interessen als in concreto strafbar 

ders. 1. c. 374 A. 4, s. weiter noch Heinze Erört. 128 f. Strittig ist, ob die 
§§ 275 f. StG.B. sich allein auf Interessen des Inlands und entsprechend nur 
auf inländische Wertzeichen beziehen, eine solche Beschränkung wird im 
Hinbück auf die Fassung der §§ 146, 149, 267 StG.B. zu bejahen sein (Frank I 
zu § 275, Olshausen 2 zu § 275, s. das. die Litt, Binding L. 2, 340, a. M. 
R. G. 6, 387). In den §§ 327, 328 St.G.B. handelt es sich wohl nur um Straf- 
barkeit bei Verletzungen von Interessen des Inlands am erfolgreichen Gang 
seiner Verwaltungstätigkeit, nur um Maßregeln der inländischen Behörde, dies 
folgt schon aus den Worten „zur Verhütung des Einfuhrens", zustimmend im 
Ergebnis Binding L. 2, 371 A. 4, Heinze Erört. 133. 

*) Ratio dieser Bestimmung ist, wie die Normierung bei allen quantitativ 
leichtesten Delikten (Uebertretungen) lehrt, daß es sich hier um minima handelt, 
nicht etwa auch der nur lokale Charakter der betr. Deliktsfälle, a. M. M e y e r o w i t z 
Böhms Z. 9, 287 A. 53, s. darüber auch u. 103 f. 

2 ) Vgl. in dieser Richtung besonders Heinze Goltd. Arch. 17, 556 ff., 
609 ff., 673 ff., 737 f., ders. Erört 115 ff. Andererseits vgl. zu dieser Frage 
Triepel 274 ff., bes. 275 A. 3. 

3 ) Mit Recht tadelt dies Binding I, 377: „Statt das positive Recht 
sorgfältig zu analysieren und erforderlichen Falls scharfer Kritik zu unter- 
werfen, hat man immer wieder versucht, der Kompetenz der Strafgesetzgebung, 
somit der lex ferenda, unverrückbare Schranken zu ziehen." 

Hegler, Prinzipien des internationalen Straf rechts. 7 * 
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behandelt. 1 ) Ausnahmen aber macht man hauptsächlich nach 
zwei Richtungen, 2 ) einmal durch die Unterscheidung zwischen 
„allgemeinen* und „speziellen" Rechtsgütern (oder eine ähnliche 
Unterscheidung), sodann durch die Heraushebung des sogenannten 
K Polizeiunrechts" . 

Man sagt, der inländische Staat dürfe nur bei Verletzungen 
der „gemeinsamen Rechtsgüter" des ausländischen Staats konkrete 
Strafbarkeit statuieren, nicht bei Verletzungen der „speziellen 
Rechtsgüter" desselben. 3 ) Zu den ersteren werden gerechnet: 
Delikte gegen das Leben, die körperliche Gesundheit, Freiheit, 
Ehre u. s* w., zu den letzteren Staatsverbrechen, Amtsdelikte, 
Verleitung von Soldaten zur Desertion, überhaupt Verletzungen 

1 ) Eine stärkere Schranke will Feuerbach ziehen, der (§ 40 vgl. mit 
81 a. E., 32) die Möglichkeit eines Verbrechens bei Verletzung im Ausland 
nur bejahen will, wenn die Tat den inländischen Staat oder Inländer verletzte, 
nicht aber, wenn Ausländer (also nur unter dem Gesichtspunkt verletzten in- 
ländischen Interesses), weil nur Personen, welche im Schutze des Staats seien, 
Gegenstand eines Verbrechens sein können. Doch erkennt er einerseits die 
Möglichkeit an, daß der inländische Staat „als Organ" des auswärtigen Be- 
gehungsstaats richte, und sodann (Anm. a), daß die positive Gesetzgebung den 
Untertanen, der einen fremden Staat oder Untertan verletzt, bestrafe, denn 
er „handelt wider den völkerrechtlichen Frieden und gefährdet dadurch seinen 
Staat, der eben darum ein eignes rechtliches Interesse hat, solche Beleidigungen 
als Verbrechen wider sich selbst zu betrachten und zu strafen" (freilich also 
wieder nur unter dem Gesichtspunkt verletzten inländischen Interesses). 
Aehnlich Bauer § 44. S. dagegen Mohl 693 A. 1, Groß A. N. F. E. 1858 
64 f., Zachariae A. N. F. 1852, 37, v. Rohland 24, 104, Harburger Z.-St. 
W. 20, 604 f. (s. auch dens. 599 sub. 2). Vgl. noch Tittmann 15 f. 

2 ) Eine Schranke für die Delikte der ersten und zweiten Gruppe wird 
im allgemeinen verneint, vgl. v. Rohland 52 f., Heinze Goltd. Arch. 17, 
557 ff., 613 ff. 

3 ) v. Rohland 61 (vgl. 152): „Gemeinsame Rechtsgüter sind solche, welche 
unmittelbaren Schutz durch Verletzungs- und Gefährdungsverbote nicht nur 
von dem Staat, dem sie im konkreten Falle angehören, sondern gleichmäßig 

von allen anderen Staaten erhalten Als spezielle Reehtsgüter stellen 

sich sodann diejenigen dar, welchen .... Schutz .... lediglich von dem 
Staate, welchem sie angehören, zu Teil wird". Daß dies als Schranke de lege 
ferenda zu verstehen ist, ergibt sich aus dem Zusammenhang seiner Aus- 
führungen, vgl. insbesondere auch 64 A. 41, 107, 110, 108: „weil Angriffe gegen 
ein lediglich spezielles Rechtsgut des inländischen Gemeinwesens .... der 
Strafkompetenz (= Kompetenz-Kompetenz) eines anderen, als des angegriffenen 
Staates nicht unterliegen". Vgl. weiter Bin ding I, 394. 
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besonderer öffentlicher Pflichtverhältnisse zum Staat. 1 ) Es fragt 
sich, aus welchem Grund das Inland bei Verletzung solcher 
„ speziellen ; ' Rechtsgüter des Auslands nicht soll strafen dürfen. 
Binding drückt sich (I, 394) dahin aus: „sein (des Staates) 
Schutz darf auch im Auslande nur Gütern zu Teil werden, die 
auch er für Rechtsgüter hält, 2 ) also nicht des Auslandes 
speziellen, sondern den allgemeinen Rechtsgütern.* Das ist keine 
genügende Begründung. Hält nicht das Inland an sich auch die 
Amtstreue u. s. w. für Rechtsgüter? Antwortet man, ja aber nur 
die auf den inländischen Staat bezügliche, so ist zu erwidern, 
ähnliches kann man auch betr. Leben, Freiheit u. s. w. der Ein- 
zelnen sagen, man versteht dann eben unter Rechtsgut das in- 
ländische Rechtsgut. Es stehen sich aber nicht gegenüber die 
Möglichkeiten, daß das Inland etwas für ein inländisches „ Rechts- 
gut a oder überhaupt für kein „Rechtsgut* hält, sondern es kommt 
hinzu, daß es etwas tür ein ausländisches „Rechtsgut" „halten" 
kann, immerhin aber für ein „Rechtsgut", und wann dies ge- 
schehen darf, das steht gerade hier zur Debatte. Die Begründung 
v. ftohlands geht davon aus, bei (Normsetzung und) Bestrafung 
in diesen Fällen seitens des Inlands würde sich der inländische 
Staat einen „Uebergriff" erlauben, „das staatsrechtliche Verhältnis 
des ausländischen Staates zu seinen Untertanen bezw, Beamten 
bleibt für den inländischen ein noli me tangere," es handle sich 
hier um die individuelle Lebenssphäre des ausländischen Staats, 
deren Regelung ausschließlich Sache des letzteren sei. 3 ) Dagegen 
ist zu erwidern, es ist unerfindlich, wieso in inländischer Be- 

1 ) Vgl. v. Rohland 53: die sog. Staatsverbrechen (mit Ausnahme des 
Hochverrats) und alle Verbrechen, „welche sie als Verletzungen besonderer 
öffentlichrechtlicher Pflichtverhältnisse zum Staat kennzeichnen, wie die Amts- 
verbrechen von Militär- und Zivilbeamten, oder zwar privatrechtlicher Pflicht- 
verhältnisse, deren Verletzungen jedoch in gewissem Umfange der öffentlich- 
rechtlicher gleich erachtet werden, wie dieses z. B. bei gewissen Delikten von 
Eisenbahnbeamten und Schiffsleuten der Fall ist". Er fuhrt an: Landesverrat, 
Widerstand gegen die Staatsgewalt, Verfälschung des Wahlergebnisses, Beamten- 
bestechung, Amtsverbrechen. Vgl. weiter v. Rohland 64 A. 41, 107, 108, 110. 

2 ) Von „ausländischen Rechtsgütern . . . , welche das Inland als solche 
nicht anzuerkennen vermag«, redet auch R. G. 14, 128 f. 

3 ) 54 f., 152 vgl. auch R. G. 14, 129, wo die Rede ist von einem „Individual- 
recht des Auslandes, welches das Inland zu schützen prinzipiell . . . nicht be- 
rufen ist." 
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strafung der (auch nach ausländischem Recht strafbaren) Ver- 
letzungen solcher ausländischen Interessen, der Staats- und Amts- 
verbrechen mit Bezug auf den ausländischen Staat, ein „Tangieren" 
des Verhältnisses des ausländischen Staats zu seinen Untertanen 
und Beamten und ein Uebergriff liegen soll — und nicht vielmehr 
ein Mitbeschtitzen dieses Verhältnisses und eine Dienster Weisung. 1 ) 
Tatsächlich werden auch in zahlreichen Fällen nach den ver- 
schiedensten geltenden Rechten derartige Delikte gegen das 
Ausland im Inland bestraft. So vor allem das schwerwiegendste, 
der (Quasi-) Hochverrat, den u. ftohland selbst ausnehmen will, 2 ) 
der aber doch denselben Charakter trägt, wie die anderen von 
ihm aufgeführten Delikte gegen „spezielle Rechtsgiiter' des 
Auslandes. De leg. lat. wird ja auch (s, o.) in anderen der- 
artigen Fällen (Widerstand gegen fremde Staatsgewalt u. 8. w.) 
eine Bestrafung im Inland diskutiert und ist auch durchaus dis- 
kutabel und z. T. in anderen Gesetzgebungen zweifellos ange- 
nommen. 3 ) Dasselbe ist gegen die ganz analogen Ausführungen 
Hälschners*) zu bemerken, //e/nze 5 ) will bei den Staatsverbrechen 
unterscheiden solche, welche die eigentlich staatsrechtliche, und 
solche, welche die völkerrechtliche Rechtssphäre berühren, dort 
das Verhältnis zu den Staatsangehörigen und Staatsorganen, 
hier die Existenz des Staates an sich und das Verhältnis zu 
anderen Staaten 6 ). Wenn es sich um einen verletzten fremden 

*) Vgl. v. Rohland selbst (in anderem Zusammenhang) 62 f. 

2 ) 53, 54. 

3 ) Sachs. St.G.B. Art. 6 Z. 2, Thuring. St.G.B. Art. 4, Norweg. St.G.B. 
§ 127 Abs. 4. 

4 ) Haelschner I, 163: „Ohne Zweifel gibt es . . . staatliche Institutionen 
und öffentliche Rechtsverhältnisse, welche so sehr in der Eigentümlichkeit der 
Zustände des einzelnen Staates begründet und mit ihnen verknüpft sind, daß 
naturgemäß in Betreff ihrer jeder Staat darauf angewiesen ist, lediglich sich 
selber den erforderlichen strafrechtlichen Schutz zu gewähren, eine Mitwirkung 
in dieser Beziehung ebensowenig erwarten kann, als eine solche anderen 
Staaten zu gewähren berufen ist, und dies um so weniger, als er sich 
damit sogar der Gefahr des Vorwurfes einer ungebührlichen Ein- 
mischung in die inneren Angelegenheiten des fremden Staates 
und einer Beeinträchtigung seiner Selbständigkeit aussetzen 
könnte." 

5 ) Goltd. Arch. 17, 673 ff., 737 f. Die Ausführungen von Heinze sind 
grundlegend für die von v. Rohland, der sie aber in eigenartigerweise fortbildet. 

6 ) 1. c. 676, vgl. 781 unten. 
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Staat handle, seien die beiden Fälle verschieden zu behandeln. 
„Die staatsrechtlichen Punktionen des fremden Staates be- 
zeichnen dessen individuellen Lebenskreis/ „So wenig uns 
ein Recht zukommt auf Gestaltung und Regelung dieser Ver- 
hältnisse einzuwirken, so wenig sind wir veranlaßt, gegen 
Störungen derselben unsererseits strafrechtlich zu reagieren." 
„Die Bestrafung der Verbrechen, welche gegen die staatsrecht- 
lichen Befugnisse und Schöpfungen eines fremden Staates ge- 
richtet sind, ist . . . eine Intervention." »Wir haben kein 
besseres Recht zu diesen strafrechtlichen als zu politischen Ein- 
mischungen." 1 ) Zu dieser Gruppe zählt er 2 ) Verbrechen in 
Beziehung auf die Ausübung der staatsbürgerlichen Rechte 3 ), 
Amtsdelikte 4 ), Dienst- und Standesvergehen der Soldaten 5 ), Wider- 
stand gegen die Staatsgewalt u. A. 6 ). Beamten beleidigung u. A. 7 ) 
Landesverat" 8 ) 9 ) Dagegen ist einzuwenden: auch auf Gestaltung 
und Regelung der privatrechtlichen Verhältnisse im Ausland hat 
das Inland keinen Einfluß, trotzdem sieht es sich veranlaßt, bei 
deren Störung (Eigentumsdelikten u. s. w.) strafrechtlich zu 
reagieren. Die Bestrafung durch den inländischen Staat eine 
„Intervention", eine „Einmischung* zu nennen, hat entsprechend 
ebensowenig Sinn, als das Einschreiten anläßlich einer Störung 
privatrechtlicher vom Ausland geregelter Verhältnisse. Die stärkste 
Intervention, Einmischung wäre jedenfalls die Bestrafung des 
(Quasi-) Hochverrats gegen einen ausländischen Staat, gerade 
aber diese will merkwürdigerweise //e/nze 10 ) nicht beanstanden. Er 
kann dies nicht, weil hier Überali die Bestrafung sich gesetzlich 
vorgesehen findet. Letzteres trifft aber z. T. auch in den von 



*) 1. c. 676. 

2 ) Abgesehen von Polizei vergehen, darüber s. u. 

3 ) 1. c. 677. 
*) 1. c. 679 ff. 

5 ) l. c. 681. 

6 ) 1. c. 737 ff. 

7) 740 ff. 

8) 748 f. 

9 ) Ueber die Delikte der anderen Gruppe (welche die „völkerrechtliche 
Rechtssphäre berühren") s. Heinze 1. c. 741 ff. Hierzu zählt er u. A. den 
(Quasi-) Hochverrat. (744 ff.) 

10 ) S. dens. L c. 744 ff. 
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ihm reprobierten Fällen zu. 1 ) Endlich ist diese ganze Unter- 
scheidung von Verletzung der strafrechtlichen und völkerrecht- 
lichen Rechtsspäre eine künstliche und nicht haltbare, wie sich 
besonders beim Hochverrat zeigt. 2 ) 3 ) So gelangen wir dazu, zu 
verneinen, daß es rechtliche Schranken gibt, wonach gewisse 
in der genannten Weise herausgehobene Gruppen von Ver- 
letzungen ausländischer Interessen als solche im Inland überhaupt 
nicht gestraft werden dürfen» 

Eine andere Gruppe von Delikten, bei welcher ebenfalls 
derartige Schranken behauptet werden, ist das sog. Polizeiunrecht. 
Auch hier wieder besonders von v. Rohland und Heinze. d. ftohland 
vertritt die Meinung, die reinen Unterlassungsdelikte (Verletzungen 
von Geboten) und die nur regelmäßig gefährdenden Handlungen 
(Verletzung reiner Ungehorsamsverbote) kommen nur als auf die 
inländische Rechts weit sich beziehende in Betracht. 4 ) Als Grund 
fuhrt v. ftohland an das scharfe Einschneiden der Ungehorsams- 
verbote in die individuelle Freiheit, 5 ) ebenso bei den Geboten 
(vor allem) die Intensität der Anforderungen, welche hier an den 
Einzelnen gestellt werden. 6 ) Deshalb könne dort die Unterlassung, 
hier die Tätigkeit nur zu Gunsten der inländischen Rechtswelt 
verlangt werden. Allein da unter dem Gesichtspunkt tangierten 
ausländischen Interesses das Inland jedenfalls nur bei Vorliegen 
eines dem inländischen Gebot, Verbot konformen ausländischen 
Gebots, Verbots straft, so wird dabei die individuelle Freiheit 
durch das Inland sachlich nicht weiter eingeschränkt, als sie es 
schon durch das Gebot, Verbot des betr. ausländischen Staats ist. 
Es ist auch de lege lata, nach § 6 St.G.B., bei den (hier in erster 
Linie in Betracht kommenden) Uebertretungen nicht schlechtweg 
die Bestrafung im Inland ausgeschlossen, wenn sie im Ausland 
begangen sind, ausländische Interessen tangieren* 7 ) Was die 



1 ) Vgl. dens. 1. c. 677: „Praxis und Gesetzgebung in Deutschland haben 
freilich vielfach über diese Schranken sich hinweggesetzt". Vgl. z. B. betr. 
Widerstands u. s. w. die oben S. 100 A. 3 zit. Gesetzgebungen. 

2 ) Vgl. Heinze selbst 1. c. 744. 

3 ) Vgl. auch Haelschner I, 164 A. 2. 

*) v. Rohland 55 ff., 57 ff., 60, 153 f., vgl. auch Binding I, 396, 437. 

5) v. Rohland 56 f. 

6 ) v. Rohland 58. 

7 ) Vgl. Ges. vom 9. Juni 1895 betr. die Ausführung des mit Oesterreich- 
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Gebote anbelangt, so ist weiter mindestens strittig, ob de lege lata 
der § 139 Sfc.G.B. (Nichtanzeige von Delikten) nicht auch bezüglich 
ausländischer Anzeigegebote Anwendung findet 1 ), also werden hier 
auch Verletzungen ausländischer Interessen als strafbar diskutiert. 2 ) 
Heinze*) tritt für die Unmöglichkeit der inländischen Bestrafung 
bei „ Polizei vergehen* gegen das Ausland ein, weil der Schuldige 
nur „staatsrechtliche Rechtspflichten * (s. o.) verletze, Pflichten, 
welche durch ein örtliches, staatsrechtliches Subjektionsverhältnis 
bedingt seien. Maßgebend ist also auch hier die oben bereits 
bekämpfte Distinktion, die Ansicht steht und fällt mit dieser. 
Weiter kann man nicht etwa den ..lokalen" Charakter des „Polizei- 
unrechts u schlechtweg dafür anführen 4 ), daß derartige Delikte 
nicht unter dem Gesichtspunkt der Tangierung ausländischen 
Interesses (bei Begehung im Ausland) im Inland bestraft werden 
dürfen, denn dies hindert doch nicht die inländische Bestrafung 
des im Ausland begangenen, nach ausländischem Recht straf- 
baren 5 ), Delikts, das im Inland ebenfalls in abstracto strafbar 



Ungarn abgeschlossenen Zollkartells §§ 2 — 7, und dieses Zollkartell, (vom ß. De- 
zember 1891, R.G.B. 1892, 3, 63) §§ 12 ff., Stenglein 3 zu § 1 des zit. Ges., 
Vertrag zwischen Belgien und dem. Deutschen Reich vom 29. April 1885, 
(R.G.B1. 251) § 1. 

J ) Vgl. Olshausen 5 b zu § 139, Heinze Erört. 128 gegen, Binding 
L. 2, 676 für solche Anwendung. 

2 ) Natürlich gibt es Gebote, die ihrem ganzen Wesen nach nur eine Leistung 
zu Gunsten des inländischen Staats verlangen, z. B. das Gebot der Erfüllung 
der Wehrpflicht. Aber allgemein läßt sich dies für die Gebote nicht sagen. 
Und mit diesem Fall darf nicht der andere verwechselt werden, daß ein Gebot 
seinem Wesen nach eine Leistung nur zu Gunsten des jeweiligen Auf- 
enthaltsstaats oder Heimatsstaats verlangt: hier ist an sich möglich 
inländische Bestrafung wegen Verletzung der Interessen des ausländischen 
Aufenthaltsstaats oder Heimatsstaats des Delinquenten. Dies mit Bezug auf 
v. Rohland 58 bei und in Anm. 34. 

8 ) Goltd. Arch. 17, 677 ff. Vgl. auch Heinze, Erörter. 116 (127, 132, 133.) 

4 ) So Berner W. 134: „Sie sind daher etwas ganz örtliches. Sie können 
nur da als strafbar erscheinen, wo sie begangen werden," vgl. 127, ders. L. 257 
o„ s. gegen ihn Mohl 722 A. 1. Auch Meyerowitz Böhms Z. 9, 287 A. 53 
operiert mit der nur lokalen Bedeutung. 

5 ) Dies betr. Binding Kr. 131: „die Tatsache, daß er eine Handlung für 
gefahrlich erachtet, ist keineswegs genügender Beweis, daß sie auch jenem 
Staat so erscheint ", 



— 104 — 

ist, als Verletzung ausländischer lokaler Interessen. 1 ) So ergibt 
sich auch für das Polizeiunrecht, daß eine Rechtsschranke für 
die Bestrafung derartiger Delikte unter dem Gesichtspunkt einer 
Tangierung ausländischer Interessen nicht besteht. Freilich wird 
das Inland häufig anderwärts statuierte Polizeidelikte nicht kennen, 
es wird die inländische Strafbarkeit in abstracto häufig fehlen, 
und dadurch konkrete inländische Strafbarkeit ausgeschlossen 
sein 2 ), wenn nicht eine Ausnahmebestimmung getroffen ist. 3 ) 4 ) 

III. 

Andererseits erhebt sich die Präge, ob man nicht geradezu 
von einem Müssen, einer völkerrechtlichen Verpflichtung des 
Inlands zu reden hat, unter dem Gesichtspunkt einer Verletzung 
zu schützender ausländischer Interessen konkrete Strafbaikeit 
zu bejahen, oder wenigstens eventuell, in gewissen Fällen und 
unter gewissen Voraussetzungen, zu bejahen 6 ). Man wird sagen 

*) Nicht unter dem Gesichtspunkt einer Verletzung ausländischer Interessen 
können natürlich Delikte strafbar sein, die, konkrete und abstrakte Strafbarkeit 
verschmelzend, Begehung gerade im Inland oder einem bestimmten Teil des 
Inlands oder die Beziehung auf spezifische Verhältnisse des Inlands oder eines 
Teils des Inlands in sich schließen. Vgl. Bin ding I, 396, Heinze Goltd. 
Arch. 17, 678 o., Zachariae A. N. F. 1852, 39 f. (hier tibertrieben). Dies ist 
aber von dem im Text Besprochenen zu scheiden, davon, daß es sich um 
Delikte handelt, welche lokale Interessen verletzen. 

2 ) Vgl. Zachariae 1. c. 

3 ) Eine solche ist getroffen z. B. betr. Zollkontraventionen zum Nachteil 
von Oesterreich-Ungarn (s. o. S. 9 A. 1). Vgl. auch Bin ding I, 396. 

4 ) Außerdem greift das „Minima non curat praetor" hier ein. Dies fällt 
aber nicht unter den Gesichtspunkt des Dtirfens, sondern des Sollens 
(darüber s. u.). 

5 ) Vo-i einer völkerrechtlichen Verpflichtung des Inlands (in irgend welcher 
Fassung und Begrenzung), eventuell Verletzung ausländischer Interessen zu 
bestrafen, gehen aus: Mohl 687, 725, 741, 746 o. u. ö\, Arnold G. S. 9 Bd. 1, 
328, Waechter H. 125, 164, ders. V. 85, Haelschner I, 156: „Aus dem 
Umstand, daß die europäischen Staaten die Glieder einer sie umfassenden 
Rechtsgemeinschaft bilden, folgt, daß der Staat den strafrechtlichen Schutz, 
welchen er gewährt, nicht beschränken darf auf die eigene Rechtsordnung und 
die eigenen Landesangehörigen, daß er vielmehr in der Regel seinen Schutz 
tiber die territorialen Grenzen hinaus auch auf andere Staaten, deren Rechts- 
ordnung und Angehörige zu erstrecken habe," s. dens. I, 162 u. Anm. 1 das., 
174 f., 706, II, 792, Schwarze H. H. d. Strfr. II, 34, ders. G. S. 12 Bd. 1, 
187 f., Lammasch 384, Koestlin 30 f., H. Meyer 126, v. Rohland 2, 4 f., 
5 Anm. 2, 24, 104, 150, v. Liszt 555, v. Martitz I, 4 f., 36, 38 o., 47, 57, 60 f., 
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können, daß eine allgemeine, aus dem Verhältnis der Staaten 
sich ergebende Verpflichtung besteht, nicht schlechtweg und 
prinzipiell das Einschreiten im Fall des Vorliegens einer Verletzung 
ausländischer Interessen abzulehnen 1 ). Spezielleres läßt sich aber 
wohl in dieser Richtung nicht aufstellen 2 ), höchstens wird man 
noch behaupten dürfen, daß jedenfalls bezüglich der Delikte gegen 
die elementarsten Interessen ausländischer Staaten aus der dritten 
Kategorie (das Interesse an der Erhaltung der eigenen Existenz 
u. ä.) eine eventuelle Pflicht der Bejahung konkreter Strafbarkeit 
für das Inland besteht 3 ) 4 ). 



134, 136, 819 f., 398 f., II, 606, u. A., R. G. 14, 128: „Die durch das heutige 
Verkehrsleben unter den Kulturstaaten für den einzelnen Staat begründete 
internationale Verpflichtung, die Gewährung des Strafrechtsschutzes nicht auf 
die inländischen Rechtsgüter zu beschränken". Von „Berücksichtigung an- 
erkannter völkerrechtlicher Grundsätze" redet R. G. 8, 56. Eine Verpflichtung 
nimmt nicht an Bin ding I, 395: „Es ist denkbar, aber nicht wünschenswert, 
daß ein Staat sich auf den Schutz seiner Rechtsgüterwelt beschränke," vgl. 
auch Ol in, Droit, repressif 25: „Nous ne sommes tenus ä aucun devoir envers 
les communautes etrangeres", Feuerbach § 40, Bauer § 44, Code d'instr. 
(ursprüngl. Passung) Art. 5, Art. 7. 

*) S. die A. 1 Zit. bes. v. Martitz 11. cc. Ueber die Unhaltbarkeit der 
früheren Bestimmungen des Code d'instr. vgl. Villefort, Des crimes et de*lits 
commis ä l'etranger 13, 21—23, v. Martitz II, 602 ff. Ueber das Verhalten 
Englands vgl. v. Martitz I, 200, H. Meyer 117 A 18. 

2 ) Tittmann 22 f. will hier detaillierte Sätze aufstellen. 

3 ) Besonders ist in dieser Richtung zu vgl. Triepel 324 ff. Er geht aus 
von einer völkerrechtlichen Haftpflicht des Staats auf Genugtuung, welcher 
insbesondere durch Bestrafung genügt werde (323, 324, 327, 337, 344, 348). 
Eine solche Haftpflicht bestehe für Handlungen von Individuen, die im Macht- 
bereich des Staats vorgenommen das Ausland verletzen, weil gegen diese das 
Ausland sich nicht schützen konnte, vielmehr nur der betr. Staat in der Lage 
gewesen wäre, Schutz zu gewähren, die Haftpflicht desselben gehe genau so weit 
wie seine Schutzpflicht (324, 335 f., 338). Das Völkerrecht verlange nun von 
jedem Staat, daß er „innerhalb seines Herrschaftsbereichs den Genossen gegen 
Angriffe auf seine staatliche Existenz, seinen Territorialbestand, seine Ver- 
fassung einschließlich der Regierungsform uud Thronfolgeordnung, seine Ehre 
beschütze", daß er das Staatsoberhaupt und die diplomatischen Organe schütze, 
weiter Zuwiderhandlungen gegen die Neutralität verhindere. (340 f.), Hierauf 
beschränke sich aber die Schutzpflicht bezüglich fremder Staaten (340 f.). Was 
die Schutzpflicht betr. die Rechtsgüter fremder Staatsangehöriger anbelangt, 
so wird eine solche Schutzpflicht nur bejaht in dem Maß, daß wir sie gegen 
Angriffe im Machtbereich oder vom Machtbereich des Staats aus ebenso zu schützen 
haben, wie Rechtsgüter von Inländern (342 ff.), was Angriffe auf Rechtsgüter 
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IV. 

Wir wenden uns nunmehr zur Frage des Sollens. In welchem 
Umfang soll richtigerweise de leg. fer. das Inland unter dem 
Gesichtspunkt einer Verletzung zu schützender ausländischer 
Interessen in concreto Strafbarkeit statuieren, und weiter, wie soll 
es jeweils das ausländische Interesse als Interesse dieses oder 
jenes ausländischen Staats bestimmen? Wann soll es unter dem 



der zweiten Kategorie anbelangt, wird eine solche überhaupt verneint (343). Weiter 
redet Triepel noch (354) davon, daß Strafgesetze gegen Amtsdelikte u. s. w. 
der Erfüllung einer Haftpflicht des Staats für seine Organe dienen können. 
Ferner besteht nach Triepel eine Strafpflicht betr. den Seeraub, dieselbe 
ruhe aber nicht auf dem Gedanken der Haftung (336 A. 1, 342 A. 5). Ueber 
diesen letzten Fall vgl. u. Was die Amtsdelikte u. s. w. anbelangt, so handelt 
es sich hier jedenfalls nicht um eine Bestrafung unter dem Gesichtspunkt 
einer Verletzung ausländischer Interessen. Sodann schlägt (wie oben aus- 
geführt) bei den Angriffen auf Rechtsgüter fremder Staatsangehöriger im 
Machtbereich oder vom Machtbereich des Inlands aus der Gesichtspunkt einer 
Verletzung inländischer Interessen vor (s. darüber o.). So bleibt nur die erste 
Gruppe (Angriffe auf die staatliche Existenz u. s. w.). Auch hier bejaht übrigens 
Triepel nicht schlechtweg eine Strafpflicht (vgl. 344: die Handlungen des 
Staats, wodurch er seine Haftpflicht auf Genugtuung erfülle, können sein 
Akte zeremonieller Natur, Zahlung eines Besänftigungsgelds, Strafe, auch Aus- 
weisung), besonders auch nicht eine unmittelbare Pflicht, gesetzlich Strafbarkeit 
zu bejahen (vgl. 346, 415.) Es ist hier nicht der Ort, die feinsinnigen Aus- 
führungen im Einzelnen zu besprechen. Genügen mag hier das Resultat, daß 
auch hienach eine Pflicht dazu, in concreto Strafbarkeit zu bejahen unter dem 
Gesichtspunkt einer Verletzung zu schützender Interessen eines ausländischen 
Staats, höchstens eventuell bezüglich der erstgenannten Gruppe in Betracht 
kommt (s. auch noch Triepel 280). Für diese Fälle bejahen eine Verpflichtung 
auch die Motive zum Entwurf von 1875 (1. c. Bd. I, N. 54, 36): „Jeder Staat . . 
. . ist völkerrechtlich verpflichtet, Unternehmungen seiner Angehörigen gegen 
die äußere Sicherheit oder die innere Ruhe anderer Staaten nach Möglichkeit 
zu hindern und eventuell zu bestrafen", s. weiter v. Marti tz I, 38 o., Beling 
Z.-St. W. 17, 327 f. 

4 ) Selbstverständlich kann eine spezielle Pflicht, unter dem Gesichtspunkt 
verletzten ausländischen Interesses Strafbarkeit einer Tat in concreto zu be- 
jahen, auf Grund besonderer Vereinbarung bestehen. Vgl. das Zollkartell mit 
Oesterreich-Ungarn vom 6. Dezember 1891, § 1, §§ 12 ff., und dazu Ges. v. 
9. Juni 1895 (R.G.B1. 253), Vertrag des Deutschen Reichs mit Belgien vom 
29. April 1885 (R.G.B1. 251), Vertrag zwischen Preußen und Luxemburg vom 
9. Februar 1849 (G. S. 1849, 131), zwischen Preußen und Oesterreich vom 

21. März 1842 (G. S. 42, 112) 



15. Januar 1848 (Q. S. 48, 29)' 



Vgl. hiezu Triepel 336 A. 1, 415 A. 1. 
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Gesichtspunkt einer Verletzung der Interessen eines ausländischen 
Staats Strafbarkeit in concreto bejahen und jeweils unter dem 
Gesichtspunkt einer Verletzung der Interessen welchen aus- 
ländischen Staats? 

Zunächst eine Vorbemerkung über den Grund, welcher das 
Inland — wenn man nach dem eben Entwickelten keine detaillierte 
völkerrechtliche Verpflichtung hiezu annimmt — überhaupt be- 
wegen kann, eine Verletzung fremder, ausländischer Interessen 
für in concreto strafbar zu erklären. Jedenfalls — es sind Gründe, 
die in der Rücksicht auf das Verhältnis des Inlands zu den 
anderen Staaten liegen. Vor allem in der comitas gentium, der 
Hoffnung auf entsprechendes Verhalten des anderen, des aus- 
ländischen Staats bei Verletzung der eigenen Interessen des In- 
lands u. ä. 1 ). Nur sekundär kommt das oft bis zur Verwechslung 
der Bestrafung unter dem Gesichtspunkt verletzter eigener und 
verletzter fremder Interessen 2 ) aufgebauschte Moment in Betracht, 
daß dem inländischen Staate selbst an der Erhaltung des aus- 
ländischen Staats und seiner Lebensbedingungen und der Bestrafung 
ihrer Verletzung liegen muß, 3 ) sei es, weil er und seine Ange- 
hörigen mit demselben in Verkehr und Austausch auf den ver- 
schiedenen Kulturgebieten stehen, 4 ) sei es unter dem Gesichts- 



*) B inding Kr. 129, Binding I, 393 f., vgl. anch R. G. 16, 217, Triepel 
278. Dagegen, daß die letztere Erwägung allein das Inland zur Bestrafung 
veranlasse, v. Rohland 5 Anm. 2 a. E. (gegen Zuppetta s. das.), s. auch Mo hl 
744 verb.: „selbst bei Verweigerung der Gegenseitigkeit". Die Vermeidung 
von Verwicklungen mit dem ausländischen Staat führt an Tittmann 15, 16, 
31, dagegen Mo hl 747, s. aber dens. 748 u. 

2 ) Die Sorge für Erhaltung eines fremden Lebens wird dadurch nicht zur 
Sorge für Erhaltung des eigenen Lebens, daß das fremde Leben für das eigene 
von Wert ist, vgl. auch Binding I, 403 (betr. das Personalprinzip): Schutz 
der ausländischen Rechtsordnung sei der prinzipale, Schutz der inländischen 
der sekundäre Zweck des Personalprinzips, v. Rohland 21 verb.: „bloß 
mittelbar", 156: „Zwar stehen die zivilisierten Staaten in einer Rechts- und 
Kulturgemeinschaft, der zu Folge jeder von ihnen, wenn auch in zweiter 
Linie, an der Erhaltung der Grundlagen des anderen in ihrer Integrität ein 
Interesse hat und demgemäß Angriffe auf fremde Rechtsgüter verbietet." 

3 ) Heinze Goltd. Arch. 17, 746 f., v. Rohland 21 und 156, Schultz 66, 
Lammasch Z.-St. W. 3, 382 ff., vgl. auch R. G. 8, 56. 

4 ) Vgl. Heinze 1. c, Schultz 66, Ulimann Völkerrecht 269 f., Lam- 
masch 383 f., 387, 391, auch v. Bar G. S. 35, 586, Puld G. S. 45, 244, Har- 
burger Z.-St. W. 20, 590, Triepel 278. 
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punkt der Interessensolidarität, weil die Erschütterung der 
Grundlagen, der Lebensbedingungen Eines Staats eine Erschütterung 
der Grundlagen, der Lebensbedingungen aller Staaten bedeutet. 1 ) 
In gewissen Fällen kommt, wie unten zu zeigen sein wird, der- 
artiges allerdings als in erster Linie stehendes Moment in Be- 
tracht, führt dann aber auch entsprechend zu abweichender Be- 
handlung. Nicht entscheidend ist die oft bis zum Uebermaß 2 ) 
unter gleicher Verwechslung 3 ) betonte Bedeutung, welche der 
Aufenthalt eines unbestraften Verbrechers, der gegen ausländische 
Interessen delinquiert hatte, im Inland für dieses hat. 

Welche Fälle sollen nun auf Grund dieser Erwägungen unter 
dem Gesichtspunkt der Verletzung ausländischer Interessen für 
in concreto strafbar erklärt werden? 4 ) 

Jedenfalls prinzipiell die Delikte der ersten Gruppe. Hier 
wäre aber dem geltenden Recht entgegen auch für das aus- 
ländische Interesse die staatlich-ideelle Begrenzung zu wählen, 
sodaß hier bei Begehung im Ausland nicht stets — wenn auch 
regelmäßig — allein als verletzt anzusehen ist 5 ) das Interesse des aus- 

») S. die S. 107 Anm. 1 Zit. 

2 ) Geradezu zum Angelpunkt ist dieses Moment gemacht von Schauberg 
171 ff., Haelschner I, 141: „die Tatsache, daß der Verbrecher sich im 
Inlande als Glied unserer Rechtsordnung aufhält, und sie allein ist es, aus 
welcher das Recht des Staates zu strafen erwächst", 145, vgl. auch dens. G. S. 
30, 167. Es wird betont von Schwarze G. S. 12 Bd. 1, 188, Mo hl 707 f., 
748, Berner W. 135, Merkel 277 sub. b., Heinze U. 47, Schultz 65 f., 
Seuffert, Ein neues St.G.B. 81, und besonders stark von Lammasch 31 ff., 
in eigentümlicher Form von Bekker I, 187 (Rückwirkung der Tat auf den 
Täter). 

3 ) Es wird z. T. geredet, als ob man nicht strafte wegen eines im Ausland 
begangenen Diebstahls, sondern etwa wegen Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit im Inlande. 

4 ) Natürlich vorausgesetzt (darüber s. u.), daß aus Gründen des Personen- 
gesichtspunkts der konkreten Strafbarkeit nichts entgegensteht und nicht Aus- 
lieferung statt Bestrafung platzgreift. Eine Uebersicht der Gesetzgebung betr. die 
Bestrafung von Auslandsdelikten, aber ohne Scheidung des Gesichtspunkts ver- 
letzten inländischen und verletzten ausländischen Interesses gibt v. Martitz I, 75 f. 

5 ) Selbstverständlich scheiden die Fälle aus, in denen das Inland ein 
eigenes Interesse als verletzt betrachtet. In dieser Richtung sprachlich inkorrekt 
der Entwurf von 1889 (Drucks. 1. c.) bezüglich des Verhältnisses der neuen 
Z. 1 („gegen einen Deutschen eine ... als Verbrechen oder Vergehen straf- 
bare Handlung") zu der beibehaltenen Z. 3 („als Verbrechen oder Vergehen") 
des § 4 St.G.B. 
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ländischen Staats der Begangenschaft B (Interesse an dem be- 
friedeten Stand der Individualsphäre in seinem Gebiet), sondern 
eventuell auch das Interesse eines ausländischen Staats C, wenn 
etwa im Staat B einer seiner Angehörigen angegriffen wird. Es 
wäre entsprechend abzustellen auf die Strafbarkeit nach dem 
Recht des einen oder des andern Staats. Von Bedeutung ist 
diese staatlich-ideelle Begrenzung insbesondere für den Fall eines 
Angriffs in staatenlosem (unzivilisiertem) Gebiet gegen Angehörige 
eines ausländischen Staats, weil ein Staat der Begehung hier 
nicht als verletzt in Betracht kommt. 

Zweifellos ist auch prinzipiell zu bejahen die inländische 
Strafbarkeit der Delikte der zweiten Gruppe unter dem Gesichts- 
punkt verletzter ausländischer Interessen. 1 ) In der Regel wird 
hier als verletzt erscheinen das Interesse des ausländischen Staats 
der Begangenschaft bei Begehung im Ausland (wie bei Begehung 
im Inland das inländische Interesse). In manchen Fällen kann 
man aber an eine andere Auffassung denken, wie aus dem o. p. 59, 
76 f. Ausgeführten sich ergibt. So kann man bei Münzfälschung 
betr. das Geld des ausländischen Staats B begangen im aus- 
ländischen Staat C 2 ) (wo jenes nicht in Kurs oder Verkehr ist) 
den Staat B und nicht den Staat C 3 ) in dem Interesse an der 
Sicherheit seines Geldverkehrs als verletzt betrachten. So bei 
Unterdrückung von Urkunden, die nur auf den Rechtsverkehr im 
ausländischen Staat B Bezug haben, begangen im ausländischen 
Staat C 4 ) das Interesse des ersteren an der Sicherheit seines 
Rechtsverkehrs als angegriffen unterstellen. Auch hier also kommt 
die staatlich-ideelle Begrenzung des ausländischen Interesses in 
Betracht. 

Bei den Delikten der dritten Gruppe 5 ) ist jedenfalls klar, 
welcher Staat als der verletzte in Betracht kommt, nämlich nicht 
eo ipso der Staat der Begehung, sondern der Staat, dessen Existenz 
Autorität u. s. w. angegriffen ist, also auch bei Begehung im In- 
land nicht immer der inländische Staat. Entsprechend wären die 

1 ) Vgl. Tittmann 22. 

2 ) Oder im Inland, was hier ebenfalls eventuell in Betracht kommt. 

3 ) Oder das Inland. 

4 ) Oder im Inland. 

*) Vgl. hierzu Lammasch Z.-St. W. 3, 876 ff., v. Bar L. 244 ff., Rosen- 
blatt ARCH.-ÖFF.-R. 8, 98 ff., 113 ff., Heinze Erört. 114 ff. 
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§§102, 103, 103 a St.G.B. umzugestalten, von denen insbesondere 
die beiden letzteren jetzt durch das Eingreifen von § 4 Abs. 2 
Z. 3 zu völlig verfehlten Ergebnissen führen. Man besorgt die 
Geschäfte des angegriffenen Staats B, nicht etwa die des Be- 
gehungsstaats C, der seinerseits dann die Geschäfte des Staates 
B besorgte. Die staatlich-ideelle Abgrenzung wäre gerade hier 
auch für das „ausländische" Interesse mit Konsequenz durchzu- 
führen. Dann aber kommt noch die wichtige Frage in Betracht, 
ob auch in anderen Fällen, außer den in dieser Beziehung nicht 
zu beanstandenden der §§ 102 — 104 St.G.B. 1 ), konkrete Strafbar- 
keit wegen Verletzung derartiger Interessen des Auslands im In- 
land platzgreifen soll. 2 ) Die Amtsdelikte im weitesten Sinn und 
die „Verbrechen und Vergehen in Beziehung auf die Ausübung 



a ) Richtig ist hier insbesondere die Behandlung der betr. Delikte unter 
dem Gesichtspunkt einer Verletzung ausländischer, nicht unter dem einer Ver- 
letzung inländischer Interessen (s. o. 90 ft.), da sonst naturgemäß eine zu enge Be- 
grenzung der Strafbarkeit stattfindet. Ueber ausländische Gesetzgebungen vgl. 
Lammasch Z.-St. W. 3, 396 ff., Triepel 346 A. 2, Rahn 32ff. Das französische 
Recht (ihm folgend andere Gesetzgebungen s. Lammasch 1. c. 401) huldigt 
der andern Behandlungsweise (Code pen. Art. 84 und 85), indem hier unter 
der Ueberschrift: „DesCrimes et Delits contre la sürete* exterieure de l'Etat", 
bestraft werden von der Regierung nicht gebilligte (feindliche) Handlungen, 
durch welche der Staat einer Kriegserklärung oder Inländer der Gefahr von 
Repressalien ausgesetzt werden. Dagegen zutreffend Triepel 346 ff. (s. auch 
das. die Litt.). Der Auffassung des St.G.B. folgt der Schweiz. Entw. I. Buch, 
bes. Teil, Abschn. 17: „Verbrechen gegen befreundete Staaten", der andern 
Auffassung das Norweg. St.G.B. in §§ 85, 95 (s. aber § 96). Die Bestimmungen 
der Partikularstrafgesetzbücher s. bei Bin ding L. 2, 502 A. 2. Von älteren 
Autoren für die hier vertretene Behandlungsweise R. Schmid 182, Bremer 
G. S. 17, 459, Köstlin 30 f., für die gegenteilige Zachariae A. N. F. 1852, 
48 f., Berner W. 86, 132, 139, unklar Heinz e Goltd. Arch, 17, 742 o. Zu- 
treffend de leg. fer. Beling Z.-St. W. 17, 327 f., der richtigerweise auch eine 
Erstreckung des Straf Schutzes auf andere Organe fremder Staaten, besonders 
auf Konsuln, vorschlägt. Anders v. Bar L. 248 f. betr. die im Ausland be- 
gangenen Delikte gegen ein fremdes Staatswesen, der diese nur auf den Titel 
der darin enthaltenen gemeinen Verbrechen verfolgen und weiter auf den 
politischen Charakter der Handlung Rücksicht nehmen will. 

2 ) Auf ein Moment, das hier generell zur Vorsicht mahnt, macht mit 
Recht Lammasch Z.-St. W. 3, 380 ff. aufmerksam, nämlich auf die Blankett- 
natur strafgesetzlicher Bestimmungen, bei welchen es sich um den Schutz aus- 
ländischer Verfassung, Verwaltung, Gesetzgebung u. s. w. handelt, vgl. auch 
Binding L. 2, 373, Riedinger Staatsverleumdung 35 f. 
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staatsbürgerlicher Rechte" haben wohl auszuscheiden *), soviel ist 
jedenfalls richtig (auch wenn man eine rechtliche Schranke^ hier 
verneint), daß es sich hier um mehr interne Angelegenheiten des 
ausländischen Staates handelt. Weiter ist jedenfalls nicht kon- 
krete Strafbarkeit im Inland zu statuieren bei Verletzungen des 
Interesses eines ausländischen Staats an der Erhaltung seiner 
Existenz im Verhältnis zu anderen Staaten (Landesverrat u. dgl.), 2 ) 
man kann nur in Betracht ziehen die Bildung eines Delikts der un- 
befugten Teilnahme von Angehörigen des Inlands an einem 
zwischen zwei gleichmäßig befreundeten Staaten ausgebrochenen 
Kriege. 3 ) Dagegen kann in Frage kommen konkrete Strafbar- 
keit im Inland bei Verletzungen des Interesses eines ausländischen 
Staats an der Erhaltung seines Ansehens (auch außer den in 
§§ 103—104 bereits vorgesehenen Fällen, z. B. § 131), an der 
Erhaltung seiner Autorität, insbesondere der Autorität seiner 
Willensäußerungen (§§ 110-112, 129, 120—122, 132—134, 136, 
137), an der Erhaltung der Autorität seiner Organe, insbesondere 
seiner Beamten (§§ 113—119, 333, 334 Abs. 2). Gegen die Straf- 
barkeit spricht : es kann vielleicht die Gefahr bestehen, daß man 
sich dadurch in den Dienst fremder materieller Ungerechtigkeit 
stellt, und weiter liegt es nahe, den Widerstand gegen aus- 
ländische Beamte u. ä. nur zu bestrafen, wenn man auch die 
Amtsverbrechen derselben bestraft. 4 ) Dafür 5 ) spricht die Rück- 

!) Vgl. auch v. Rohland 54 f., 64 A. 41, Heinze Goltd. Arch. 17, 677 
679ff„ Binding Kr. 134, 135 sub. § 3, vgl. mit 136 sub. § 5, a. M. Freuden- 
thal, Wahlbestechung 63. 

2 ) Vgl. Heinze Goltd. Arch. 17, 749, ders. Erörter. 118, Binding Kr. 136 
sub. § 3 vgl. mit 136 sub. § 5, 134. Anders höchstens bei verbündeten Staaten 
s. Heinze Goltd. Arch. 17, 749. 

8 ) Vgl. Lammasch Z.-St. W. 3, 404 ff., s. auch Triepel 347 A. 1 gegen 
v. Bar L. 253 A. 17, der hier den Gesichtspunkt einer Verletzung des in- 
ländischen Interesses einführen will. 

4 ) Vgl. Heinze Goltd. Arch, 17, 737 t., auch Schultz 34 ff, 

5 ) Für Ausdehnung des „internationalen Rechtsschutzes" auf die „Beamten 
befreundeter Staaten und deren amtliche Handlungen" Rosenblatt 1. c. 113 ff., 
119 (Bestrafung der Bestechung fremder öffentlicher Beamter und gewalt- 
samer Handlungen gegen Beamte und Staatseinrichtungen befreundeter 
Staaten). Für Bestrafung des Widerstands gegen die fremde Staatsgewalt 
Schultz 61 ff., wenigstens bei einzelnen Handlungen der Abschn. 6 und 7 
Rüdorff-Stenglein Vorbem. 1 vor Tl. 2, Abschnitt 6, für Bestrafung der 
aktiven Beamtenbestechung und der Gefangenenbefreiung Binding Kr. 136 
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sieht auf den ausländischen Staat und die guten Beziehungen zu 
ihm und die Anwartschaft auf entsprechenden Schutz seitens des- 
selben. 1 ) Sodann kann ja eventuell die Tätigkeit eines aus- 
ländischen Organs gerade eine solche sein, die zu Gunsten 
inländischer Interessen erfolgt. 2 ) Jedenfalls wäre de leg. fer. 
strafrechtlich zu schützen der ausländische Beamte, der mit Ge- 
nehmigung der inländischen Staatsgewalt im Inland tätig ist, 
man wird in dieser Genehmigung zugleich ein Inaussichtstellen 
entsprechenden Schutzes finden dürfen. 3 ) Im übrigen 4 ) ist die 



sub. § 5 vgl. mit 135 sub. § 4 Z. 1, der Amtsanmaßung Bin ding L. 2, 376, 
generell bei Delikten, welche öffentliches Wohl verletzen, Mo hl 744, vgl. 
715 ff. Auf der andern Seite vgl. v. Bar L. 249 f., Geyer Kr. VJSchr. 19, 
39 und natürlich Heinze und v. Rohland (s. o. 98 ff.) Gegen die inländische 
Bestrafung der in §§ 110, 127—131 St.G.B. aufgeführten Delikte, wenn gegen 
ausländische Staaten gerichtet, Lammasch Z.-St. W. 3, 390 ff. (betr. § 110 
s. auch v. Bar L. 246 f.). Vgl. weiter Tittmann 22 f. Das norwegische 
St.G.B. bestimmt in § 127 Abs. 4: „Im Falle der Gegenseitigkeit kann 
der König bestimmen, daß die vorstehenden Strafen auch auf Verbrechen 
gegen die Staatsgewalt eines fremden Landes Anwendung finden". Das sächs. 
St.G.B. Art. 6 Z. 2 sieht Möglichkeit der Bestrafung vor, wenn gegen ausländische 
Behörden folgende Delikte verübt werden : Widersetzlichkeit gegen öffentliche 
Behörden, Arbeitseinstellung Gewerbetreibender, Verletzung öffentlicher Be- 
kanntmachungen oder Bezeichnungen, Landfriedensbruch, Aufruhr, Befreiung 
von Gefangenen (vgl. hiezu WaechterH. 129, 155 ff.), das thüringische St.G.B. 
Art. 4 in ähnlicher Weise, wenn gegen ausländische Behörden folgende Delikte 
begangen sind: Wldersetzung gegen die öffentliche Autorität, Bruch der 
polizeilichen Aufsicht und der Ausweisung, Verleitung zur Widersetzlichkeit 
bei Abgaben, Befreiung von Gefangenen, Verabredung zum Ungehorsam, Auf- 
lehnung Gewerbetreibender, Auflauf, Aufruhr, eigenmächtige Versammlungen, 
Landfriedensbruch (vgl. hiezu Waechter H. 130, 159 f.). Vgl. weiter Bayr. 
St.G.B. Art. 132 (Beleidigung der Regierung oder der Behörden eines" aus- 
wärtigen Staats), Schweiz. Entw. Art. 211 (Beschimpfung einer befreundeten 
Regierung). 

J ) Schultz 1. c, der außerdem die Bedeutung des Aufenthalts eines 
unbestraften Verbrechers im Inland für dieses anführt (65 f., s. darüber o. 108), 
weiter, daß dem inländischen Staat an der Erhaltung des ausländischen Staats 
und seiner Lebensbedingungen wegen des Verkehrs und Austauschs des Inlands 
und seiner Angehörigen mit ersterem liegen muß (66, s. darüber o. 107). 

2 ) Vgl. auch Rosenblatt L c. 120 (Bestechung eines fremden Richters 
zum Zweck der Schädigung eines Inländers). 

3 ) Vgl. auch Arnold G. S. 9 Bd. 1, 324, Heinze Goltd. Arch. 17, 739, 
Dockhorn Goltd. Arch. 12, 199, v. Bar J. P. u. St. 546 Anm. 16, Hanno v. 
St.G.B. Art, 146, Bayr. St.G.B. Art. 133. 
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Frage der Strafbarkeit in diesen Fällen mehr eine politische als 
eine juristische. Vielleicht empfiehlt sich die Lösung, daß Straf- 
barkeit in concreto nur dann eintreten soll, wenn durch Staats- 
vertrag die Gegenseitigkeit verbürgt ist. l ) Bei Abschluß eines 
solchen könnte den Bedenken gegen die Gefahr materieller Un- 
gerechtigkeit bei Willkür der fremden Beamten u. ä., die natur- 
gemäß den verschiedenen ausländischen Staaten gegenüber in 
ganz verschiedener Stärke laut werden und deshalb nicht in einer 
schematischen Allgemeinbestimmung, sondern nur an der Hand 
der Erfahrung im Einzelnen berücksichtigt werden können, durch 
entsprechende Fassung und Verklausulierung Rechnung getragen 
werden. Jedenfalls müßte die Bestrafung eine geringere sein, als 
bei Verletzung der entsprechenden inländischen Interessen, 2 ) sie 
müßte beschränkt sein auf Verletzung befreundeter Staaten 3 ) 
und abhängig sein von Strafbarkeit nach dem Gesetz des ver- 
letzten Staates. Konkrete Strafbarkeit im Inland ist sodann wohl 
nicht zu bejahen bei den Verletzungen des Interesses eines aus- 
ländischen Staats am erfolgreichen Gang seiner Tätigkeit auf 
dem Gebiet der Landesverteidigung (§§ 140—143, 329 St.G.B.), 4 ) 
auf dem Gebiet des Finanzwesens — bei Zoll- und Steuerdelikten 
gegen denselben — , 5 ) auf dem Gebiet der inneren Verwaltung. 

4 ) Natürlich käme eventuell in Betracht die Bestrafung unter dem Gesichts- 
punkt der in einem Widerstand u. s. w. etwa enthaltenen „gemeinen Delikte" 
(Körperverletzung u. ä.) als Delikte der ersten Kategorie. Vgl. Heinze Goltd. 
Arch. 17, 737 f. und besonders v. Bar L. 249 f. (s. auch 247). 

J ) Verbürgung der Gegenseitigkeit verlangt auch die zit. Bestimmung des 
Xorweg. Ges., vgl. auch § 8 M.StG.B. 

2 ) Vgl. Binding L. 2, 874, Schultz 68 f., Wa echter H. 156 f., 159 f., 
Rüdorf f -Stenglein Vorbem. 1 vor Tl. 2 Abschn. 6. 

3 ) Schultz 1. c, v. Bar L. 251. 

4 ) Abgesehen von dem eigentümlich gelagerten Fall entsprechend § 8 
M.St.G.B., wo der inländische Staat mittelbarer Interessent ist. 

5 ) Hier schon deshalb nicht, weil die Möglichkeit einer Interessenkollision 
besteht. Vgl. hiefür auch R. G. 14, 125 ff., 23, 302, Zachariae A. N. F. 1852, 
40, v. Bar L. 247 f. Hieher wäre de leg. fer. auch zu stellen der Fall § 274 f. 
St.G.B. bezüglich der Stempel Wertzeichen, nicht aber bezüglich der Postwert- 
zeichen, die vielmehr den Münzen gleich zu behandeln wären, im Weltpost- 
vertrag vom 4. Juli 1891 Art. 18 wurde eine ausdrückliche Verpflichtung in 
dieser Richtung übernommen, vgl. Binding L. 2, 340 A. 3, zu der differenten 
Behandlung der Stempel- und Postwertzeichen s. auch Heinze Erört. 131. 

Eine andere Behandlungsweise der Zoll- und Steuerdelikte kann natürlich 

H e g 1 er , Prinzipien des internationalen Strafrechts. 8 
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Dagegen nehmen eine besondere Stelle ein die Verletzungen des 
Interesses eines ausländischen Staats am erfolgreichen Gang 
seiner Rechtspflegetätigkeit. Denn die betr. Delikte tragen einen 
wesentlich unpolitischen Charakter und die sekundäre Beteiligung 
des Inlands an dem erfolgreichen Gang dieser Tätigkeit des aus- 
ländischen Staats ist eine besonders starke. Es wäre folgeweise 
konkrete inländische Strafbarkeit de leg. fer. zu bejahen jeden- 
falls bei den Eidesdelikten, der Begünstigung, der falschen An- 
schuldigung, der Nichtanzeige von Verbrechen (§ 139 St.G.B.), 
auch wenn sich diese Delikte auf die ausländische Rechtspflege 
beziehen. *) 

Endlich ist noch zu bemerken, daß unter dem Gesichtspunkt 
des minima non curat praetor die leichtesten Deliktsfälle, damit 
die des sog. „Polizeiunrechts", soweit Verletzung ausländischer 
Interessen in Frage steht (also in der Regel bei Begehung im 
Ausland), für die Bestrafung im Inland auszuscheiden haben 2 ), 
sofern nicht besondere Verhältnisse obwalten, die namentlich in 
Grenzbezirken in Betracht kommen können. 3 ) 

V. 

Was de leg. fer. die Behandlungsweise der Delikte, die im 
Inland unter dem Gesichtspunkt einer Verletzung ausländischer 
Interessen in concreto bestraft werden, anbelangt, so wäre bei- 
zubehalten eine Voraussetzung entsprechend dem § 4 Abs. 2 
Ziffer 3 : Strafbarkeit nach dem Gesetz des verletzten ausländischen 



auf Grund besonderer Vereinbarungen platzgreifen s. Ges. vom 9. Juni 1895 
betr. die Ausführung des mit Oesterreich-Ungarn abgeschlossenen Zollkartells 
§§ 2 ff. und dieses Zollkartell vom 6. Dezember 1891 §§ 12—18. Uebrigens 
enthält das Norweg. St.G.B. in § 406 Abs. 3 die Bestimmung, daß Zoll- und 
Steuerdelikte gegen fremde Staaten unter der Bedingung der Gegenseitigkeit 
nach näherer Verordnung des Königs mit Geldstrafe bestraft werden können. 
2 ) So wohl schon de leg. lat. s. o. S. 96 A. 1, de leg. fer. vgl. hieftir betr. die 
Begünstigung Bin ding Kr. 136 sub. § 5 vgl. mit 135 sub. § 4 Z. 1, a. M. Heinz e 
Erört. 127 betr. Begünstigu ig und Nichtanzeige von Verbrechen. 

2 ) Vgl. auch Berner W. 134, v. Bar L. 224 (258 A. 5), Arnold G. S. 9 
Bd. 1, 334, Meyerowitz BöhmsZ.9, 287 A. 53, Geyer Gr. I, 93, Schauberg 
202, 215 f., Mo hl 722 A. 1, 744, Niederl. St.G.B. Art. 5 Z. 2. 

3 ) Vgl. v. Bar L. 210, die Verträge des deutschen Reichs mit Belgien 
vom 29. April 1885 (R. G. Bl. 251), Preußens mit Luxemburg (G. S. 1849, 131), 
Preußens mit Oesterreich (G. S. 1842, 112 ; 1848, 29), Französ. Ges. v. 27. Juni 1866, 
Art. II, Belgisches Ges. v. 17. April 1878 Art. 9. 
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Staats, nur daß derselbe nicht stets, wie oben ausgeführt, mit 
dem Begehungsstaat identifiziert werden darf, vielmehr die staat- 
lich-ideelle Bestimmung des ausländischen Interesses zu wählen 
ist. 1 ) 2 ) Beizubehalten, denn diese Voraussetzung gibt dem Aus- 
druck, daß es sich hier um die Besorgung der Geschäfte des 
Auslands, um die Bestrafung unter dem Gesichtspunkt verletzten 
ausländischen Interesses handelt, und daß man entsprechend hier 
richtigerweise nicht strafen kann, wenn der betreffende aus- 
ländische Staat selbst nicht ein strafrechtlich zu schützendes 
Interesse und eine zu strafende Interessenverletzung bejaht. 3 ) 4 ) 



1 ) So daß Strafbarkeit nach dem Gesetz des ausländischen Begehungs- 
staats oder eines dritten ebenfalls in seinen Interessen verletzten Staats in 
Betracht kommen kann, und daß Strafbarkeit im Ausland event. auch bei 
Delikten im Inland (z. B. im Fall des § 102) zu verlangen ist. Anders Lam- 
masch Z. f. Schweiz. Strfr. 8, 135 (für Strafbarkeit gerade nach dem Recht 
des Begehungsstaats). 

2 ) Entsprechend wären die §§ 102, 103, 103a zu formulieren. Bei § 104 kann 
(s. o. S. 91 A. 2) nicht Strafbarkeit nach dem Gesetz des betr. ausländischen (Ab- 
sende-) Staats, aber ebensowenig nach dem Gesetz eines etwaigen ausländischen 
Begehungsstaats verlangt werden. 

3 ) Vgl. besonders Arnold G. S. 9, Bd. 1, 329 f.: „Der Staat straft 

nicht, weil er die Tat — objektiv betrachtet — im Auslande nicht geschehen 
lassen will. Er straft nur, weil das internationale Verhältnis fordert .... er 
straft also nur, wenn und soweit die Tat im Auslande strafbar ist", Köstlin 
29, 34 f., Geib II, 54, Wächter H. 132 f., und besonders 145 f. (mit treffendem 
Beispiel). Man käme sonst dazu, „eine gegen das Ausland begangene Tat zu 
strafen, gegen welche dieses selbst eine strafrechliche Reaktion garnicht für 
begründet hält" Haelschner I, 137, Berner W. 137, Schauberg 1. c. 174, 
Oersted I, 140, Schwarze G. S. 12, Bd. 1, 190 f., ders. H. H. d. Strfr. 50, 
Binding I, 395 f., 435, ders. Kr. 129, weiter Neumeyer Z.-St. W. 23, 454, 
448, 457, Fuld G. S. 45, 255, Seuffert, Ein neues StG.B. 84 sub, § 4, v. Bar 
L. 211, 218 f. (mit unrichtiger Motivierung : „nach Billigkeitsgründen", bei den 
von ihm genannten Ausnahmen handelt es sich um Verletzung des eigenen 
Interesses des Inlands), vgl. dens. Goltd. Arch. 18, 453 und Anm. 1 das., Kr. 
VJSchr. 15, 44 f., G. S. 35, 583, s. auch Lammasch 55 f. („Prinzip der 
identischen Norm"). A. M. v. Liszt, Z.-St. W. 2, 55 ff., insbesondere 57, der 
davon redet, wenn man einmal bei im Ausland begangenen Delikten einen 
inländischen Strafanspruch bejahe, so solle man es mit aller Entschiedenheit 
tun und sich den inländischen Strafanspruch durch das Ausland nicht verkümmern 
und sehmälern lassen. Dabei ist nicht beachtet, daß die konkrete Strafbarkeit 
im Inland hier doch nur statuiert wird mit Rücksicht auf das Ausland, die 
Verletzung seiner Interessen. Gegen dieses Erfordernis weiter (z. T. ebenfalls 
unter mangelnder Beachtung dieses Moments) Zachariae A. N. F. 1852, 39, 
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Mo hl 745 (s. aber 751), der den Unterschied von Strafbarkeit in abstracto und 
in concreto nicht genügend beachtet, Heinz e Erört. 142 u. (seine sonstigen 
Ausfuhrungen beziehen sich auf Fälle verletzten inländischen Interesses), 
Bekker 1, 183 ff., besonders 186, Krug K. IV, 5 (s. aber 6), Berner L. 257 
Anm. 1, H. Meyer 121, Tafel 95 (74), Geyer Z.-St W. 3, 625, 629, vgl. auch 
Beling Z.-St. W, 17, 366 f., dagegen speziell mit Rücksicht auf die Möglichkeit 
der Begehung im staatenlosen oder unzivilisierten Gebiet: Gross, A. N. F. E. 
1853, 63 f., Harburger Z.-St W. 20, 606. Von den Gesetzgebungen erklären 
sich für das genannte Erfordernis unter richtiger Unterscheidung zwischen 
Verletzung inländischer und Verletzung ausländischer Interessen Hamburg'. 
St.G.B. Art. 2, Thüring. St.G.B. Art. 2, Hanöver. StG.B. Art. 2, Abs. 2, Bayr. 
St.G.B. Art. 10, Hessisch. StG.B. Art. 4, Badisch. StG.B. § 4, besonders glück- 
lich in der Formulierung — weil nicht auf den Staat der Begehung abstellend 
— Württembg. StG.B. Art. 3 Z. 1. (Untersuchung und Strafe finde nicht 
statt, „wenn die gegen einen fremden Staat, dessen Behörden oder Angehörige 
gerichtete Handlung in den Gesetzen dieses Staates mit Strafe nicht bedroht 
ist"), weiter Code d'instr. (Fassung von 1866) Art. 5 Abs. 2 (bei delits), Oesterr. 
StG.B. § 40 (bei „Verbrechen" von Ausländern, anders bei Inländern), Ung. 
St.G.B. § 11, Bulgar. St-G.B. Art. 7 Z. 1, Norweg. St.G.B. § 12 Z. 3 c, Z. 4 b., 
§ 13 Abs. 2, Portug. St.G.B. Art. 53, 5, Niederl. St.G.B. Art. 5, Z. 2, Spanien 
Ley Org. 341 vgl. mit 340, Mexikan. St.G.B. Art. 186, IV, s. auch Schweiz. 
Entw. Art. 8 § 2 (der aber nicht differenziert zwischen Verletzung inländischen 
und ausländischen Interesses). Ausländische Strafbarkeit verlangen nicht als 
Voraussetzung inländischer Strafbarkeit Oesterr. St.G.B. § 36, § 235 (bei Delikten 
der Inländer), Schwed. St.G.B. Kap. I, § 1, Dan. StG.B. § 6, Italien. StG.B. 
Art. 5, Art. 6, Abs. 3, Belgien (Ges. v. 17. April 1878), Art 6 Z. 3, Art. 8, Art 9 
(bei letzteren beiden kommt aber in Betracht, das Erfordernis eines Antrags 
des Verletzten bezw. einer Mitteilung der auswärtigen Behörde, auch die Be- 
schränkung auf schwerere oder Auslieferungs-, also prasumptiv auswärts straf- 
bare Delikte), Bayr. St.GJB. v. 1813 Tl. II, Art. 30, Sachs. St.G.B. Art 2 (betr. 
delinquierende Inländer, anders Art. 8 betr. delinquierende Ausländer). Ab- 
weichend besonders auch der deutsche Entwurf von 1875 (Drucks. 1. c. 3 f.), 
der das Erfordernis der Strafbarkeit im Auslande nur bei der Tat des im 
Ausland delinquierenden Neubürgers verlangen wollte, nicht bei der des In- 
länders schlechtweg, der Grund war (Motive 1. c. 18 f.), Strafbarkeit der im 
staatenlosen Gebiet delinquierenden Inländer zu ermöglichen. Daß man zu 
diesem Zweck zu einem völlig verfehlten Mittel griff (über die richtige Be- 
handlungsweise s. u. § 4), war für das Schicksal der Novelle verhängnisvoll, da 
mit Recht an solchem Absehen von ausländischer Strafbarkeit Anstoß genommen 
wurde (vgl. die Aeußerungen von Lasker, Sten. Ber. 1. c. Bd. 1, 626, 
Bd. 2, 1315). 

4 ) Dabei erheben sich bezüglich dieses Erfordernisses ausländischer Straf- 
barkeit noch spezielle Fragen. So, ob Strafbarkeit in abstracto oder in concreto 
nach dem Recht des nach unserer Auffassung verletzten ausländischen Staats 
gefordert werden soll, eine Frage, die bei dem jetzt geltenden Recht nicht 
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Beizubehalten ist aus demselben Grund eine Bestimmung ent- 
sprechend dem § 5 StG.B., 1 ) aber auch hier mit staatlich-ideeller 

heraustritt (siehe aber R. G. 19, 196), wohl aber bei der vorgeschlagenen 
Aenderung desselben. Man wird sich für Strafbarkeit in concreto entscheiden 
müssen, da ja sonst der betr. ausländische Staat eine strafbare Verletzung 
seiner Interessen nicht bejaht. So auch Neumeyer Z.-St. W. 23, 454 bei und 
in Anm. 35. Weiter, ob man eine Tat im Inland straflos lassen soll, die das 
verletzte Ausland nur als Uebertretung behandelt, das Inland dagegen als 
Verbrechen oder Vergehen (de leg. lat. zu verneinen, vgl. Olshausen 14 
zu § 4, v. Bar L. 258, Oppenhoff-Delius 24 zu § 4, Binding I, 436). 
Dafür würde sprechen, daß für das Vorliegen eines (deshalb unbeachtlichen) 
„Minimum" doch die Ansicht des Verletzten maßgebend sein muß. Dagegen 
die Schwierigkeit, festzustellen, ob die Tat wirklich vom Ausland als ein 
Minimum betrachtet wird (vgl. v. Bar L. 220 A. 20 vgl. mit 258 A. 5 gegen 
seine frühere Ansicht I. P. u. St. 554). Sodann ist vorgeschlagen worden 
(Binding I, 436 A. 5, vgl. auch Tafel 74), wegen der Schwierigkeit des 
Nachweises ausländischer Strafbarkeit die Sache in der Weise zu regeln, daß 
dem Angeklagten nur der Beweis der Straflosigkeit nachgelassen werde, denn 
in den meisten Fällen werden die Handlungen auswärts als strafbar anerkannt 
sein. Allein gerade dann, wenn dies nicht der Fall ist, wird dem Angeklagten 
der Nachweis mangelnder Strafbarkeit schwer fallen. Binding I, 436 f. und 
Finger Goltd. Arch. 50, 54 machen weiter mit Recht darauf aufmerksam, daß 
wenn die Tat zwar zur Zeit ihrer Begehung strafbar war, diesen Charakter 
aber durch ein neues Gesetz verloren hat, man die Strafbarkeit im Inland als 
wegfallend behandeln müsse. Dies wäre in der Formulierung zu berücksichtigen 
(vgl. Ungar. St.G.B. § 11, „oder nach einem dieser Gesetze aufgehört hat, 
strafbar zu sein"). De leg. lat. will Oppenhoff-Delius 17 zu § 5 diesen 
Fall den Fällen § 5 Z. 2 gleichstellen. Bndlich ist noch hervorzuheben, daß 
Strafbarkeit im Ausland selbstverständlich auch bei ausländische Interessen 
tangierenden Uebertretimgen und Delikten von Ausländern (sofern diese unter 
dem Personengesichtspunkt überhaupt in Betracht kommen s. u.) zu fordern 
ist, was de leg. lat. wegen der Fassung von § 4 Abs. 2 Z. 3 („Deutscher" und 
„Verbrechen" und „Vergehen") zweifelhaft sein kann, aber wohl ebenso zu 
beantworten sein wird, vgl. Neumeyer Z.-St W. 23, 448, A. 21, vgl. auch 
Binding I, 443. 

*) Vgl. für eine derartige Bestimmung Schütze 59, Wächter H. 164 f., 
174, Arnold G. S. 9, Bd. 1, 345 ff. bes. 348: „weil der Staat nicht in seinem 
unmittelbaren Interesse strafte sondern um des Verhältnisses zum aus- 
wärtigen Staat willen: hat der verletzte Staat sich bereits durch Bestrafung 
des Täters Genugtuung verschafft, so wäre eine weitere Bestrafung vom Un- 
recht", s. auch 852, Tittmann 33 f. (Strafverbüßung), Geib II, 64 (Bestrafung, 
Begnadigung, Verjährung), Köstlin 37 o., Zachariae A. N. F. 1852 39 Anm. 2 
(betr. erfolgte Bestrafung), Schauberg 178 (betr. erfolgte Bestrafung, Frei- 
sprechung, Begnadigung, nicht aber Verjährung), Groß A. N. F. E. 1853, 56 
(ne bis in idem), Schwarze G. S. 12, Bd. 1, 197 ff. (Bestrafung, Freisprechung, 



— 118 — 

Bestimmung des ausländischen Interesses, l ) beizubehalten, weil 
der inländische Staat nicht unter dem Gesichtspunkt der Ver- 



Begnadigung), ders. H. H. d. Strfr. II, 53 f.. Bern er W. 137, 164 ff. (res iudicata, 
Begnadigung, nicht aber Verjährung), Haelschner I. 137 (Bestrafung oder 
andere rechtliche Tilgung), Harburger Z.-St. W. 20, 611 (Bestrafung), Se uf f ert, 
Ein neues St.G.B. 85 sub. § 7 (wie § 5 St.G.B.), vgl. auch die zit. Beschlüsse 
des Instituts f. intern. R. 1883 These 12 und 13, v. Bar 11. cc. G. S. 35, 588 ff., 
L. 227 ff., auch L. 220 Anm. 21, Lammasch G. S. 41, 1 ff. Prinzipiell gegen 
eine derartige Bestimmung Bekker I, 188 ff., Geyer Z.-St W. 3, 626, v. Liszt 
Z.-St. W. 2, 55 ff., Stenglein, 16. D. I. T. Bdl 2, 302, gegen die Berück- 
sichtigung der Verjährung nach ausländischem Recht Bin ding I, 444, Bern er 
W. 164 f., Schauberg 1. c, des Antragserfordernisses nach ausländischem 
Recht B in ding 1. c. (dessen Ausführungen I, 440 ff. unter mangelnder Scheidnng 
des Gesichtspunkts verletzten inländischen und verletzten ausländischen Inter- 
esses leiden). Die Ausführungen Belings Z.-St. W. 17, 366 ff, 362 u. er- 
klären sich wohl daraus, daß er von dem Fall verletzten inländischen Interesses 
ausgeht (vgl. das Beispiel 363 Mitte). Von den Strafgesetzgebungen erklären 
sich für eine derartige Behandlungsweise Oesterr. StG.B. § 235 (Bestrafung 
und Begnadigung betreffend „Vergehen" und „Uebertretungen" von Inländern 
im Ausland, anders bei „Verbrechen" § 36), Ungar. St.G.B. § 11 (Begnadigung, 
Aufhören, strafbar zu sein), § 16 (Antrag), Bulgar. StG.B. Art. 7, Z. 2—4 (wie 
§ 5 D. St.G.B.), Portug. StG.B. Art 53, 5 (Verurteilung), Hess. St.G.B. Art 5, 
besonders Sachs. St.G.B. Art 9 (Bestrafung durch zuständiges ausländisches 
Gericht, ausgenommen den Fall, „wenn diese Handlung durch besondere ihm 
obliegenden Verpflichtungen gegen den diesseitigen Staat, dessen Oberhaupt 
oder diesseitige Staatsangehörige einen schwereren, bei der auswärtigen Be- 
strafung nicht in Betracht zu ziehen gewesenen strafrechtlichen Charakter 
erhält"). Für eine derartige Bestimmung, aber mit mangelnder Scheidung 
zwischen Verletzung inländischer und ausländischer Interessen weiter Code 
d'instr. Art. 5 Abs. 3 (vgl. v. Marti tz II, 617 Anm. 13), Niederl. StG.B. Art 68 
(Freisprechung, Einstellung, Strafverbüßung, Begnadigung, Verjährung), Belgien 
(Ges. v. 17. April 78), Art, 13 (Freisprechung, Verurteilung und Verbüßung oder 
Verjährung, Begnadigung), Spanien Ley. Org. 340 vgl. mit 339, St.G.B. für den 
Staat New-York (1881) § 679, Mex. St.G.B. Art. 186, III, Italien. StG.B. Art. 7 
Z. 2, Dan. St.G.B. § 7, Schwed. St.G.B. Kap. 1, § 3, Schweiz. Entw. Art. 8 § 1, 
Württ. StG.B. Art. 3 Z. 3, Bayr. St.G.B. Art. 13, Bad. StG.B. Art 8. 

l ) Es gilt hier analog das zu Anm. 1 Bemerkte, auch im Inland begangene 
Delikte gegen ausländische Interessen (§ 102) wären unter diese Regel zu stellen, 
vgl. richtig betreffend die Inlandsdelikte Hessisch. StG.B. Art. 4 Z. 4, Art. 5 
Z. 2, Wächter H. 164. Anders Lammasch 1. c. 8, 135, der auch in dieser 
Beziehung auf den Begehungsstaat abstellen will. Nicht darf entscheidend sein 
die Freisprechung u. s. w. in irgend einem ausländischen Staat, vgl. hiezu 
v. Bar G. S. 35, 590, ders. L. 227 ff., Beschlüsse des Instituts f. intern. R. 1883, 
These 12 und 18, denen in dieser Richtung nicht völlig zuzustimmen ist, und 
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letzung von Interessen eines ausländischen Staats strafen soll in 
Fällen, in denen letzterer selbst nicht oder nicht mehr eine Strafe 
auferlegen würde. x ) Sodann kommt hier in Frage, ob nicht ver- 
langt werden soll, daß der ausländische Staat die Gegenseitigkeit 
verbürge und jeweils einen Antrag auf Bestrafung stelle. In 
den Fällen der §§ 102, 103 St.G.ß. wäre bei der Wichtigkeit, 
insbesondere der politischen Bedeutung der betreffenden Fälle 
das Erfordernis verbürgter Gegenseitigkeit und eines Antrags der 
auswärtigen Regierung jedenfalls beizubehalten, 2 ) aber zweck- 



Lammasch G. S. 41, 13, 22, der die entgegengesetzte Meinung vertritt. Es sind 
daher Fassungen, die schlechtweg von Freisprechung u. s. w. im Ausland reden, 
bedenklich. Doch müßte natürlich eine eventuelle Anrechnung der sonstwo im 
Ausland verbüßten Strafe vorgesehen sein. 

') Auch hier erheben sich eine Reihe spezieller Fragen. So, welche Be- 
handlungsweise als angezeigt erscheint, wenn eine Freisprechung in dem nach 
unserer Auffassung verletzten ausländischen Staat aus dem Grund erfolgte, weil 
der betr. ausländische Staat die konkrete Strafbarkeit für sich verneinte, man 
wird hier zu sagen haben, daß eine Bestrafung im Inlande nicht erfolgen kann, 
da ja der betreffende ausländische Staat selbst eine Strafe nicht auferlegen würde. 
Nicht richtig v. Bar L. 229 sub. c. Weiter ist auch hier hervorzuheben, daß 
selbstverständlich die betr. Bestimmung auch bei ausländische Interessen tangieren- 
den Uebertretungen und Delikten von Ausländern (sofern diese unter dem Personen- 
gesichtspunkt überhaupt in Betracht kommen) platzgreifen muß, de leg. lat. kann 
hier wegen der Fassung von § 4 Abs. 2 Z. 3 die Anwendbarkeit des § 5 St.G.B. 
zweifelhaft sein, für dieselbe indes mit Becht Binding I, 443. 

2 ) Für das Antragserfordernis de leg. fer. Berner W. 86, v. Bar L. 253, 
derselbe G. S. 28, 489, teilweise findet sich dasselbe im Ital. St.G.B. Art. 128 ff., 
dem Schweiz. Entw. Art. 211, 212, s. aber 213; das Erfordernis verbürgter 
Gegenseitigkeit stellen auf Oesterr. St.G.B. § 66 Abs. 2, Russ. St.G.B. von 1866 
§ 260, Russ. St.G.B. von 1903 Art 135, Württ. StG.B. Art. 3 Z. 2, Bayr. St.G.B. 
Art. 114, 134. Die Motive zum Regierungsentwurf der Novelle von 1876, 
welcher das Antragserfordernis und die Forderung verbürgter Gegenseitigkeit bei 
§ 102 f. streichen wollte, vermengen in durchaus unklarer Weise die Bestrafung unter 
dem Gesichtspunkt verletzten ausländischen Interesses und verletzten eigenen 
Interesses des Inlands (vgl. Sten. B. 2. Leg. per. III. Sess. 75 — 76, Drucksachen 
Bd. I, No. 54, 5, 36 f.), die völkerrechtliche Pflicht kann doch nicht weiter 
reichen, als die Rücksicht auf den anderen Staat und seine Interessen. Zu- 
treffend in der Reichstagsberatung Windthor st und Reichensperger Sten. 
B. 2. Leg. per. III. Sess. 75—76 Bd. 2, 796, 793 gegen Thilo (1. c. 791, 1323) 
und Wilke (1. c. 792). Für die Beseitigung des Reziprozitätserfordernisses 
Binding L. 2, 499, ders. I, 592, Meves H. H. d. Strfr. IV, 290 mit Gründen, 
die angesichts der anläßlich des königsberger Prozesses hervorgetretenen An- 
schauungen und der verstärkten Neigung, im völkerrechtlichen Verkehr nur 
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entsprechender zu formulieren. *) Ebenso wäre beides bei sonstigen, 
unter dem Gesichtspunkt einer Verletzung ausländischer Interessen 



Zug um Zug zu leisten, nicht als durchschlagend erscheinen, auch nicht, wenn 
man an sich eine völkerrechtliche Verpflichtung bejaht. 

l ) Die geltenden Bestimmungen können nach verschiedenen Richtungen hin 
bemängelt werden. Insbesondere ist dies in jüngster Zeit geschehen anläßlich 
des vielgenannten königsberger Prozesses (zu welchem jetzt zu vgl. ist das Urteil 
des Reichsgerichts R. GK 38, 75 ff.). Vgl. zur Kritik überhaupt Lammasch 
Z.-St. W. 3, 396 ff., 412 ff., 426 ff., v. Bar L. 251 f. Vor allem sind de leg. fer. 
betr. die Verbürgung der Gegenseitigkeit jedenfalls zwei Dinge zu verlangen. 
Erstens, daß die Gegenseitigkeit nur als verbürgt angesehen wird, wenn sie das 
Ausland durch Gesetz oder Staatsvertrag verbürgt — bloße Erklärung der aus- 
ländischen Regierung oder die Praxis der ausländischen Gerichte kann als zu 
unsicher nicht genügen, die Aenderung durch die Novelle von 1876 auf den An- 
trag von Schwarze gegenüber der ursprünglichen Fassung („sofern . . . nach 
veröffentlichten Staatsverträgen oder nach Gesetzen ... die Gegenseitigkeit ver- 
bürgt ist") bedeutete keine Verbesserung (vgl. auch Bin ding I, 592 A. 10, ders. 
L. 2, 499, unzutreffend Rahn 30 f.). Sodann zweitens, daß auf Grund verbürgter 
Gegenseitigkeit nur gestraft werden darf, wenn die Gewährung der Reziprozität 
seitens des ausländischen Staats vom inländischen Staat gesetzlich bekannt ge- 
macht worden ist (sonst kann eine peinliche Unsicherheit bestehen, ob in Wahrheit 
die Gegenseitigkeit verbürgt ist, wie der genannte Prozeß gelehrt hat). Auch, 
wenn der Staat A erklärt, er strafe gewisse feindliche Handlungen gegen B bei 
Verbürgung der Gegenseitigkeit durch B und der Staat B erklärt, er strafe gewisse 
feindliche Handlungen gegen A bei Verbürgung der Gegenseitigkeit durch A, so 
steht damit weder für A noch für B die Bestrafung sicher und unbedingt fest, da 
es sich immer noch fragt, ob A für A von B und B für B von A die Gegenseitigkeit 
hier wirklich als verbürgt betrachtet, deshalb ist solche Erklärung des Eingetreten- 
seins der Bedingung notwendig. Für dies zweite Erfordernis tritt auch mit 
Energie Lammasch 1. c. 398 ff. ein (der es aber wohl nicht genügend vom ersten 
sondert), vgl. zu demselben auch § 13 des Gesetzes v. 1. Juni 1891 betr. den 
Schutz von Gebrauchsmustern, § 16 des Ges. v. 27. Mai 1896 zur Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbes, § 23 des Ges. v. 12. Mai 1899 zum Schutz der Waren- 
bezeichnungen, Österr. StG.B. § 66 Abs. 2, französ. Ges. v. 27. Juni 66 Art. II 
Abs. 2, Bayr. StG.B. Art. 114, 134, vgl. ferner die Resolution der freisinnigen 
und Volkspartei (Sitzung des Reichstags vom 11. Januar 1905), den Reichskanzler 
zu ersuchen, dafür zu sorgen, daß die Gegenseitigkeit gemäß §§ 102 und 103 des 
Reichsstrafgesetzbuchs nur nach ordnungsmäßig veröffentlichten und genehmigten 
Staatsverträgen (Art. 11 der deutschen Reichsverfassung) gewährt werde. Dieses 
Verlangen dürfte übrigens noch als berechtigter erscheinen, wenn man der Ansicht 
des Reichsgerichts (R. G. 38, 77) beitritt, daß die Gegenseitigkeit schon zur Zeit 
der Begehung der Tat verbürgt gewesen sein müsse, und sich mit dem Reichs- 
gericht 1. c. hierbei auf § 2 des StG.B. beruft Denn dies ist nicht schon dann 
berechtigt, wenn, wie das Reichsgericht sich ausdrückt, verbürgte Gegenseitigkeit 
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strafbaren Delikten der dritten Kategorie, soweit sie eine po- 
litische ßedeufung haben, zu verlangen. l ) In den sonstigen Fällen 
einer Bestrafung unter dem Gesichtspunkt verletzten ausländischen 
Interesses dagegen wäre von beidem wohl aus dem Grund abzu- 
sehen, weil es eine außerordentliche Erschwerung der praktischen 
Behandlung bedeuten würde, wenn nun jedesmal die Verbürgung 
der Gegenseitigkeit und das Vorliegen eines Antrags konstatiert 
werden müßte. 2 ) Außerdem käme sekundär etwa in Betracht 



eine „Bedingung der Straf barkeit", keine „Bedingung der Strafverfolgung" ist — 
es ist nicht richtig, daß Bedingungen der Strafbarkeit schon zur Zeit der Be- 
gehung der Tat vorliegen müssen (s. zutreffend Beling L. v. V. 66 ff., v. Liszt 
193) und daß auf den Eintritt gesetzlich nach wie vor in gleicher Weise fixierter 
Bedingungen der Strafbarkeit § 2 des St.G.B. Anwendung finden kann. Diese 
Ansicht ist vielmehr nur zutreffend, wenn die Verbürgung der Gegenseitigkeit 
Bedingung der Wirksamkeit des betr. Strafgesetzes, des Inkrafttretens (und 
Inkraftbleibens) der betreffenden strafgesetzlichen Bestimmung in Bezug auf einen 
bestimmten Auslandsstaat ist, nicht bloße im konkreten Einzelfall erforderliche, 
im Strafgesetz aufgestellte Bedingung der Strafbar keit. Wenn aber dies, so 
muß doch richtigerweise der Eintritt der Bedingung für die Wirksamkeit eines 
Gesetzes selbst wieder in gesetzlicher Form konstatiert sein (vgl. auch R. G. 38, 
81). (Dafür, daß die Gegenseitigkeit schon zur Zeit der Tat verbürgt gewesen 
sein müsse, H. Meyer 641, 296, der dieselbe als Stück des Tatbestands auffaßt, 
v. Bar L. 252, 268, Oppenhoff-Delius 10 zu § 102, Finger Goltd. Arch. 60, 
53, welche mit dem unrichtigen Argument operieren, dies folge daraus, daß sie 
Bedingung oder „äußere Bedingung" oder Voraussetzung der Strafbarkeit, nicht bloß 
prozessuale Voraussetzung sei, Bin ding I, 592 — im Resultat ebenso L. 1, 174, 

2, 500, N, I, 234 f., an letzterer Stelle ist die Begründung aber eine andere — , 
Olshausen 3 zu §102, welche betonen, daß das Strafgesetz hier bedingt sei, ohne 
nähere Begründung Rüdorff-Stenglein 7 zu § 102, a. M. Lammasch Z.-St. W. 

3, 400, v. Liszt 193 vgl. mit 192, und besonders Beling L. v. V. 68 f., der hier 
eine Bedingung der Verfolgung annimmt.) 

x ) Einen Antrag verlangen in derartigen Fällen § 17 des Zollkartells mit 
Oesterreich-Üngarn vom 6 Dezember 1891, Norweg. St.G.B. § 127 Abs. 4, 
406 Abs. 3. 

2 ) Ein Antrag v. Kirchmann und Gen., in § 4 Abs. 2 Nr. 3 hinter den 
Worten „mit Strafe bedroht ist" die Worte einzuschieben: „wenn deren Ver- 
folgung von der Behörde des Staats, in dem die strafbare Handlung begangen 
worden, beantragt wird u (vgl. Sten. B. über die Verh. d. Reichst, des Nordd. 
B. 1870, 3. Bd. 218 f. und v. Kirchmann daselbst 1. Bd. 163) wurde seinerzeit 
abgelehnt. Für das Erfordernis eines Antrags v. Bar L. 225 f. (s. auch dens. 
Goltd. Arch. 18, 88), anders ders. G. S. 28, 489, dagegen Mohl 744 (s. auch 689). 
Jedenfalls wäre auch bei den Delikten der ersten Gruppe nicht Antrag des „ver- 
letzten Privaten", sondern Antrag oder Mitteilung der ausländischen Regierung 
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die Möglichkeit, daß ein schwerer Verbrecher (der Inländer ist) 
mangels gestellten Antrags oder verbürgter Gegenseitigkeit sich 
unbehelligt im Inland aufhalten könnte. 

VI. 

Bezüglich der Behandlungs weise von Verletzungen ausländischer 
Interessen ist zum Schluß noch zu bemerken, daß bei solchen im 
Gegensatz zu den Verletzungen inländischer Interessen auch bei 
Zulässigkeit der Bestrafung unter dem Personengesichtspunkt in 
Frage kommen kann, ob nicht das Inland eigene konkrete Straf- 
barkeit verneinen, die Reaktion gegen Verletzung ausländischer 
Interessen dem ausländischen Staat überlassen, denselben aber 
durch Auslieferung des Täters unterstützen will. Auch dann ist 
der Rücksicht auf die Beziehungen zu anderen Staaten Rechnung 
getragen. So ist das über das Sollen (und Müssen) der Bestrafung 
Ausgeführte nur in dem Sinne zu verstehen, daß ein Sollen (und 
Müssen) besteht für den Fall, daß die Auslieferung als nicht zu- 
lässig oder nicht opportun erscheint, eine Frage, die näher erst 
unten bei der Betrachtung unter dem Personengesichtspunkt zu er- 
örtern sein wird. 

§3. 

Die Bejahung unter dem Gesichtspunkt der Verletzung 

gemeinsamer Interessen. 

Bisher wurde gesondert behandelt die Bestrafung unter dem 
Gesichtspunkt verletzter Interessen des inländischen Staats und 
verletzter Interessen eines ausländischen Staats. Vorausgesetzt 
war dabei, daß die Fälle, in welchen das eine, und . in welchen 



zu verlangen, während die Gesetzgebungen, welche das Antragserfordernis hier 
aufnehmen, entweder alternativ Mitteilung der Behörde des Auslands oder Antrag 
des verletzten Privaten (hiefür auch v. Bar 1. c.) oder letzteren allein verlangen, 
so Frankreich Code d'instr. (Fassung von 66) Art. 5 Abs. 4, Belgien (Ges. vom 
17. April 78) Art. 8, 9, vgl. Art. 6 Z. 3 Abs. 2, Portug. St.G.B. Art. 53 § 2, 
Italien. St.G.B. Art. 5 Abs. 2, s. auch Mexik. St.G.B. Art. 186, II. 

Verbürgung der Gegenseitigkeit wird (abgesehen von den Delikten der dritten 
Kategorie) verlangt in § 23 des Geb. zum Schutz der Warenbezeichnungen, § 13 
des Ges. betr. den Schutz von Gebrauchmustern, § 16 des Ges. zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs, s. weiter Belg. Ges. vom 17. April 78 Art. 9, 
Französ. Ges. vom 27. Juni 1866 Art. II. Gegen das Verlangen verbürgter Gegen- 
seitigkeit Mo hl 744 (s. auch 725 ff.), vgl. dazu auch v. Bar L. 251 ff. 
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das andere Interesse als verletzt erscheint, sich trennen lassen. 
Nun redet man aber im internationalen Strafrecht auch von der 
Verletzung „internationaler Rechtsgüter u oder „gemeinsamer In- 
teressen u . Dieser Begriff ist schärfer zu fassen, als oft geschieht. *) 
Soll er Wert haben, so muß man darunter verstehen Fälle, in 
welchen das eigene Interesse des Inlands so sehr mit den Inter- 
essen aller anderen Kulturstaaten zu einem gemeinsamen Interesse 
verflochten erscheint, 2 ) daß eine derartige Trennung unmöglich 
ist, daß ein und derselbe Gang und Stand von Wert für alle 
Staaten ist und deshalb mit dem eigenen Interesse immer auch 
das der anderen Staaten als verletzt erscheint und umgekehrt. 3 ) 
Das Eigentümliche ist hier, daß nach dem soeben Entwickelten 
die Interessen des inländischen Staats als mitverletzt betrachtet 
werden in Fällen, in welchen zunächst — nach den sonst gel- 
tenden, oben entwickelten Regeln — ein inländisches Interesse 
nicht als tangiert erscheint: bei Begehung im Ausland und ohne 
daß es sich direkt um einen Angriff auf die Individuaissphäre 
eines Inländers oder die gesellschaftlichen Verhältnisse im Inland 
oder auf den inländischen Staat handelt. Wann wird nun de leg. 

*) Vgl. z. B. die irreführende Terminologie bei Lammascii Z.-St. W. 3, 

383: „Da die Rechte aller Staaten das Privateigentum, ebenso wie das 

Leben, Gesundheit, Freiheit und Ehre innerhalb gewisser Schranken schützen, ist 
dasselbe ebenso wie diese Güter ein alle Staaten gemeinsam interessierendes, ein 
internationales Rechtsgut", s. dagegen treffend v. Liszt Z.-St. W. 2, 76: „Auch 
dadurch, daß diese Rechtsgüter in den verschiedenen Staaten in gleicher Weise sich 
wiederfinden, hören sie nicht auf nationale Rechtsgüter zu sein, werden sie nicht 
etwa zu internationalen". Die inhaltlich sich entsprechenden Interessen der ver- 
schiedenen Staaten sind wohl zu scheiden von ihren gemeinsamen Interessen. 
Dies gilt auch gegen Wahlbergs (Grünhuts Z. 7, 499) „Weltrechtsgüter". 

2 ) Vgl. v. Liszt Z.-St. W. 2, 76. Wenn Triepel 383 betont, die Staaten- 
gemeinschaft sei keine rechtsfähige Persönlichkeit, so trifft dies das Gesagte 
nicht, denn als Subjekt der gemeinsamen Interessen wird hienach nicht eine Über- 
staatliche Gemeinschaft gedacht, sondern Subjekte sind der eigene Staat und die 
anderen Staaten. Abweichendes bei v. Rohland 18. 

3 ) Nur unter dem Gesichtspunkt einer Verletzung seiner eigenen Interessen 
straft das Inland in den von Binding I, 393 angeführten Fällen gemeinschaft- 
licher Zollgebäude, Grenzsteine u. s. w. Hier wird bestraft wegen Verletzung des 
primo loco in Betracht kommenden inländischen Interesses. Wenn Binding 1. c. 
hier von Rechtsgütern redet, die „nicht ganz seine eigenen sind", so liegt dem 
die Auffassung des Rechtsguts als eines körperlichen Dings, das Gegenstand von 
Eigentum ist, zu Grunde. 
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lat. unter dem Gesichtspunkt einer Verletzung derartiger „gemein- 
samer', „internationaler" Interessen konkrete Strafbarkeit im 
Jnland statuiert? Dieser Gesichtspunkt kommt einmal in Be- 
tracht bei Angriffen von sozusagen abstraktem, prinzipiell ver- 
neinendem Charakter, einem Auftreten als ,,hostis generis humani", 
wie bei anarchistischen Attentaten, insbesondere Dynamitver- 
brechen, seeräuberischen Angriffen, dem Treiben der Sklaven- 
räuber und Sklavenhändler und ähnl. Diese Angriffe richten sich 
gegen von allen Staaten als wichtig betrachtete Interessen und 
zwar in der Weise, daß sie dieselben jeweils nicht als Interessen 
eines bestimmten Staats angreifen, sondern allgemein und prin- 
zipiell, als abstrakte und deshalb allen gemeinsame Interessen, 
daß sie sich richten gegen die Existenz einer festen staatlichen 
Ordnung überhaupt, gegen Sicherheit und Freiheit des Verkehrs 
überhaupt, gegen die Sicherheit der menschlichen Freiheit über- 
haupt, gleichgültig, wo der Angriff stattfand und welche bestimmte 
staatliche Ordnung, welchen bestimmten Staats Schiffe, Angehörige 
und Schutzgenossen prima facie als angegriffen erscheinen. x ) In 
solchen Fällen ist inländische Strafbarkeit unter dem genannten 
Gesichtspunkt der Verletzung gemeinsamer Interessen, also vor 
allem auch bei Auslandsbegehung unabhängig von Strafbarkeit 
nach der lex loci, 2 ) vom geltenden Recht bejaht in § 12 des 
Sprengstoffgesetzes, 3 ) § 5 des Gesetzes betr. die Bestrafung des 

x ) Vgl. Bluntschli Revue de droit int. 13 (1881) 74 und die oft zitierte 
Aeußerung dort: „Aux maux international, il faut des rämedes intern ationaux", 
Moni 699, Binding I, 379, Berner W. 171 f., v. Liszt Z.-St. W. 2, 77, 
v. Liszt 103 sub. V., v. Martitz I, 102f., 115, 124 o., Meili Böhms Z. 9, 19, 
Döhn Z.-St. W. 20, 70, Ulimann, V. R. 4, s. auch Beling Z.-St. W. 17, 330, 
Tafel 7, und Heinze Goltd. Aren. 17, 745 ff. (der zu weit gehend den Hoch- 
verrat hieher rechnen will). Anders Lenz Z.-St. W. 16, 12 f. Vgl. auch Wahl- 
berg Grünhuts Z. 7, 501. 

2 ) Da es sich ja nicht um Bestrafung unter dem Gesichtspunkt verletzter 
Interessen eines ausländischen Staats handelt, sondern unter dem Gesichtspunkt 
gemeinsamer, also auch eigener Interessen. 

3 ) Vgl. mit §§ 5, 6, 7, 8, über § 10 s o. S. 63. S. die Begründung, Sten. B. 
5. Leg. per. IV. Sess. 1884, Drucks. Bd. II, N. 84, 9: der „internationalen Richtung 
der verbrecherischen Tätigkeit der Umsturzparteien" entspreche die inländische Straf- 
barkeit auch bei im Ausland begangenen Handlungen und ohne Rücksicht darauf, 
ob die Handlung auch durch die Gesetze des Orts der Begangenschaft mit Strafe 
bedroht sei, v. Martitz I, 102 („Verschuldungen von geradezu internationaler 
Gemeingefährlichkeit"), Binding I, 428, auch Neumeyer Z.-St. W. 23, 451. 
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Sklavenraubs und Sklavenhandels, 1 ) nicht aber im Fall des See- 
raubs. 2 ) Derselbe Gesichtspunkt kommt in Betracht da, wo nicht 
die Richtung des Angriffs eine abstrakte, prinzipiell verneinende 
ist, sondern wie bei Falschmünzerei, Beschädigung von Kabeln 
und in ähnlichen Fällen der Angriff auf Objekte des internationalen 
Verkehrs oder Gebrauchs sich richtet und deshalb alle Staaten 
als mitverletzt erscheinen, weil sie alle an diesem Verkejir und 
Gebrauch teilnehmen, gleichgültig, wo die Tat begangen wurde 
und zu welchem Staate auf den ersten Anblick die betreffenden 
Objekte in Beziehung stehen. 3 ) Auch in solchen Fällen findet 
sich im geltendem Recht Bejahung der Strafbarkeit unter dem 
genannten Gesichtspunkt, also insbesondere bei Auslandsbegehung 
unabhängig von Strafbarkeit nach der lex loci. So bei den 
Münzverbrechen (§ 4 Abs. 2 Z. 1 StG.B.) 4 ), nicht aber bei De- 

J ) Vgl. die Begründung, Sten. B. 9. Leg. per. III. Sess. 1894-95, Drucks. 
Bd. I, N. 138, 686: die Vorschrift beruhe auf dem Gedanken der „Solidarität der 
Interessen aller Kulturmächte im Hinblick auf die Verfolgung des Sklavenraubs 
und Sklavenhandels. " Es kommt hier indes auch in Betracht, daß es sich meist 
um Taten in staatenlosem Gebiet handeln .wird, was Neumeyer Z.-St. W. 23, 
452 A. 26 richtig bemerkt, darüber s. u. 

2 ) Für § 250 Z. 3 St.G.B. sind mangels besonderer Bestimmungen die all- 
gemeinen Regeln der §§ 3, 4 St.G.B maßgebend, vgl. Bin ding L. 1, 315, 
v. Martitz I, 66 A. 14. 

3 ) Vgl. Bin ding I, 380, 393, der aber zusehr durch seinen Begriff des 
Rechtsguts als körperlicheu Objekts, das Gegenstand eines Eigentums ist, beeinflußt 
wird, Meili Böhms Z. 9, 19, v. Liszt Z.-St W. 2, 77, v. Liszt 1D3 sub. 5, 
Tafel 7, Beling Z.-St. W. 17, 330. 

4 ) Vgl. Motive 32 : „die Allgemeinüeit, wie die kommerzielle und juristische 
Bedeutung des Geldverkehrs und Geldgebrauchs u , Abg. Fries Sten. B. über die 
Verh. d. Reichst, d. Nordd. B. 1870, 1. Bd., 159: „ein gemeingefährliches inter- 
nationales Verbrechen", Bundeskommissär Friedberg 1. c. 1. Bd., 160: das 
gemünzte Geld sei „Verkehrsmittel in der ganzen Welt", s. auch Begründung 
zum Ges. betr. die Bestrafung des Sklavenraubs u. s. w. 1. c. 686 (im St.G.B. sei 
für Münzverbrechen „Interessensolidarität" anerkannt). S. auch Köhler, Reform- 
fragen 37, Schultz 10, v. Bar L. 212, Neumeyer Z.-St. W. 23, 451. Bindingl, 
(393) 428 ist der Meinung, die Ausdehnung der Strafbarkeit wurzle hier in dem 
Gedanken, daß im deutschen Reich nicht nur deutsches Geld umlaufe, diene also 
wesentlich zum Schutz des Geldverkehrs in Deutschland, das steht aber dem Oben- 
gesagten nicht entgegen, da eben das Interesse an der Sicherheit des deutschen 
Geldverkehrs als untrennbar verflochten mit der Sicherheit des Geldverkehrs 
überhaupt angesehen wird (s. auch Bin ding L. 2, 313, I, 393: „internationales 
Rechtsgut"), üebrigens kommt nicht nur der Geldverkehr in Deutschland, sondern 
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likten betr. die Telegraphenkabel. *) Weiter kommen in diesem 
Zusammenhang auch noch gewisse Fälle von Verletzungen des 
Interesses an der Autorität ausländischer, aber international tätiger 
Organe in Betracht. 2 ) Was die Anwendung dieses Gesichts- 
punkts de leg. fer. betrifft, so ist z. T. ein „Müssen" zu bejahen, 3 ) 
sofern völkerrechtliche Rechtssätze, wie beim Seeraub, 4 ) oder 
völkerrechtliche Verträge 5 ) Statuierung konkreter Strafbarkeit 



auch der Geldverkehr außerhalb Deutschlands, soweit Deutsche an ihm beteiligt 
sind, in Betracht. Wenn v. Martitz I, 101 A. 47 hier von „Gesichtspunkten 
des Weltrechtsprinzips" redet, so ist zu betonen, daß es sich nicht um eine Be- 
strafung unter dem Gesichtspunkt verletzter fremder, sondern unter dem Gesichts- 
punkt verletzter eigener, nur nicht ausschließlich eigener Interessen handelt. 

*) Vgl. Reichsges. vom 21. Nov. 1887 zur Ausführung des internationalen 
Vertrags zum Schutze der unterseeischen Telegraphenkabel und dazu Sten gle in 310. 
Da hier keine Spezialbestimmung betr. das internationale Strafrecht sich findet, 
müssen bezüglich der im § 2 genannten Zuwiderhandlungen die allgemeinen Be- 
stimmungen des Strafgesetzbuchs platzgreifen, also inländische Strafbarkeit besteht 
hier nur bei Delikten, die im Inland begangen sind (wobei zu beachten ist, daß 
deutsche Schiffe auf hoher See als Inland gelten) oder von Inländern im Ausland. 
Strafbestimmüngen entsprechend dem Art. 2 des internationalen Vertrags sind 
nicht aufgenommen, weil die §§ 317, 318 St.G.B. genügend erschienen, für welche 
das Etfengesagte ebenfalls gilt. Eine Bestrafung unter dem Gesichtspunkt verletzter 
gemeinsamer Interessen findet also nicht statt. Dagegen könnte man vielleicht noch 
hieher stellen das Ges. vom 4. Dezember 1876 betr. die Schonzeit für den Fang von Robben. 

2 ) Vgl. § 3 d. Ges. v. 21. Nov. 1887 (Sten gle in 312 N. 3 und die dort 
zit. Aeußerung der Motive), Art. 32 der Konvention vom 6. Mai 1882 (Stenglein 

519), Art. 7 Abs. 4 des Vertrags v. ^°^^ (Stenglein 522), letztere beiden 

Bestimmungen sind bisher nicht deutsches Recht geworden (v. Liszt 557 A. 1). 
8 ) Der Fall liegt bei solchen „gemeinsamen" Interessen eigentümlich, sofern 
bei ihnen, eben weil sie gemeinsame Interessen sind, als Grund der Bestrafung 
neben der Sorge für die eigene Selbsterhaltung auch die Rücksicht auf andere Staaten, 
ja eine völkerrechtliche Verpflichtung ihnen gegenüber in Betracht kommen kann. 

4 ) Vgl. Triepel 336 A. 1, v. Martitz I, 66 ff. Die Bestimmungen des 
geltenden Rechts in dieser Richtung sind ungenügend, vgl. v. Martitz I, 66 
A. 14, auch Binding I, 379 A. 6, und wären unter dem Gesichtspunkt einer 
Verletzung gemeinsamer Interessen auszugestalten, vgl. Niederl. St.G.B. Art. 4 
Z. 4 vgl. mit Art. 381, 382. 

5 ) Wobei übrigens scharf zu trennen ist die Verpflichtung, eine Handlung 
überhaupt für strafbar zu erklären und die Verpflichtung, sie betr. die Strafbarkeit 
in concreto als Verletzung gemeinsamer Interessen zu behandeln, also sie für 
schlechtweg in concreto strafbar zu erklären, wo und gegen wen oder was auch 
sie begangen sein mag. Auf Grund solcher vertragsmäßigen Verpflichtung 
wäre in den oben Anm. 2 genannten Fällen konkrete Strafbarkeit unter dem 



— 127 — 

unter diesem Gesichtspunkt verlangen. Bezüglich des „Dürfens* 
wird sich eine Schranke noch weniger aufstellen lassen, als bei 
der Bestrafung unter dem Gesichtspunkt verletzten ausländischen 
Interesses. Bezüglich des „Sollens" besteht eine Neigung, den 
Kreis der Statuierung inländischer Strafbarkeit unter dem Ge- 
sichtspunkt einer Verletzung gemeinsamer Interessen zu weit aus- 
zudehnen, 2 ) Vorsicht erscheint hier geboten, um die Interessen- 
sphäre und die Straflast des inländischen Staats nicht ins Un- 
gemessene zu erweitern, regelmäßig wird Bejahung konkreter 
Strafbarkeit unter diesem Gesichtspunkt nur in den beiden oben 
umschriebenen Gruppen von Fällen sich empfehlen. 2 ) Die ganz 
unklar gedachte Kategorie von „Delikten gegen das Völkerrecht *, 
welche in diesem Zusammenhang z. T. aufgestellt wird, ist zu 
vermeiden. 3 ) Was die Art und Weise der Behandlung der Fälle, , 

Gesichtspunkt der Verletzung eines gemeinsamen Interesses (an der Autorität der 
international tätigen Organe) im deutsehen Recht zu statuieren. (Die betr. 
Vertragsbestimmungen verlangen allerdings nur Gleichstellung mit der Verletzung 
des Interesses des Inlands an der Autorität seiner eigenen Organe, wofür de leg. 
lat. § 3, § 4 Abs. 2 Z. 3 3t.G.B. gilt). 

*) Vgl. z. B. üllmann Kr. VJSchr. 39, 460 ff., Geyer, Z.-St. W. 3, 620ff. 
Auch in den Gesetzgebungen, welche wie das Oesterr. St.G.B. § 36 die „Verbrechen" 
der Untertanen, das Franz. Recht Code d'instr. Art. 5 Abs. 1 die „crimes" der 
Inländer, oder wie das Norweg. St.G.B. in § 12 Z. 3 a, Z. 4 a eine ganze Reihe 
schwerer Delikte bei Begehung im Ausland schlechtweg — ohne Rücksicht auf 
Strafbarkeit im Ausland — strafen, spielt wohl der Gedanke eine Rolle, daß in 
solchen Fällen stets der inländische Staat mitverletzt sei. Anders mit Recht der 
Schweiz. Entw. Art. 7, der nur Mädchenhandel, Münzfälschung, Sprengstoffdelikte 
auffuhrt. Eine Ausdehnung des Gesichtspunkts einer Verletzung gemeinsamer 
Interessen auf die Taten „internationaler Gauner" befürwortet v. Liszt 103, vgl. 
dazu die Verhandlungen der X. internat. Versammlung der I. K. V. in Hamburg, 
September 1905. Auch dies dürfte aber (für das repressive Vorgehen) zu weit führen. 

2 ) Hier kommen aber auch noch andere Delike als die de leg. lat. bereits in 
dieser Weise behandelten in Betracht. So der Mädchenhandel, bei dem nach der 
bisherigen Regelung in § 48 des Ges. über das Aus wanderungswesen vom 9. Juni 
1897 die allgemeinen Grundsätze der §§ 3 ff. St.G.B. platzgreifen, s. dagegen Schweiz. 
Entw. Art. 7 vgl. mit 131. So die Verfälschung von Waren des internationalen 
Handelsverkehrs, s. Bin ding I, 380, Meili Böhms Z. 9, 19. Weiter wäre wie 
Münzfälschung zu behandeln die Fälschung von Postwertzeichen, vgl. Art. 18 des 
Weltpostvertrags vom 4. Juli 1891. Sodann wären die ungenügenden Bestimmungen 
gegen anarchistische Gewalttaten zu ergänzen, s. in dieser Richtung Seuffert, 
Anarchismus und Straf recht, bes. 211, § 19. 

a ) Mit Recht erklärt sich gegen dieselbe Triepel 329 ff., über die „offene es 
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welche unter diesen Gesichtspunkt fallen, anbelangt, so ist bereits 
oben hervorgehoben, daß es sich um Verletzung gemeinsamer, 
also mit eigener Interessen handelt, demzufolge gilt hier Ent- 
sprechendes, wie im Fall der Bejahung verletzter eigener Interessen 
des Inlands, insbesondere ist also konkrete Strafbarkeit zu bejahen 
ohne Rücksicht auf Strafbarkeit im Ausland 1 ). Immerhin macht 
sich aber auch teilweise die Besonderheit des Falls, daß hier 
nicht einfach eine Verletzung eigener, sondern gemeinsamer 
Interessen in Frage steht, geltend. So mag hier, wo ausländische 
Staaten als ebenfalls interessierte voraussichtlich entsprechend 
vorgehen werden, wohl eher ausländischen Justizakten eine kon- 
sumierende Bedeutung beigelegt werden, 2 ) so kann aus demselben 
Grund hier eine Arbeitsteilung unter den Staaten in Frage kommen, 
in Folge der eventuell Auslieferung an einen andern Staat zur 
Bestrafung platzgreift, nicht in allen Fällen selbst gestraft wird. 3 ) 

§4. 

Die Ablehnung des Gesichtspunkts einer Verletzung von 

„Kulturinteressen", „Menschheitsinteressen", „Zivilisationsinteressen". 

Delikte im staatenlosen Gebiet. 

Die bisherige Darstellung hat als Träger zu schützender 
Interessen, deren Verletzung in concreto strafbar ist, die Staaten, 
den inländischen Staat und die ausländischen Staaten festgehalten. 

against the law of nations" im englisch-amerikanischen Recht insbesondere vgl. 
Hintrager Böhms Z. 9, 68 ff., v. Martitz I, 60 A. 1, Triepel 330, A. 1. 

r ) So die lex. lat. in den betr. Fällen. So auch Seuffert Anarchismus 211, 
§ 19 Abs. 2. So weiter das Norweg. St.G.B. in den Fällen § 12 Z. 3 a, Z. 4 a 
(im Gegensatz zu § 12 Z. 3 c, 4 b), wo Fälle von Bestrafung unter dem Gesichts- 
punkt verletzter eigener Interessen des Inlands und Fälle von Bestrafung unter 
dem Gesichtspunkt verletzter gemeinsamer Interessen gleichmäßig behandelt werden, 
vgl. z. B. dort zit. Kap. 8, 9, §§ 83, 88, 89, 90, 93, 98-104 einerseits, Kap. 17, 
§§ 174—178, 160, 161, 225 andererseits. Gegen eine derartige Zusammenstellung 
beider Fälle, wie sie auch der Oesterr. Entw. vorsah, Zucker, Böhms Z. 2, 611, 
612 f., Rosenblatt ARCH.-ÖFF.-R. 8, 113. Etwas anders der Schweiz. Entw. 
Art. 8 § 2 (Verfolgung nur auf Antrag der Bundesanwaltschaft, wenn die Tat am 
Ort der Begehung nicht mit Strafe bedroht ist). 

2 ) So Code d'instr. Art. 5 Abs. 3 (Fassung vom 3. April 1903) betr. die im 
Ausland begangenen „crimes", Schweiz. Entw. Art. 8 § 1, anders die lex lat. in 
den betr. Fällen. Jedenfalls muß Anrechnung erfolgen, s. Österr. St.G.B. § 36 Abs. 2. 

3 ) Vgl. auch Seuffert, Anarchismus 168, 211 § 20 Abs. 2, s. auch u. 
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Nun finden sich aber Aeußerungen, die unter dem Gesichtspunkt 
verletzter überstaatlicher Interessen Strafbarkeit bejahen, unter 
dem Gesichtspunkt verletzter „Kulturinteressen", „ Zivilisations- 
interessen -, „Menschheitsinteressen", Interessen der „menschlichen 
Gesellschaft" u. ä. 1 ) Damit ist der feste Boden des Rechts ver- 
lassen, und als Träger des Interesses ein Etwas gedacht, das sich 
nicht als Subjekt im Rechtssinne fassen läßt. Diese Auffassung 
ist daher abzulehnen. Nun könnte man sie aber für einen speziellen, 
eigentümlich gelagerten Fall vertreten, nämlich für den Fall einer 
Begehung von Delikten im staatenlosen oder unzivilisierten Gebiet. 
De leg. lat. ist die Frage der Strafbarkeit von Delikten im staaten- 
losen oder unzivilisierten Gebiet strittig. 2 ) De leg. fer. sind 

!) Vgl. bes. HeinzeU. 36 ff., Mohl 683, 703, 706 f., v. BarG. S. 35, 588 f., 
R. Schmid 173. Der Gedanke ist ein echter Auf klärungsgedanke, vgl. v. Sonnen- 
fels bei Lammasch 50 A. 7. In Verbindung damit werden z. T. die Normen, 
denen zuwidergehandelt wird, dann ebenfalls als nichtstaatliche betrachtet, da- 
gegen s. das unten Auszuführende. 

2 ) Es ist wohl die Strafbarkeit des Inländers, der im staatenlosen oder un- 
zivilisierten Gebiet delinqüiert, zu verneinen, weil bei Delikten im Ausland für 
die Bestrafung nach § 4 Abs. 2 Z. 3 der Gesichtspunkt einer Verletzung der 
Interessen eines fremden Staats und gerade des Staats des Begehungsorts zu 
Grunde gelegt ist, und Strafbarkeit im letzteren verlangt wird, weil er sonst 
nicht in seinen Interessen als entspiechend verletzt erscheint. Für die Verneinung 
Beling Z.-St. W. 17, 348, ders. Gr. 69, Schütze 54 A. 5, 159 A. 14. Haelsch- 
ner I, 167 N. 1, v. Hippel D. I. Z. 2, 213 ff. insbes. 216, v. Martitz 1,69, A. 17, 
Geyer Gr. I, 96, Berner L. 262, A. 1, Olshausen 16 zu § 4, Lammasch 53 
A. 1, Rüdorff-Stenglein 10 zu § 4, Frank III, 3b zu §§ 4-5, Finger I, 
170, Oppenhoff-Delius 24a zu § 4, Mot. zum Entw. v. 1875 1. c 18 f., Mot. 
zum Ges. Entw betr. die Beförderung und Beschäftigung eingeborener polynesischer 
Arbeiter in H. H. d Strfr. IV, 70 A. 1, Mot. zum Entw. v. 1889 1. c. 6, Mot. 
zum Entw. des Ges. betr. die Bestrafung des Sklavenraubs u. s. w. 1. c. 685. 
Anderer Meinung v. Bar L. 258, H. Meyer 122, Fuld G. S. 42, 36 f., 45, 248 f.. 
v. Weickhmann Die Vielehe ti. s. w. 46, Meyer owitz Böhms Z. 9, 288, 
Meves 92 f. (teilweise), wohl auch Heinze U. 18, und besonders Binding I, 
436. Er stützt sich darauf, das Gesetz ziele in § 4 Abs. 2 Z. 3 dahin, daß wenn 
die Handlung in einer fremden Rechtsordnung vorgenommen dort stratlos sei, sie 
auch in Deutschland stratlos sein solle, somit hätte gesagt werden müssen: „eine 
Handlung, welche nicht durch die Gesetze des Ortes, wo sie begangen wurde, 
mit Strafe verschont ist", es sei daher der § 4 Abs. 2 Z. 3 berichtigend in dieser 
Weise auszulegen. Dagegen spricht das eben Gesagte (vgl. auch die Ausführungen 
von Binding selbst, I, 395, 396, 435 über Strafbarkeit im Ausland als Sympton 
der RechtsgUterverletzung). Es fragt sich, ob hieran durch § 77 des Gesetzes 

H e g 1 e r , Prinzipien dei internationalen Strafrechts. 9 
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natürlich vor allem die Fälle auszuscheiden, in denen ideell - 
staatlich gefaßte inländische Interessen oder Interessen eines aus- 
ländischen Staats im staatenlosen Gebiet verletzt werden, Delikte 
gegen Inländer oder Angehörige fremder Staaten, da diese keine 
Besonderheit zeigen. Letzteres ist nur der Fall bei Angriffen auf 
den befiiedeten Stand der Individuaissphäre Staatenloser oder 
Unzivilisierter im staatenlosen oder unzivilisierten Gebiet. Ein 
Zivilisations- oder Kulturinteresse hier als verletzt anzunehmen, 
verbietet das eben Gesagte. So wird man hier, wenn man das 
Sollen bezüglich der konkreten Strafbarkeit in diesen Fällen mit 
Recht bejaht, 1 ) 2 ) richtigerweise ein „gemeinsames" Interesse der 
Kulturstaaten als verletzt betrachten, ein gemeinsames Interesse 
an dem befriedeten Stand der Individualsphäre Staatenloser 
oder Unzivilisierter im staatenlosen oder unzivilisierten Gebiet. 
Die Bejahung eines solchen Interesses geht nicht so sehr von 
Erwägungen der Humanität aus, als davon, daß ein solcher Zu- 
stand Voraussetzung für eine ersprießliche Tätigkeit der Kultur- 
staaten und ihrer Angehörigen in diesen Gebieten, für ihren 
Handel, Verkehr u. s. w. daselbst, daher für den inländischen 

über die Konsulargerichtsbarkeit v. 7. April 1900 etwas geändert worden ist. 
Darnach können die der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Personen vor den 
Konsulargerichten auch dann verfolgt werden, wenn sie nach deutschem Strafrecht 
als Verbrechen, Vergehen sich darstellende Handlungen im staatenlosen Gebiet 
begangen haben. Beling Gr. 69, ders. Enc. IT, 338 f., Frank III, 3 b zu §§ 4—5, 
Finger I, 170 f. sind mit Recht der Meinung, daß damit nur für das Verfahren 
vor den Konsulargerichten etwas gesagt, nicht aber die allgemeine Frage ent- 
schieden ist, a. AI. v. Liszt 108 A. 9, der damit als generell entschieden be- 
trachtet, daß eine Handlung auf staatenlosem Gebiet nach deutschem Strafrecht 
verfolgt werden kann. Siehe gegen v. Liszt auch Olshausen 16 zu § 4. Für 
die Gleichstellung von staatenlosem und unzivilisierte m Gebiet vgl. bes. Hippel 
1. c. 213 f. 

1 ) Das Dürfen kann hier ebensowenig verneint werden, wi^ sonst bezüglich 
der Statuierung konkreter Strafbarkeit bei Auslandsdelikten unter dem Gesichts- 
punkt verletzter eigener oder gemeinsamer Interessen. Ein Müssen im strengen 
Sinn läßt sich wohl nicht ohne weiteres behaupten, anders v. Martitz I, 69, s. 
auch A. 17 das. 

2 ) De leg. fer. für die Bestrafung von Delikten im staatenlosen oder un- 
zivilisierten Gebiet Berner W. 169, ders. L. 262, Binding I, 396, v. Bar Goltd. 
Arch. 18, 453 A. 1, ders. G. 8. 35, 586, Harburger Z.-St. W. 20, 590 f., Fuld 
G. S. 45, 249 f., 255 f., Lammasch 53 A. 1, Seuffert, Ein neues St.G.B. 84 sub 
§ 4 Z. 2, Beschlüsse des Inst. f. intern. R. 1883 These 9. 
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Staat und alle andern Kulturstaaten von Wert ist. Die Behandlungs- 
weise dieser Fälle ist demgemäß entsprechend der bei Bejahung 
einer Verletzung gemeinsamer Interessen. x ) Gewisse Eigentüm- 
lichkeiten der Behandlungsweise ergeben sich aber aus der Natur 
der Sache und aus dem eben Entwickelten, daß nämlich Delikte 
gegen Staatenlose oder Unzivilisierte im staatenlosen oder un- 
ziviiisierten Gebiet nicht schlechtweg behandelt werden sollen 
wie Delikte gegen die Individualsphäre im Inland oder von In- 
ländern im Ausland, sondern in ziemlichem Maß eine Berück- 
sichtigung der im staatenlosen oder unzivilisierten Gebiet herr- 
schenden Sitten und Gewohnheiten stattfinden soll. 2 ) Denn an 
der Sicherheit der Individualsphäre Staatenloser oder Unzivili- 
sierter im staatenlosen oder unzivilisierten Gebiet besteht ein 
Interesse nur soweit dieselbe in der genannten Richtung von 
Belang ist, entsprechend ist Anlaß zur Bestrafung nur gegeben, 
soweit durch eine Tat unter Berücksichtigung der konkreten Ver- 
hältnisse die erfolgreiche Tätigkeit der Kulturstaaten und ihrer 
Angehörigen in diesen Gebieten in Frage gestellt erscheint. In 
dieser Richtung ist wohl auch § 77 des Gesetzes über die Kon- 
sulargerichtsbarkeit nicht vorsichtig genug gefaßt, der außerdem un- 
richtigerweise nicht differenziert zwischen Verletzung inländischer, 
ausländischer, gemeinsamer Interessen. 



*) Vgl. auch Seuffert, Ein neues St.G.B., der 85 sub. § 7 Justizakte seitens 
ausländischer Gerichte die Bestrafung im Inland ausschließen läßt. Nicht richtig 
ist es freilich, wenn von ihm auch der Verjährung u. s. w. nach dem Recht des 
ausländischen Staats - welches? - eine die Bestrafung ausschließende Wirkung 
beigelegt wird. 

2 ) Vgl. v. Bar L. 219 f., ders. Goltd. Arch. 18, 453 A. 1, G. S. 35, 586, auch 
Beschlüsse des Inst. f. intern. R. 1883 These 9 und besonders zutreffend Frank 
III, 3 b zu §§ 45: „da sich die Anforderungen des deutschen Strafrechts nur in 
sehr beschränktem Umfange auf unkultivierte Verhältnisse Übertragen lassen," 
ders. D. I. Z. 1, 129. 



III. Kapitel. 

Die Bejahung konkreter Strafbarkeit im Inland unter dem 
Gesichtspunkt der Handlung von Personen gegen sie bindende 

Normen. 

Wie schon oben angedeutet, gibt das im vorigen Kapitel 
Ausgeführte nur Eine Seite der Sache. Neben die Frage des 
Kreises der in concreto strafbaren Interessenverletzungen tritt 
die Frage des Kreises der in concreto strafbaren verletzenden 
Personen* Neben die Frage, wann bejaht das Inland konkrete 
Strafbarkeit einer Handlung unter dem Gesichtspunkt, daß zu 
schützende Interessen durch sie verletzt sind, tritt die eben so 
wichtige, ja oft allein berücksichtigte, Frage, wann bejaht das 
Inland konkrete Strafbarkeit einer Handlung unter dem Gesichts- 
punkt, daß die handelnden Personen Normen zuwidergehandelt 
haben, welche für sie als bindend erscheinen? So ist die Frage 
näher zu formulieren. Bei der Personenseite im internationalen 
Strafrecht handelt es sich um die Frage der Erstreckung der 
bindenden Kraft der Normen. Strafbarkeit in concreto wird in 
persönlicher Beziehung bejaht, weil und wenn das Handeln gegen 
mit Rücksicht auf den Gegensatz Inländisch und Nichtinländisch 
den Täter bindende Normen bejaht wird, verneint, weil und wenn 
das Handeln gegen solche verneint wird 1 ). So de leg. lat. und 
darum dreht sich auch der Streit im internationalen Strafrecht 
bezüglich des „Dürfens", „MUssens" und „Sollens" in der persön- 

l ) Für die Beziehung zwischen Strafbarkeit in concreto und bindender 
Kraft der Normen mit Rücksicht auf den Gegensatz Inländisch-Nichtinländisch 
vgl. Abegg 32, Feuerbach § 31, Bremer G. S. 17, 421, 442, 448, Heinze 
U. 5, v. Rohland 20 u., 54, und bes. zutreffend Bin ding I, 374 sub. Z. 7 und 
A. 11, A. 13 das. 
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liehen Richtung, ob diese oder jene Personenklasse als einer mit 
Rücksicht auf den Gegensatz Inländisch und Nichtinländisch sie 
bindenden Norm zuwiderhandelnd betrachtet werden darf, muß, 
soll 1 ). Nicht handelt es sich darum, ob bei einer in abstracto 
und concreto rechtswidrigen Tat (wir können auch hier in dieser 
Weise unterscheiden), 2 ) bei einem Zuwiderhandeln des Täters 
gegen ihn bindende Normen die Strafbarkeit nun etwa für diesen 
oder jenen Personenkreis (nicht im Inland Handelnde, Ausländer) 
ausgeschlossen ist, denn dies würde hier nach der regelmäßigen 
Behandlung in der Gesetzgebung, so auch im geltenden Recht, 
zu dem unannehmbaren Resultat führen, daß die Zahl der in 
abstracto und concreto rechtswidrig Handelnden, der einer sie 
bindenden Norm Zuwiderhandelnden, bei welchen prinzipiell die 
Strafbarkeit ausgeschlossen ist, weit größer wäre, als die Zahl derer, 
bei denen Strafbarkeit besteht, es würden de leg. lat. regelmäßig 
alle im Auslande handelnden Ausländer, also ein weitaus größerer 
Kreis von Personen gegenüber den im Inland Handelnden und 
den Inländern, trotz in abstracto und concreto rechtswidrigen 
Handelns mit Strafe verschont. 3 ) Die gestellte Frage ist noch 



2 ) Besonders klar ist dies bezüglich des „Dürfens". Das Inland darf ge- 
wisse Klassen von Personen nicht bestrafen, weil es sie nicht an Normen 
binden darf, das ist die Behauptung, welche hier verteidigt oder angegriffen wird. 

2 ) Die abstrakte Rechtswidrigkeit, wie sie sich aus dem sonstigen Recht 
ergibt, enthält nur die abstrakte rechtliche Mißbilligung, das Nichtseinsollen, 
sie gibt nicht an, welchem Kreis von Personen in concreto, mit Rücksicht auf 
den Gegensatz Inländisch-Nichtinländisch, das betreffende Verhalten in bindender 
Weise untersagt wird. Diesen Kreis ergibt erst das internationale Strafrecht. 
Deshalb kann man eine abstrakte Rechtswidrigkeit von der konkreten Rechts- 
widrigkeit scheiden. 

3 ) Vgl. zu diesem Punkt besonders Binding I, 374 sub. Z. 7 und A. 13 das. 
Die oben bekämpfte Ansicht vertritt de leg. lat. besonders (vgl. auch 

u. IV. Kap.) Beling. S. schon Z.-St. W. 17, 330 ff., 335 f., 339, Gr. 2. Aufl. 20 ff., 
und jetzt besonders L. v. V. 84 ff., 103 f. und Gr. 3. Aufl. 113. Nach ihm ist de leg. 
lat. die Inländereigenschaft in § 4 Abs. 2 Z. 2 u. 3 persönliche Strafbarkeits- 
bedingung, die Ausländerqualität bei Auslandsverbrechen und -vergehen „per- 
sönlicher Strafausschließungsgrund." Er betont in diesem Zusammenhang 
(L. v. V. 86, 102 A. 1 s. auch schon Z.-St. W. 17, 330) besonders die 
Frage der Notwehr (gegen einen im Ausland von einem Ausländer vor- 
genommenen Angriff, der deshalb nicht strafbar, aber doch rechtswidrig 
sei). Allein demgegenüber ist auf die eben getroffene Unterscheidung 
zwischen Rechtswidrigkeit in abstracto und Rechtswidrigkeit in concreto 
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genauer zu präzisieren dahin: wann bejaht das Inland konkrete 
Strafbarkeit unter dem Gesichtspunkt, daß die handelnden Personen 

hinzuweisen. Der Angriff ist rechtswidrig in abstracto, er fallt unter die 
abstrakte Mißbilligung des Gesetzes, der Angreifer hat aber nicht in concreto 
rechtswidrig gehandelt, einer mit Rücksicht auf den Gegensatz Inländisch- 
Nichtinländisch gerade für ihn Bindekraft beanspruchenden Norm zuwider- 
gehandelt. Betreffend die Frage der Teilnahme, die ebenfalls in diesem 
Zusammenhang aufgeworfen werden kann (vgl. Beling Gr. 2. Aufl. 21, 3. Aufl. 
112 f.) ist zu bemerken, daß hier „strafbare Handlung", „Verbrechen", „Ver- 
gehen" als strafbare Handlung u. s. w. in abstracto zu verstehen ist (wie der 
Ausdruck auch in § 4 St.G.B. gebraucht wird), so daß also de leg. lat. der 
Strafbarkeit des Inländers, der einen Ausländer zu einem im Ausland begangenen 
Delikt anstiftete oder ihm zu einem solchen Beihilfe leistete, nichts entgegen- 
steht. Uebrigens bleibt auch de leg. lat. die Gegenüberstellung von Interessen- 
und Personengesichtspunkt und überhaupt das unten zu Entwickelnde in der 
Hauptsache richtig, wenn man den Personengesichtspunkt als allein für die 
Strafbarkeit bedeutsames Moment betrachtet, nur daß dann die Formulierung 
der Fragen und Antworten eine andere sein müßte. Auf einem ganz andern 
Felde liegt (weil von ganz anderen Erwägungen abhängend) die häufig — vgl. 
z. B. 1 s h a u s e n 18 ff. zu § 3 — unrichtigerweise im Zusammenhang des 
internationalen Strafrechts behandelte Frage der Exemption gewisser privi- 
legierter Personenklassen von der „Herrschaft der inländischen Strafgesetze" 
(s. schon o. S. 2). Hiebei steht nicht der Gegensatz Inländisch-Nichtinländisch 
und seine Tragweite in Frage, sondern die besonders bevorzugte Qualität ge- 
wisser Klassen von (auch inländischen) Personen. Daher scheidet Berner in- 
sofern richtig „Herrschaft des Strafgesetzes rticksichtlich des Raumes" und „Herr- 
schaft des Strafgesetzes rücksichtlich der Person", vgl. auch v. Liszt § 21 und § 24, 
und bes. B i n d i n g I, 374 A. 13. In diesen Fällen handelt es sich allerdings um 
persönliche Strafausschließungsgründe. 

Uebrigens ist zu bemerken, daß eine ähnliche Frage auch bezüglich des 
Interessengesichtspunkts aufgeworfen werden kann (vgl. Beling Z.-St. W. 17, 
331). Man kann nämlich fragen, ob Strafbarkeit in concreto bejaht wird, wenn 
und weil eine in concreto, mit Rücksicht auf den Gegensatz Inländisch-Nicht- 
inländisch, rechtswidrige Interessenverletzung bejaht wird, verneint wird, wenn 
und weil dies nicht der Fall ist, ob also die Strafbarkeit in concreto der 
Schutzweite der Normen in concreto entspricht, oder ob es sich bei dem 
Gegensatz verletzter inländischer und verletzter nichtinländischer Interessen 
nur um — in diesem Fall sachliche — Strafausschließungsgründe (bezw. Straf- 
barkeitsbedingungen) bei schlechtweg vorhandener Rechtswidrigkeit in abstracto 
und concreto handelt. Die Frage ist hier minder bedeutsam, weil jedenfalls — 
s. o. S. 86 ff. — die Verletzungen inländischer und ausländischer Interessen in der 
Regel gleichmäßig in concreto rechtswidrig sind, weshalb im vorhergehenden 
Kapitel dieselbe nicht besonders erörtert wurde und nur hier im Zusammenhang 
mit der anderen Frage kurz zu behandeln ist. Auch in diesem Punkt gilt 
dasselbe und auch hier ist die Unterscheidung von Rechtswidrigkeit in abstracto 
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Normen des inländischen Staats zuwidergehandelt haben, welche 
mit Rücksicht auf den Gegensatz Inländisch und Nichtinländisch 
für sie bindende Kraft beanspruchen. Die inländische Strafbarkeit 
wird in concreto unter dem Personengesichtspunkt bejaht, weil 
und wenn ein Handeln des Täters gegen eine ihn bindende in- 
ländische Norm bejaht wird. Es wird unten noch im Besonderen 
eine Ansicht zurückzuweisen sein, welche nicht das Handeln gegen 
Normen des inländischen Staats, sondern das Handeln gegen 
Normen überhaupt keines Staats zum Ausgangspunkt nimmt. 
Nur in Einem, ebenfalls noch besonders zu behandelnden, Aus- 
nahmefall kommt in Betracht, ob nicht konkrete inländische 
Strafbarkeit ausnahmsweise bejaht wird unter dem Gesichtspunkt 
einer Handlung des Täters gegen ihn bindende Normen eines 
ausländischen Staats. 

§ 1. 

Die Bejahung unter dem Gesichtspunkt der Handlung von Personen 

gegen sie bindende inländische Normen. 

I. 

Dies vorausgeschickt analysieren wir auch hier zunächst das 
geltende Recht. 

Man kann den Kreis der Personen, die unter dem Gesichts- 
punkt des Handelns gegen sie bindende Normen in concreto, mit 
Rücksicht auf den Gegensatz Inländisch-Nichtinländisch, im Inland 



und Rechtswidrigkeit in concreto (mit Rücksicht auf den Gegensatz Inländisch- 
Nichtinländisch bezüglich des Interesses) von Bedeutung. Die abstrakte 
Rechtswidrigkeit, wie sie sich aus dem sonstigen Recht ergibt, enthält nur 
die abstrakte rechtliche Mißbilligung von Interessenverletzungen, sie gibt nicht 
an, bezüglich welches Kreises von Interessen in concreto, mit Rücksicht auf 
den Gegensatz Inländisch-Nichtinländisch, die Verletzung untersagt wird, diesen 
Kreis ergibt erst das internationale Strafrecht. Anderer Meinung z. T. auch 
hier fürs positive Recht Beling s. schon Z.-St. W. 17, 831 f., 333 f. (s. aber 
auch 334 f.), und jetzt L. v. V.52, 101 ff. (s. aber auch 105 Z. 3), Gr. (3. Aufl.) 68 f., 
der bei Uebertretungen (§ 6 St.G.B.) den Auslandscharakter der Tat als sach- 
lichen Strafausschließungsgrund betrachtet. Dagegen ist entsprechend zu er- 
widern, daß dann die Zahl der prinzipiell nicht strafbaren, in abstracto und 
concreto rechtswidrigen Interessenverletzungen (alle im Auslande begangenen 
Uebertretungen) bei weitem größer wäre als die der [strafbaren. Die auch 
hier von Beling herangezogene Frage der Notwehr (s. Beling Z.-St. W. 17, 
331 f.) erledigt sich analog dem oben Gesagten. Ebenso die Frage der Teilnahme 
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strafbar sind, beschränken und hat ihn beschränkt auf zum Inland 
in besonderer Beziehung stehende (in diesem Sinn „inländische") 
Personen, man kann ihn aber auch auf alle Personen, auch die 
nicht zum Inland in besonderer Beziehung stehenden (in diesem 
Sinn „nichtinländischen") sich erstreckend denken. Im ersten 
Fall handelt es sich entsprechend zu der oben erörterten Be- 
stimmung inländischer im Gegensatz zu den nichtinländischen 
Interessen um eine Bestimmung ,. inländischer * im Gegensatz zu 
den „ nichtinländischen " Personen. Die Versuche in den Gesetz- 
gebungen und in der Literatur, diesen Kreis der „inländischen" 
Personen zu bestimmen, gehen nun wieder von verschiedenen 
Arten einer Beziehung zum Inland aus, welche eine Behandlung der 
Betreffenden als durch inländische Normen gebundener und bei 
ihrer Uebertretung in concreto im Inland strafbarer Personen als 
gerechtfertigt erscheinen lassen. Man versucht diese Beziehung 
als vermittelt zu denken durch den Aufenthalt im Inland, oder 
durch die staatliche Zugehörigkeit zum Inland, oder durch die 
Berührung mit der inländischen Interessenwelt. Im ersten Fall 
wenden sich die Normen an alle im Inland sich aufhaltenden 
Personen und sind in concreto strafbar alle delinquierenden Per- 
sonen, welche (zur Zeit der Tat) im Inland sich aufhalten (räum- 
liche, „territoriale" Bestimmung), 1 ) im zweiten Fall wenden sich 
die Normen an alle Inländer und sind in concreto strafbar alle 
delinquierenden Personen, welche inländische Staatsangehörige 
sind (staatliche oder „personale" Bestimmung), im dritten Fall 
wenden sich die Normen an alle, welche mit Interessen des 
Inlands in Berührung kommen, und sind in concreto strafbar alle 
delinquierenden Personen, welche inländische Interessen verletzen 
(„reale" Bestimmung). Dabei entstehen im letzteren Fall noch 
Unterarten, je nachdem der Begriff der „inländischen Interessen" 
selbst wieder verstanden wird (s. oben S. 45 ff.) 2 ). Uebrigens 



!) Vgl. v. Rohland 4, 23 f., 28 f., Arnold G. S. 9, Bd. 1, 336, Wächter 
Goltd. Aren. 18, 526 (s. auch Goltdammer in seinem Arch. 18, 254, 256), 
Bremer G. S. 17, 424, 422 u., Tittmann 11, 30 f., auch v. Bar L. 236 f,. 
die als Wesen des „Territorialprinzips" herausstellen, daß hienach „alle von 
Personen, welche sich auf dem Territorium aufhalten, vorgenommenen 
strafbaren Handlungen" (v. Rohland 4) der inländischen Strafkompetenz 
unterliegen. 

2 ) Hiebei ist die reale Bestimmung mit territorial-ideell verstandenem 
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können diese Momente auch nebeneinander als Bestimmungen 
und Begründungen der Erstreckung von Normbindung und Straf- 
barkeit aufgestellt werden, die zweite Bestimmungsweise insbe- 
sondere wird, wenn überhaupt, regelmäßig nie ohne die erste oder 
die dritte zu Grunde gelegt werden können. Man kann dies aber 
nur tun, falls man dieselben als Momente von positiver Bedeutung 
(„alle"), nicht zugleich auch als Momente von beschränkender, 
exclusiver Natur (alle, aber auch nur diese) versteht. 1 ) Dies die 
drei in Betracht kommenden Bestimmungsweisen. Dagegen ist 
zu reprobieren ein vierter Versuch, den Kreis der ..inländischen" 
Personen zu bestimmen, nämlich der Versuch, welcher eine die 
Erstreckung von Normbindung und konkreter Strafbarkeit recht- 
fertigende Beziehung zum Inland finden will in dem Aufenthalt, 



inländischen Interesse strenge zu scheiden von der eben erwähnten „territorialen" 
Bestimmung des Personenkreises. Es sind zwei verschiedene Gründe, aus 
denen der Betreffende das eine und das anderemal als einer ihn bindenden 
inländischen Norm zuwiderhandelnd betrachtet wird: dort wegen der Unter- 
worfenheit unter die Territorialhoheit des Inlands als subditus temporarius, 
durch seinen Aufenthalt im Inland, hier wegen seiner Berührung mit der in- 
ländischen Interessenwelt. Der Unterschied zeigt sich darin, daß unter dem 
ersten Gesichtspunkt als strafbar in Betracht kommen auch Personen, die im 
Inland sich aufhaltend ausländische Interessen verletzen (§ 102 St.G.B.), unter 
dem zweiten dagegen nicht. Unter dem ersten Gesichtspunkt kommt weiter 
nicht als strafbar in Betracht, wer — um ein Schulbeispiel zu benutzen — . als 
im Ausland sich aufhaltender über die Grenze ins Inland schießt und dort eine 
Person verletzt (vgl. Tittmann 30 f.), unter dem zweiten Gesichtspunkt kann 
man die Strafbarkeit bejahen (s. o. S. 47 ff.). 

2 ) Es handelt sich dabei um ein alternatives Nebeneinanderstellen dieser 
Momente, das Vorliegen des einen oder des anderen Moments soll gentigen. 
Wohl zu trennen hievon ist der Fall, w r enn etwa das Vorliegen einer Ver- 
letzung inländischer Interessen neben der Inländereigenschaft (oder dem Auf- 
enthalt im Inland) kumulativ gefordert wird. Hier handelt es sich nicht um 
ein Nebeneinanderstellen zweier Bestimmungen und Begründungen für die 
personale Erstreckung der Strafbarkeit — sonst müßten alle, bei welchen eine 
dieser zutrifft, in concreto strafbar sein, alle Inländer und alle inländische 
Interessen verletzenden — sondern um den neben dem Personengesichtspunkt 
platzgreifenden Interessengesichtspunkt. So bei denjenigen, welche, wie z. B. 
Feuerbach § 31, Code d'instr. Art. 7 (in der ursprünglichen Fassung), nur 
die Inländer, die inländische Interessen im Ausland verletzen, in concreto 
bestraft wissen wollen, nicht aber die Ausländer. Es wird hier mit Beschränkung 
auf inländische Interessen unter dem Interessengesichtspunkt die staatliche, 
personale Bestimmungsart unter dem Personengesichtspunkt kombiniert. 
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der Ergreifung des Täters im Inland nach der Tat (Bestimmung 
der nachträglichen Territorialität). 1 ) Dies Moment kann von Be- 

*) Besonders prägnant äußert sich für diese Ansicht Schauberg 171 ff. 
(vgl. 144, 147): „Mit seiner Person ordnet er die von ihm untrennbare Tat den 
Gesetzen des Inlands unter, mit der Rückkehr tritt der Bruch der inländischen 
Rechtsordnung ein", siehe weiter Haelschner I, 141, 145, Lammasch 81 ff. 
47 f., HeinzeU. 48 f. (46 f.), Mohl 697, 700, 715, 751, H. Meyer 121, v. Mar- 
titz I, 93 ff., bes. A. 21, 114, 131, 132 A. 11, 141 A. 11, 143, 399, (s. auch die 
entsprechende Ausführung betr. die Auslieferung I, 380 A. 79, 384 bes. A. 88 
das., wo das Betreten des Inlands zu einem rein symbolischen Akt wird, und 
weiter I, 36 ff., 53, 110), Geyer Z.-St. W. 3, 624. Gegen diese Ansicht vgl. 
Hef fter N. A. 14, 559, v. Rohland 11 ff., v. Bar I. P. u. St. 522, L. 214 f. 
(vgl. 266 u.), Abegg 53, 57, besonders v. Kries ARCH.-ÖFF.-R. V, 338 ff., 
343 ff., 348 f., Beling Exterr. 114 ff. Das Erfordernis des (nachträglichen) 
Sichaufhaltens, Ergriffenwerdens im Inland finden sich häufig auch in den 
Gesetzgebungen, so besonders im franz. Code d'instr. (Fassung v. 66) Art. 5 
Abs. 5, Art. 7 (vgl. auch die ursprüngliche Fassung Art. 6, Art. 7), Belgien 
(Ges. v. 17. April 1878) Art. 12, Portug. St.G.B. 53 Z. 4, Z. 5 a, Italien. St.G.B. 
Art. 4 Abs. 3, Art. 5, Art. 6, Schwed. St.G.B. Kap. I, § 2, Oesterr. St.G.B. § 36, 
§ 39, Schweiz. Entw. Art. 5, Art. 6, Art. 7, Norweg. St.G.B. § 12 Z. 4 b. Es 
wird dies Erfordernis aber hier ganz tiberwiegend offenbar als ein Moment 
aufgefaßt, welches nicht in der oben angegebenen Weise die Erstreckung der 
Normbindung und der konkreten Sträfbarkeit auf den Betreffenden bestimmen 
und begründen soll, sondern das prozessualer Natur ist, Bedingung für Ein- 
leitung und Durchführung des Strafprozesses. Das zeigt sich darin, • daß 
nicht etwa schlechtweg bei dem im Inland nach der Tat sich Aufhaltenden 
konkrete Strafbarkeit im Inland bejaht wird, sondern daß das Moment des 
Sichaufhaltens im Inland neben einem der drei oben genannten Momente der 
Bestimmung und Begründung für Erstreckung von Normbindung und konkreter 
Strafbarkeit verlangt wird. So neben der Inländereigenschaft (Code d'instr. 
Art. 5 Abs. 5, s. auch die ursprüngliche Fassung Art. 7, Belgien zit. Ges. Art. 
12, Portug. StG.B. Art. 53 Z. 5 a, Oesterr. St.G.B. § 36, Italien. St.G.B. Art. 4 
Abs. 3, Art. 5, Schweiz. Entw. Art. 5) oder neben dem Delinquieren im Inland 
(Schwed. St.G.B. 1. c.) oder gegen inländische Interessen im Ausland (Code 
d'instr. Art. 7, Portug. St.G.B. Art. 53 Z. 4, Schwed. St.G.B. 1. c, Italien. St.G.B. 
Art. 4 Abs. 3, Art. 6 Abs. 1, Schwe'z. Entw. Art. 6). Weiter zeigt sich dies 
darin, daß zum Teil der Fall des Ausgeliefertwerdens ans Inland dem des 
Ergriffenwerdens im Inland gleichgestellt wird (so Code d'instr. Art. 7, Portug. 
St.G.B. Art. 53 Z. 4, Schweiz. Entw. Art. 5, Art. 6). Die Vermengung der- 
artiger prozessualer Bestimmungen mit den Fragen des internationalen Straf- 
rechts in denselben Vorschriften ist aber zu tadeln. Die andere, die oben 
besprochene, Auffassung dieser Momente kann nur etwa in Frage kommen 
bezüglich des Oesterr. St.G.B. § 39 (bei im Ausland nicht gegen das Inland 
delinquierenden Ausländern), wo aber das eben Erwähnte dagegenspricht, daß 
auch bei Inländern die „Betretung im lnlande" verlangt wird, bezüglich des 
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deutung sein für den Strafprozeß, die Durchführung des gericht- 
lichen Verfahrens (obgleich auch hier keineswegs notwendig), und 
für die Möglichkeit der Strafvollstreckung. Aber nicht für die 
Frage der Bejahung oder Nichtbejahung eines inländischen Straf- 
anspruchs in concreto, denn nach dem Gesagten ist für die 
Entscheidung darüber maßgebend, ob der Täter ihn bindenden 
inländischen Normen zuwidergehandelt hat, dieses Handeln gegen 
eine bindende Norm kann aber nicht von einem nach der Tat 
liegenden, mit ihr in keinerlei Beziehung stehenden Verhalten 
des Täters abhängig gemacht werden. 1 ) 

Das geltende Recht hat sich nun jedenfalls für eine Be- 
schränkung des Personenkreises auf „ inländische" Personen ent- 
schieden. Es fragt sich aber, welchem der oben skizzierten 
Bestimmungsversuche es sich anschließt. Man könnte bei Be- 
trachtung des § 3 St.G.B. zunächst denken: der räumlichen, 
-territorialen" Bestimmungsart. Man würde dann den § 3 St.G.B. 
so auffassen, daß im Inland in concreto strafbar ist, wer im Inland 
sich aufhaltend delinquierte, mag er staatlich Inländer oder Aus- 
länder sein, 2 ) daß die Norm entsprechend sich wendet an alle im 
Inland sich Aufhaltenden. Allein, daß dies nicht richtig ist 3 ), 



Schweiz. Entw. Art. 7 (Ausländer, der im Ausland Sprengstoff verbrechen u. s. w. 
begangen hat), auch hier gilt aber das soeben Gesagte, vor allem bezüglich 
des norwegischen St.G.B. 1. c. (auf Verbrechen von Ausländern im Ausland — 
die nicht inländische oder gemeinsame Interessen verletzen — soll das Norweg. 
St.G.B. Anwendung finden „sofern der Schuldige im Reiche seinen Wohnsitz 
oder Aufenthaltsort hat"), hier ist dies Moment nicht neben einer der oben 
genannten Inlandsbeziehungen — Inländereigenschaft oder Verletzung inlän- 
dischen Interesses — genannt, sondern stellt die einzige Inlandsbeziehung der 
betreffenden Delinquenten dar. 

*) Uebrigens bliebe auch dann, wenn man dies Moment des Aufenthalts 
nach der Tat im Inland als Strafbarkeitsbedingung (bei bestehender konkreter 
Rechtswidrigkeit) auffassen wollte, vollkommen unklar, warum diesem Moment 
eine derartige Bedeutung beigelegt wird, vgl. v. Kries 1. c. 348. 

2 ) So z. B. Goltdammer in s. Arch. 18, 258 f. (fürs preußische Recht), 
Wächter ebendas. 526, vgl. auch Kitzinger 182 f. (s. aber auch 181 f.), 188. 

3 ) S. dagegen auch Olshausen 11 zu § 3, R. G. 19, 148 f.: „Der 
§ 3 St.G.B.'s macht aber die Anwendung der Strafgesetze des Deutschen 
Reichs nicht davon abhängig, daß der Täter (im weiteren Sinne) im Gebiete 
des Deutschen Reichs tätig geworden ist, daß er dort gehandelt hat, sondern 
davon, daß die strafbare Handlung daselbst begangen worden ist". 
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zeigt 1 ) die Verschiedenheit der Ausdrucks weise des § 3 gegen- 
über der des § 102 St.G.B. 2 ) Dort: „Die Strafgesetze des Deutschen 
Reichs finden Anwendung auf alle im Gebiete desselben be- 
gangenen strafbaren Handlungen, auch wenn der Täter 
ein Ausländer ist", hier: ..Ein Deutscher, welcher im Inlande 
oder Auslande, oder ein Ausländer, welcher während seines 

Aufenthalts im Inlande eine Handlung vornimmt* 

u. s. w. Hier ist also ganz deutlich unterschieden zwischen 
„Begehung im Inland" und „Begehung während seines Aufenthalts 
im Inland u 4 3 ) Man wird sonach den § 3 St.G.B. anders auffassen 
müssen, nämlich (die Bestimmung nach der Staatsangehörigkeit 
wird ja ausdrücklich darin verneint) als Bestimmung in der dritten 
Art, und spezieller (s. o. S. 51) in der Unterart, die das inländische 
Interesse als territorial-ideelles denkt. Der § 3 — und dasselbe 
muß für § 6 gelten — erklärt also unter dem Personengesichts- 
punkt für in concreto im Inland strafbar alle, welche inländische, 
territorial-ideell gedachte, Interessen verletzen, d. h. alle, welche 
im Inland delinquieren, läßt die Normen entsprechend an alle 
sich wenden, die mit der inländischen territorial-ideell gedachten 
Interessenwelt in Berührung kommen, d. h. an alle für ein Handeln 
im Inland in Betracht kommenden, gleichviel ob Inländer oder 
Ausländer. 4 ) Es findet sich aber daneben im geltenden Recht 
noch eine andere Bestimmungsweise 5 ). Es sind in § 4 Abs. 2 



x ) Vgl. auch das oben S. 49 ff. Entwickelte, daß § 3 St.G.B. eine Aussage 
darüber enthält, wann ein inländisches Interesse als verletzt erscheint. 

2 ) Vgl. auch § 91 Abs. 2 St.G.B. 

3 ) Vgl. auch Olshausen 7 a zu § 102 mit 11 zu § 3, Rüdorf f-Stenglein 2 
zu § 102. 

4 ) Vgl. Bin ding I, 402 f. und A. 3 das.: § 3 St.G.B. sanktioniere nicht 
das „wahre Territorialprinzip" (d. h. die erste Bestimmungsart), sondern der 
„Rechtsgüteischutz" sei der treibende Gedanke in dem sogenannten Territorial- 
prinzipe" des § 3 (s. auch I, 416, Tgl. weiter v. Kries Z.-St. W. 7, 610). A. M. 
besonders v. Bar Goltd. Arch. 18, 455 (vgl. 451), L. 257 (vgl. 236 f.), Kitzinger 188 : 
„im übrigen hat er (der Gesetzgeber) den Gedanken des Rechtsgüterschutzes dem 
der Territorialhoheit untergeordnet." 

5 ) Die Verletzung inländischer, territorial-ideell verstandener Interessen ist 
regelmäßig nicht nur als positives (Erstreckungs-), sondern auch als negatives 
(Beschränkungs-)Moment verwertet bei den Uebertretungen (§ 6 St.G.B.)- Die 
Gründe für letzteres sind bereits oben bei Besprechung des Interessegesichtspunkts 
angeführt. 
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Z. 2 (vgl. mit §§ 92, 94 f., 98 f. St.G.B.) und Z. 3 St.G.B., § 10 
des Ges. betr. den Verrat milit. Geheimnisse 1 ) in einer großen Zahl 
von Fällen außerdem noch für in concreto im Inland strafbar erklärt 
alle inländischen Staatsangehörigen, ist also daneben die zweite 
Art der Bestimmung, die r personale", gewählt. 2 ) 3 ) Damit sind 

r ) Hieher wären auch die Fälle des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit 
zu stellen. S. darüber u. S. 143 A. 6. Ferner § 22 vgl. mit § 24 Abs. 2 des Ges. betr. das 
Flaggenrecht der K au ffart ei schiffe: neben den im Inland Delinquierenden sind hier 
die in einer inländerähnlichen Stellung Befindlichen („Quasiinländer"), nämlich die 
Führer deutscher Schiffe in concreto strafbar. 

2 ) Es liegt dabei teils der Fall der Verletzung ausländischer Interessen vor 
(§ 4 Abs. 2 Z. 3, hier speziell ausländischer territorial-ideell gefaßter Interessen), 
teils der Fall der Verletzung inländischer staatlich-ideell gefaßter Interessen (§ 4 
Abs. 2 Z. 2, § 22 des Ges. betr. das Flaggenr., § 10 des Ges. betr. den Verrat 
militär. Geheimnisse). In den letzteren Fällen ist die Regelung eine ganz irrationelle, 
indem die Sache behandelt wird, als ob das inländische Interesse dem Ausländer 
gegenüber als territorial-ideelles, dem Inländer gegenüber als staatlich-ideelles 
bestände, die Unklarheit über die Bedeutung des Moments Begehung im Inland 
macht sich hier geltend. 

3 ) Die Regel ist, daß di« zweite Bestimmungsweise nicht ohne die andere, 
vielmehr neben dieser, auftritt. Zu erwähnen ist aber, daß bei manchen Delikten 
die Eigenschaft als Inländer, bezw. als Inländer oder in einer inländerähnlichen 
Stellung Befindlicher („Quasiinländer' 4 ), bezw. als „Quasiinländer" zugleich als 
positives (Erstreckungs-) und negatives (Beschränkungs-)Moment verwendet wird, 
so daß alle Inländer (bezw. alle Inländer Und Quasiinländer, bezw. alle Quasiinländer), 
bei Begehung im Inland oder Ausland (z. T. handelt es sich um Delikte, die nur 
im Inland oder nur im Ausland begangen werden können), aber auch nur solche 
in concreto strafbar sind. Dies ist der Fall in § 88 (vgl. mit § 91 Abs. 2, § 4 
Ahs. 2 Z. 2), § 140 St.G.B. (s. Olshausen 1, 10 zu § 140), im Gesetz betr. die 
Schonzeit für den Fang von Robben vom 4. Dezember 1876, im Ges. vom 2. Juni 1902 
betr. die Verpflichtung der Kauffarteischiffe u. s. w. § 8 (über die zwei letzten 
Fälle s. auch u.) Nicht ist dies der Fall in § 92 Z. 1 u. 2 (vgl. mit § 4 Abs. 2 
Z. 2) vgl. Binding L. 2, 464 A. 3, Meyerowitz Böhms Z. 9, 280 gegen John 
H. H. d. Strfr. III, 53. Hiebei handelt es sich um Fälle von Verletzungen in- 
ländischer, ideell-staatlich gefaßter Interessen (s. o. S. 62 ff.). Maßgebend für die 
Beschränkung der Normbindung und konkreten Strafbarkeit auf die inländischen 
Staatsangehörigen bezw. Quasiinländer ist hier entweder, daß man nur von In- 
ländern bezw. Quasiinländern in dieser Richtung glaubt etwas verlangen zu können, 
oder (im Ges. v. 4. Dezember 1876) der Gedanke einer Art Arbeitsteilung. Anderer- 
seits können ausnahmsweise Delikte auch im Inland nur von Ausländern oder 
Quasiausländern (Führer ausländischer Schiffe) begangen werden, so das Delikt 
des § 296 a StG.B., des § 3 Ges. vom 22. Mai 1881 betr. die Küstenfrachtschiffart, 
maßgebend ist hiefür das Wesen der betreffenden Delikte als Verletzung einer für 
Inländer oder inländische Schiffe reservierten Sphäre. 
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die beiden regelmäßigen Bestimmungsweisen des geltenden Rechts 
angegeben. Weiter aber finden sich Fälle, in denen, wie oben 
ausgeführt, der Begriff des inländischen Interesses anders, staatlich- 
ideell gefaßt wird, oder ein Tt gemeinsames Interesse" in Frage 
steht, und demgemäß die Strafbarkeit in concreto alle Verletzer 
der so verstandenen inländischen, bezw. gemeinsamen Interessen 
umfaßt, die Norm entsprechend an alle sich wendend angesehen 
wird, welche mit der inländischen, staatlich-ideell gedachten 
Interessen weit oder den ..gemeinsamen" Interessen in Berührung 
kommen, d. h. an alle, welche irgendwo diese Interessen zu ver- 
letzen imstande sind, gleichviel, ob Inländer oder Ausländer, ob 
im Inland oder Ausland handelnd. Es greift hier also eine andere 
Unterart der realen Bestimmungsweise an Stelle der regelmäßig 
akzeptierten Platz. Dies ist anzunehmen 1 ) für § 4 Abs t 2 Z. 1, 
§ 298 St.G.B. 2 ), für die Delikte der Seemannsordnung '§ 121 das.), 
für § 12 des Sprengstoffgesetzes, § 5 des Sklavenraubgesetzes, 
§ 43 Abs. 3, § 47 (vgl. mit § 42) des Gesetzes über das Aus- 
wanderungswesen 3 ), §§ 7, 155, 157, 158, z. T. auch 166 M.StG.B. 4 ), 
§§ 1, 4 des Ges. betr. die Schiffsmeldungen vom 25. März 1880, 
§ 9 Z. 3 und 4 des Ges. betr. die Stellenvermittlung für Schiffs- 
leute vom 2. Juni 1902, §§ 18, 19, 21, 24 Abs. 1 des Ges. betr. 



!) Vgl. dazu oben p. 54 f., 60, 62ff., ferner Meyerowitz Böhms Z. 9, 283 ff. 

2 ) Der wohl nur auf Schiffsleute deutscher Schiffe, hier aber auch in aus- 
ländischen Häfen und Gewässern delinquierende Ausländer, zu beziehen ist, s. auch 
Rüdorff-Stenglein 2, 5 zu § 298, Oppenhoff-Delius 6 zu § 298, Har- 
burg er Inl. 121 A. 12. Sonst läge eine Bestrafung unter dem Gesichtspunkt 
verletzten „gemeinsamen" Interesses vor (Bestrafung auch im Ausland mit Bezug 
auf ausländische Schiffe delinquierender Ausländer unabhängig von ausländischer 
Strafbarkeit). Generell gegen die Beschränkung auf Schiffsleute deutscher Schiffe 
Binding L. 1, 416, Frank 111 zu § 298, Damme G. S. 46, 313 ff. Den § 298 
wollen Merkel H. H. d. Strfr. III, 843, v. Bar L. 265, Schwarze K. 46, Haelsch- 
ner II, 398, Binding L. 1, 416 A. 4 (s. aber auch I, 409 A. 13, 433 A. 6) nicht 
auf Ausländer im Ausland beziehen, auch wenn sie Schiffsleute deutscher Schiffe 
sind, vgl. auch Stenglein 7 zu §93 Seemannsordnung, s. dagegen Olshausen 4 
zu § 298, Harburger, Oppenhoff-Delius, Rüdorff-Stenglein 11. cc, 
Geyer II, 64, Damme G. S. 46, 314 f. 

8 ) Vgl. Binding Gr. 78. 

*) Darüber, daß § 7 M.St.G.B. auch auf Ausländer Anwendung findet, vgl. 
Binding Gr. 78, daß bei § 155 M St.G.B. dies ebenfalls zutrifft, Harburger 
Inl. 135, Meyerowitz Böhms Z. 9, 285. 
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das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe 1 ), zu verneinen ist dies 
bezüglich der Verletzung deutscher Urheberrechte 2 ), die Be- 
stimmungen der §§ 160 vgl. mit 57 — 59, 134, 161, vorwiegend 
auch 166 M.St.G.B. fallen nicht unter diesen, sondern unter den 
Gesichtspunkt eines erweiterten Inlands. 3 ) Sodann finden sich in 
§ 102 (bei bestimmten Verletzungen ausländischer Interessen) und 
in § 91 Abs. 2 vgl. mit §§ 87, 89, 90, § 4 Abs. 2 Z. 2 St.G.B. 4 ) 
(bei Verletzungen inländischer staatlich-ideell gefaßter Interessen) 
Fälle, in denen neben der personalen Bestimmung („Inländer,") 
die „territoriale", nicht die reale in der territorial-ideellen Aus- 
prägung, adoptiert wurde (auch Ausländer während ihres Aufenthalts 
im Inland), die Norm entsprechend gedacht wird als sich wendend 
an alle Inländer und alle im Inland sich Aufhaltenden, auch wenn 
sie nicht Inländer sind 5 ). Eigentümlichkeiten zeigt die Regelung 
im Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit und im Gesetz betr. 
die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete. 6 ) Zu erwähnen ist 



') Vgl. Binding Gr. 78, über §§ 22, 24 Abs. 2 d. Ges. s. o. S. 141 A. 1. 
-) Den Fall will behandeln wie den des § 4 Abs. 2 Z. 1 bezilgl. des Gesetzes 
vom IL Juni 1870 Binding I. 429ff., ders. Gr. 78, L. 1, 467 f., Berner L. 258 
sub. c, Fuld G. S. 45, 247, Allfeld Komm. N. 4 zu § 61 (s. dort die Litt), 
bezügl. des Ges. v. 19. Juni 1901 Binding L. I, 480 f., Gr. 78. A. M. mit Recht 
für das ältere Gesetz v. Bar 265 A. 16 (vgl. 258 A. 6), Dam b ach Urheberr. 272 f., 
Kloster mann Urheberr. 273, 8te*iglein 3 zu § 16 des Ges. betr. das Urheberr. 
an Mustern und Modellen, H. Meyer 120 A. 30, Tafel 80 ff., v. Martitz I, 
99 A. 45, filr das neue Gesetz Allfeld Komm. 219, Tafel 82. Es ist gegen 
die abweichende Ansicht auch hier das oben S. 55 f. Gesagte entsprechend zu 
bemerken. 

3 ) s. o. S. 54, S. 63 A. 1. A. M. Binding Gr. 78 betr. §§ 160, 57-59, 
134 M.St.G.B. 

*) Vgl. hiezu v. KriesZ.-St W. 7, 597 ff., Binding L. 2, 460ff, deren Aus- 
führungen aber nicht durchweg beizutreten ist, das gilt insbesondere für die Aus- 
führung bei Binding 1. c. 464 f, 465 A. I. 

») Vgl. auch §§ 80, 94, 95, 96, 97, wo die alternative Eigenschaft als An- 
gehöriger des betr. Bundesstaats oder Aufenthalt im betr. Bundesstaat eine Rolle 
spielt und hiezu Binding L. 2, 432 f., der gegenüber dem klaren Wortlaut des 
Gesetzes Entsprechendes auch mit Bezug auf den Kaiser in § 80 St.G.B. an- 
nehmen will. 

6 ) Es ist strittig, ob die Schutzgebiete und Konsulargerichtsbezirke als 
«Inland u oder als „Ausland" i. S. des St.G.B. zu betrachten sind, für ersteres die 
herrschende Meinung, für letzteres vor allem Frank 1 zu § 8, ders. D. J. Z. 1, 
128 ff. Wir müssen nach dem oben Entwickelten die Frage dahin formulieren, ob 
bei Delikten in den Schutzgebieten und Konsulargerichtsbezirken in concreto ge- 
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endlich noch, daß Bind in g de leg. lat. eine besondere Kategorie 
der „Deutschen oder Nichtdeutschen in ganz bestimmter Stellung" 



straft wird unter dem Gesichtspunkt verletzter inländischer territorial-ideell be- 
stimmter Interessen. Dies ist der Natur der Sache nach, aber auch nach Anhalts- 
punkten, welche das Gesetz gibt, zu bejahen bezüglich der Delikte in den 
Schutzgebieten, zu verneinen bezüglich der Delikte in den Konsulargerichtsbezirken. 
Die §§27 Abs. 2, 49 des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit vom 7. April 1900 
sehen eine Rücksichtnahme auf ausländische Gesetze vor, dagegen ist auf diese 
Bestimmungen in § 3 des Schutzgebietsgesetzes vom 25. Juli 1900 nicht verwiesen 
(vgl. die Begründung Sten. B. 10. Leg. per. I. Sess. 98/00 Drucks. Bd. XII, N. 881,7: 
einige andere Paragraphen des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit seien 
deshalb im Schutzgebietsgesetz auszuschalten, weil darin Einrichtungen und Rechts- 
verhältnisse, bei denen bestimmte örtliche Beziehungen von besonderem Belang 
seien, und insbesondere der Begriff des Inlandes bezw. Auslandes eine Rolle 
spiele, in einer für die Schutzgebiete nicht verwertbaren Art und Weise geregelt 
werden, so die §§27, 32, 49, 76). Der § 26 des Ges. über die Konsulargerichts- 
barkeit, auf welchen allerdings auch in § 3 des Schutzgebietsgesetzes verwiesen 
wird, entscheidet die Frage nicht, sondern sieht nur eine Lösung eventueller 
Zweifel durch ausdrückliche Verordnung vor, gegen Frank, der sich I zu § 8 
auf § 26 beruht, ist einzuwenden, daß § 26 nicht eine Kaiserliche Verordnung 
darüber vorsieht, „inwieweit die Konsulargerichtsbezirke im Sinne der Straf- . . . Gesetze 
als Inland anzusehen sind", sondern normiert, es könne durch Kaiserliche Ver- 
ordnung bestimmt werden, inwieweit die Konsulargerichtsbezirke im Sinne der 
betr. Gesetze „als deutsches Gebiet oder Inland oder als Ausland anzusehen 
sind" (vgl. auch die Begründung Sten. B. 10. Leg per. I. Sess. 98 00 Drucks. Bd. VII, 
N. 515, 23, die eben von der Zweifelhaftigkeit ausgeht). Nach dein Gesagten 
wäre, da nach §§ 2, 19 des Gesetzes über die Konsülargeiichtsbarkeit nur bei 
Delikten der Inländer und Schutzgenossen (vgl. betreffend die letzteren Anordnung 
des Reichskanzlers vom 27. Oktober 1900 R. Zentrbl. 574 f.) inländische ^trafbarkeit 
eintritt, hier eine personale, bezw. quasipersonale Bestimmung des Personenkreises 
(bei Verletzung der Interessen bestimmter ausländischer Staaten durch in ihrem 
Gebiet begangene Delikte) adoptiert, parallel zu § 4 Abs. 2 Z. 3 St.G.B. Nach 
§ 77 des Gesetzes gilt dieselbe Bestimmung des Personenkreises bei Delikten im 
staatenlosen Gebiet, die unter dem Gesichtspunkt der Verletzung gemeinsamer 
Interessen bestraft werden. Anders das Schutzgebietsgesetz, hier wäre die dritte 
Bestimmungsweise mit territorial-ideell gefaßtem inländischem Interesse zu Grunde 
gelegt, eine Besonderheit bestände aber insofern, als aus dem so bestimmten 
Personenkreis gewisse Personenklassen (Eingeborene und diesen gleichgestellte 
Personen) ausgenommen werden (vgl. § 4 des Schutzgebietsgesotzes, § 2 der Kaiserl. 
Verordn. v. 9. November 1900). Mit dieser Anschauung stimmt auch überein. 
wenn die Begründung 1. c. 6 sich dahin ausspricht, für die Schutzgebiete sei — 
anders als im Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit — „bei dem territorialen 
Charakter der dort ausgeübten Schutzgewalt" eine Bezeichnung der der Gerichtsbarkeit 
unterliegenden Personen nicht erforderlich, sondern es genüge, die Ausnahmen 
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oder der „Inländer und ihresgleichen** aufstellen will, daß aber 
diese Kategorie nicht als richtig gebildet erscheint. 1 ) 

IL 

Wenn wir nun zur Kritik des geltenden Rechts übergehen, 
so müssen wir auch hier scheiden die Fragen, ob und wann man 
konkrete Strafbarkeit im Inland bejahen darf, bejahen muß, be- 
jahen soll. Für welchen Kreis von Personen darf, muß, soll das 
Inland Strafbarkeit in concreto, mit Rücksicht auf den Gegensatz 
Inländisch-Nichtinländisch, sich beilegen, oder — wovon dies 
abhängt — für welchen Personenkreis darf, muß, soll das Inland 
in concreto, mit Rücksicht auf den Gegensatz Inländisch-Nicht- 
inländisch, seinen Normen, Geboten und Verboten, bindende 
Kraft beilegen ? Wir behandeln unter diesen Gesichtspunkten der 

von der Regel der territorialen Geltung der Gesetze (betr. Eingeborene u. s. w.) 
festzusetzen. De leg. fer. vgl. Seuffert, Ein neues St.G.B. 83 sub. § 1. 

*) Bin ding I, 431 ff., Gr. 78 zählt zu dieser Kategorie (übrigens an beiden 
Stellen nicht übereinstimmend) die Fälle des § 4 Abs. 2 Z. 1 letzter Fall St.G.B., § 7 
M.St.G.B., der Seemannsordnung, des Ges. betr. die Verpflichtung der Kauffartei- 
schiffe u. s. w., des Ges. betr. die Schiffsmeldungen, des § 145 St.G.B., des Ges. betr. 
die Schonzeit für den Fang von Robben, I, 433 f. auch die Delikte des Ges. betr. 
das Flaggenrecht, s. aber anders Gr. 78. Diese Kategorie ist unrichtig ge- 
bildet, weil sie Heterogenes enthält. Der § 145 St.G.B. ist zunächst überhaupt 
auszuscheiden, da für denselben die allgemeinen Regeln der §§ 3 ff. St.G.B. 
gelten (s. o. S. 52 A. 3). Dann aber ist zu sagen: den Inländern werden 
Nichtinländer in ganz bestimmter Stellung gleichgesetzt nur im Ges. betr. die 
Schonzeit u. s. w. („Deutsche und zur Besatzung eines deutschen Schiffs ge- 
hörige Ausländer"), hier liegt personale Bestimmungsweise vor, s. o. S. 141 A 3. In 
den anderen Fällen ist die „ganz bestimmte Stellung" (Beamteneigenschaft, Qualität 
als Schiffsmann, Schiffsführer u. s. w.) Voraussetzung sowohl bei Inländern 
als bei Ausländern. Der Grund aber, warum das Sichbefinden in der betr. 
Stellung aisinländischen verlangt wird (deutscher Beamter, Führer deutschen 
Schiffs u. s. w.), ist in den verschiedenen Fällen ein verschiedener, weshalb 
die Fälle oben unter diese oder jene Kategorie gestellt wurden, zumeist, weil 
nur dann eine Verletzung inländischer Interessen zu bejahen ist (so § 4 Abs. 2 
Z. 1 letzter Fall St.G.B., § 7 M.StG.B., bei den Delikten der Seemannsordnung 
u. s. w.) also nach der „realen" Seite hin liegend, oder aber weil der inländische 
Staat von Personen, die sich in der betr. Stellung als nichtinländischer befinden, 
glaubt nicht derartiges verlangen zu können (so § 24 Abs. 2 vgl. mit 22 des 
Ges. betr. das Flaggenrecht s. die Begründung Sten. B. 10. Leg. per. I. Sess. 
98/99 Drucks. Bd. IV, N. 179, 18, Ges. betreffend die Verpflichtung der Kauffartei- 
schiffe u. s. w. § 8 bezüglich der Führer ausländischer Schiffe) also nach der 
„personalen" Seite hin liegend. 

Heg] er, Prinzipien des internationalen Strafrech ts. 10 
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Reihe nach die verschiedenen Beziehungen zum Inland, mit denen 
man die Erstreckung der Bindekraft inländischer Normen und der 
konkreten inländischen Strafbarkeit zu bestimmen und zu begründen 
versucht hat, und werfen dann die formulierten Fragen auch in 
der Richtung einer Abstraktion von allen solchen Beziehungen 
zum Inland, der Erstreckung auch auf „nichtinländische" Per- 
sonen auf. 

1. 
Allgemein anerkannt ist, daß der inländische Staat bindende 
Normen für alle auf seinem Gebiet befindliche Personen, auch 
für Ausländer 1 ) und auch wenn es sich um ausländische Inter- 
essen handelt (soweit deren Verletzung überhaupt in Betracht 
kommt) geben, und dieselben bei Zuwiderhandlung gegen diese 
seine Normen bestrafen darf 2 ). Häufig wird hiebei allerdings 
die territoriale Bestimmung nicht geschieden von der realen 
Bestimmung in der Unterart des territorial-ideell verstandenen 
Interesses und die Möglichkeit der Bestrafung mit der Formel 
bejaht, der inländische Staat dürfe sich gegen alle, welche im 
Inland eine (an sich) strafbare Handlung begehen, ein Straf recht 
beilegen, wobei dann nur die Bezugnahme auf den Aufenthalt 
im Inland, den Charakter als „subditus temporarius", zeigt, daß 
man die territoriale Bestimmungsart im Auge hat. 3 ) 

1 ) Natürlich abgesehen von gewissen Ausnahmefällen (z. B. § 140 St.G.B.), 
wo Begehung nur von Inländern, nicht von Ausländern, auch nicht von im 
Inland sich aufhaltenden, in Betracht kommt. 

2 ) Selbstverständlich scheiden hier die Fälle aus, in denen bei einem be- 
stimmten Delikt nur im Ausland sich Aufhaltende in Betracht kommen (§ 140, 
Z. 1, zweiter Fall St.G.B.). 

3 ) Vgl. aus der Litteratur daftir: Abegg 25 ff., 58 f., Tittmann 11, 30 f., 
Berner W. 81 ff., Mohl 643 f., 687, Haelschner L 183, v. Bar L. 217, ders. 
I. P. u. St. 528, die (alle von dem Aufenthalt im Inland redend und aus- 
gehend) in dieser Weise die Zulässigkeit inländischer Bestrafung bejahen. 
Hieher ist wohl auch v. Martitz I, 50 zu stellen. Besonders deutlich ist die 
Formulierung bei Arnold G. S. 9 Bd. 1, 336: „Die Strafgewalt des Staats 
erstreckt sich auf alle in diesem Gebiete (dem Staatsgebiet) sich be- 
findenden Personen ohne Unterschied zwischen Inländern und Ausländern. 

Insbesondere hat der Ausländer, sobald er das Staatsgebiet betritt, 

die Verbindlichkeit, die Gesetze des Staats, in welchem er sich nun befindet, 
zu beobachten. Verletzt er diese Verbindlichkeit, übertritt er das Strafgesetz 
dieses Staats, so ist der Staat vermöge des Territorialitätsprinzips berechtigt, 
ihn zur Strafe zu ziehen, es mag nun das Verbrechen gegen den inländischen 
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Als Rechtfertigungsgrund für dieses „ Dürfen" wird geltend 
gemacht, daß der Täter als „subditus temporarius" 1 ), durch seinen 
Aufenthalt im Inland, der Territorialhoheit des Inlands unter- 
worfen ist 2 ) und deshalb als an die inländischen Normen gebunden 
betrachtet werden darf. 3 ) Soweit bezüglich des „Dürfens". 4 ) 

Was das „Müssen" anbelangt so kann bei Verletzung in- 
ländischer Interessen von einem solchen nur im Sinne der Pflicht 
zur Selbsterhaltung die Rede sein (s. o. S. 44, 57 A. 2) 5 ), betr. 
die Verletzung gemeinsamer Interessen s* o. S. 126 f. Man kann 
aber geneigt sein, zu sagen, der inländische Staat sei ver- 
pflichtet, Personen, die im Inland befindlich gegen die Individual- 
sphäre von Ausländern oder gegen elementare Interessen des 
ausländischen Staats aus der dritten Kategorie delinquiert haben, 
in concreto zu strafen. 6 ) Bezüglich des ersten Falls gilt das oben 



Staat oder gegen einen Inländer, oder gegen einen ausländischen Staat oder 
einen Ausländer begangen sein." 

*) Gegen diesen Gedanken Binding L 382, v. Kries Z.-St. W. 7, 609 f., 
s. aber auch Binding L. 2, 466 A. .1. 

2 ) Früher herrschte zum Teil die Anschauung von einer Selbst Unterwerfung, 
die der Einzelne durch seinen Eintritt ins inländische Gebiet vornehme, z. B. 
bei Tittmann 11, Klein Merkw. Rechtsspr. 1, 7 ff., s. dagegen Oersted I, 
137, 141, Binding I, 382 A. 12. Von der Souveränität des Inlands geht aus 
Berner W. 81 f. (der übrigens 81 auch von Selbstunterwerfung redet), derselbe 
L. 255, Bremer G. S. 17, 422 f., v. Rohland 25 f., 43. Die Gehorsampflicht 
als Korrelat des Schutzes bei den im Inland sich Aufhaltenden betont Schwarze 
G. S. 12 Bd. 1, 185, Berner W. 81, Haelschner I, 143, s. auch Abegg 18. 
Gegen die Zurückführung auf die (aber exklusiv verstandene) „Gebietshoheit" 
Beling Exterr. 113 f. 

3 ) Die Unterworfenheit und Gehorsamspflicht aller im Inland sich auf- 
haltenden Personen gegenüber den inländischen Strafgesetzen heben besonders 
hervor Abegg 25 f. (17 f.), Berner W. 83, Feuerbach § 31 und A. c. das., 
Bauer §§ 44, 101, R. Schmid 177, Bremer G. S. 17, 421 ff., Arnold G. S. 9 
Bd. 1, 336, Haelschner I, 143, v. Weinrich Z.-St. W. 17, 811. 

4 ) Vgl. übrigens Haelschner I, 134 darüber, daß dieses „Dürfen" auf 
bestimmten Voraussetzungen ruht und nur innerhalb ihrer anerkannt wird 
(s. auch v. Bar G. S. 35, 581 f.). 

5 ) Ganz allgemein bejaht eine Verpflichtung Tittmann 11. 

6 ) Vgl. Triepel 324 ff. (s. o. 105 A. 3), der für diese Fälle eine (besonders 
durch Bestrafung zu erfüllende) Haftpflicht bejaht, die begründet werde „aliein 
durch Handlungen im Gebiete des in Anspruch genommenen Staates", die 
Haftung trage hier „einen rein territorialen Charakter", sei „die notwendige 
Konsequenz der Gebietshoheit" (336), es sei „international unentbehrlich, 

10* 



— 148 — • 

S, 57 A. 2 Ausgeführte, wonach der Gesichtspunkt verletzten in- 
ländischen Interesses hier vorschlägt und nur sekundär eine 
völkerrechtliche Pflicht der Gleichbehandlung von Ausländern 
eingreift. Wenn man im zweiten Fall, wie oben 1 ) geschehen, eine 
Pflicht des Inlands zum Einschreiten bejaht, so könnte dieselbe 
an sich als eine alternative — Auslieferung oder Bestrafung — 
in Betracht kommen. 2 ) Man könnte an sich die Frage diskutieren, 
ob nicht der inländische Staat während ihres Aufenthalts im 
Inland gegen ausländische Interessen delinquierende Personen an 
den betr. ausländischen Staat ausliefern und diesem die Bestrafung 
überlassen sollte. 8 ) Allein zur Zeit wird wohl kein Kulturstaat 
geneigt sein, die Bestrafung aus der Hand zu geben, 4 ) sodann 
handelt es sich in den betr. Fällen um politische Delikte gegen 
den ausländischen Staat, bei welchen sich schon wegen dieses 
Charakters die Auslieferung an den ausländischen Staat verbietet. 
So gelangt man also dazu, hier ein Müssen bezügl. der Bejahung 
konkreter Strafbarkeit im Inland anzunehmen. 

Daß der Staat während ihres Aufenthalts im Inland delin- 
quierende Personen bei Verletzung inländischer und gemeinsamer 
Interessen bestrafen soll, ist selbstverständlich und folgt aus dem oben 
S. 44 f., 81 ff., 127 f. bezügl. des Falls einer Verletzung solcher Inter- 
essen Entwickelten. Was die Verletzung ausländischer Interessen 
anbelangt, so entspricht hier natürlich das Sollen zunächst dem 
Müssen, erstreckt sich aber noch darüber hinaus auf alle Fälle 
einer beachtlichen Verletzung ausländischer Interessen (darüber 
s. o. 106 ff.) durch eine Person im Inland. Auch hier kommt nach 
den herrschenden Grundsätzen Auslieferung nicht in Frage. 

Diesem Zugrundelegen des Moments des Aufenthalts im Inland 
ist nun aber zwar, wie geschehen, de leg. fer. nach der positiven 
Seite zuzustimmen, nicht aber nach der negativen, beschränken- 
den, exklusiven, die man zuweilen mit der „ territorialen * Be- 



daß der Staat die Ausländer, die auf seinem Gebiete verweilen, 
seiner Strafgewalt unterwirft" (337). 
*) S. 105. 

2 ) S. o. S. 122. 

3 ) So in der Tat z. B. Köstlin 30 N. 8, die bei v. Martitz I, 51 A. 5 Zit. 

4 ) Vgl. Lammasch 461 f. (s. aber auch die das. 463 f. angeführten Verträge), 
v. Martitz I, 50 f., 138. 
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stimmungsart (als positiver Erstreckung) verbindet. 1 ) Letzteres 
nicht, weil sonst die Verletzungen zu schützender Interessen, ins- 
besondere inländischer Interessen, nicht in genügendem Masse 
berücksichtigt würden, wogegen auch nicht etwa die Auslieferung 
Abhilfe schaffen könnte, wie z. T. schon oben entsprechend ausgeführt 
wurde. 2 ) In diesem speziellen Zusammenhang ist zu dem oben Ge- 
sagten noch beizufügen, daß eventuell Schwierigkeiten bei Beant- 
wortung der Frage entstehen können, ob der Täter zur Zeit der Tat 
sich im Inland oder Ausland aufgehalten hat (Delikte im Eisenbahn- 
zug \ weiter, daß bei solcher exklusiven Passung Auslieferung der 
eigenen Untertanen platzgreifen müßte, eine Regelung, welche 
wesentlichen unten noch näher zu würdigenden Bedenken unterliegt. 

2. 
Bestrittener ist das Dürfen bezüglich der zweiten Be- 
stimmungsweise, der personalen. 8 ) Als Grund — wenn es über- 
haupt eines solchen bedarf — , warum das Inland Normbindung 
und konkrete Strafbarkeit erstrecken darf auf alle Inländer, auch 
wenn sie nicht im Inland sich aufhalten (bezw. aufhielten) — 
nur dies steht nach dem zu 1 Ausgeführten noch in Frage — 
und auch wenn es sich um ausländische Interessen handelt (so- 
weit deren Verletzung überhaupt unter dem Interessengesichts- 
punkt in Betracht kommt), läßt sich anführen, daß dieselben 
eben Untertanen des Inlands sind, der Untertanenverband insbe- 
sondere auch für den im Ausland sich Aufhaltenden fortdauert. 4 ) 
Daraus wird für den Untertanen die Gehorsamspflicht gegenüber 
inländischen, für ihn Bindekraft beanspruchenden Normen ge- 
folgert, insbesondere auch für den Fall des Aufenthalts im Aus- 

J ) Gegen diese negative Seite s. bes. v. Rohland 26 ff., Bin ding I, 383, 
Triepel 274 ff., Beling Exterr. 112 ff. Natürlich abgesehen von besonders 
gelagerten Fällen, wie § 140 Z. 1, erster Fall St.G.B., wo nur im Inland sich 
Aufhaltende in Betracht kommen. 

2 ) Daß bei Verletzung inländischer Interessen, zumal bei Delikten gegen den 
inländischen Staat, dieselbe nicht gentigen kann, darüber s. entsprechend o. 72 f. 
Vgl. in dieser Richtung auch noch v. Rohland 33 ff., Binding I, 383 und 
A. 18 das. 

3 ) Natürlich scheiden aus die seltenen Ausnahmefälle, wie sie auch das 
geltende Recht aufweist, in denen nur Ausländer (oder Quasiausländer) als 
Subjekte eines bestimmten Delikts in Betracht kommen. 

4 ) Berner W. 140. Gegen diesen Gedanken mit wenig stichhaltigen 
Gründen Haelschner I, 166, Heinze U. 15 ff. 
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land 1 ) und weiter gefolgert, daß er auch in diesem Fall als durch 
die ausländischen Normen gebunden und bei Zuwiderhandeln 
gegen sie als in concreto im Inland strafbar behandelt werden 
darf.*) 3 ) 

*) In der Regel wird hier von Delikten der Inländer im Ausland geredet, 
dabei aber an den Aufenthalt derselben im Ausland gedacht. 

2 ) Solches „Dürfen" bejahen: Tittmann, 18, 20 f., Feuerbach § 31, 
Bauer §§ 44, 101, 102, Escher 126 ff., Bekker I, 158, 175 f., v. Bar I. P. u. 
St. 527, ders. L. 210, 218, Berner W. 126 ff., L. 256 f., Arnold G. S. 9 Bd. 1, 
326, 328 ff., v. Rohland 96 ff. (s. auch die das. 96 A. 1, Zit), v. Martitz I, 
43 ff., 51 ff., 65, H. Meyer 116, Merkel 277, Triepel 274 ff., Beschl. d. Inst. f. 
intern. R. 1883 These 7, u. A., vgl. auch Binding I, 384 A. 21 und dort Zit. 
und s. die in der nächsten Anm. Zit. In Folgenden ist von einem selbständigen 
„Dürfen" die Rede, über den (zu verwerfenden) Gedanken einer Bestrafung 
als „Vertreter" des ausländischen Staats s. u. 

Die personale Bestimmung, die Zulässigkeit der Bestrafung der Inländer 
auch bei Aufenthalt im Ausland (zur Zeit der Tat) und Verletzung ausländischer 
Interessen (soweit dieselbe überhaupt in Betracht kommt) bejahen die deutschen 
Partikularstrafgesetzbticher, so Sachs. St.G.B. Art. 2, Bad. St.G.B. § 4: „Auch 
wegen der im Auslande verübten Handlungen steht der Inländer unter den 
Strafgesetzen des Inlandes", Hess. St.G.B. Art. 4, Württemb. St.G.B. Art. 3: 
„Nach denselben Strafbestimmungen sind alle, von Wtirttembergern im Ausland 
begangene Verbrechen oder Vergehen zu richten, mögen dieselben gegen 
Personen des In- oder Auslandes verübt worden sein", Bayr. St.G.B. Art. 10, 
Hannöv. St.G.B. Art. 2 Abs. 2, Thtiring. St.G.B. Art. 2, Hamburg. St.G.B. Art. 2, 
Braunschweig. Landes-Grundgesetz § 205, und die weit überwiegende Masse 
der ausländischen Strafgesetze, vgl. Lammasch 54 A. 3, 382 A. 6, v. Martitz I, 
75 f., 81, so Frankreich Code d'instr. (Fassung v. 66) Art. 5, Österr. St.G.B. 
§§ 36, 235, Ungar. St.G.B. § 7, § 8, Schwed. St.G.B. Kap. I, § 1, Dan. StG.B. 
§§ 4—6, Portug. StG.B. 53 Z. 5, Belgien (Ges. v. 17. April 78) Art. 6 Z. 3, 
Art. 7—9, Spanien Ley Org. 339, 340, Schweiz. Entw. Art. 4, Abs. 3, Art. 5, Bulgar. 
St.G.B. Art. 5, Norweg. St.G.B. § 12 Z. 3, Finnland. St.G.B. Kap. I, § 1, Niederl. 
St.G.B. Art. 5, Italien. St.G.B. Art. 5, Mexikan. St.G.B. Art. 186, anders im 
Prinzip das englisch-amerikanische Recht, vgl. v. Martitz I, 75 A. 3, 194 f., 
Hintrager Böhms Z. 9, 61 ff., Chilen. St.G.B. Art. 6. 

3 ) Entsprechend dem oben Entwickelten führen zur Begründung an die 
(dauernde) Gebundenheit des inländischen Untertans als solchen an die heimischen 
Gesetze: Tittmann 18, Bauer § 102, Zachariae A.N. F. 1852, 37 f., Feuer- 
bach 1. c, Oersted I, 138 ff., R. Schmid 177 ff., Groß A. N. F. E. 1852, 62, 
Bekker 1,158, 175 f., Arnold G. S. 9 Bd. 1, 326, 329, Schütze 58, Wächter 
Kr. 78, V. 84, v. Bar Kr. VJSchr. 15, 43, G. S. 28, 449, Lammasch 28, 377, Merkel 
277, auch v. Rohland 100 ff. Vgl. zu solcher Gebundenheit auch Böhmer Ob- 
servationes qu. 41 n. 17, Krug K. IV, 5, Binding I, 374 A. 14, 384, Fuld 
G. S. 45, 249, 256, Wachen feld Enc. 253. Dieser Gedanke, liegt auch der 
lex lat. zu Grunde (s. die Motive zu dem vorbildlichen Preuß. St.G.B. Galt- 
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Die Bekämpfung dieser Ansicht, die Behauptung, der in- 
ländische Staat dürfe sich gegenüber dem im Ausland sich auf- 
haltenden und dort delinquierenden Inländer ein Strafrecht in 
concreto nicht beilegen, fußt hauptsächlich auf der Anschauung, 
daß solche Bestrafung völkerrechtswidrig sei, weil sie einen Ein- 
griff in die Souveränität des ausländischen Staats enthalten 
würde. 1 ) Weiter wird besonders noch auf die Gefahr einer 
Kollision bei solcher Behandlungs weise hingewiesen. 2 ) Zunächst 
ist zu bemerken, 3 ) daß durch eine derartige Regelung der kon- 
dammer Mater. I, 61), was Haelschner I, 166 mit Unrecht bestreitet (unter 
Verkennung der Bedeutung, die dem Moment der Strafbarkeit im Ausland 
zukommt). Gegen die fortdauernde Gebundenheit des Inländers insbesondere 
erklären sich Abegg 17 f., 32 f., 38, 41 f., 59, 66, Schwarze G. S. 12 Bd. 1, 
186 ff. bes. 194, ders. H. H. d. Strfr. II, 34, Bremer G. S. 17, 420 ff., bes. 427 f. 
Auch Mo hl 690 f. erklärt sich gegen diesen Gedanken, bejaht aber im Resultat 
die Zulässigkeit der inländischen Bestrafung des im Ausland delinquierenden 
Inländers, dagegen auch Heinze U. 14 ff., der ebenfalls im Resultat die Zu- 
lässigkeit solcher Bestrafung bejaht, vgl. auch v. Martitz I, 128. Es finden 
sich auch noch andere, zum Teil seltsame, Begründungen dafür, daß bei Delikten 
der Inländer im Ausland der inländische Staat sich ein Strafrecht beilegen 
darf. So bei Bin ding Kr. 130 der Gedanke der Selbstbindung, s. dagegen 
v. Rohland 100 A. 11, so bei Berner W. 126, 131 f. die Ausfuhrung, wer 
die Eigenschaft als inländischer Staatsbürger nicht aufgebe, dürfe nichts tun, 
was das Inland als eine Schändung der bürgerlichen Ehre betrachte, er sei den 
Strafgesetzen Gehorsam schuldig, weil in ihnen der Heimatstaat die Bedingungen 
des Staatsbürgertums ausgesprochen habe, s. gegen ihn v. Roh 1 and 96 f., Mo hl 
691 A., Bre m er 1. c. 424, 426, v. Bar I. P. u. St. 514, vgl. weiter v. Bar Kr. VJSchr. 
15, 43 f., I. P. u. St. 526 f., s. gegen ihn v. Rohland 99, Bremer 1. c. 431 f. 

!) Vgl. bes. Bremer G. S. 17, 420 ff., 427, 446, der hauptsächlich geltend 
macht, ein Staat könne außerhalb seines Gebiets nicht befehlend auftreten, 
wie er andererseits auf seinem Gebiet der alleinige Gesetzgeber sei, auch 
Schwarze G. S. 12 Bd. 1, 190, Haelschner Pr. Str. II, 1, 60, Köstlin Neue 
Rev. 742 ff. Gegen diese Ansicht vgl. Berner W. 132, Schauberg 165 ff., 
v. Bar G. S. 28, 448, v. Rohland 42 ff., 67 ff., Haelschner I, 133 A. 1, s. auch 
Mohl 734, Beling Z.St.W. 17, 304 f., ders. Exterr. 66 f., 112 ff., ders. Kr. 
VJSchr. 41, 287 ff., Triepel 274 ff. 

2 ) Die Kollisionsgefahr machen geltend Mohl 691 A. 1 a. E., 741, Abegg 
38. Vgl. zu diesem Punkt Escher 125 f., v. Rohland 67 ff., Binding I, 376 
s. auch 372 sub. 2. 

3 ) Alle diese Gegengründe treffen — wie noch vorausgeschickt werden 
mag — jedenfalls nicht den Fall, daß ein Inländer im staatenlosen oder un- 
zivilisierten Gebiet delinquiert. Für inländische Strafbarkeit des Iniändere in 
diesem Fall Berner W. 169, L. 262, v. Bar G. S. 35, 558 f., Fuld G. S. 45, 
249, 256, Beschl, des Inst, f. intern. R. 1883 These 9, Krug K. IV, 5. 
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kreten Strafbarkeit jedenfalls nicht die ausländische Territorial- 
hoheit verletzt wird, denn es werden nicht etwa im Ausland 
Hoheitsakte vorgenommen. 1 ) So läge der Eingriff in dem Ver- 
such, die ausländischen Normen in ihrem berechtigten personalen 
Herrschaftsgebiet zu verdrängen. Die bloße Tatsache, daß das 
Inland an dieselben Personen Gebote und Verbote erläßt und 
sie wegen Zuwiderhandlung gegen solche bestraft, wie das Aus- 
land, die bloße Konkurrenz von Normen und Strafansprüchen 
kann eine solche Verdrängung noch nicht enthalten, 2 ) Der 
Autorität des ausländischen Staats geschieht dadurch kein Ab- 
bruch. Es schwebt die Idee vor, daß der ausländische Staat ein 
exclusives Recht habe, den in seinem Territorium weilenden 
Personen Gebote und Verbote zu geben und sie wegen Zuwider- 
handlung dagegen zu bestrafen. Aber ein solches exclusives 
Recht, das auf das Völkerrecht sich gründen müßte, besteht 
nicht, wie schon die zahlreichen gesetzlichen Bestimmungen in 
der weit überwiegenden Mehrzahl der Kulturstaaten zeigen, die 
das Inland den im Ausland sich aufhaltenden und dort delin- 
quierenden Inländer bestrafen lassen. 3 ) So müßte die Verdrängung 
nicht auf die bloße Tatsache, daß das Inland auch bindende 
Normen gibt und Zuwiderhandlungen gegen sie bestraft, sich 
gründen, sondern darauf, daß dies im Widerspruch mit dem 
ausländischen Staat geschieht. Und ebenso ruht der Gedanke der 
Kollision auf der Annahme eines Widerspruchs (nur daß er mehr 
die strafrechtliche, als die völkerrechtliche Unzulässigkeit betont). 
Wir müssen unterscheiden. Von einem Eingriff in die Sou- 
veränität des Auslands in diesem Sinne und von einer Kollision 
kann nicht die Rede sein, wenn dem Inländer im Ausland ein 
von dem betreffenden ausländischen Staat verbotener und seitens 
desselben strafbarer Angriff auf seine Interessen (oder gemein- 



*) Vgl. v. Rohland 43, Berner W. 132, vgl. zu der Scheidung dieses 
Falls von dem in Frage stehenden besonders auch Triepel und Beling an 
den oben zit. Stellen, v. Martitz I, 44 A. 17. 

2 ) Vgl. auch betr. die Konkurrenz Beling Z.StW. 17, 323 f., ders. Exterr. 
99, Kitzinger 186. 

•) S. o. S. 150 A. 1, vgl. auch v. Rohland 122 ft. Es wird z. T. nicht scharf 
genug zwischen der territorialen Bestimmung als positiver und einer etwaigen nega- 
tiven Bedeutung des territorialen Moments geschieden und dann mit der allgemeinen 
Annahme der ersteren in den Gesetzgebungen argumentiert, so von Köstlin33o. 
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same Interessen) vom inländischen Staat ebenfalls verboten und 
die Zuwiderhandlung gegen dies Verbot bestraft wird. 1 ) Wo aber 
die Verletzung inländischer Interessen oder (ausnahmsweise) die 
Verletzung der Interessen eines dritten ausländischen Staats C 
durch Inländer im ausländischen Staate B in Frage steht, handelt 
es sich entweder um Interessenverletzungen, die letzterer eben- 
falls verbietet und bestraft (wenn auch vielleicht anders und 
unter anderem Namen), oder es handelt sich um Interessenver- 
letzungen, um welche er sich garnicht kümmert, die er beiseite 
liegen läßt als außerhalb seiner Sphäre befindlich, z. B. Ver- 
letzung der Amtspflicht inländischer Beamten, Verletzung der 
Wehrpflicht inländischer Staatsangehöriger u. a. In beiden Fällen 
kann kein derartiger Eingriff in die Souveränität, kann keine 
Kollision behauptet werden. 2 ) Diese beiden Fälle bilden durch- 
aus die Regel. Ganz ausnahmsweise kann die Sache so liegen, 
daß der ausländische Staat der Begehung ein Verhalten als er- 
laubt anerkennt, wie außerstrafrechtliche Behandlung desselben 
zeigt, welches der inländische Staat dem Inländer im Ausland 
verbietet und an ihm bestraft z. B, Bigamie 8 ). Aber auch hier 
ist es kein Eingriff in die Souveränität des ausländischen Staats 
und liegt keine Koliision vor, 4 ) wenn der inländische Staat den 
Inländer im Ausland in einem Punkt beschränkt, in welchem ihn 
der betr. ausländische Staat von sich aus nicht beschränkt, 
ein Dürfen von sich aus ausspricht. Endlich ist an sich denkbar, 
daß beide, der inländische Staat und der ausländische, dem Inländer 
im Ausland etwas gebieten und die Unterlassung bestrafen, und 
die jeweils erfüllenden Handlungen unvereinbar sind, 5 ) oder der 

*) Vgl. v. Rohland 62 f. 

2 ) Vgl. v. Rohland 62 ff. 

3 ) Vgl. über derartige Fälle v. Rohland 118 A. 4. Ueber den Unterschied 
von „Erlaubt" und „(rechtlich) Indifferent" vgl. Binding I, 158, auch Stooß 
Z.-St. W. 24, 325. 

4 ) Vgl. auch v. Rohland 91 A. 32. 

5 ) Z. B. der inländische Staat und der ausländische Aufenthaltsstaat ge- 
bieten beide gleichzeitig, Militärdienste zu leisten und sich hiezu zu stellen, 
vgl. v. Rohland 62, 68. Ein analoger Fall ist praktisch geworden in Elsaß- 
Lothringen, wie in einer Sitzung des IJandesausschusses vom Februar 1905 
hervorgehoben wurde, indem in Elsaß-Lothringen eine Reihe von Pers onen eine 
doppelte Staatsangehörigkeit besitzen und infolgedessen sowohl von" Deutsch- 
land als auch von Frankreich als militärpflichtig in Anspruch genommen werden. 
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eine eine Handlueg verbietet und bei Vornahme bestraft, welche 
der andere gebietet und bei Unterlassung bestraft. 1 ) Hier liegt 
dann allerdings ein Widerspruch vor. Aber auf Grund der- 
artiger ganz abnormer Fälle kann ein Prinzip nicht aufgestellt 
und nicht widerlegt werden. 2 ) Und selbst hier kann man sagen, 
es liege zwar Kollision vor, aber nicht ein Eingriff in die Sou- 
veränität des ausländischen Staats, denn die Autorität der kolli- 
dierenden ausländischen Norm werde an sich nicht verneint. 3 ) 4 ) 
Ganz inkonsequent ist es, wenn man im allgemeinen nicht, wohl 
aber bei gewissen von Inländern im Ausland verübten Delikten 
— den Staatsverbrechen gegen das Inland — dem inländischen 
Staat das Recht zuschreibt, sich Strafkompetenz beizulegen. 
Man begründet dies damit, hier liege Verletzung einer besonderen 
Treupflicht des Inländers vor. 5 ) Aber wenn man ihm in dieser 
Weise die »Pflicht der Treue" auflegt, so wird eben doch schon 
im Prinzip zugegeben, daß ihn inländische Normen auch im Aus- 
land binden können und er wegen ihrer Verletzung im Ausland 
vom Inland in concreto gestraft werden kann. 6 ) 7 ) 

*) Vgl. v. Martitz I, 57 A. 17. Kein Widerspruch besteht zwischen 
Verbot und Verbot siehe v. Rohland 88 ff., Bekker I, 184. 

2 ) Es darf auch nicht etwa zur Verhütung der Möglichkeit solchen 
Widerspruchs schlechtweg Strafbarkeit im ausländischen Aufenthaltsstaat be- 
züglich der Taten von Inländern in letzterem verlangt werden (vgl. o. 81 A. 2). 
Dies würde ganz erheblich über das Ziel hinausschießen, und der weit über- 
wiegenden Regel nicht gerecht werden, wonach der ausländische Staat, falls 
er nicht dasselbe verbietet und bestraft, doch andererseits auch nicht wider- 
sprechende Normen aufstellt. Man käme zwecks Verhütung der Möglichkeit 
eines Widerspruchs nur zur Aufstellung der Klausel : „vorausgesetzt, daß nicht 
eine > Norm des ausländischen Aulen thaltsstaats Widersprechendes befiehlt." 
Aber die Fälle sind zu selten, um die Aufstellung einer solchen Klausel zu 
rechtfertigen. Auch wäre nicht klar, warum gerade der Heimatstaat als der- 
jenige anzusehen ist, der (durch Aufstellung einer solchen Klausel) Rücksicht 
auf den andern Staat nehmen muß, und (s. das im Text Folgende und Bin ding 
I, 376), warum überhaupt ein Staat auf den andern in dieser Weise Rücksicht 
nehmen muß. 

3 ) Bin ding I, 376. Jeder verbietet, bezw. gebietet von sich aus, unbe- 
kümmert um das Gebieten, Verbieten des Andern. 

4 ) Gegen die Möglichkeit, daß speziell das inländische Strafgesetz in 
fremde Souveränität eingreifen könne, s. generell Bin ding I, 372, v.Rohland66f- 

5 ) Vgl. Haelschner Pr. Str. II, 64 f., Marezoll Gem. D. Kriminalr. 
(1841) § 22, auch S c h w a r z e H. H. d. Strfr. II, 36 f., s. dagegen v. R o h 1 a n d 35 f. 

6 ) In dem Gedanken der Verletzung einer Treupflicht ist unklar die 
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Nun hat man weiter noch als Grund gegen ein „Dürfen" in 
der oben bezeichneten Richtung angeführt, daß die Gefahr der Doppel^ 
bestraf ung entstünde, wenn der im Ausland delinquierende Inländer 
als auch an das inländische Gesetz gebunden betrachtet würde* 1 ) 
Aber solche Doppelbestrafung kann sehr leicht vermieden, bezw. aller 
schlimmen Polgen beraubt werden. Wo es sich um Verletzung 
von Interessen des Begehungsstaats handelt, steuert ihr eine Be- 
stimmung ähnlich dem § 5 StGB. 2 ), wo es sich um Verletzung 
eigener Interessen des Inlands (oder eines dritten Staats, nicht 
des Begehungsstaats) handelt, eine Bestimmung entsprechend 
dem § 7 StGB (Strafanrechnung). 3 ) 4 ) 

Soweit das Dürfen. Was das Müssen und Sollen anbelangt 
so ist hier zu unterscheiden zwischen dem Fall der Verletzung 
inländischer ideell-staatlich gefaßter und gemeinsamer Interessen 
einerseits und der Verletzung ausländischer Interessen anderer- 
seits (natürlich soweit diese unter dem Interessengesichtspunkt 
überhaupt in Betracht kommt). Für den ersten Fall könnte von 
einem Müssen betr. die Verletzung inländischer Interessen nur 
im Sinn einer Pflicht der Selbsterhaltung die Rede sein (s* o* 
44, 57 A* 2, die dort besprochene Pflicht betr. im Inland gegen 



personale Bestimmung und der Interessengesichtspunkt kombiniert. Die betr. 
Normen werden als bindend für den in Frage Stehenden angesehen, weil er 
Inländer ist, in Fällen, wo es sich um Verletzung elementarer Interessen des 
inländischen Staats handelt. Damit ist aber eigentlich die ratio der personalen 
Bestimmungsweise im Prinzip als richtig zugegeben. 

7 ) Ebenfalls ganz abwegig ist, die Bejahung inländischer Strafbarkeit bei 
Delikten der Inländer im Ausland im allgemeinen nicht, wohl aber dann für 
zulässig zu erklären, wenn der Inländer „in fraudem legis domesticae" sich 
ins Ausland begibt, so z. B. Köstlin 34, ders. Neue Rev. 746, Geib II, 52 f. 
u. dort Zit., s. dagegen mit Recht v. Rohland 36 f., auch Schwarze H. H. 
d. Strfr. II, 51 f. 

^Bremer G. S. 17, 449 ff., übrigens auch Bekker I, 188 ff. u. A., s. 
dagegen Kitzinger 186, Binding I, 394, 396 f., bes. 397 A. 12, v. Bar 
L. 220 f., v. Roh 1 and 92 ff. (wo aber der Unterschied von Verletzung in- 
ländischer und nichtinländischer Interessen nicht genügend beachtet ist.) 

2 ) s. o. S. 117 ff, 

3 ) s. o. 83 Anm. 2. Vgl. z. B. Oesterr. St.G.B. § 86 Abs. 2. Binding 
Gr. 79 redet treffend im ersten Fall von alternativer, im zweiten von kumulativer 
Konkurrenz der Strafansprtiche. 

4 ) Uebrigens handelt es sich in der ganzen Sache nur um eine Billigkeits- 
frage, nicht um eine Rechtsschranke s. Binding I, 375 f. 
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die Individualspbäre von Ausländern begangene Delikte ist wohl zu 
verstehen als Pflicht betr. von im Inland sich Aufhaltenden 
begangene Delikte), betr. die Verletzung gemeinsamer Interessen 
s.o. S. 126t Die Bejahung des Sollens folgt bezüglich der inländischen 
Interessen aus dem bereits Entwickelten, daraus, daß der inländische 
Staat das strafweise Vorgehen bei Verletzung seiner eigenen Inter- 
essen richtigerweise einem andern Staat nicht überlassen kann (s. o. 
44 f., 81 ff.), betr. die gemeinsamen Interessen s. o. S. 127 f. Was 
den zweiten Fall anbelangt, so ist oben S. 105, 122 die Ansicht ver- 
treten worden, daß man im Allgemeinen eine völkerrechtliche Pflicht 
bejahen muß, die Verletzung ausländischer Interessen nicht schlecht- 
weg und prinzipiell zu ignorieren, und daß speziell bei Verletzung 
der elementarsten Interessen des ausländischen Staats aus der dritten 
Kategorie eine Pflicht zum Einschreiten anzunehmen sein wird, daß 
aber dieser Pflicht, wie einem darüber hinausgehenden Sollen auch 
in der Weise gentigt werden kann, daß der inländische Staat den aus- 
ländischen Staat durch Auslieferung des Verletzers unterstützt, ihm 
aber die Bestrafung überläßt. So ist die Frage, ob man den im Ausland 
ausländische Interessen verletzenden Inländer im Inlande in concreto 
bestrafen muß und soll, davon abhängig, ob man bei ihm den Weg der 
Auslieferung füj ungangbar erklärt. 1 ) Die Frage, ob Auslieferung 
von Inländern an den ausländischen Staat bei im Ausland be- 
gangenen Delikten platzgreifen soll, ist eine außerordentlich 
strittige. 2 ) Das geltende Recht (§ 9 StGB) steht auf dem Stand- 



J ) Für die Annahme einer alternativen völkerrechtlichen Pflicht, bei 
Auslandsdelikten von Inlandern zu strafen oder auszuliefern („dedere aut 
punire-) vgl. bes. v. Martitz I, 136 ff., 319 ff., 398, II, 601 f., 606, s. auch die 
Zit. oben 104 A. 5, weiter v. Hippel D. J. Z. 2, 215. 

Ueber die Aufstellung des Satzes „dedere aut punire - durch H. Grotius 
und die historische Entwicklung nach Grotius bezügl. dieses Punkts s. 
v. Martitz I, 445 ff., 457 ff. 

2 ) S. über die Frage der Auslieferung Nationaler vor allem v. Martitz I, 
Kap. 3, bes. § 16, § 18. Die Grunde, welche für die Möglichkeit der Aus- 
lieferung eigener Untertanen angeführt werden, sind teilweise äußerst schwach. 
Oft wird nicht beachtet, daß der Verdachtige, selbst der auf Grund gericht- 
licher Untersuchung als verdächtig Erscheinende, noch keineswegs der 
Schuldige ist, daß man also nicht sagen darf, das Inland habe keine Ver- 
anlassung, verbrecherische Inländer in Schutz zu nehmen, der verbrecherische 
Inländer könne sich nicht beschweren oder Aehnliches (vgl. z. B. Bremer 
G. S. 17, 455, Schwarze G. S. 12 Bd. 1, 197). Der vielgerühmte prozessuale 
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punkt, daß Inländer nicht ausgeliefert werden dürfen. Diese 
Behandlungsweise ist von der Theorie vielfach und heftig ange- 
griffen worden. Mit Unrecht, denn ganz zweifellos, wie auch die 
Reichstagsdebatten der letzten Jahre anläßlich von Auslieferungs- 
fragen deutlich gezeigt haben, ist der Gegensatz und das Miß- 
trauen unter den Nationen zur Zeit viel zu stark, um für ein 
großes Volk die Auslieferung seiner Angehörigen an ausländische 
Staaten als erträglich erscheinen zu lassen. Diesen Realitäten 
gegenüber wollen Theorien und Resolutionen w r enig besagen. 
Verneint man prinzipiell die Auslieferungsmöglichkeit bei In- 
ländern, so muß und soll bezw. soll man die inländische konkrete 
Strafbarkeit des im Ausland ausländische Interessen verletzenden 
Inländers bejahen, soweit eine derartige Verletzung unter dem 
Interessengesichtspunkt überhaupt als strafbar in Betracht kommt. 1 ) 



Vorzug des forum delicti commissi (vgl. z. B. Harburger Z.-St. W. 20, 594, 
v. Liszt 102) wird reichlich aufgewogen durch prozessuale Nachteile einer 
Aburteilung seitens ausländischer Richter, ausländischer Geschworenen, auf 
Grund einer in ausländischer Sprache geführten Verhandlung (vgl. auch 
v. Rohland 34). Kollisionsgefahr, welche dadurch vermieden werden könnte 
(v. Liszt Z.-St. W. 2, 55 ff.), besteht nach dem oben Gesagten nicht, bei der — 
davon wohl zu scheidenden — Konkurrenz von Strafansprtichen können nach 
dem oben betr. die Doppelbestrafung Bemerkten alle üblen Folgen vermieden 
werden, vgl. auch Bin ding I, 400 A. 4. Nicht gegen Auslieferung eigener 
Untertanen im Prinzip die englisch-amerikanische Auffassung (vgl. v. Marti tz I, 
180 ff.), für die Auslieferung Ab egg 93 f., Bremer 1. c. 455, Schwarze 
1. c, v. Liszt 111 A. 3 und dort Zit., ders. Z.-St. W. 2, 56: 3, 502, Harburger 
Z.-St. W. 20, 593 ff., Lammasch 396 ff., 417 ff., Beschlüsse des Inst. f. intern. 
R. 1880 These 6, die bei Lammasch 396 A. 1 Angeführten u. A. Dagegen 
Tittmann 22, Moni 692, 752 f., Koestlin 29, Berner W. 129, 184f., 
L. 256 f., v. Bar L. 311 f., Binding I, 399 f., Merkel 278, Schauberg 
134f., Arnold 1. c. 328, Heinze ü. 11 f., Geyer Z.-St. W. 3, 632 f., H. 
Meyer 126 A. 56, die bei Lamm asch 397 A. 1 Zitierten u. A., bes. aber 
v. M a r t i t z I, 305 ff. Dagegen auch die weit überwiegende Zahl der Gesetz- 
gebungen, insbes. die der europäischen Festlandsstaaten. Vgl. auch Mot. 33. 

Daß die Frage keine völkerrechtliche, sondern eine landesrechtliche, 
staatsrechtliche ist, betont mit Recht v. Martitz I, 141 ff., ebenso, daß die 
Nichtauslieferung nicht etwa auf kriminalistischer Grundlage ruht, ders. II, 
601 A. 2. 

!) Vgl. Arnold G. S. 9 Bd. 1, 328, Berner W. 148, Wächter V. 85, 
Lammasch 382 ff., v. Martitz I, 133 ff., 136 ff. u. ö., Harburger Z.-St W. 20, 
592, 603 f., Tafel 14, Schultz 62, v. Liszt 102 f., H. Meyer 126, u. A, Dem 
entspricht das geltende Recht, über analoge Bestimmungen anderer Gesetz- 
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Es ist aber wohl zu beachten, daß in dieser Weise zwar ein 
Zusammenhang besteht zwischen der Nichtauslieferung von In- 
ländern und der Bejahung von Strafbarkeit in concreto betr. In- 
länder, 1 ) daß aber die Frage, ob das Inland unter dem Gesichts- 
punkt einer Zuwiderhandlung gegen seine Normen als bindende 
gegenüber dem im Ausland sich aufhaltenden, ausländische Inter- 
essen verletzenden Inländer konkrete Strafbarkeit festsetzen muß 
und soll, bezw. soll, nicht allein unter dem Gesichtspunkt ent- 
schieden werden darf: konkrete Strafbarkeit Nationaler weil 
Nichtauslieferung Nationaler, Vielmehr greifen noch andere Ge- 
danken ein, die dazu führen, daß man ein Müssen und Sollen 
bezw. Sollen in der genannten Richtung bejaht auch in Fällen, 
wo aus andern Gründen als wegen der Nichtauslieferung Nationaler 
eine Auslieferung überhaupt nicht in Betracht kommt, weiter in Fällen, 
wo an sich — nachträglich — Auslieferung zulässig ist 2 ) Beides ist 
schonde leg. lat. geschehen. Das erstere tritt im geltenden Recht 
darin heraus, daß bei politischen Delikten im Ausland gegen 
ausländische Staaten die Inländer nach § 102 St.G.B. bestraft 
werden, obgleich hier — bei politischen Delikten — eine Aus- 
lieferung ans Ausland nach herrschender Regel überhaupt nicht 
in Frage kommt, wie sich bei dem Ausländer, der im Ausland 
gegen den ausländischen Staat ein politisches Delikt verübte, 
zeigt. Hier ruht die Bestrafung des Inländers nicht darauf, daß 
einer an sich möglichen Auslieferung nicht stattgegeben wird, weil 



gebungen s. o.S. 150 A. 1 und Lamm asch 54 A. 3, 382 A. 6, ältere Gesetzgebung bei 
Mo hl 647. Der Gedanke: Bestrafung des Inländers, weil nicht Auslieferung, 
tritt besonders in Gesetzgebungen (vgl. v. Marti tz I, 439 f., II, 608 ff.) deutlich 
heraus, die im Inland (regelmäßig) nur bestrafen, wenn ein Inländer im Aus- 
land (gegen ausländische Interessen) ein Auslieferungsdelikt begangen 
hat, so Belgien (Ges. v. 17. April 78) Art. 8, vgl. auch Schweiz. Entw. Art. o, 
Italien. St.G.B. Art. 7 Z. 1 vgl. mit Art. 5, Art. 9. Weiter sind noch zu vgl. 
die Bestimmungen der Auslieferungsverträge, worin versprochen wird, die 
eigenen Untertanen, deren Auslieferung nicht bewilligt wird, wegen im Aus- 
land begangener Delikte zu bestrafen, s. L a m m a s c h 421 ff., G r o s c h 30, 84 ff. 

x ) Den Zusammenhang betont de leg. lat. Hippel D. J. Z. 2, 215, zu 
vgl. sind auch für das geltende Recht in dieser Richtung die Motive zum Preuß. 
St.G.B., auf welches in den Motiven zum deutschen St.G.B. verwiesen wird. 

2 ) Mit Recht wendet sich Binding I, 398 gegen den Gedanken, daß der 
Umfang anerkannt zulässiger Auslieferung für den Umfang anerkannter in- 
ländischer Strafpflicht maßgebend sein müsse oder könne. 
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der Betreffende Inländer ist. sondern es greift hier die Idee einer 
Art besonderen Verantwortlichheit des inländischen Staat ein. 1 ) 2 ) 
Das zweite zeigt sich im geltenden Recht in der Behandlung der 
Frage, für welchen Zeitpunkt die Inländereigenschaft als Voraus- 
setzung inländischer konkreter Strafbarkeit vorliegen muß. Wäre 
allein der Gedanke herrschend, daß Bestrafung eintrete wegen 
der Mchtauslieferung Nationaler, so müßte ausschließlich ent- 
scheidend sein der Zeitpunkt des Auslieferungsbegehrens, denn 
dann und nur dann darf nicht ausgeliefert werden. 3 ) Nun ist für 
das geltende Recht soviel sicher, daß für die Regel jedenfalls 
Inländereigenschaft zur Zeit der Begehung in § 4 Abs. 2« Z. 3 vor- 
ausgesetzt ist, während der Fall, wo dies nicht zutrifft, der des 
Neubürgers, besonders behandelt und hier noch nicht zu erörtern 
ist Bestritten aber ist die Frage, ob es in § 4 Abs. 2 Z. 3 erster 
Abs. überhaupt nur auf die Inländereigenschaft zur Zeit der Tat 
ankommt, so daß inländische Strafbarkeit in concreto auch zu 
bejahen ist, wenn ein Inländer (zur Zeit der Tat) nachher Aus- 
länder geworden ist. Diese Meinung ist die überwiegend ver- 
tretene und richtige. 4 ) Es ist unmöglich, die unter einem gemein- 
samen Vordersatz zusammengefaßten und im Ausdruck („ein 
Deutscher, welcher") vollständig gleichlautenden Ziffern 1, 2 und 
3 des § 4 in dieser Richtung verschieden auszulegen. Bei Z. 2 
ist es nun aber wohl zweifellos, daß die Eigenschaft als Deutscher 



*) v. Bar L. 249 bezeichnet es als eine Ungerechtigkeit, den Ausländer, 
den man bei politischen Delikten nicht ausliefern kann, straflos zu lassen, 
während der Inländer, der im Ausland an einem politischen Delikt sich be- 
teiligte, im Inland büssen müsse. Dabei ist das oben Entwickelte nicht genügend 
beachtet. 

2 ) Vgl. Zorn ARCH.-ÖFF.-R. 19, 132. 

3 ) Der § 9 StG.B. bezieht sich jedenfalls allein auf Inländer zur Zeit des 
Auslieferungsbegehrens vgl. Binding I, 414, Lammasch 408 f., 405 A. 6, 
Olshausen 1 zu § 9. 

4 ) Dafür, daß in § 4 Inländereigenschaft nur zur Zeit der Tat gefordert 
wird Rtidorff-Stenglein 14 zu § 4, Schwarze K. 182, Binding I, 413 f. 
Pinger 1, 168, BelingGr. 113, ders. L. v. V. 85 A. 1, v. Liszt 107, H.Meyer 119, 
Olshausen 8 zu § 4, Oppenhoff-Delius 16 zu § 4, Meyerowitz Böhms 
Z. 9, 289 f., bes. Hamm Goltd. Arch. 26, 422 ff., Pr. Obertrib. Goltd. Arch. 25, 
491 (Oppenhoff 18, 577). A. M. Haelschner G. S. 30, 161 ff., ders. I, 171, 
Merkel 279, welche Strafbarkeit im Inland bei dem verneinen, der, Deutscher 
zur Zeit der Tat, die Inländereigenschaft nachträglich verloren hat. 
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hier auf die Zeit der Tat und nur auf die Zeit der Tat bezogen 
wird. Wenn es nur auf die Zeit der Verfolgung ankäme, so 
läge in der Tat bei dem erst nach der Tat Inländer Gewordenen 
nicht die Zuwiderhandlung gegen eine besondere Verpflichtung 
des Inländers, von welcher das Gesetz hier ausgeht 1 ). Wenn es 
auch auf die Zeit der Verfolgung ankäme, so könnte der zur 
Zeit der Tat Inländer Gewesene sich eventuell durch Aufgabe 
der Inländereigenschaft der Bestrafung wegen Landesverrats u. s, w 
entziehen* 2 ) Ist dies zutreffend, so ist der Ausdruck „ein Deutscher 
welcher" in § 4 Abs. 2 Z. 3 erster Abs. ebenfalls zu beziehen auf 
die Zeit der Tat und nur auf diese, nicht und nicht auch 3 ) auf 
die Zeit der Verfolgung, der zweite Abs. der Z. 3 stellt nicht 
etwa eine Erläuterung des auf die Zeit der Verfolgung zu be- 
ziehenden Ausdrucks: „Ein Deutscher, welcher * und spezielle 
Normierung eines Unterfalls desselben dar, sondern lediglich eine 
Erweiterung von Abs. I. 4 ) Ist diese Meinung richtig, so besteht 
also die Möglichkeit, im Inland zu strafen, trotzdem der Inländer 
zur Zeit der Tat Gewesene, seitdem Ausländer Gewordene an 
sich ausgeliefert werden kann. Hier liegt das Moment zu Grunde, 
daß der Täter immerhin gegen ihn bindende inländische Normen 
gehandelt hat, daß deshalb das Inland nicht schlechtweg die 
Möglichkeit eigener Bestrafung verneinen und damit die Bestrafung 
des Täters überhaupt vom Zustandekommen der Auslieferung an 
den fremden Staat abhängig machen soll. 6 ) Aus diesem Grunde 



*) Vgl. Mot. 32: „die dem Inländer gegen das Inland obliegende besondere 
Verpflichtung". 

*) Vgl. Pr. Obertrib. 1. c. 

•) So Haelschner I, 171 (Inländereigenschaft zur Zeit der Begehung u n d 
Verfolgung). 

*) So Hamm, 1. c. 424, a. M. Haelschner G. S. 30, 168. 

5 ) Vgl. Hamm Goltd. Arch. 26, 424: .»Allein die Bestimmung ist zum 
Preuß. St.G.B., aus welchem sie stammt, laut Goltdammers Materialien I, S. 60 
und 61 keineswegs mit der Unmöglichkeit, Inländer auszuliefern, sondern 
damit motiviert worden, daß die Inländer auch im Auslande den inländischen 
Gesetzen unterworfen seien. Und dieser Grund — das sog. Personalitätsprinzip 
— trifft bei jedem zu, der zur Zeit der Tat Deutscher war, ohne Rücksicht 
darauf, ob er es bis zur Verfolgung geblieben ist Beruht die Be- 
stimmung sonach auf einer Anwendung des Personalitätsprinzips, so gilt sie 
so weit, wie dieses Prinzip, auch wo ein Bedürfnis für* dieselbe aus dem 
Gesichtspunkt der Unmöglichkeit, Inländer auszuliefern, nicht vorhanden ist". 
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wird hier Strafbarkeit in concreto auch da bejaht, wo ausnahms- 
weise durch eine nachträgliche Aenderung der Verhältnisse die 
Zulässigkeit der Auslieferung herbeigeführt wird. Diese Gestaltung 
ist auch de leg. fer. zu befürworten. 1 ) Man kann geneigt sein, 
ein .Müssen" hinsichtlich der inländischen Strafbarkeit politischer 
Delikte gegen die elementarsten Interessen eines ausländischen 
Staats aus der ersten Kategorie (s. o. S-. 105) auch dann zu be- 
jahen, wenn im Ausland sich aufhaltende Inländer in dieser Weise 
delinquiert haben. 2 ) Jedenfalls ist hier ein „ Sollen * aus Gründen 
der Rücksicht auf den ausländischen Staat zu bejahen. 3 ) Ebenso 
ist ein Sollen in der Richtung anzunehmen, daß der, welcher 
zur Zeit der Begehung Inländer gewesen, nachher Ausländer 
geworden ist, für in concreto strafbar erklärt wird, weil sonst, 
wenn die Auslieferung nicht zustande kommt, derjenige vom 
Inland nicht bestraft werden könnte und damit überhaupt straf- 
los ausginge, der doch einer einmal für ihn bindend erklärten 
inländischen Norm zuwidergehandelt hat. 4 ) 

*) Vgl. auch v. Martitz II, 621 ober die Ueberschreitung des Rahmens 
der Extraditionsmöglichkeit bezüglich des im Ausland delinquierenden Inländers 
durch die belgische Gesetzgebung. 

2 ) Den Gedanken der Verantwortlichkeit betont richtig Beling Z.-St. W. 

17, 327: „Die Personalhoheit enthält das Recht, die Untertanen 

fremden Mächten gegenüber zu vertreten. Die Kehrs-iite ist die Verant- 
wortlichkeit für das Verhalten der Untertanen", s. auch 1. c. 823, 337, vgl. 
weiter v. Martitz I, 213, II, 611 f., Zorn ARCH. ÖFF. R. 19, 132. A. M. 
Triepel 325, 336, der eine „Haftung" des Staats für Handlungen Einzelner 
nicht durch die Zugehörigkeit des Täters zum Staatsverbande, sondern allein 
durch das territoriale Moment, die Begehung im Inland, begründet sein läßt. 

3 ) Anders natürlich die Gesetzgebungen, welche den Inländer nur wegen 
im Ausland begangener Aus lief erungsdelikte bestrafen wollen, Belgien, ltal. 
St.G.B. Art. 9 vgl. mit Art. 7 Z. 1. Vgl. aber auch v. Martitz II, 621 darüber, 
daß z. T. auch von ihnen im fraglichen Punkt dies nicht rein durchgeführt 
wird. Ueber Luxemburg vgl. v. Martitz II, 612 A. 39. 

4 ) Vgl. auch Pr. Obertrib. 1. c. „daß es den Grundsätze! des 

Rechts widerstreiten würde, wenn ein Deutscher, nachdem er durch seine Tat 
die Strafgesetze des deutschen Reichs verletzt hat, im Stande wäre, die An- 
wendbarkeit dieser Gesetze durch eine lediglich von seinem Willen abhängige 

Handlung auszuschließen.'* De leg. fer. schlägt Seuffert, Ein neues 

St.G.B. 84 sub. § 5 die Bestimmung vor: „Verliert ein Deutscher, der im Aus- 
lande eine Handlung verübt hat, die bei deutschen Gerichten nur nach § 4 
N. 1 oder 2 verfolgbar ist, die Eigenschaft eines Inländers, bevor die Straf klage 
gegen ihn erhoben ist, so entfallt die Verfolgbarkeit vor deutschen 

Heg 1 er, Prinzipien des internationalen Strafrech tg. 11 
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So ist denn ein Dürfen, Müssen und Sollen, bezw. Sollen zu bejahen 
hinsichtlich der Erstreckung von Normbindung und konkreter 
Strafbarkeit auf alle Inländer, auch die im Ausland sich aufhalten- 
den, 1 ) auch in Betreff der Verletzung ausländischer Interessen. 2 ) 

Im Bisherigen war die Inländereigenschaft als positives 
Moment, unter dem Gesichtspunkt der Erstreckung, in Betracht 
gezogen. Auf einem ganz andern Feld liegt die Frage, ob es nicht 
ausnahmsweise Fälle gibt, in denen die Inländereigenschaft auch 
als negatives Moment, unter dem Gesichtspunkt der Beschränkung, 
von Bedeutung ist, Fälle, in denen nur Inländer — selbst nicht 
im Inland sich aufhaltende Ausländer — als bindenden Normen 
zuwiderhandelnd in concreto im Inland für strafbar erklärt werden 
dürfen oder sollen, sei es bei Verletzungen inländischer oder aus- 
ländischer oder inländischer und ausländischer Interesseji. Natur- 
gemäß ist dies bei den Delikten betr. die Wehrpflicht (§ 140 
St.G.B.) der Fall. Im geltenden Recht findet sich, wie erwähnt, 
ein derartiger Fall negativer Verwendung der Inländereigenschaft 
besonders noch in § 88 vgl. mit § 91 Abs. 2 St.G.B. Es wird 
aber mit Recht für diesen Fall die Verwendung der Inländer- 
eigenschaft als negativen Moments getadelt, daß man einem 
Nichtinländer in dieser Richtung nichts befehlen solle oder dürfe, 
läßt sich nicht schlechtweg behaupten. 3 ) 

Gerichten." Dagegen gilt das eben Gesagte. Die Zeit der Tat will mit Recht 
entscheidend sein lassen Beling Z.-St. W. 17, 337, vgl. auch v. Rohland 158 
A. 17, Bin ding Kr. 136 A. 2. ' 

*) Natürlich soweit nicht das Delikt seinem Wesen nach Aufenthalt im Inland ' 

verlangt, wie z. B. in § 140 Z. 1 erster Fall St.G.B. (wie andererseits eventuell nur l 

der im Ausland sich aufhaltende Inländer in Betracht kommt, z. B. in § 140 Z. 1 l 

zweiter Fall St.G.B.). Generell für alle ., Polizeidelikte - läßt sich derartiges nicht j 

behaupten, a. M. z. B. H e i n z e Goltd. Arch. 17, 678. Nicht genau Berner \V. 127, | 

R. Schmid 178, nicht zu verwechseln ist damit natürlich der Fall, daß nach der i 

Natur gewisser Delikte der Delinquierende am jeweiligen Ort des Erfolgs anwesend 
sein muß (vgl. v. Rohland 71 t., 89) und nicht der Fall, daß das (allein in Be- .' 

tracht kommende) inländische Interesse territorial — ideell bestimmt wird. 

2 ) Natürlich sjweit überhaupt die Verletzung ausländischer Interessen 
unter dem Interessengesichtspunkt in Betracht kommt (wie andererseits eventuell 
nur diese Verletzung in Betracht kommt, z. B. in § 104 St.G.B.). 

3 ) Vgl. v. Kries Z.-St. W. 7, 604 f., Köhler Goltd. Arch. 51, 280, a. M. 
Bin ding L. 2, 463 A. 2. Ueber Bestimmungen der Partikulargesetze, welche 
hei Landesverrat die Inländereigenschaft als negatives Moment verwerten, s. 
Binding L. 2, 460 A. 1. 
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Zum Schlüsse ist noch darauf hinzuweisen, daß eventuell 
neben der Inländereigenschaft generell 1 ) oder neben oder statt 
derselben nach dem eigentümlichen Wesen einzelner bestimmter 
Delikte 2 ) das Sichbefinden in einem inländerähnlichen Verhältnis 
entsprechend in Betracht kommen kann. 

3. 

Noch bestrittener ist das „Dürfen" bezüglich der dritten Art 
der Bestimmung, der realen, der Statuierung inländischer Straf- 
barkeit in concreto unter dem Gesichtspunkt der Zuwiderhand- 
lung gegen bindende inländische Normen bei allen Personen, 
welche inländische Interessen verletzen, auch wenn sie nicht im 
Inland sich aufhalten und nicht Inländer sind, — nur das ist ja 
noch in Frage. 3 ) 

Zwar für die Unterart, welche die inländischen Interessen 
territorial auffaßt, 4 ) wird das „Dürfen" wohl allgemein zugegeben. 
Nur daß hier meist schillernde Ausdrücke, wie: „Begehung im 
Inland" gebraucht werden, von denen sich oft nicht sagen läßt, 
ob sie den Aufenthalt des Delinquenten im Inland oder die Ver- 
letzung inländischer, territorial gedachter Interessen im Auge 
haben. 5 ) Der Streit dreht sich vielmehr hauptsächlich um die 

r ) Norweg. St.G.B. § 12 Z. 3: von einem norwegischen Staatsbürger oder 
von einer in Norwegen wohnhaften Person, Nieder]. StG.B. Art. 83 Abs. 2, vgl. 
hiezu auch v. Martitz I, 83 ff., bes. A. 25. 

2 ) S. auch o. S. 141, A. 1, A. 3, 145 A. 1, vgl. Schweiz. Entw. Art. 4 
Abs. 3: „Der Schweizer und der in der Schweiz wohnhafte Ausländer, der 
im Ausland einen Ar. griff auf die Unabhängigkeit der Eidgenossenschaft . . . 
oder militärischen Landesverrat . . . begangen hat 1 ', Italien. St.G.B. Art. 114, 
s. auch Hintrager Böhms Z. 9, 89 f. Z. 1 betr. das englische Recht. 

3 ) Selbstverständlich scheiden aus etwaige Ausnahmefalle, in denen bei 
einem Delikt nur die Verletzung ausländischer Interessen in Betracht kommt 
(§ 104 St.G.B.). 

4 ) Ein Vertreter der territorial-realen Auffassung ist Bin ding Kr. 125 ff., 
vgl. auch Sachs. StG.B. Art. 5 Z. 1, Art. 8 Abs. 2 (verb. „welche sich zur Zeit 
der Tat innerhalb Sachsen befanden"), Bad. StG.B. § 5 („gegen eine Person 
im Inlande"). 

s ) Praktisch tritt die Verschiedenheit, wie schon erwähnt, heraus z. B. 
bei der Frage des Schusses über die Grenze ins Inland. Vgl. auch v. R o h 1 a n d 106. 
Daher ist die Annahme der realen Bestimmung in der territorial-ideellen Unterart 
evident in den Gesetzgebungen, w T elche ausdrücklich für die Begehung im 
Inland auch maßgebend sein lassen den Ort, wo der Erfolg eintrat oder ein- 
treten sollte. So Norweg. St.G.B. § 12 Schlußabs., Schweiz. Entw. Art. 9. 
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Auffassung, welche die inländischen Interessen als staatlich, ins- 
besondere staatlich-ideell, bestimmt, und dann inländische Straf- 
barkeit in concreto auch gegenüber dem Ausländer, der im Aus- 
lande sich aufhaltend die so verstandenen inländischen Interessen 
verletzt, bejahen will, die inländischen Normen eine Verletzung 
solcher inländischer Interessen jedermann — auch dem Ausländer 
im Auslande — untersagen lassen will. Die Begründung des 
Dürfens bezüglich solcher Behandlungsweise, wenn überhaupt 
eine solche notwendig ist, liegt darin, daß, wer in Beziehungen 
zur inländischen Interessenwelt tritt, und dies ist auf Grund des 
internationalen Verkehrs und des internationalen Kulturaustauschs 
auch für den Ausländer im Auslande unumgänglich, auch die 
inländischen Gebote und Verbote zum Schutz dieser Interessen- 
welt respektieren muß und sich über Bestrafung durch das Inland 
nicht beklagen darf, wenn er sie nicht respektiert. 1 ) 

Von den Gegnern eines Dürfens in der ebengenannten Richtung 
wird zum Teil die ausnahmsweise Möglichkeit eines Vorgehens 
des Inlands gegen im Ausland inländische Interessen verletzende 
Ausländer bejaht, aber dasselbe dann entweder überhaupt nicht 
als Ausübung eines Strafrechts, oder als ein besonderer Fall der 
Ausübung eines solchen betrachtet. Dieser Ansicht liegt wohl 
generell die Idee zu Grunde, daß zwar eine Verletzung in- 
ländischer Interessen, aber nicht eine Zuwiderhandlung gegen 
inländische Normen vorliege, da deren Bindekraft nicht soweit 
erstreckt werden dürfe, daß deshalb in der Reaktion des Inlands 
nicht die Ausübung eines Strafrechts im vollen Sinne liege. 2 ) 
Im Einzelnen besteht Verschiedenheit. Die einen sind der Meinung, 
daß die Maßregel des inländischen Staats keine Strafe darstelle, 
sondern einen Akt berechtigter Selbstverteidigung, einen Akt der 
Notwehr. So besonders JJbegg z ). Von Verteidigung, Notwehr 



') S. Binding I, 388, v. Rohland 150 f., 156 f., vgl. auch Oersted I, 
141 f. Natürlich handelt es sich dabei um eine selbständige Bestrafung seitens 
des Inlands, über den verfehlten Gedanken einer nur stellvertretenden Be- 
strafung durch dasselbe s. u. 

2 ) S. Merkel Enc. § 336 ? Merkel 280, Berner W. 143, 149f., Bekker I, 
192 f. vgl. mit 175. 

3 ) 51 f., 55 vgl. mit 42, auch v. Bar I. P. u. St. 517 vgl. 536 (s. aber 
dens. 530), Cos mann 35. Eigentümlich Hälse hn er Pr. Str. II, 1, 67 (Notwehr 
gegenüber dem ausländischen Staat der Begehung). Zorn ARCH.-ÖFF.-R. 19, 
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kann aber hier nicht die Rede sein, denn es handelt sich um ein 
Geschehenes, nicht um ein Gegenwärtiges oder Drohendes. 1 ) 
Andere reden davon, es liege hier ein Akt legitimer Selbsthilfe 
oder Rache vor 2 ). Dem steht nahe, wenn man von einem Straf- 
recht, aber einem „natürlichen Straf recht" als Folge einer Zurück- 
versetzung in den Naturzustand redet. 3 ) Die Idee ist immer, daß 
dem Inland vom ausländischen Begehungsstaat nicht der nötige 
Schutz zuteil werde und deshalb dieses Recht der Selbsthilfe u. s. w. 
eintrete. 4 ) 5 ) Allein die Konsequenz solchen mangelnden Schutzes 
wäre nicht ein solches Recht, vielmehr könnte dies allein dazu 
führen, den ausländischen Begehungsstaat auf völkerrechtlichem 
Weg zu Schutz und Bestrafung anzuhalten. 6 ) 

Im Uebrigen wird die Verneinung der Befugnis des Inlands, 
sich bei Verletzung inländischer Interessen durch Ausländer im 
Ausland in concreto ein Strafrecht beizulegen, zum Teil auf ähn- 
liche Erwägungen gestützt, wie sie oben unter 2 angeführt worden 
sind. Es soll darin ein Eingriff in die Souveränität des aus- 
ländischen Staats liegen. 7 ) Bezüglich des Nichtvorliegens eines 
Eingriffs in die Territorialhoheit, des Verhältnisses von inländischer 
und ausländischer Normwidrigkeit und Strafbarkeit, welches der 



131 f. bringt es zuwege, sämtliche Fälle des § 4 Abs. 2 St.G.B. (auch die der 
Z. 3) als auf dem Gedanken der Notwehr ruhend hinzustellen, weiter — ab- 
gesehen von den Bestimmungen des Sprengstoffgesetzes u. s. w. — noch die 
VorschrifTdes § 102 St.G.B. 

J ) Vgl. v. Rohland 108 (38), Berner W. 145, auch Binding I, 388 A. 27 
a. E., v. Marti tz I, 72 A. 24. 

2 ) v. Bar G. S. 28, 454, ders. G. S. 35, 574, 584 f., L. 224, Merkel Enc. 
§ 336, vgl. auch Bauer § 44 (kein „Verbrechen", sondern „feindliche Handlung' 4 ), 
s. dagegen v. Rohland 108 ff., v. Martitz 1. c, I, 128 bei Anm. 5. 

3 ) So Berner W. 143, 145, 149 f., L. 257, vgl. auch Tittmann 17 f., s. 
dagegen v. Rohland 113, auch R. Schmid 169, v. Martitz I, 128 bei Anm. 5. 

4 ) Vgl. auch Beschlüsse des Inst. f. intern. R, 1883 These 8. 

5 ) Andere reden von Notrecht, Prinzip der Selbsterhaltung, „Schutzstraf- 
recht" und dergleichen. So Arnold G. S. 9 Bd. 1, 338 ff., B ekke r I, 192 f. Auch 
hier liegen ähnliche Anschauungen zu Grunde. S. gegen Arnold v. Rohland 146 f. 

6 ) Vgl. v. Rohland 108 ff., auch v. Bar selbst Kr. VJSchr. 15, 15, G. S. 28, 
453 s. aber 454, R. Schmid 169. 

7 ) v. Bar G. S. 28, 453, ders. Kr. VJSchr. 15, 45, ders. Goltd. Arch. 18, 
453 f., ders. L. 213, 222, Köstlin Neue Rev. 738, Schwarze H. H. d. Strfr. II, 
45. Vgl. dagegen vor allem v. Rohland 117 ff. 
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Annahme eines Eingriffs in das berechtigte personale Herrschafts- 
gebiet der ausländischen Normen entgegensteht, gilt ganz ent- 
sprechend das oben Gesagte 1 ), nur wird speziell hier der Fall häufiger 
eintreten, daß der ausländische Staat Verletzungen inländischer Inter- 
essen gleichgültig gegenübersteht, sie nicht verbietet, ohne sie aber 
als erlaubt 2 ) anzuerkennen, 3 ) Daneben finden sich noch andere Gegen- 
gründe völkerrechtlicher Art, die ebensowenig durchschlagend sind. 4 ) 
Von Erwägungen strafrechtlicher Natur wird — außer dem Gedan- 
ken der Kollision, bezüglich dessen das oben Gesagte gilt — auch 
hier als Gegengrund angeführt die Gefahr der Doppelbestrafung, 
ein Einwand, der sich in der bereits angegebenen Weise erledigt. 5 ) 6 ) 

J ) So besonders über das angebliche exclusive Recht des Auslands znr 
Normbindung und Bestrafung, vgl. auch v. Rohland 122 ff., so über das Auf- 
stellen von Normen und die Bestrafung im Widerspruch mit dem Ausland, die 
Regel ist: Inland und Ausland stimmen entweder überein oder das Ausland 
kümmert sich um den Fall nicht. 

2 ) Im Fall des Erlaubens ist zu sagen, daß es kein Eingriff in die aus- 
ländische Souveränität ist, wenn das Inland mit Bezug auf inländische Interessen 
Ausländer in einem Punkt beschränkt, in dem der ausländische Staat sie von 
sich aus nicht beschränkt. Noch weniger stellt diese Einschränkung durch das 
Inland einen Eingriff dar in dem Anm. 1 erwähnten Fall, wenn der ausländische 
Staat die Handlung nur als eine indifferente behandelt, sich nicht um sie kümmert. 
Richtig Beling Z.-St. W. 17. 324 und A. 35 das. gegen Kohler Böhms Z. 6, 
240 und Lammasch Z. f. Schweiz. Strfr. 8, 135. 

3 ) Natürlich treffen diese Gegengründe auch hier überhaupt den Fall 
nicht, daß im staatenlosen oder unzivilisierten Gebiet inländische Interessen 
seitens eines Ausländers verletzt werden. Für die Möglichkeit inländischer 
Strafbarkeit in diesem Fall vgl. Bin ding I, 392 (386 A. 24), Oersted I, 142 1., 
Harburger Z.-St, W. 20, 606. 

4 ) Z. B. die Behauptung, es könne sich hier nur um völkerrechtliche, 
nicht um strafrechtliche Mittel handeln, so v. Bar G. S. 28, 449, ders. Goltd. 
Arch. 18, 453 t., ders. L. 212 f., vgl. auch Heinze Goltd. Arch. 17, 566. S. 
dagegen zutreffend v. Rohland 115 f., Bin ding I, 392 A. 5 („der mittelbare 
Schutz greift erst da platz, w r o der unmittelbare versagt"). 

5 ) Die Ausführung von Bekker I, 175 (vgl. 192 ff.), Schuld und Strafe 
seien nur möglich, wo eine Auflehnung vorhanden sei, eine Auflehnung sei 
aber nur bei dem Untergebenen denkbar, also könne der Staat nur Staats- 
untertanen strafen, enthält die petitio principii, daß man nur von Untertanen 
Gehorsam verlangen könne. 

6 ) Ueber Bedenken betr. die subjektive Seite s. u., schon hier ist voraus- 
zuschicken, daß sie jedenfalls nicht dazu führen können, daß der inländische 
Staat konkrete Strafbarkeit in den hier in Frage stehenden Fällen sich über- 
haupt nicht beilegen darf. 
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Wenn endlich für gewisse (an sich) strafbare Handlungen be- 
hauptet wird, daß das Inland hier die im Ausland (sich auf- 
haltenden und dort) delinquierenden Ausländer (im Unterschied 
von Inländern) nicht in concreto strafen dürfe, weil diese durch 
die entsprechende Normbindung in ihrer Freiheitssphäre zu sehr 
beeinträchtigt würden, 1 ) so ist zu entgegnen, daß die Wahrung 
der eigenen Interessen des Inlands die Rücksicht auf die Preiheits- 
sphäre der Ausländer überwiegen muß. 2 ) 

So ist also das Dürfen auch für die Bestimmung des Personen- 
kreises zu bejahen, welche die dritte, die reale Art annimmt und 
zwar mit staatlich-ideeller Auffassung des inländischen Interesses 
in der oben angegebenen Weise (s. S, 61 ff., 65, 69 ff.), welche 
alle Verletzer solchen Interesses in concreto im Inland bestraft 
wissen will, auch den im Ausland (sich aufhaltenden und dort) 
delinquierenden Ausländer, welche entsprechend die inländischen 
Normen Bindekraft beanspruchen läßt für alle, welche mit den 
so verstandenen inländischen Interessen in Berührung kommen, 
auch wenn sie Ausländer sind und im Auslande sich befinden. 3 ) 



1 ) So v. Rohland 153 ff. (154 A. 1: „Der Staat verlangt nicht von dem 
Ausländer im Ausland Befolgung seiner Ungehorsamsverbote und seiner Gebote", 
153 ff. „Unterlassung von Handlungen, welche in entfernter Beziehung auf die 
Integrität von Rechtsguter stehen, die er daher bloß wegen ihrer regelmäßigen 
Gefährlichkeit verpönt, sowie Vornahme von Handlungen, welche Rechtsguter 

fördern, verlangt er dagegen weder noch von Angehörigen anderer 

Staaten im Interesse der diesseitigen"). Etwas anderes ist es natürlich, wenn 
die betreffenden Interessen als inländische speziell territorial-ideell bestimmt 
werden (z. B. im Fall des § 6 St.G.B.), denn dann gilt dies für Ausländer und 
Inländer und es greift eben die Unterart der realen Bestimmung des Personen- 
kreises Platz, welche das inländische Interesse territorial-ideell auffaßt (vgl. 
darüber unten S. 171). 

2 ) Vgl. auchBismarck im Reichstag anläßlich der Beratung der Novelle 
von 1876 1. c. Verh. Bd. I, 624: „Warum soll der Ausländer mehr Freiheit 
haben, sich an einem Deutschen zu versündigen, als der Inländer, sobald wir 
nur den Ausländer in den Bereich unserer Gesetzgebung bringen können". 
Eine andere Frage ist, ob man nicht in gewissen Fällen sagen kann, daß der inlän- 
dische Staat nicht so weit mit seinem Untersagen gehen solle, darüber s. u. S. 171 f. 

3 ) Vgl. für solches „Dürfen" auch Tittmann 17 f. (s. aber 30 f.), Wächter 
V. 86, H. 125, Binding I, 375, 386 ff., v. Liszt 102, Heinze Goltd. Arch. 17, 
566, Krug K. IV, 14 (s. tibr. auch 12), v. Rohland 114 ff., Haelschner I, 
133 f., 174, R. Schmid 171 f., Schütze 54 N. 3, 58 A. 11, Triepel 274 ff., 
393, Beling Kr. VJSchr. 38, 613, 41, 284 ff., ders. Exterr. 112 f., H. Meyer 



— 168 — 

Von einem Bestrafen müssen kann natürlich bei der realen 
Bestimmungsweise nicht die Rede sein, man kann hier nur von 

G. S. 33, 114, Begründung zur Novelle von 1876, 1. c. Drucks. Bd. I, N. 54, p. 
19 f., zum Entwurf von 1889, 1. c. Drucks. Bd. IV, N. 246, p. 4 f., Seuffert 
Anarchism. 167 f., vgl. auch v. Martitz I, 70 ff., 124, 499, 82 (s. aber dens. I, 
48 f., 116 f., 124 ff., 128 f. u. Anm. 7 das., 143), Oersted I, 141 f. So auch 
zahlreiche Strafgesetze, s. die Uebersicht bei v. Marti tz I, 89 f. A. 15. Insbe- 
sondere bei Delikten gegen elementare Interessen des inländischen Staats aus 
der dritten Kategorie wird allgemein die Möglichkeit von Bestrafung auch des 
im Ausland delinquierenden Ausländers bejaht, so Frankreich Code d'instr. 
(Fassung von 66) Art. 7, Belgien (Ges. v. 17. April 1878) Art. 10, Schwed. 
St,G.B. Kap. I § 2, Portug. StG.B. Art. 53, 4, Spanien Ley Org. 336, Oesterr. 
St.G.B. § 38, Ungar. St.G.B. § 7, Norweg. St.G.B. § 12 Z. 4 a (vgl. mit §§ 83, 
88, 89 u. s. w.), Finnl. St.G.B. 1. Kap. § 2, § 3, Schweiz. Entw. Art. 4 Abs. 2, 
Niederl. StG.B. Art. 4 Z. 1—3, Art. 6, Bulgar. St.G.B. Art. 4, Italien. St.G.B. 
Art. 4, Art. 6, Mexikan. St.G.B. Art. 184, die deutschen Partikularstrafgesetz- 
bücher Bad. St.G.B. § 5, Hess. St.G.B. Art. 5, Thüring. St.G.B. Art. 3, Sachs. 
St.G.B. Art. 8 Abs. 2, Art. 5 Z. 1, Hamburg. St.G.B. Art. 3, Württemb. StG.B. 
Art 4, Bayr. StG.B. Art. 12, Hannov. StG.B. Art. 3. Aber auch sonst — ins- 
besondere bei Verletzung der Individualsphäre von Inländern — findet sich 
Bejahung eines inländischen Strafanspruchs auch gegenüber den im Ausland 
delinquierenden Ausländern in einer Reihe von Kodifikationen, so Schwed. 
St.G.B. Kap. I, § 2, Finnl. StG.B. 1. Kap. § 2, Italien. St.G.B. Art 6, Schweiz. 
Entw. Art. 6. Mexikan. St.G.B. Art 186 (hier hat diese Regelung zu einem 
diplomatischen Zwischenfall Cutting geführt, vgl. darüber v. Martitz I, 126 
A. 27), besonders auch die deutschen Partikularstrafgesetzbücher (Uebersicht 
bei Bin ding I, 386 A. 26), so Thüring. St.G.B. Art 3, Hamburg. StG.B. Art 3, 
Württemb. StG.B. Art. 4, Bayr. St.G.B. Art. 12, Braunschweig. Grundges. § 205, 
Hannov. St.G.B. Art. 3, z. T. auch Hess. St.G.B. Art. 5, über Sachs. StG.B. 
Art. 5 Z. 1, Art 8 Abs. 2, Bad. St.G.B. § 5 s. o. S. 163 A. 4. Selbst das englisch- 
amerikanische Recht vermag sich nicht ganz einem Vorgehen gegen im Ausland 
delinquierende Ausländer zu entziehen, vgl. v. Martitz I, 82, Hintrager 
Böhms Z. 9, 88 ff. (die das. 89 f. unter Z. 1 angeführten Fälle zeigen die per- 
sonale Bestimmungsweise, den Gesichtspunkt der Eigenschaft als Quasiinländer). 
Auch das geltende Recht trägt prinzipiell kein Bedenken, diese Bestimmungs- 
weise anzunehmen, indem es dieselbe wenigstens in einigen Fällen befolgt 
(s. o. S. 142 f.), vgl. auch Bin ding I, 402. 

Bezug zu nehmen ist hier noch auf die Reichstagsdebatte über den Ent- 
wurf von 1875 (Sitzungen vom 14. Dezember 1875 und 9. Februar 1876), in der 
insbesondere Bismarck der Behauptung Laskers, eine derartige Behandlungs- 
w r eise sei rechtlich unmöglich (Sten. B. 75/76 Verh. Bd. I, 624) die markigen 
Worte entgegenhielt (1. c. Bd. I, 624): „Mir scheint es ein Gebot der Würde 
zu sein, daß der Deutsche dem Ausländer gegenüber bezüglich aller derjenigen 
Handlungen ebenfalls geschützt werde, gegen die er aus unseren Gesetzen ge- 
schützt ist, wenn sie ihm gegenüber von Landsleuten geübt werden," „ich 
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einer Pflicht der Selbsterhaltung reden. 1 ) Was die Frage des 
Solle ns anbelangt, ob man den Kreis der Normgebundenen bezw. 
in concreto Strafbaren auf alle Personen erstrecken soll, welche 
mit inländischen staatlich-ideell gefaßten Interessen in Berührung 
kommen bezw. sie verletzen, so ist diese zu bejahen. 2 ) Ins- 



fürchte, wir kommen vor lauter Wissenschaftlichkeit nicht zum Schutze unserer 
Landsleute", während die Abg. Lasker (1. c. Bd. I, 624, 626, Bd. II, 1313 f.) 
und Eberty (1. c. Bd. I, 629) in ihren Aeußerungen einen bedauerlichen Mangel 
von Verständnis zeigten. 

Gegen diese Ansicht überhaupt erklären sich alle diejenigen, welche nur 
von Inländern gegen inländische Interessen im Ausland begangene Delikte 
bestrafen wollen, z. B. Feuerbach § 31, weiter (außer den bereits oben An- 
geführten) Abe gg 51, 53, v. Bar I. P. u. St. 527 (s. aber 530), ders. L. 212 f., 
222 f., ders. Kr. VJSchr, 15, 45, ders. Goltd. Arch. 18, 452 ff.. Heffter N. A. 14, 
552, 557, Berner L. 257, auch v. Lilienthal Z.-St. W. 15, 268 f., s. aber 267, 
dagegen vom Standpunkt des „positiven" Gesetzes oder der „partikulären" 
Normen aus (im Gegensatz zum „natürlichen" Recht oder den „universellen" 
Normen) Escher 128 f., R. Schmid 164, Heinze U. 22 f., 42, 58 f. 

*) Obwohl z. B. Tittmann 17 f. von „Recht und Pflicht" spricht. Die 
o. S. 57 A. 2 als sekundär in Betracht kommend erörterte völkerrechtliche 
Pflicht bezieht sich nach dem S. 156 Gesagten auf die im Inland sich Auf- 
haltenden, hat also mit der realen Bestimmung nichts zu tun. 

2 ) Vgl. dafür Tittmann 17 f., v. Rohland 105 ff., Binding I, 375, 386 ff., 
392, v. Liszt 102, Harburger Z.-St. W. 20, 605 f., Heinze Erört. 144 f., 147 f., 
Wächter Kr. 80ff., ders. V. 85 f., 90 f., H. 125, 136 A. 11, 141, Seuffert, Ein 
neues St.G.B. 81, 83 f., ders. Anarchism. 91, 142, 167 f., Beling Gr. 68, Entwurf 
zu der Novelle von 1876, 1. c. Drucks. Bd. I, N. 54 : § 4 „Nach den Strafgesetzen 
des deutschen Reichs kann verfolgt werden: 1. Ein Ausländer, welcher im 
Auslande eine hochverräterische Handlung gegen das Deutsche Reich oder 
einen Bundesstaat, ein Münzverbrechen oder gegen Deutsche eine Handlung 
begangen hat, die nach den Gesetzen des Deutschen Reichs als Verbrechen 
oder Vergehen anzusehen ist. 2. Ein Deutscher, welcher im Auslande eine 
Handlung begangen hat, die nach den Gesetzen des deutschen Reichs als 
Verbrechen oder Vergehen anzusehen ist". (Die Fassung ist wenig glücklich, 
indem die Z. 2 die heterogenen Fälle der Verletzung inländischer und aus- 
ländischer Interessen, der realen und personalen Bestimmung konfundiert, s. o. 
S. 80 f. Anm. 1), Entwurf von 1889 1. c. Drucks. Bd. IV, N. 246, § 4 Z. 1 solle 
dahin abgeändert werden: „Ein Deutscher oder ein Ausländer, welcher im 
Auslande eine hochverräterische Handlung gegen das Deutsche Reich oder 
einen Bundesstaat, oder ein Münzverbrechen, oder gegen einen Deutschen 
eine nach den Gesetzen des Deutschen Reich* als Verbrechen oder Vergehen 
strafbare Handlung oder als Beamter" u. s. w. (Diese Formulierung ist weit 
angemessener, sie enthält in Z. 1 die reale Bestimmung unter dem Gesichts- 
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besondere gilt dies für die Delikte der dritten Kategorie noch 
über die schon im geltenden Recht angenommenen Fälle hinaus. 1 ) 
Es spricht für die angegebene Erstreckung des Personenkreises 2 ), 
daß gerade das Inland berufen erscheint, selbst den inländischen 
Interessen den denkbar vollständigsten Schutz zu gewähren, 3 ) 
der denkbar vollständigste Schutz ist aber gewährt bei Bejahung 
solcher Erstreckung der Normbindung und der konkreten Straf- 
barkeit. Er ist auch der einzige vollständige, der auch den 
Fall eines Delikts von Ausländern im staatenlosen Gebiet gegen 
inländische Interessen trifft. Die Möglichkeit einer Auslieferung 
könnte nicht als genügender Ersatz gelten. 4 ) Schon nicht wegen 
des eben genannten Falls, 5 ) weiter nicht, weil möglicherweise die 
Tat im Ausland nicht strafbar ist, weil die Annahme der an- 
gebotenen Auslieferung verweigert werden kann, 6 ) oder weil 
sonstige Hindernisse einer Auslieferung entgegenstehen 7 ). So 
könnten Fälle vorkommen, in denen Ausländer, welche im Aus- 
land inländische Interessen verletzen, im Inland betroffen werden, 
ohne daß es möglich wäre, eine Bestrafung derselben herbei- 



punkt verletzten inländischen Interesses, während sie die Fälle verletzten aus- 
ländischen Interesses mit personaler Bestimmung in Z. 3 davon getrennt läßt, 
nur hätte Z. 3 den Beisatz erhalten sollen: „sofern nicht Z. 1 eingreift"), vgl. 
auch H. Meyer 116, dagegen Hälschner I, 146. 

J ) Vgl. oben S. 65, die Beispiele bei Binding Kr. 127 f., 135 sub. §§ 3,4, 
v. Rohland 106 f., 120, 140 f., Heinze Erörter. 145, und die ganz allgemeine 
Fassung bei Seuffert, Ein neues St.G.B. 83 f. sub. § 3, s. dazu noch Niederl. 
St.G.B. Art. 4 vgl. mit 105, Norweg. St.G.B. § 88 vgl. mit § 12 Z. 4 a (betr. 
den Fall des § 329 d. St.G.B.), vgl. überhaupt Norweg. St.G.B. § 12 Z. 4 a. Un- 
genügend sind betr. die Behandlung der Fälle der dritten Kategorie auch die 
Entwürfe von 1875 und 1889. Eine ganz andere, davon zu trennende Frage 
ist, ob sich in diesen Fällen nicht eine mildere Bestrafung des im Ausland 
delinquierenden Ausländers empfiehlt, darüber s. u. 

2 ) Vgl. auch bezüglich der Begründung dieser Ansicht noch Binding 
Kr. 125, ders. I, 375, 392, v. Rohland 139 f., 143 ff., 146 ff., 150 o. 

3 ) S. die oben S. 74 A. 1 zit. Aeußerung Bismarcks. 

4 ) Anders Berner W. 155 f. Vgl. hiezu das oben S. 72 ff. Ausgeführte, das 
hier ganz entsprechend gilt. 

5 ) S. o. S. 72, insbes. die dort zit. Begründung zu dem Entwurf von 
1889 1. c. p. 4. 

6 ) Vgl. v. Rohland 106 f. 

7 ) S. o. S. 73 A. 2. 
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zuführen. 1 ) Selbst da, wo die Auslieferung zur Bestrafung des 
Täters im Auslande führen würde, bestünde keine Garantie, daß 
das Ausland die Verletzung der inländischen Interessen auch 
entsprechend ahnden werde. Und auch wo dies angenommen werden 
könnte, wäre es widersinnig, wenn der inländische Staat nicht den 
Verletzer inländischer Interessen, der sich in seiner Hand befindet, 
selbst strafen würde, sondern sich zwecks Bestrafung an einen 
ausländischen Staat wenden müßte 2 ) 

Eine Ausnahme in der Richtung, daß die reale Bestimmung 
platzgreifen soll, aber nur mit territorial-ideell verstandenem 
Interesse, ergibt sich aus dem oben S. 78 f. Ausgeführten. 3 ) Es 
fragt sich sodann, 4 ) ob nicht bei gewissen Delikten eine Be- 
schränkung auf Inländer oder im Inland Befindliche de leg. fer. 
anzunehmen ist unter dem Gesichtspunkt, daß es zu weit ginge, 
wenn in der genannten Richtung im Ausland befindlichen Aus- 
ländern etwas auferlegt würde. Dies wird z. T. für Delikte der 
dritten Kategorie deshalb behauptet, weil das Moment des Treu- 
bruchs fehle. 5 ) Der Ausdruck ist unklar, sofern die Sache so 



1 ) Vgl. oben S. 73 A. 3, in den dort genannten Fällen handelte es sich 
gerade um Ausländer, Harburger Z.-St. W. 20, 605, H e i n z e Erört. 144 f. 

2 ) Vgl. Begründung zu dem Entwurf von 1889 1. c. N. 246 p. 4, s. o. S. 73 A. 4. 

3 ) Aus dem das. S. 79 A. 1 Angeführten ergibt sich auch, daß keineswegs 
für alle Uebertretungen im Sinn des geltenden St.G.B. eine solche Ausnahme 
zu statuieren ist, anders Begründung zum Entwurf von 1889 1. c. N. 246 p. 6 
(weil die Uebertretungen Delikte von geringerer und meist örtlicher Be- 
deutung seien). 

4 ) Weitere Ausnahmen insofern, als Ausländer im Ausland hier nicht in 
Betracht kommen, gelten für die Delikte, welche ihrem ganzen Wesen 
nach nur von Inländern oder nur von im Inland Befindlichen begangen 
werden können, z. B. § 140 Z. 1 erster Fall St.G.B. (wie es andererseits Delikte 
gibt, die nur von Ausländern oder nur im Ausland begangen werden können, 
§ 296 a, § 140 Z. 1 zweiter Fall StG.B.). 

3 ) Vgl. z. B. Mot. 32, die für die Fälle des § 4 Abs. 2 Z. 2 StG.B. von 
der Verletzung einer dem Inländer gegen das Inland obliegenden besonderen 
Verpflichtung reden und davon, daß Begehung durch einen Ausländer nur 
möglich sei, wenn er sich innerhalb des Bundesgebiets unter dem Schutze des 
Norddeutschen Bundes oder eines Bundesstaats aufhalte, Schwarze K. 65, 
wonach in diesen Fällen die Verletzung einer besonderen Treupflicht hervor- 
treten soll, v. R o h 1 a n d 53 (Landesverrat involviere eine Verletzung der Treu- 
pflicht), vgl. auch Abegg 51, R. Schmid 180 f., Berner W. 156 ff., ders. L. 260, 
v. Bar I. P. u. St. 537 u. A. 
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behandelt wird, als handle es sich um Verletzung eines Rechts- 
guts der Treue, 1 ) während es sich um Verletzung von Interessen 
aus der dritten Kategorie, Verletzung von Interessen des inlän- 
dischen Staats an seiner eigenen Existenz handelt, und nur der 
eben erwähnte Gesichtspunkt eines zu weit gehenden Unter- 
sagens in Betracht kommen kann. 2 ) Jedenfalls ist nun keine 
Ausnahme abzunehmen bezüglich des Hochverrats, 3 ) ebenso wäre 
die in § 4 Abs. 2 Z. 2 aufgeführte Beleidigung von Bundesfürsten 
richtigerweise nach der Regel zu behandeln. 4 ) Zweifelhaft kann 
dagegen der Fall des Landesverrats sein. 5 ) 

J ) Bin ding L. 2, 460: „wie weit zu dieser Handlung ein Bruch persön- 
licher Treuverhältnisse erfordert wird, worin also zugleich das Angriffs- 
objekt besteht". 

2 ) Vgl. gegen den Gesichtspunkt des Treubruchs auch v. Kries Z.-St. 
W. 7, 608 f. S. o. S. 154 f. A. 6. 

3 ) Eine Uebersicht über die in der früheren deutschen Gesetzgebung und 
Litteratur bezüglich dieses Falls hervorgetretenen Anschauungen s. bei Bin ding 
L. 2, 424 f. 

4 ) Die Regelung des geltenden Rechts ist eine ganz irrationelle (s. o. 
S. 141 A. 2), wird die reale Bestimmung nicht angenommen, so wäre die 
territoriale kombiniert mit der personalen zu wählen. Der Entwurf von 1889 
wollte diesen Fall in § 4 Abs. 2 Z. 2 streichen (wobei aber die vorgeschlagene 
Veränderung der Z. 1 zu beachten ist). 

5 ).Eine Uebersicht Ober die Bestimmungen der früheren detitschen Straf- 
gesetzbücher in dieser Richtung gibt Bin ding L. 2, 460 A. 1 (es sind aber bei 
den daselbst unter Z. 5 genannten Legislationen noch die Bestimmungen über 
Delikte von Aasländern im Ausland gegen den inländischen Staat in Betracht zu 
ziehen). Generell für Beschränkung auf Inländer und im Inland sich Aufhaltende 
v. Rohland 53. Natürlich kommt Strafbarkeit nicht in Betracht, soweit der 
Ausländer bezüglich der fraglichen Handlung völkerrechtlich gedeckt ist (An- 
gehörige der feindlichen Kriegsmacht), vgl. Bin ding L. 2, 462, 464, v. Kries 
Z.-St. W. 7, 602, 606 ff., Frank Bern, zu § 91 StG.B., R. G. 16, 167. Im 
Uebrigen ist de leg. fer. die Anwendbarkeit der realen Bestimmung jedenfalls zu 
bejahen für die Fälle des § 92 St.G B. (so auch Binding L. 2, 464 f.) und des 
§ 10 des Ges. gegen den Verrat militär. Geheimnisse, die Notwendigkeit zeigt 
die E. R. G. 13, 337 ff., welche nur mühsam durch Deduktionen betr. den Be- 
gehungsort dem Mangel abhilft, die Regelung des geltenden Rechts ist auch hier 
eine irrationelle (s. o. S. 141 A. 2), bei Ablehnung der realen Bestimmung wäre 
in der A. 4 angegebenen Weise zu normieren. Für reale Bestimmung in den ge- 
nannten Fällen vgl. von ausländischen Gesetzgebungen z. B. Ungar. StG.B. § 7 
Z. 2 vgl. mit § 146 f.. Schweiz. Entw. Art. 4 vgl. mit Art. 188, Norweg. StG.B. 
§ 12 Z. 4 a vgl. mit §§ 89, 90 letzter Abs., 93, Finnl. StG.B. Kap. 12 §§ 7, 8 
vgl. mit Kap. 1 § 2, Italien. St.G.B. Art. 107, 108, 111 vgl. mit Art 4, Art. 6, 
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Was zum Schlüsse die Frage anbelangt, ob unter Umständen der 
Gesichtspunkt eines Verletzers inländischer Interessen auch als 
negativer, beschränkender in Betracht kommt, so richtet sich 
dies nach dem bereits unter dem Interessengesichtspunkt über 
die Nichtbestrafung gewisser Arten von Verletzungen ausländischer 
Interessen Ausgeführten (s. o. 108 ff.). 

Da Verletzungen gemeinsamer Interessen (also auch Delikte 
im staatenlosen Gebiet gegen Staatenlose) 1 ) prinzipiell den Ver- 
letzungen inländischer Interessen gleich zu behandeln sind, so 
kommt auch in dieser Richtung die reale Bestimmung des Per- 
sonenkreises in Betracht. Das „Dürfen u unterliegt hier noch 
weniger Bedenken, da, eben weil es sich um gemeinsame Inter- 
essen handelt, die Gefahr eines Widerspruchs von Norm und 
Bestrafung gegenüber einem ausländischen Staat der Begehung 
ausgeschlossen erscheint, 2 ) zuweilen wird hier nach der eigen- 

anders z. B. Niederl. StG.B. Art. 4 Z. 1 vgl. mit Art. 5 Z. 1, Art. 98 f. Weiter 
ist die reale Bestimmung angemessen im Fall des § 87 StG.B. (so auch Bin ding 
L. 2, 465, Ital. St.G.B. Art. 106 Tgl. mit Art. 4, anders aber z. B. Ungar. St.G.B. 
§ 142 vgl. mit § 145, Norweg. vSt.G.B. § 12 Z. 4 a vgl. mit § 84, Niederl. StG.B. 
Art. 4 Z. 1 vgl. mit Art. 5 Z. 1 und Art. 97, Schweiz. Entw. Art. 4 vgl. mit 
Art. 187). Dagegen erscheint für die Übrigen Fälle wohl eine Beschränkung auf 
Inländer und im Inland (unter inländischem Schutz) sich aufhaltende Ausländer 
als angemessen, da ein Untersagen in der betr. Richtung gegenüber im Ausland 
sich aufhaltenden Ausländern wohl zu weit gehen würde, so betr. §§ 88, 89 
Binding L. 2, 465f., vgl. auch v. Kries Z.-St W. 7, 610, Heinze Goltd. 
Arch. 17, 748, und von ausländischen Gesetzgebungen z. B. Ungar. St.G.B. § 143 f. 
vgl. mit § 145, Norweg. St.G.B. § 12 Z. 4 a gegenüber Z. 3 a und Kap. 8, Niederl. 
St.G.B. Art. 4 Z. 1 vgl. mit Art. 5 Z. 1, Art. 101 ff, Code penal Art. 75, Finnl. 
St.G.B. Kap. 12 § 1 ff., Italien. St.G.B. Art. 105, Art. 114 (s. aber Art. 106 vgl. 
mit Art. 4), Schweiz. Entw. Art. 4 vgl. mit Art. 187. Dabei wäre aber der Kriegs- 
schauplatz und das okkupierte Gebiet als inländisches Gewaltgebiet zu behandeln 
(vgl. v. Kries Z.-St. W. 7, 629 f., Köhler Goltd. Arch. 51, 280). Ueber den 
im geltenden Recht (§ 91 Abs. 1) angeführten „Kriegsgebrauch" vgl. Binding 
L. 2, 463, v. Kries 1. c. 610 ff., andererseits Köhler Goltd. Arch. 51, 280. Bei 
Landesverrat von Ausländern im Ausland bejaht generell Strafbarkeit z. B. das 
Hessische StG.B. Art. 5 Z. 2, s. aber Art. 136 Z. 1, Z. 5, das Bulgar. StG.B. 
Art. 4, s. aber Art 109, 110. Jedenfalls handelt es sich hier (abgesehen von 
dem angeführten Fall völkerrechtlicher Deckung) nur um ein Nichtsollen, nicht 
um ein Nichtdürfen der Bestrafung. 

J ) Vgl. zu diesem Fall Harburger Z.-St. W. 20, 607, Heinze U. 27, 31. 

2 ) Vgl. bezügl. des „Dürfens" betr. staatenlose Individuen und Gebiete 
Beling Kr. VJSchr. 41, 290. 
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tümlichen Natur dieser Fälle geradezu ein Müssen anzunehmen 
sein (s. o. S. 126), die konkrete Strafbarkeit muß in diesen und 
soll in den andern Fällen den gemeinsamen, also auch eigenen, 
Interessen ganz entsprechend wie den (nur) eigenen inländischen Inter- 
essen den denkbar vollständigsten Schutz gewähren, also die reale 
Bestimmung annehmen, wie dies auch im geltenden Recht in den 
betr. Fällen geschehen ist. 1 ) Wie aber schon oben (S. 128) ange- 
deutet, kann hierin eine Modifikation unter dem Gesichtspunkt 
der Arbeitsteilung eintreten, so daß etwa nur jeder Staat die 
Bestrafung seiner Angehörigen wegen der Angriffe auf gemeinsame 
Interessen übernehmen würde, im Uebrigen Auslieferung platz- 
griffe. 2 ) 3 ) 

4. 
Endlich ist aber die Frage des Dürfens, Müssens und Sollens 
auch noch in der Richtung aufzuwerfen, ob nicht Normbindung 

1 ) Vgl. § 4 Abs. 2 Z. 1 betr. MÜnzverbrechen, § 12 des Sprengstoffgesetzes, 
§ 5 des Sklavenraubgesetzes. Hiefiir de leg. fer. Seuffert Anarchism. 211, § 19, 
v. Lilienthal Z.-St. W. 15, 268, Bin ding I, 379. Mehrere ausländische Gesetz- 
gebungen bestrafen in derartigen Fällen dementsprechend auch den im Ausland 
(gegen gemeinsame Interessen) delinquierenden Ausländer, so Schweiz. Entw. Art. 7, 
Norweg. St.G.B. § 12 Z. 4 a vgl. mit Kap. 17, §§ 174—178, 160, 161, 225, Niederl. 
StG.B. Art. 4 Z. 4. Unbegründet ist es deshalb, wenn v. Bar L. 263 A. 12, 
264 A. 13 betr. die vom geltenden Recht so behandelten Fälle von exorbitanter 
Bestimmung, exorbitanter Ausdehnung der Strafbestimmung redet, vgl. auch dens. 
G. 8. 34, 494 f. Vielmehr wären auch noch andere Fälle der Verletzung gemein- 
samer Interessen (Seeraub) entsprechend zu behandeln. 

2 ) Vgl. de leg. lata die Beschränkung auf Inländer im Ges. betr. die Schon- 
zeit für den Fang der Robben, falls man diesen Fall hieher rechnen will (s. o. 
8. 126 A. 1 a. E.), im Ges. über die Konsulargerichtsbarkeit § 77, de leg. fer. 
Seuffert an dem o. 128 A. 3 a. 0., ders. Ein neues St.G.B. 84 sub. § 4 Z. 2, 
v. Liszt 103 sub. V, s. auch 16. D. J. T. Bd. 2, 314 (These 6) vgl. 320. 

3 ) Es ist zu dem Gesagten noch zu bemerken, daß auch in diesen Fällen 
nicht etwa eine Zuwiderhandlung gegen Normen des Völkerrechts, sondern gegen 
inländische Normen in Frage steht Denn das Völkerrecht regelt Beziehungen 
von Staat zu Staat (s. o. S. 26 und dort Zit.) und ein völkerrechtliches Delikt 
kann nur ein Staat begehen (vgl. v. Liszt 555). Ullmann V. R. 214 redet von 
einem „völkerrechtlichen Verbot des Seeraubs", von demselben als „völkerrechts- 
widriger Handlung", setzt aber hinzu: „Die strafrechtliche Verfolgung und Be- 
strafung des Seeraubs kann nur durch das Medium einzelstaatlicher Jurisdiktion 
auf Grund einzelstaatlicher Strafsanktion erfolgen". Aber der einzelne Staat 
straft dann eben wegen Zuwiderhandlung gegen seine Normen, wie sich schon 
in der Frage der Definition zeigt. 
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und konkrete Strafbarkeit bezüglich eines ganz unbeschränkten, 
nicht durch irgend welche Inlandsbeziehungen beschränkten Per- 
sonenkreises, bezüglich aller, auch der „ausländischen" Personen, 
auch der Ausländer im Ausland in Betreff der Verletzung aus- 
ländischer Interessen (soweit diese überhaupt unter dem Interessen- 
gesichtspunkt in Betracht kommt) platzgreifen darf, muß, soll. 

Was das Dürfen anbelangt, so ist zu bemerken, daß einem 
souveränen Staat gegenüber der Gedanke überhaupt ein verfehlter 
ist, er sei nicht „berechtigt", für diesen oder jenen Personenkreis 
seinen Normen bindende Kraft beizulegen und bei Zuwiderhandlung 
gegen dieselben sich ein konkretes Strafrecht zu vindizieren, er 
„dürfe" bei diesen oder jenen Personen nicht die inländische 
Strafbarkeit bejahen. 1 ) Wer will es ihm verbieten? Das Völker- 
recht? Aber der Annahme einer völkerrechtlichen Schranke steht 
entgegen, daß es Kulturstaaten gibt, die das sogenannte „Welt- 
rechtsprinzip" 2 ) adoptierend ohne völkerrechtliche Einsprache ein 
konkretes Strafrecht des Inlands im denkbar weitesten Umfang 

') Gegen den Gedanken einer derartigen Schranke 6 in ding I, 185, 374 
sub. 6, 375 A. 16, 378 o., 381, Harburger Z.-St. W. 20, 610 f., und mit be- 
sonderer Energie durchaus zutreffend Beling Z.-St. W. 17, 322 ff., ders. L. y. 
V. 109 A. 1, ders. Exterr. 67, 99, H2ff., ders. Kr. VJSchr. 38, 608 f., 619, 41, 
291 f., Triepel 274 ff., 393. A. M. noch neuesten* Zorn ARCH.-ÖFF.-R. 19, 
130 f., bei dem Kompetenz-Kompetenz und praktische Realisierbarkeit betr. die 
Bestrafung durcheinandergehen, und die Vornahme von Hoheitsakten von der 
Erstreckung gesetzlicher Normen nicht geschieden wird. 

2 ) Es ist scharf zu betonen, daß bei den Verteidigern des sog. „Weltrechts- 
prinzips" (vgl. die Uebersicht bei v. Rohland 7 ff, Lammasch 36 f. A. 9, 51 
A. 10) sich recht verschiedene Gedankenreihen finden. Hier ist nur von einer 
Auffassung die Rede, welche auch von Ausländern im Ausland gegen nicht- 
inländische Interessen verübte Delikte im Inland als Zuwiderhandlung gegen 
bindende inländische Normen bestraft wissen will. Dies im Gegensatz zu einer 
Auffassung, welche sie bestrafen will als Zuwiderhandlung gegen andere Normen, 
als die des inländischen Staats, darüber s. u. Wenn v. Martitz I, 113, 115 es 
einerseits energisch ablehnt, daß man „die ganze Welt, mit angemaßtem Anspruch 
den Satzungen eines Munizipal rechts unterwerfen könne", daß man „urbi et orbi 
die Gehorsamspflicht auferlege", andererseits auch verneint, daß man „als Interpret 
des Naturrechts, also eines fiktiven Universalrechts u auftrete, so gerät er in Ver- 
legenheit, zusagen, welchen Normen denn dann eigentlich zuwidergehandelt wird, aus 
der er sich nur durch den bereits oben S. 137 ff. zurückgewiesenen Gedanken zu retten 
vermag, „jeder, den es angeht, also möglicherweise jeder, der durch eine schuld- 
hafte Handlung unter das Strafgesetz eines bestimmten Landes fällt, hat beim 
Betreten desselben die Verantwortung dafür zu übernehmen". 



— 176 — 

statuieren. 1 ) Das Bestehen eines derartigen Satzes des Völker- 
rechts läßt sich also nicht nachweisen. 2 ) Oder soll das Straf- 
recht derartiges verbieten? Aber welcher allgemein geltende 
Grundsatz desselben zieht dem inländischen Staat derartige 
Rechtsschranken? 3 ) So dürfte an sich der inländische Staat auch 
Ausländern im Ausland die Verletzung ausländischer Interessen 
untersagen, auch bei Delikten von Ausländern im Ausland gegen 
ausländische Interessen konkrete Strafbarkeit im Inland fest- 
setzen. 4 ) 

Eine andere Frage ist, ob er dies tun muß und ob er dies 
tun so 11. Beides ist zu verneinen. 5 ) Das Müssen, 6 ) weil er einer 
völkerrechtlichen Verpflichtung, wo je eine solche überhaupt be- 
jaht wird, gegen die Verletzung ausländischer Interessen einzu- 
schreiten, jedenfalls auch durch Auslieferung genügen kann. 7 ) 
Das Sollen, weil eine solch weitgehende Sorge für nichtinJändische 
Interessen seine Aufgabe übersteigen, ihm unverhältnismäßige 
Mühe und Kosten 8 ) verursachen würde in einer Sache, die zum 
Inland nicht nur nicht bezüglich der Interessenseite, sondern auch 
nicht bezüglich der beteiligten Personen in irgend welcher Be- 
Beziehung steht Auslieferung ist hier vollkommen genügend, 9 ) 
um etwaigen völkerrechtlichen Pflichten oder Erwägungen 

x ) Vgl. z. B. Ungar. StG.B. § 9, Oesterr. St.G.B. §§ 39, 40 (unter Be- 
schränkung auf Verbrechen, s. § 234 Abs. 2), Italien. St.G.B. Art. 6 Abs. 3, Norweg. 
St.G.B. § 12 Z. 4 b, Bulgar. St.G.B. Art. 6, Braunschweig. Grundges. § 205, Sachs. 
StG.B. Art. 2ff., s. v. Martitz I, 94 ff., Binding I, 378 A. 3. 

2 ) Vgl. Haelschner I, 133 f., 145, 174, Beling 11. cc, Triepel 1- c, 
y. Martitz I, 114, Tafel 1, 3 (s. aber 8), Krug K. IV, 13. A. M. v. Rohland 15, 
20f., Waechter V. 86, Berner W. 144, Bremer G. S. 17. 424 o., für „staats- 
rechtlich undenkbar" erklärt das Weltrecbtsprinzip Zorn 1. c. 131. 

3 ) Ueber etwaige Bedenken betr. die subjektive Seite s. u., von einem Nicht- 
dürfen schlechtweg wird man auch von ihnen aus nicht reden können. 

4 ) Vgl. bezüglich der Formulierung v. Rohland 15. 

5 ) Vgl. auch für die Verneinung Waechter V. 86, Berner W. 144, 147 ff., 
L. 257 A., Binding I. 379, 394, v. Rohland § 3, Finger I, 164, v. Liszt 103' 
Tafel 8 u. A. 

6 ) Von einer Pflicht reden R. Schmid 173, Moni 714, 752, s. dagegen 
Heffter N. A. 14, 553. 

7 ) Vgl. auch v. Martitz I, 136 ff., 398 f. 

8 ) Vgl. Heinze ü. 53, Berner 1. c. 

9 ) S. v. Rohland 21 f., Haelschner I, 146. Häufig wird von Anhängern der 
bekämpften Meinung dieser Punkt dadurch verwischt, daß sie die Auslieferung 
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der Rücksicht gegenüber einem ausländischen Staat nachzu- 
kommen, und auch das Inland vor den Gefahren eines Auf- 
enthalts unbestrafter Verbrecher im Inland zu bewahren, wenn 
man letzteres Moment zum Ausgangspunkt nimmt, um die in- 
ländische Strafbarkeit des Ausländers, der im Ausland gegen 
ausländische Interessen delinquiert hatte und nun im Inland sich 
befindet, zu befürworten, so geht dieser Gedanke fehl, da Aus- 
lieferung diesen Zweck einfacher erreichen läßt. 1 ) Mangels Aus- 
lieferung genügt Ausweisung. 2 ) Auch wäre es mißlich, wenn der 
inländische Staat prinzipiell seinen Normen eine ganz unbe- 



seitens des Inlands als Ausübung eines inländischen Strafrechts behandeln, so 
Lammasch 45 ff., R. Schmid 173 f., Schauberg 123 ff. u. A., darüber s. schon 
o. S. 10. 

*) Es wird zum Teil nicht nur das „Sollen", sondern auch das „Dürfen" mit 
dem Aufenthalt des Verbrechers im Inland begründet (Gedanke der Unterwerfung 
unter das inländische Gesetz durch Betretung des Inlands), so von Lammasch 
48 N. 1, v. Marti tz I., 93 A. 21, 95, 132 A. 11. Vgl. gegen diesen Gedanken 
das schon oben S. 137 ff. Ausgeführte. 

2 ) Häufig wird die Ansicht vertreten, man müsse bezw. solle im vorliegenden Falle 
wenigstens dann Strafbarkeit im Inland bejahen, wenn die Auslieferung an den 
ßegehungsstaat (den man dabei mit dem verletzten Staat identifiziert, was ja 
auch zumeist zutrifft) oder eventuell an den Heimatsstaat des Ausländers vergeblich ver- 
sucht oder unmöglich sei. Vgl. Moni 750 f., Lammasch 48 ff., Harburger 
Z.-St. W. 20, 591, 608, Geyer Kr. VJSchr. 24, 448, H.Meyer 121, v. Bar L. 224 f., 
v. Martitz I, 58 f., 110, 134 f., 143, 399, Inst. f. intern. R. 1883 These 10, R. 
Schmidl75f., die bei v. Rohland 18 f. Zit., Heinze U. 45, 50, so auch Oesterr. 
StG.B. §§ 39, 40, Ungar. St.G.B. § 9, Ital. StG.B. Art. 6, Abs. 3, Bulgar. St.G.B. 
Art. 6, dagegen, daß Ausweisung hier genügen könne, erklären sich Heinze 1. c, 
Lammasch 41 f. und v. Martitz I, 111 (was in einem merkwürdigen Gegensatz 
zu dem bei ihm I, 126 Ausgeführten steht). Aber handelt es sich um die Reaktion 
gegen Verletzung ausländischer Interessen, warum muß bezw. soll man dieser 
insbesondere in weiterem Maße stattgeben, als der verletzte ausländische Staat 
selbst, der eine angebotene Auslieferung nicht annehmen will? Ueberhaupt: ist der 
Versuch der Auslieferung an diesen (eventuell an den Heimatstaat) vergeblich oder die 
Auslieferung unmöglich, so kann dem Inland nicht irgendwie von dem verletzten 
ausländischen Staat ein Vorwurf gemajht werden, wenn es sich mit Ausweisung 
begnügt. Für das sekundäre eigene Interesse daian, daß nicht unbestrafte Ver- 
brecher im Inlande sich aufhalten, genügt Ausweisung. Vgl. hiezu das Bayr. 
St.G.B. von 1813, 2. Tl. Art. 31, wonach zuerst an den Begehungsstaat Aus- 
lieferung anzubieten ist, im Fall der Annahmeverweigerung aber nur Ausweisung, 
nicht Bestrafung erfolgen soll. Mecklenburg- Schwerin Verordn. v. 16. Januar 1838 
§ 1, § 4, wonach zuerst Auslieferung angeboten, bei deren Ablehnung mit dem 

Hegler, Prinzipien des internationalen Strafrechts. 12 
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schränkte Spannweite geben, von den Zuwiderhandlungen gegen 
dieselben aber nur einen ganz geringen Teil de facto x ) und de 
jure 2 ) bestrafen würde. 

§2. 

Die Ablehnung des Gesichtspunkts einer Handlung 

gegen nichtstaatliche Normen. 

Wie angedeutet, findet sich nun aber eine Anschauung, welche 
— wenigstens für eine große Zahl von Delikten — den Kreis 
der vom inländischen Staat in concreto strafbaren Personen nicht 
sich decken lassen will mit dem Kreis derer, welche gegen sie 
bindende Normen des inländischen Staats handeln, sondern die 
(ganz oder teilweise) unbeschränkte konkrete Strafbarkeit im 
Inland bejaht unter dem Gesichtspunkt einer Handlung von Per- 
sonen gegen nichtstaatliche Normen, Normen der Kultur, Zivili- 
sation, der Menschheit, 3 ) Normen einer „allgemeinen Rechts- 
ordnung", einer „Rechtsordnung überhaupt", 4 ) ethische Normen 5 ), 

Betr. als einem Landstreicher verfahren werden, dagegen Bestrafung nicht Platz 
greifen soll, Mexikan. St.G.B. Art. 188, wonach nicht Bestrafung, aber Ausweisung: 
stattfindet, v. Liszt 103, v. Rohland 21, Haelschner I, 146. 

*) Wegen der meist vorhandenen Unmöglichkeit praktischer Realisierung des 
Strafanspruchs. 

2 ) Wegen der jedenfalls dann prinzipiell zu bejahenden Subsidiarität gegen 
Auslieferung (s. S. 177 A. 2). 

3 ) Vgl. Heinze U. 46: Handlungen „gegen die allgemeinen Gebote der 
Zivilisation," 28: „universelle Normen", welche „die ganze zivilisierte Menschheit 
beherrschen." 

4 ) Vgl. z. B. Mo hl 649: „Die Abneigung gegen Störung der Rechtsordnung 
überhaupt", Schultz 20 f.: Verbrechen, welche die „allgemeine Weltrechtsordnung- 
verletzen, Harburger Z.-St. W. 20, 590: ,; Verstoß gegen die Anforderungen der 
Rechtsordnung überhaupt", Schwarze G. S. 12 Bd. 1. 194: „Das Inland straft 
Handlungen, weil es in ihnen einen Bruch der allgemeinen Rechtsordnung findet." 
Vgl. dazu v. Rohland 8, der aber 14 ff. nicht genügend sondert den Gedanken, 
daß die Normen der Einzelstaaten unbeschränkten Rayon haben und den Gedanken, 
daß gegen Uebernormen gehandelt wird. 

6 ) So Merkel 280 f. Er ist — und zwar speziell bei Delikten der Aus- 
länder im Ausland gegen inländische Interessen — der Meinung, daß der in der 
Vorschrift unseres Rechts sich aussprechende Wille für den im Ausland befindlichen 
Ausländer kein obrigkeitlicher sei, und äußert sich dahin: „Ihre Rechtfertigung 
diesen gegenüber findet die Strafe aber in der sachlichen Bedeutung der zur Be- 
strafung gezogenen Handlung und in den ethischen Anschauungen, welche in dem 
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welche sie bejaht bei den als Zuwiderhandlungen betr. solche 
Normen sich darstellenden „natürlichen Verbrechen ".*) Diese An- 
schauung ist zu verwerfen. 

Wir müssen bei ihrer Kritik Verschiedenes unterscheiden. 
Wird ausgegangen von der inhaltlichen Uebereinstimmung der 
Normen verschiedener Staaten, 2 ) so schafft diese noch keine „Ueber- 
normen", über den einzelstaatlichen stehende Normen von tiber- 
staatlicher Autorität, sondern eben nur eine inhaltliche Ueber- 
einstimmung der Normen verschiedener Einzelstaaten, 3 ) und die 
Frage ist dieselbe wie oben, für welchen Personenkreis die Normen 
eines bestimmten Einzelstaats als bindende behandelt werden 
dürfen, müssen, sollen. Durch die Uebereinstimmung wird daran 
nichts geändert. Uebrigens ist diese Uebereinstimmung wegen 
der Positivität, der nationalen Verschiedenheit der Normen de 
facto keineswegs vorhanden. 4 ) Wird ausgegangen von Normen 
einer überstaatlichen, über den einzelnen Staaten stehenden, all- 
gemeinen Autorität, so ist die Frage, wie das Verhältnis dieser 
zu den Normen der einzelnen Staaten gedacht wird. Man kann 

Verbote derselben und in der Bestrafung der Verletzungen dieses Verbotes zum 
Ausdruck kommen, und welche keine ausschließend nationale Geltung haben**. 
J ) Dieser Begriff z. B. bei Escher 128f. t 131, R. Schmid 163 ff. Vgl. 
dazu v. Rohland 16 ff. und Bin ding I, 378 f. Der Begriff der „delicta naturalia u , 
den v. Rohland 18 aufstellen will, ist ein anderer als der übliche, und nicht zu 
billigen, weil er zur Vermischung der Verletzung inländischen und ausländischen 
Interesses führt. 

2 ) Vgl. z. B. v. Bar G. S. 35, 586, der das subsidiäre Weltrechtsprinzip in 
den Fällen zulassen will, wo es gewiß ist, „daß ein Individuum .sich schuldig 
gemacht hat eines schweren Verbrechens, welches nach den Strafgesetzgebüngen 
aller zivilisierten Länder strafbar ist." 

3 ) Vgl. v. Rohland 59 A. 38 betr. die „gemeinsamen Normen", welche „in 
allen Staaten denselben Inhalt haben", „sie enthalten demgemäß materiell gemein- 
sames Recht, nicht aber auch formell gemeinsames, da jeder Staat seine Normen 
selbständig von sich aus aufstellt", v. Bar Kr. VJSchr. 15, 45, Bin ding I, 375, 
der von den „Weltnormen" die „inhaltlich gleichen Normen verschiedener Staaten- 
unterscheidet, siehe ferner die Unterscheidung beiHeinze U. 28 zwischen inhalts- 
gleichen „partikulären" Normen („gemeinsamen Normen") und „universellen Normen". 

4 ) Vgl. Haelschner I, 141, Schütze 52, v. Liszt 103, Tafel 8, v. Bar 
G. S. 28, 450 f., Kr. VJSchr. 15, 46, der mit Recht hervorhebt, daß die Theorie 
der natürlichen Verbrechen zusammenfalle, sobald man eine Aufzählung und genaue 
Definition derselben vornehmen wollte, da die Definitionen selbst der schwersten 
Verbrechen häufig unter benachbarten Kulturstaaten erheblich auseinandergehen. 
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die ersteren irgendwie als Grundlage, Motiv, Voraussetzung für 
die letzteren denken. 1 ) Aber auch dann handelt es sich bei der 
Bestrafung im Inland unmittelbar doch immer um den Gesichts- 
punkt der Zuwiderhandlung gegen die Normen eines einzelnen 



*) So R. Schmid 153, 163 ff., der (164) als „natürliches Verbrechen" eine 
Handlung bezeichnet, die „nicht bloß die Gesetze dieses oder jenes Staates ver- 
letzt, sondern mit der allgemeinen sittlich-rechtlichen Ordnung unter den Menschen 
im Widerspruch steht", aber nicht in dem Sinn, „daß wir darunter Handlungen 
verständen, die unabhängig von der Autorität eines Gesetzes als strafbare Ver- 
brechen zu behandeln wären, denn solche kann es allerdings nicht geben; wenn 
eine Handlung rechtlich den Charakter eines nicht bloß strafwürdigen, sondern 
auch strafbaren Verbrechens annehmen soll, muß sie immer durch das Gesetz als 
ein Verbrechen anerkannt und mit einer Strafe bedroht sein." Es gebe aber 
Handlungen (165) „die allgemein als strafwürdig anerkannt werden und die daher 
auch die Gesetzgebungen aller gebildeten Staaten mit Strafe bedrohen." So Dieb- 
stahl, Betrug, Raub u. s. w. „die wir eben, weil sie unbedingt mit einer sittlich- 
rechtlichen Ordnung in der menschlichen Gesellschaft in Widerspruch stehen und 
weil sie darum von allen Gesetzgebungen gebildeter Staaten als strafbar anerkannt 
werden, nach dem Vorgang der Römer delicta naturalia oder juris gentium nennen." 
Wer delicta naturalia begehe, dem geschehe kein Unrecht, wenn er in dem Staat, 
in dem er sich gerade aufhält, als strafbar behandelt werde, obgleich er diesem 
weder als Bürger angehört, noch in dem Gebiet desselben das Verbrechen begangen 
hat (164, 170). Im Gegensatz hiezu stehen die Handlungen, die durch positive 
Gesetze den Charakter als Verbrechen erhalten haben, hier gelte „daß nur die- 
jenigen sich eines solchen Verbrechens schuldig machen können, die persönlich 
den betreffenden Strafgesetzen unterworfen sind" (177). Vgl. auch Harburg er 
Z.-St. W. 20, 609 f.: schwerere Verbrechen seien „nicht bloß darum strafbar, weil 
sie vom Gesetze verboten sind, sie sind vielmehr vom Gesetze verboten und mit 
Strafe bedroht, weil sie Verstöße gegen die Rechtsordnung darstellen". Siehe 
weiter Lammasch 28 ff. : Das Verbrechen sei nicht „Uebertretung eines von 
einem Staate willkürlich aufgestellten Gebotes*', sondern eine unsittliche Handlung-, 
„deren Unterlassung nicht erst durch das Gesetz zur Pflicht wird, "für* deren Unter- 
lassung vielmehr daa Gesetz nur in der gegen das pflichtwidrige Verhalten ge- 
richteten Straf drohung ein neues Motiv aufstellt", es werde sich daber häufig er- 
geben, „daß die Gesetzgeber verschiedener Staaten, indem sie gewisse Handlungen 
und Unterlassungen mit Strafe bedrohen, dabei von der Voraussetzung ganz der- 
selben Pflichten ihrer Untertanen ausgehen." Man gelangt dann zu zwei Stufen 
von Geboten, Verboten (und entsprechend Normwidrigkeiten): erstens solche des 
einzelnen Staats, zweitens, ihnen zu Grund liegend, von ihnen vorausgesetzt, 
Uebernormen von überstaatlicher Autorität. Ein ähnlicher Gedanke liegt auch 
den Ausführungen Dohna's zu Grunde, vgl. z. B. 27: „umgekehrt muß behauptet 
werden, daß von der Rechtsordnung verboten werde (1), was (und weil es) rechts- 
widrig (2) erfunden worden". 
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bestimmten Staats, 1 ) und die Frage ist auch hier, ob und wie 
weit gerade diese als bindend betrachtet werden dürfen, müssen, 
sollen, ob und wie weit gerade ein bestimmter Staat sich ein 
Strafrecht beilegen darf, muß, soll. 2 ) Uebrigens ist Grundlage 
Motiv, Voraussetzung der staatlichen Normen nicht jeweils eine 
überstaatliche (ethische, religiöse, naturrechtliche, „Kultur"-) Norm, 
sondern das Verhältnis gewisser Handlungen und Unterlassungen 
zu vitalen Interessen der einzelnen Staaten. 3 ) Es wäre auch hier 

*) So auch Lammasch 29 f.: „Hiernach ist aber dann auch der Rechts- 
grund der Bestrafung des Mörders und des Diebes in all diesen Staaten ganz 
derselbe, wenn auch der eine Mörder oder Dieb unmittelbar und znnächst das 
Verbot des deutschen und der andere das des französischen Gesetes über- 
treten hat." 

2 ) VgL Heffter N. A. 14, 555 f.: „Man muß zugeben, daß eine natürliche 
Sanktion manche Handlungen als strafwürdig oder als Verbrechen bezeichnet ; 
allein es ist damit noch nicht das Gesetz gegeben, wie, und nicht einmal von 
wem dann dergleichen Verbrechen gestraft werden sollen. Hiertiber besteht 
keine allgemeine Ueberzeugung und Uebereinstimmung im gesamten Menschen- 
geschlechte, und so lange diese nicht vorhanden ist, bleibt auch jede Bestimmung 
der gedachten Art nur den partikulären Volks- oder Staatssatzungen überlassen. 
Es wird also bei den delictis juris gentium nicht ausge- 
schlossen, daß jeder Staat für sich die Summe der gemeinheitlichen 

unerläßlichen Rechtsanforderungen zu bestimmen hat, welche bei Strafe erfüllt 
werden sollen; daß ferner die Bestimmung hierüber allein für diejenigen 
Giltigkeit hat, auf welche sich die Staatsgewalt überhaupt erstrecken kann, 
und daß gegen Andere, die ihr nicht unterworfen sind, auch die Anwendung 
der Strafgesetze des besonderen Staates nicht statthaft ist." Lammasch 1. c, 
fahrt fort: „Und eben deshalb kommt auch gar nichts darauf an, ob der Täter 
zur Zeit seiner Tat gerade den Gesetzen jenes Staates unterworfen gewesen 
ist, welches der Richter dort auf ihn zur Anwendung bringt, wo er wegen 
seiner Tat zur Verantwortung gezogen wird. Entscheidend ist nur, ob er zur 
Zeit der ihm zuzurechnenden Tat unter der Herrschaft einer, ihn zur Unter- 
lassung des betreffenden Verhaltens verpflichtenden Norm stand. War dies der 
Fall, so ist er strafbar, gleichgiltig, ob die Sanktion dieser Norm am Ort der 
Tat und am Orte des gerichtlichen Verfahrens gegen den Uebeltäter von einem 
und demselben oder von verschiedenen Gesetzgebern ausgeht." Er stellt dann 
das sogenannte „Prinzip der identischen Norm* 4 auf (30, 55 f.). Hier ist nicht 
getrennt konkrete und abstrakte Rechtswidrigkeit, die inländische Bestrafung 
unter dem Gesichtspunkt des Handelns gegen inländische mit ausländischen 
Übereinstimmende Normen, des Handelns gegen ausländische Normen, des 
Handelns gegen überstaatliche Normen. 

8 ) Dabei ist natürlich zu trennen die vorwärtsschreitende Entstehung: 
staatliche Normen werden erlassen wegen des empfundenen oder eingesehenen 
Mißverhältnisses gewisser Handlungen (Unterlassungen) zu vitalen staatlichen 
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die Positivität, die nationale Verschiedenheit der Gebote und 
Verbote der einzelnen Staaten zu betonen. Wenn man aber den 
Zusammenhang mit den positiven Geboten und Verboten der 
einzelnen Staaten ganz verläßt, und von Delikten rein und direkt 
als Zuwiderhandlungen gegen überstaatliche Gebote und Verbote 
redet, so verläßt man damit auch den eigentlichen Boden des 
Rechts, und begibt sich auf den Boden der Ethik, der Religion, 
des Naturrechts oder einer allgemeinen Vermengung 1 ). Denn 
um* staatliche Gebote und Verbote im Dienst staat- 
licher Interessen handelt es sich im Strafrecht, wo 
solche nicht als übertreten betrachtet werden, hört das Recht 
auf und beginnt Moral, Religion oder Naturrecht oder der 
undifferenzierte Zustand primitiver Kultur. Die eben bekämpfte 
Ansicht vertritt besonders Heinze, Universelle und partikuläre 
Straf rech tspflege, 2 ) der (5 f.) unterscheidet zwischen n partikulären 



Interessen, und die rückwärteschreitende Betrachtung: aus der Tatsache er- 
lassener Normen wird zurückgeschlossen darauf, daß eine Handlung (Unter- 
lassung) als im Mißverhältnis zu staatlichen vitalen Interessen «stehend vom 
Staat angesehen wird. So erscheint der in dem Wort „Rechtsguterverletzung 4 * 
liegende circulus vitiosus als nur scheinharer: eine Handlung ist verboten, ge- 
boten, weil (genetisch, Realgrund) sie (bezw. die Unterlassung) Rechtsguter 
(staatliche Interessen) verletzt, und : eine Handlung (bezw. Unterlassung) verletzt 
Rechtsguter (staatliche Interessen), weil (logisch, Erkenntnisgrund) die Handlung 
verboten, geboten ist. Dies auch mit Bezug auf Beling L. v. V. 32 f., 187. 

*) Vgl. hiegegen auch Bin ding I, 375 sub 9, siehe auch I, 161, Bremer 
G. S. 17, 439, Heffter N. A. 14, 554, v. Martitz I, 95, 113 u. Anm. 72 das., 
Beling L. v. V. 184, vgl. auch Merkel 12: „Verletzungen gesellschaftlicher 

Interessen sind Verbrechen dort, wo das Recht eine Selbständigkeit 

anderen an der Ordnung des Gemeinlebens beteiligten Mächten (Religion, 
Moral, Sitte) gegenüber erlangt hat, nur insofern, als die Norm, der sie wider- 
streiten, die spezielleren Merkmale einer Rechtsvorschrift hat." 

2 ) Vgl. auch Krug K. IV, 13: „Wir erkennen ferner in dem Verbrechen 
nicht bloß ein bürgerliches, sondern ein soziales Unrecht, das nicht dadurch erst 
strafbar, also Verbrechen wird, daß es der Staat mit Strafe bedroht, sondern das 
der Staat, weil es strafbar ist, durch die Androhung der Strafe zum bürgerlichen 
Unrecht erhebt, das aber hierdurch nicht aufhört, auch außerhalb der bürgerlichen 
Gesellschaft, also auch im internationalen Verhältnisse, als soziales Unrecht, mithin 
als Verbrechen in Betracht zu kommen. Ist aber die Strafe das ethisch notwendige 
Korrelat des Verbrechens als solchen, so folgt von selbst, daß das Recht der Be- 
strafung an sich unbegrenzt, und nur von der Macht des Strafenden abhängig ist. 4 * 
In dieser Richtung liegen auch die „Kulturnormen" M. E. Mayers, Befehle, welche 
sich an das Volk wenden, die „keine Rechtssätze" sind, während die „Rechts- 
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Normen", welche der Einzelstaat selbst gesetzt hat, deren Geltung 
aber beschränkt ist auf den Rechtskreis dieses Einzelstaats, und 
..universalen Normen 44 , die der Einzelstaat nicht selbst gesetzt, 
sondern vielmehr als bestehende vorgefunden und sich angeeignet 
hat, Normen von universeller Geltung für die ganze zivilisierte 
Welt und in gewisser Weise noch darüber hinaus. Diese univer- 
sellen Normen bilden „einen Bestand höherer Ordnung* (28), sie 
gelten nicht, weil sie von den einzelnen Staaten gesetzt sind, 
„sondern sie beherrschen die ganze zivilisierte Menschheit, unab- 
hängig von den Grenzen der einzelnen Staaten, von der Nationalität 
der Verbrecher und der Verletzten ; sie gelten auch für Apoliden 
und für staatenlose Teile der Erdoberfläche". Sie sind nicht 
„Schöpfungen des einzelnen Staates, auch nicht Schöpfungen der 
Gesamtheit der zur Zeit bestehenden Staaten". „Bedürfen sie, 
um im einzelnen Staat und für dessen Angehörige Geltung zu 
erlangen, der Verkündigung oder auch nur der Anerkennung? 
Gewiß nicht. Sie sind für ihn unantastbar". Kein Staat, nicht 
einmal die Gesamtheit aller Staaten, kann diese Normen be- 
seitigen oder ändern. Ihr autoritativ verpflichtender Charakter 
liegt in der Ueberzeugung von ihrer inneren Notwendigkeit (29 f.). 
..Die universellen Normen sind es, die jeden zivilisierten Menschen 
als solchen binden ; ohne Rücksicht auf den Staat, in dessen Ge- 
biet er weilt, auf den Staat, dem er angehört, auf den Staat, 
gegen den oder dessen Angehörige er Angriffe richten möchte" 



normen" nur Befehle an die Staatsorgane sein sollen (30 ff., 130), „Gebote und 
Verbote, die als religiöse, moralische, konventionelle, als Forderungen des Ver- 
kehrs und des Berufs an das Individuum herantreten" (17), vgl. ähnlich schon 
anläßlich der Fragen des internationalen Strafrechts Schauberg 169 f.: „Die Straf- 
gesetze sind ja gar nicht dazu da, um beobachtet zu werden, sie gebieten nichts .... 
Nicht das Strafgesetz will die Menschen zu einer bestimmten Denk- und Handlungs- 
weise nötigen, dies tut nur die Moral, diese stellt Gebote auf, die zu beobachten 
sind. .Das Strafgesetz will blos die Art und Weise der Reaktion gegen Rechts 
Widrigkeit, soweit dies der Staat im Strafgesetz sich zur Aufgabe gestellt hat,, 
bestimmen." S. gegen eine derartige Auffassung anläßlich der Fragen des inter. 
nationalen Strafrechts schon Ab egg: bei Bestrafung derer, die auswärts ein Ver- 
brechen begangen haben, nach heimischem Strafgesetz, „bekäme es den Anschein, 

als wenn diese Gesetze mehr als Instruktion für die Richter gälten, 

als, was sie doch sein sollten — eine Norm für die handelnden Bürger seien", 
Bremer 1. c. 429. Vgl. speziell gegen M. E. Mayer Gerland Kr. VJSchr. 46, 
417 ff., bes. 434 f., 436 f., 447 f., Beling L. v. V. 33, 115 f., 184. 
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(31). Die Hauptschwierigkeit für Heinze ist selbstverständlich, 
diese Normen als wirkliche Rechtsnormen, wirklich rechtlich ver- 
bindliche nachzuweisen. Dem naheliegenden Vorwurf der Auf- 
stellung naturrechtlicher Sätze sucht Htinze (31 ff.) zu begegnen 
mit der Erklärung, er sehe nicht, wie die Naturrechtslehrer, diese 
Sätze als von allem Anfang an bestehende an, als unmittelbare, 
von der geschichtlichen Entwickelung unabhängige Postulate der 
Vernunft, sondern als geschichtliche Errungenschaften mehrtausend- 
jähriger Kulturarbeit der Menschheit. Es ist aber einzuwenden, 
unter Naturrecht versteht man nicht nur das „semper et ubique", 
sondern auch noch anderes, und dann trifft der Vorwurf desselben 
auch auf Heinze zu. Es ist zu scheiden zwischen der Frage der 
Entstehung und der Frage des Geltungswerts und Geltungsgrunds, 
zwischen zeitlichem Apriori und Apriori der Giftigkeit. Das 
letztere nimmt auch Heinze an, er mißt diesen Normen allge- 
meine rechtliche Bindekraft auf Grund ihrer Vernunftnotwendigkeit 
bei. Das ist aber wesentlich naturrechtliche Denkart, die An- 
nahme, daß es Sätze gebe, die kraft ihrer Vernunftnotwendigkeit 
die Bedeutung allgemein bindender Rechtssätze haben. 1 ) Was 
den andern, verwandten Einwand anbelangt, es werde hier Recht 
und Moral nicht geschieden, die universalen Normen seien nicht 
Vorschriften des Rechts, sondern der Sittlichkeit, so antwortet 
Heinze (32 ff.), diese Unterscheidung sei praktisch überhaupt 
nicht durchzuführen. Dem gegenüber ist zu betonen, daß es sich 
bei den Normen des Straf rechts um den Schutz staatlicher Lebens- 
interessen, um die Existenz und die Zwecke des Staats handelt, 
daß diese Normen durch solche Beziehung zum Staat scharf sich 
abheben gegenüber aller Moral; mag diese auch im Ergebnis 



*) Vgl. besonders Lask, Rechtsphilosophie in „Die Philosophie im Beginn 
des 20. Jahrhunderts", Festschrift für K. Fischer, 1904/05, Bd. 2, 5 ff.: „Das 
Naturrecht läßt nämlich die äußere Gebundenheit der Gemeinschaftsglieder Un- 
vermittelt aus der absoluten Bedeutung eines Rechtspostulates, also aus seiner 

rein ideellen Dignität hervorgehen. Dadurch scheidet das Kriterium der 

Gemeinschaftsautorität gänzlich aus, und an seine Stelle tritt die Vernunft als 
eine höhere formelle Rechtsquelle, aus der „Recht" emaniert ohne und gegen 
menschliche Satzung," siehe dazu noch Stammler, die Lehre von dem richtigen 
Rechte, 1902, 99 ff. Das „Weltrechtsprinzip" des österreichischen Rechts läßt 
sich historisch zurückführen auf den Einfluß von Ideen der alten naturrechtlichen 
Lehre, vgl. dazu Lammasch 50 A. 7, Martitz I, 96 f. 
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dasselbe gebieten oder verbieten, so geschieht dies doch nicht 
unter diesen, sondern unter ganz anderen Gesichtspunkten. Heinze 
beruft sich in dieser ganzen Erörterung vornehmlich auf das 
populäre Bewußtsein, welches allerdings nicht differenziert und 
so auf der Stufe der primitiven Kultur stehen geblieben ist, aber 
ebendeshalb doch gewiß für das wissenschaftliche Denken nicht 
vorbildlich sein kann. Heinze (34) äußert dann: „Entweder sind 
die universellen Normen auch Normen im rechtlichen Sinn oder 
wenn sie nur als Vorschriften des Sittengesetzes anerkannt wer- 
den sollen, hat doch auch sie die Staatsgesetzgebung durch die 
für den Fall der Uebertretung zugefügten Strafdrohungen als 
Normen anerkannt, wie sie dem Strafrecht unentbehrlich sind". 
Wenn aber letzteres, dann handelt es sich doch immer wieder 
um Verletzung von durch die Einzelstaatsgesetzgebung aner- 
kannten Normen und es greift wieder das vorher in dieser Rich- 
tung Gesagte Platz. Heinze fügt (1. c.) bei: „Nur muß betont 
werden, daß durch diese Anerkennung der universellen Normen 
dieselben keinesfalls partikuläre geworden sind. Der Staat hat 
keine Macht über sie wie über seine partikulären Normen". Aber 
das enthält einen Widerspruch; werden diese Normen zu Rechts- 
normen erst durch die Anerkennung der Einzelstaatsgesetzgebung, 
so sind sie als Rechtsnormen auch nur partikuläre, d. h. vom 
Einzelstaat gesetzte, und es ist unerfindlich, wie der Staat „keine 
Macht" über sie haben soll, der ihnen doch erst Rechtscharakter 
verleiht. Die Aufzählung der „universalen Normen" bei Heinze 
39 ff. (vgl. auch 44) zeigt einerseits Regeln, die in einer solchen 
vagen Allgemeinheit formuliert sind, daß sie unmöglich als Rechts- 
gebote verwertet werden können (z, B. „Verbot der böslichen 
Bereicherung aus fremdem Vermögen"), andererseits kann man 
es doch gewiß nicht als einen „Satz des universalen Rechts" in 
diesem Sinn bezeichnen (40 ff.) „daß dem Einzelnen gewalttätige 
und überhaupt feindselige Angriffe auf den Staat verboten sind; 
nicht bloß auf den Staat, dem er angehört, oder dem er durch 
Aufenthalt in dessen Gebiet zur Zeit botmäßig ist, sondern auf 
jeden zivilisierten Staat". 1 ) So erscheint diese Theorie als eine 

J ) Daß bei eigentlichen Staatsverbrechen gegen einen fremden Staat nicht 
von „delicta naturalia" die Rede sein kann (anders außer Heinze U. 40 ff. z. B. 
auch Escher 128 f.), darüber vgl. z. B. v. Rohland 16 f., Schultz 20 ff., s. auch 
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verfehlte. 1 ) Heinze gelangt auf Grund seiner Universalnormen 
zu einem universellen Strafendan Einschreiten. 2 ) „In der jeden 
zivilisierten Menschen 3 ), gleichviel wo er sich befindet, ver- 
pflichtenden Kraft der universellen Normen, verbunden mit dem 
Beruf jedes zivilisierten Staates, die Zivilisation aufrecht zu er- 
halten und zu fördern, soweit in seinen Kräften steht, liegt der 
Rechtsgrund für das Einschreiten jedes zivilisierten Staates, wegen 
jedes von einem zivilisierten Menschen irgendwo auf der weiten 
Erde begangenen Verbrechens. 4 ) Damit ist die prinzipielle Frage 
der Ausdehnung der Strafgewalt der einzelnen Staaten erledigt. 
Diese Strafgewalt ist eine allumfassende". 5 ) Mit der Prämisse 
fällt auch diese Folgerung. 

§3. 

Ausnahmsweise Bejahung inländischer Strafbarkeit unter dem 

Gesichtspunkt der Handlung von Personen gegen sie bindende Normen 

eines anderen Staates. 

Es w r ar im bisherigen davon ausgegangen, daß das Inland 
sich ein Strafrecht beilegt (beilegen darf, soll, muß) unter dem 
Gesichtspunkt der Handlung von Personen gegen sie bindende 
Normen des inländischen Staats. Zurückgewiesen wurde eine 
Ansicht, die in der Richtung abwich, daß sie nichtstaatliche 
Normen zugrunde legen wollte. Nun erhebt sich aber die Frage, 
ob nicht ausnahmsweise in Betracht kommt, daß konkrete Straf- 
barkeit im Inland unter dem Gesichtspunkt der Handlung von 
Personen gegen sie bindende staatliche Normen, aber Normen 
eines andern Staats, eines ausländischen Staats, bejaht wird. 

R. Schmid 180 ff., 184. Die Ausführungen bei Heinze ü. 40 ff. sind äußerst 
gewunden. Die Behandlung der politischen Delikte bei der Auslieferung, die Be- 
handlung der feindlichen Handlungen gegen andere Staaten lehrt doch aufs 
deutlichste, daß man hier von einer solchen universalen Norm in keiner Weise 
reden kann. 

>) Vgl. gegen Heinze mit Recht auch v. Hippel Z.-St. W. 19, 382: 
„Heinze vermag seine „universellen Normen* weder abschließend zu formulieren, 
noch auch vor allen Dingen ihre angeblich Über den Staaten stehende Autorität 
juristisch zu begründen." 

2 ) U. 44 vgl. 36, 38 f. 

3 ) Eine Erweiterung 51. 

4 ) Vgl. dazu auch Binding I, 378 A. 2. 

fl ) U. 44, st aber 45 ff. die Berücksichtigung der „partikulären Prinzipien.*» 
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Zweifellos kann es sich hiebei nur um Ausnahmefälle handeln. 
Aber die Frage nach dem Vorliegen eines solchen legt eine Be- 
stimmung des geltenden Rechts nahe. Hier findet sich nämlich 
in § 4 Abs. 2 Z. 3, 2. Abs. eine Anordnung betreffend den so- 
genannten „Neubürger*, nach welcher dieser, w T ie schon die ver- 
schiedene Behandlungsweise (Anwendung des milderen aus- 
ländischen Strafgesetzes. Erfordernis eines Antrags der zu- 
ständigen Behörde des Lands der Begangenschaft) anzeigt, wie 
aber insbesondere daraus erhellt, daß hier ganz ausnahmsweise 
eine nachträgliche Beziehung zum Inland die konkrete Straf- 
barkeit im Inland begründen soll, gestraft wird unter dem Ge- 
sichtspunkt einer Zuwiderhandlung gegen ihn (damals) bindende 
Normen eines ausländischen Staats. 1 ) Es handelt sich wie gesagt 
um den sogen. „Neubürger", d, h. um eine Person, die (nach der 
Begehungszeit gerechnet) Nichtinländer war, welche aber nach- 
träglich Inländer geworden ist, und um eine Verletzung aus- 
ländischer Interessen seitens dieser Person im Auslande. 2 ) Man 

*) Anders faßt diesen Fall auf Beling L. v. V. Da er die Inländereigen- 
schaft in § 4 Abs. 2 Z. 2 und 3 nur als persönliche .Strafbarkeitsbedingung be- 
trachtet (s. o. S. 133 f. Anm. 1), äußert er sich dahin (86 f.) : „Die Rechtswidrig- 
keit der Tat des Ausländers ist unbezweifelbar (sie kann natürlich nicht durch 
nachträglichen Erwerb des deutschen Indigenats rückwirkend entstehen ; die Straf- 
drohung ereilt ihn aber erst, wenn er Deutscher wird)." Aber die ganz singulare 
Behandlungsweise im geltenden Recht, die Anwendbarkeit ausländischen Gesetzes 
und die Abhängigkeit von der Initiative ausländischer Organe weist doch deutlich 
daraufhin, daß nach Auffassung des Gesetzes in diesem Fall nicht einfach dieselbe 
Zuwiderhandlung gegen bindende inländische Normen vorliegt, wie in allen anderen 
Fällen, sondern eine besondere Sachlage. Wie hier B i n d i ng 1, 439, der ausführt, man 
müsse sich von der Vorstellung frei machen, „als müsse der Delinquent deutschen 
Normen, die etwa auch für ihn verbindlich gewesen seien, zuwidergehandelt haben. Es 
ist nur erforderlich, daß er eine ausländische Norm übertrat, die inhaltlich mit 
einer deutschen zusammenfiel und deren Uebertretung hier wie dort unter Strafe 
stand", vgl. weiter R. G. 16, 217, wo „von dem Antrage des ausländischen Staates, 
dessen Rechtsordnung gebrochen" die Rede ist. S. auch noch v. Martitz I, 
304 A. 121 gegen eine etwaige Auffassung dahin, daß in § 4 Abs. 2 Z. 3, 2. Abs. 
der deutschen Naturalisation rückwirkende Kraft beigelegt werde. 

2 ) Vgl. zu § 4 Abs. 2 Z. 3, 2. Abs. besonders Binding I, 438f. Unrichtig 
ist die von Binding 1, 439 vertretene Ansicht, daß da, wo das Strafgesetzbuch 
in seinen speziellen Bestimmungen von „Deutscher", „Deutschem Reich" u. s. w. 
redet, Inländereigenschaft des Täters und inländische Qualität des verletzten 
Interesses ausdrücklich verlangt, doch Bestrafung des Neubürgers, der gegen ent- 
sprechende ausländische Interessen delinqniert hat, unter analoger Anwendung 
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redet hier davon, das Inland strafe in Vertretung des Auslands. 1 ) 
Darin liegt Richtiges, wenn man darunter versteht, daß das Inland 
hier bestraft als eine Art Geschäftsführer des Auslands, natür- 
lich nicht im strengen Sinne des Zivilrechts, daß es bestraft unter 
dem Gesichtspunkt nicht nur der Verletzung ausländischer Interessen 
durch die Tat, sondern auch der Zuwiderhandlung des Täters 
gegen ihn (damals) bindende ausländische Normen (natürlich nur 
unter der Voraussetzung vorliegender inländischer Rechtswidrig- 
keit und Strafbarkeit in abstracto). Es ist aber bezüglich dieser 
Bezeichnung als „Vertretung" hervorzuheben, daß von Ausübung 
eines fremden Strafrechts, eines für den ausländischen Staat be- 
gründeten Strafanspruchs nicht die Rede sein kann. Vielmehr 
wird ein eigener Strafanspruch des Inlands ausgeübt, den dieses 
sich dadurch beilegt, daß es die inländischen (an sich anwend- 
baren) Strafgesetze in concreto für anwendbar erklärt 2 ) Dafür 

dieser Bestimmungen des deutschen Strafgesetzbuchs stattfinden könne. Dagegen 
spricht, daß man den Neubürger nicht wohl strenger behandeln kann, als wenn 
er zur Zeit der Tat Inländer gewesen wäre, also nicht z. B. bestrafen kann wegen 
Hochverrats oder Landesverrats gegen einen ausländischen Staat. Denn gemein- 
sam ist ja dem Fall des Neubürgers mit dem eben erwähnten Falle, daß der in- 
ländische Staat unter dem Gesichtspunkt der Verletzung ausländischer Interessen 
bestraft. Daß er hier im Gegensatz zu dem andern Falle auch unter dem Gesichts- 
punkt der Zuwiderhandlung betr. fremde Normen bestraft, kann doch nicht dazu 
führen, in diesem Fall den Rayon der vom Inland zu bestrafenden Verletzungen 
ausländischer Interessen weiter zu ziehen. Fehlerhaft ist nun aber, daß nach dem 
Wortlaut des § 102 eine Bestrafung des Neubürgers, welcher dereinst als Ausländer 
im Ausland ein Staatsverbrechen gegen einen ausländischen Staat verübte, auch 
nicht aus dieser Gesetzesbestimmung möglich ist (vgl. v. Bar L. 261). De leg. 
f er. sollte dieser auch hier dem gegen das Ausland delinquieren den Inländer gleich- 
gestellt werden. 

*) Vgl. Bern er L. 259 A. 1: es werde hier „in Vertretung des Auslandes" 
gestraft, Schwarze K. 59: „das Inland handelt hier in Stellvertretung des 
Auslands". 

2 ) Bin ding I, 269, 373 (591, N. I, 233) will hier von „Zession" des dem 
andern Staate erwachsenen Strafanspruchs reden, sagt aber (s. auch I, 439), der 
Zessionar übe nicht ein eigenes Strafrecht aus. Diese Vorstellung ist unannehmbar. 
Durch Zession würde das Recht doch sein Recht. Wenn Bin ding hinzusetzt, 
es empfehle sich, „daß der abgetretene Strafanspruch nach Art und Inhalt auch 
bestimmt werde nach inländischem Strafrecht, daß also mit ihm eine Rechts- 
verwandlung vorgenommen werde", so liegt darin, daß es sich eben nicht um eine 
Zession und ebensowenig um Ausübung eines fremden Anspruchs handelt, sondern 
um Statuieruug eines eigenen Strafanspruchs für das Inland durch letzteres, denn 
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sprechen die einleitenden Worte des ganzen Abs. 2 in § 4 St. G. B. : 
Jedoch kann nach den Strafgesetzen des deutschen Reichs ver- 
folgt werden : ' vgl. mit Abs. 2 Z. 3: „nach den Gesetzen des 
deutschen Reichs als Verbrechen oder Vergehen anzusehen", das 
zeigt sich darin, daß z. B. ein früherer Franzose, der in Frankreich 
einen Menschen getötet hatte, wenn er deutscher Neubtirger ge- 
worden ist, wegen Verbrechens im Sinn des § 212 St. G, B. ver- 
urteilt wird, nicht wegen eines Delikts im Sinn der betreffenden 
Bestimmung des Code penal 1 ), die Anwendbarkeit des ausländischen 
Strafgesetzes, wie sie § 4 Abs. 2 Z, 3, 2. Abs, — eventuell — 
vorsieht, bezieht sich nur auf das „Wie * der Bestrafung (s. o. S. 3) 2 ) 
Es würde auch die Ausübung, Realisierung eines fremden Straf- 
anspruchs aus dem Rahmen der oben formulierten Frage des 
internationalen Strafrechts herausfallen, und etwa bei der Lehre 
von der Rechtshilfe 3 ) zu behandeln sein (Feststellung, ob das 
Ausland einen Straf anspruch hat, und im Bejahungsfalle Voll- 
streckung des Strafanspruchs des Auslands für das Ausland, 
sofern es sich um gewisse Personen handelt). Eine solche Be- 
handlungsweise würde aber der Selbständigkeit der Staaten wohl 
nicht entsprechen. 4 ) Wenn daher, wie erwähnt, de leg. lat. die 
Rede davon ist, daß der inländische Staat hier als „ Vertreter * 
des ausländischen, „in dessen Namen" strafe, so ist diese Rede- 
weise nur dann zutreffend, wenn man sich bewußt bleibt, daß 
es sich nicht handelt um Ausübung, Realisierung eines aus- 

der Zessionar bezw. Ausübende kann doch nicht den abgetretenen bezw. aus- 
zuübenden Anspiuch selbsttätig zu einen" ganz andern machen. Gegen diesen 
Gedanken der Zession Heinze U. 19 f., v. Marti tz I, 52 A. 7, und besonders 
jetzt Beling L. v. V. 108 f., der zutreffend unter anderem auch darauf hinweist, 
daß der ausländische Staat seinen Strafanspruch nicht verliere, was bei einer 
Zession desselben der Fall sein müßte. 
*) VgJ. auch Beling L. v. V. 106. 

2 ) Vgl. auch die Ausführungen bei Bin ding I, 269 gegen den Gedanken 
der Vertretung, daß bei solcher selbst dann Bestrafung im Inland eintreten müßte, 
wenn die auswärts begangene Handlung den deutschen Strafgesetzen nicht (in 
abstracto) unterfiele. Jedenfalls müßte, selbst wenn inländische Strafbarkeit in 
abstracto zur condicio sine qua non gemacht würde, bei eigentlicher Vertretung 
stets — betr. Ob und Wie - das ausländische Strafgesetz im Uebrigen maßgebend 
sein, vgl. Binding 1. c, v. Bar Goltd. Arch. 18, 452. 

3 ) Vgl. auch Binding I, 373 sub. 5 („Rechtshilfeakt"). 

4 ) Vgl. Heinze Goltd. Arch. 17, 577, v. Rohland 41. Vgl. gegen den 
Gedanken einer Vertretung auch noch Heinze U. 20, Binding 1, 373 f. Anm. 10. 
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ländischen Strafanspruchs, sondern daß das „Vertreten" des aus- 
ländischen Staats eben nur besagen will, daß das Inland als eine 
Art Geschäftsführer diese Personen bestraft unter dem Gesichts- 
punkt nicht nur einer Verletzung der Interessen, sondern auch 
einer Handlung gegen die Normen des ausländischen Staats. 

Das geltende Recht zeigt einen derartigen Fall nur in der 
oben besprochenen Bestimmung des § 4 Abs. 2. Z. 3, 2, Abs. Es 
wird aber de leg. fer. die Bestrafung in „ Vertretung u des aus- 
ländischen Staats als die allein mögliche behauptet auch für 
Gruppen von Personen, von welchen oben in § 1 die Rede war: 
die inländischen Staatsangehörigen im Ausland und die im Aus- 
land gegen inländische Interessen Delinquierenden. Beidemal mit 
Unrecht, wie schon aus dem oben Ausgeführten erhellt. Bezüg- 
lich des ersteren Falls 1 ) deshalb, weil der Inländer, der im Aus- 
land die vitalsten inländischen Interessen verletzt, doch nicht „in 
Vertretung" des ausländischen Staats, also nur bei Strafbarkeit 
im Ausland gestraft werden kann. Diskutabel wäre eine solche 
Auffassungs- und Behandlungs weise höchstens bei Verletzung aus- 
ländischer Interessen. Sie ist aber auch hier zu verwerfen, da 
sie der Selbständigkeit des inländischen Staats widerspricht. 2 ) Betr. 
den zweiten Fall 3 ) spricht das eben Ausgeführte gegen diese Auf- 
fassung : daß unmöglich das Einschreiten gegen Verletzung der vital- 
sten Interessen des Inlands von der Strafbarkeit nach ausländischem 
Gesetz abhängig gemacht werden kann. Nach Ausscheidung dieser 

!) Hier vertritt diese Ansicht Köstlin 29, ders. Neue Rev. 738, 746, Geib 
II, 53 f., s. aber 51, Haelschner Pr. Str. II, 1, 64 (abgesehen von eigentlichen 
Staatsverbrechen gegen den inländischen Staat), Feuerbach §40 (mit Beschränkung 
auf Verletzung des ausländischen Staats oder eines Ausländers), Bauer § 44 
(ebenso), vgl. auch Kohl er Böhms Z. 6, 241. S. weiter Schwarze G. S. 12, 
Bd. 1. 188, 190, der das Gesetz des Auslands als das zunächst verletzte betrachten 
will, aber verneint, daß das Inland nur in Vertretung des Auslands strafe. Dafür, 
daß hier ein Zuwiderhandeln betr. eigene Normen des Inlands bestraft werde, er- 
klären sich Tittmann 30 f., Arnold G. S. 9 Bd. 1, 326 f., 329, Berner W. 132, 
vgl. auch 161, Binding I, 394 f., 396 sub. 4, N. I, 311 f., v. Rohland 152, 157. 
Gegen den Gedanken der Stellvertretung hier v. Rohland 39 ff., Binding I, 
373 f., und A. 10, v. Martitz I, 41 A. 9, vgl. auch Lammasch 36 vgl. mit 31 
A. 1, Schauberg 168 f. 

2 ) Vgl. auch Beling L. v. V. 109 o. 

3 ) Hier für diese Ansicht Haelschner Pr. Str. II, 1, 67, vgl. auch Geib 
II, 54 o., s. aber auch 51 f. Dagegen vgl. v. Roh 1 and 108. 
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Kreise von Personen, kann es sich de leg. fer. nur etwa darum handeln, 
ob im Ausland delinquirende Ausländer, die nichtinländische Inter- 
essen verletzen, unter diesem Gesichtspunkt zu behandeln sind. 1 ) 
Und hier ist nun folgendes zu sagen. Naturgemäß kann es sich 
hiebei nur um seltene Ausnahmefälle handeln, es würde der 
Selbständigkeit des inländischen Staats widersprechen, in weiterem 
Umfang in dieser Weise vorzugehen. Ein solcher Ausnahmsfall 
ist aber in dem vom geltenden Recht derart behandelten Falle 
gegeben: 2 ) wenn der inländische Staat einerseits Inländer nicht 
ausliefert 3 ) — und wenn man dies Prinzip einmal bejaht, muß 
man es auch beim Neubürger bejahen 4 ) — , andererseits seine 
Normen nicht auf den im Ausland gegen ausländische Interessen 
delinquierenden Ausländer erstreckt, so darf, ja muß und 
soll, bezw. soll das Inland sich zu dieser Art der Bestrafung 
bereit erklären bezüglich des Neubürgers, der als Nochausländer 
im Ausland ausländische Interessen verletzte, und nun Neuinländer 
geworden ist. Selbstverständlich greift beim Neubürger für die 
Frage, wann er als gegen ihn bindende Normen eines auslän- 
dischen Staats zuwiderhandelnd angesehen werden darf, muß, soll, 
das oben bezüglich des inländischen Staats Gesagte entsprechend 
Platz. Es wäre demgemäß auch hier de leg. fer. die reale Be- 
grenzung mit Bezug auf das staatlich-ideell gefaßte ausländische 



1 ) So z. B. nach der Ausführung bei Tittmann 24, vgl. auch Mo hl 698 f. 

2 ) Vgl. schon Tittmann 31. Ueber Bestimmungen fremder Gesetzgebungen, 
welche Bestrafung des Neubtirgers vorsehen, vgl. v. Marti tz I, 83 A. 20, I, 302 
(vgl. auch II, 623), s. bes. Niederl. StG.B. Art. 5, Ungar. StG.B. § 10, Finnl. 
StG.B. 1. Kap. § 2, Sachs. St.G.B. Art. 5 Z 2. 

3 ) Ueber den Zusammenhang der Bestimmung betreffend den Neubürger mit 
diesem Prinzip vgl. Rüdorff-Stenglein 13 zu § 4, Heinze Erört 130f., U. 19, 
Haelschner I, 170, Lammasch 406 A. 6, Binding I, 414, v. Bar L. 260 f., 
Meyerowitz Böhms Z. 9, 290, Friedländer Arch. ÖFF.-R. 3, 637 ff., Abg. 
Becker Sten. B. über die Verh. des Reichst, des Noidd. B. 1870, 1. Bd. 164, 
R. G. 16, 217. Dem entspricht, daß der „Antrag" in § 4 Abs. 2 Z. 3, 2. Abs. ein 
Antrag besonderer Art ist, s. o. S. 19 Anm. 

4 ) Für Auslieferung speziell in diesem Fall Harburger Z.-St. W. 20, 597, 
Lammasch 404 ff., v. Bar G. S. 34, 493, Beschlüsse des Instit. f. intern. R. 1880, 
These 7, die bei Lammasch 406 ff. und v. Martitz I, 83 A. 21, 302 f., II, 
623 Zit. Dagegen v. Martitz 1, 303 ff., die bei Lammasch 405 f. Zit., Ungar. 
StG.B. § 10. Auch hier gilt das oben S. 156 f. Gesagte. 
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Interesse anzunehmen. 1 ) Beizubehalten wäre jedenfalls das Er- 
fordernis des Antrags der zuständigen ausländischen Behörde, das 
für diesen singulären Fall als durchaus gerechtfertigt erscheint, 2 ) 
betr. die Anwendbarkeit des ausländischen (milderen) Strafge- 
setzes vgl. u. im II. Abschnitt. 



J ) In Betracht käme daher de leg. fer. diese Bestrafung unter dem Gesichts- 
punkt der Zuwiderhandlung betr. die Normen eines ausländischen Stasts nur bei 
Verletzung seiner Interessen, nicht etwa eine Bestrafung unter dem Gesichtspunkt 
der Zuwiderhandlung betr. Normen des ausländischen Staats B. wenn in dessen 
Gebiet die Interessen des ausländischen Staats C verletzt worden sind. 

2 ) Gegen das Antragserfordernis beim Neubiirger H. Meyer 129 A. 31, dafür 
Tafel 96, Tittmann 31. Der Entwurf zur Novelle von 1876 wollte dasselbe 
streichen. Dasselbe beruht im geltenden St.G.B. auf einem Antrag Fries u. Gen., 
Sten. B. 1. c. 3. Bd. N. 28, 219 (und einem formellen Abänderungsantrag Lasker 
u. Gen. vgl. Sten. B. 1. c. 4. Bd. N. 182, 732 ff.), vgl. dazu Abg. Lasker Sten. B. 
1. c. 1870, 1. Bd. 161. 



IV. Kapitel. 

Die subjektive Seite. 

Unsere Erörterung über die Frage der Strafbarkeit in concreto 
wäre unvollständig, fügten wir nicht noch ein Wort über die 
subjektive Seite bei, berührten wir nicht wenigstens die Frage, 
wieweit bezüglich der Annahme von Strafbarkeit in concreto die 
Rücksicht auf das Bewußtsein (oder mögliche Bewußtsein) der 
Rechtswidrigkeit, Normwidrigkeit 1 ) von Bedeutung ist. 

*) Dem Verlangen eines Bewußtseins der „Pflichtwidrigkeit" (vgl. z. B. 
Kohlrausch., Irrtum und Schuldbegriff 1903, 24 ff., M. E. Mayer, Die schuld- 
hafte Handlung 1901, 114), Strafwürdigkeit (Kohlrausch 1. c. 41, 46, 187 ff, 
speziell betr. das internationale Strafrecht Geyer Gr. I, 92, ders. Z.-St. W. 3, 
625 ff., ders. Kr. VJSchr. 24, 448), „Kulturnormwidrigkeit" (vgl. M. E. Mayer, Kultur- 
normen, 74 ff.) ist, wie aus dem oben S. 178 ff. Entwickelten hervorgeht, jedenfalls 
nicht beizutreten, weil hier im Verhältnis zum Recht heterogene Momente sofern 
man Pflicht nicht als Rechtspflicht auffaßt) eingeführt werden. Vgl. dagegen zu- 
treffend Beling L. v. V. 183 f. Will man ein nach der ., materiellen * Seite des 
Delikts hin liegendes Moment auf der subjektiven Seite aufstellen, so könnte es 
nach dem oben Entwickelten nur sein das Bewußtsein (mögliche Bewußtsein) des 
Zuwiderlaufens gegen staatliche Interessen, gegen das Wohl der staatlichen Ge- 
samtheit (vgl. dazu auch — nahekommend — v. Liszt 158, 173). Man müßte 
dann aber — da für dies Zuwiderlaufen die Ansicht des Gesetzes entscheidend ist, 
nicht das subjektive Meinen — so formulieren, daß jedenfalls genügt das Bewußt- 
sein (mögliche Bewußtsein) der Normwidrigkeit, rechtlichen Verbotenheit der 
Handlung oder Unterlassung, daß aber auch genügen kann, wenn beim Täter einer 
in Wirklichkeit verbotenen Handlung oder Unterlassung das Bewußtsein (mögliche 
Bewußtsein) des Zuwiderlaufens gegen das Wohl der staatlichen Gesamtheit vor- 
liegt, auch wenn das Bewußtsein (mögliche Bewußtsein) der rechtlichen Verbotenheit 
bei ihm nicht zu bejahen ist (dies betr. Beling 1. c. 184 f. A. t). Voraussetzung 
des rechtlichen Verbots wäre das Bewußtsein (mögliche Bewußtsein) dieses Zuwider- 
laufens nicht, nur Voraussetzung der Strafbarkeit eines Handelns entgegen dem 

Heg ler, Prinzipien des internationalen Straf rechts. 13 
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Zunächst de lege lata. Hier gehört die allgemeine Frage ja 
zu den neuerdings am meisten erörterten des Strafrechts. Wir 
müssen aber speziell mit Rücksicht auf das internationale Straf- 
recht Verschiedenes trennen. Ist genügend das Bewußtsein 
(mögliche Bewußtsein) der abstrakten Rechtswidrigkeit, des 
rechtlichen Nichtseinsollens einer derartigen Handlung (Unter- 
lassung) überhaupt und wenn, ist es nur erforderlich ohne weitere 
Bestimmtheit 1 ) oder ist erforderlich das Bewußtsein (mögliche 
Bewußtsein) der abstrakten Rechtswidrigkeit mit Bezug auf das Recht 
des inländischen Staats, 2 ) eines rechtlichen .Nichtseinsollens 
nach seinem Recht? 3 ) Oder ist spezieller zu verlangen das Be- 
wußtsein (mögliche Bewußtsein) der konkreten Rechtswidrigkeit, 
des Zuwiderhandelns betr. inländische Normen, 4 ) die (mit Rück- 
sicht auf den Gegensatz Jnländisch-Nichtinländisch) gerade für 
den Täter Bindekraft beanspruchen, und der Verletzung von Inter- 
essen, deren Verletzung gerade (mit Rücksicht auf den Gegensatz 
Inländisch-Nichtinländisch) von den inländischen Normen unter- 
sagt wird. Und wenn dies, ist weiter die Kenntnis (mögliche 
Kenntnis) der Momente notwendig, von denen die konkrete Rechts- 
widrigkeit nach der Personen- und Interessenseite hin abhängt, 5 ) 
wie der Begehung der Tat im Inland, der Eigenschaft des Täters 
als Inländers, der Richtung der Tat gegen inländische Interessen. 6 ) 

rechtlichen Verbote (dies betr. Kohlrausch 1. c. §4, 46: «Aach dem bloßen 
Verbot, der „Norm u , muß eine objektiv wie subjektiv verbie.tungswürdige Handlung 
zu Grunde liegen" — eine Ansicht, der nicht beigetreten werden kann). Eingehen- 
deres würde hier zu weit führen. 

J ) So Beling L. v. V. 182 f. („er muß wissen, daß sein Verhalten rechtlich 
unerlaubt, rechtlich nicht normal war"). 

2 ) Des ausländischen Staats bei inländischer Bestrafung wegen Zuwider- 
handlung gegen bindende ausländibche Normen. 

3 ) Dagegen Beling L. v. V. 183: „Selbst das Wissen, daß gerade unsere 
Rechtsordnung das Handeln reprobiere, ist nicht erforderlich. u 

■*) Vgl. A. 2. 

*) Die Kenntnis (mögliche Kenntnis) dieser Momente wird regelmäßig Be- 
dingung des Bewußtseins (möglichen Bewußtseins) konkreter Eechtswidrigkeit sein. 
Regelmäßig, nicht notwendig, denn es ist möglich, daß jemand das Bewußtsein 
der Rechtswidrigkeit in concreto besitzt, obgleich er sich über die hiefür maß- 
gebenden Momente im Irrtum befindet oder sich von denselben keine Vorstellung 
macht und umgekehrt. 

6 ) Vgl. Arnold G. S. 9, Bd. 1, 341, Heinze Goltd. Arch. 17, 565, Heinze 
ü. 24, Kitzinger 307. 
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Das Problem ist hier nur zu stellen, 1 ) zu lösen wäre es nur im 
Rahmen einer allgemeinen Erörterung über die Frage des Bewußt- 
seins der Rechtswidrigkeit überhaupt, welche weit über die dieser 
Abhandlung gesteckten Grenzen hinausgreifen würde. Nur einige 
Gesichtspunkte mögen angedeutet werden. Betreffend die zuletzt 
genannten Momente (Iniändereigenschaft, Begehung im Inland 
u. s. w.) ist von Belang, wie man diese Momente überhaupt im 
System klassifiziert. Wenn und soweit man sie, was oben (S. 17 ff.) 
abgelehnt wurde, als Prozeßvoraussetzungen auffaßt, ist eo ipso 
ausgeschlossen, 2 ) daß man Bewußtsein (mögliches Bewußtsein) 
des Täters in dieser Richtung verlangt. Ebenso, wenn und soweit 
man sie als außerhalb des Tatbestands liegende (sachliche oder 
persönliche) Bedingungen der Strafbarkeit bezw. als Strafaus- 
schließungsgründe oder ähnlich auffaßt. 3 ) Das Verlangen eines 

*) Binding I, 389 formuliert : „Es handelt sich hier auch nicht um Existenz 
und Wortlaut des inländischen Strafgesetzes, sondern um die Wissenschaft, daß 
eine bestimmte Handlung gegen das Inland durch dessen Normen verboten sei." 
Allein dies ist auch wieder verschiedener Deutung fähig. Bestimmter v. Rohland 
126: „Die Frage, ob der Ausländer im Ausland Kenntnis der inländischen Normen 
besitzt, löst sich hiernach in zwei Fragen auf: kennt er die inländischen Normen 
ihrem Inhalte nach und weiß er, daß sie an ihn sich wenden", vgl. auch 
Hälschner I, 148 u. 

2 ) Vgl. Olshausen 33 zu § 59, Frank 100, Finger I, 246 A. 329, 251, 
v. Liszt 174; R. G. 31, 124 (s. o. S. 19 Anm.) redet denn auch davon, die 
Eigenschaft als Deutscher sei eine „objektive Voraussetzung für die Zülässigkeit 
der Strafverfolgung." 

3 ) Vgl. H. Meyer 294, Olshausen 1. c, Frank 1. c , v. Liszt 1. c, 
Finger 1. c, Beling Gr. 61, 66. 

Hieher sind jedenfalls die in § 5 St.G.B. aufgeführten Momente zu stellen, 
vgl. auch Beling L. v. V. 107 ff. (der aber dieselben zum Teil als prozessuale 
auffaßt, vgl. dazu o. S. 17 ff. Anm. 2), Finger Goltd. Arch. 50, 45 f. („Straf- 
aufhebungsgründe"), v. Kries L. 607. 

In dieser Weise charakterisieren weiter mit Recht das Moment der Straf- 
barkeit im Ausland in § 4 Abs. 2 Z. 3: Merkel 236, Olshausen 13 zu § 4, 
Finger I, 119, 170, ders. Goltd, Arch. 50, 43ff., Binding N. I, 234, ders. I, 
591, ders. Gr. 85, Beling Z.-St. W. 17, 347, L. v. V. 105, Gr. 69, Bennecke 
593 A. 8, Heinemann Z.-St. W. 15, 231 A. 11, Pr. Obertrib. Oppenhoff 6, 236 f. 
(a. M. H. Meyer 296, der dies Moment zum Tatbestand rechnet), das Moment der 
Verbürgung der Gegenseitigkeit in § 102, § 103 St.G.B.: Oppenhoff-Deliüs 10 
zu §102, Olshausen 2, 8 zu § 102, 2 zu § 103, Merkel 236, Finger I. 119 f., 
251, ders. Goltd. Arch. 50, 46, v. Liszt 192, Binding N. I, 234, ders. I, 591 f., 
ders. Gr. 85, Frank 84, Birkmeyer L. 649b, v Kries L. 443, R. G. Rspr. 3, 

15* 
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Bewußtseins (möglichen Bewußtseins) des Täters in Bezug auf sie 
kann aber in Betracht kommen, wenn man sie (s. o. S. 133 ff. 
A. 3) als Voraussetzungen der konkreten Rechtswidrigkeit, Norm- 
widrigkeit auffaßt. 1 ) 2 ) Es ist aber wohl de leg. lat zu sagen, 
daß weder ein Bewußtsein (mögliches Bewußtsein) des Täters in 
Beziehung auf diese Momente, noch ein Bewußtsein (mögliches 



459 (a. M. H. Meyer 296, der dies Moment zum Tatbestand rechnet, s. auch 
Rttdorff-Stenglein 6, 7 zu § 102), den Strafantrag der Behörde des aus- 
ländischen Staats in § 4 Abs. 2 Z. 3, 2. Abs.: Merkel 237, Bin ding N. I, 233, 
ders. 1, 591, ders. Gr. 85, Olshausen 13 zu § 4. Speziell das hier in Frage 
Stehende, die Irrelevanz der Kenntnis betont betreffend Strafbarkeit im Ausland 
und Verbürgung der Gegenseitigkeit Finger Goltd. Aren. 50, 54, ders. I, 251, 
betr. Verbürgung der Gegenseitigkeit (die er aber als Prozedurbedingung auffaßt) 
Beling L. v. V. 69. 

*) Als (sachliche oder persönliche) Bedingungen der Strafbarkeit bezw. als 
Strafausschließungsgründe fassen auch die Inländereigenschaft und die Begehung 
im Inland auf: Birkmeyer L. 649 b (s. dens. Teilnahme 177), H. Meyer H. H. 
d. 8trfpr.il, 143 f., Beling L.v.V.84f., 100 ff. (s.o. S. 133 f. A. 3), Gr. 69, 112 f., 
Pr. Obertrib. Oppenhoff 6, 236 f., dagegen rechnet, wie nach dem Schweigen 
scheint, Finger Goltd. Arch. 50, 45, 51, 52 die Inländereigenschaft des Täters, 
die Begehung im Inland nicht zu den von ihm sog. „äußeren Bedingungen der 
Strafbarkeit", ebensowenig Bin ding an den S. 195 A. 3 a. 0. dieselben zu den a Be- 
dingungen des Strafrechts". Speziell dahin, daß in § 4 Abs. 2 Z. 2 Und 3 nicht 
in Betracht komme, ob der Täter sein deutsches Indigenat gekannt habe, äußert 
sich Beling L. v. V. 86 A. 2. Wissen bezw. Wollen der Begehung der Haüpttat 
im Inland verlangt bei Anstifter und Gehilfen R G. 11, 23; 19, 150; 25, 426. 

2 ) Bewußtsein in der betreffenden Richtung wird jedenfalls da zu verlangen 
sein, wo die Momente Begehung im Inland, Inländer u. s. w. in den speziellen 
Tatbestand aufgenommen, die betr. Momente sonach als Tatbestandsmomente zu 
behandeln sind, so Beling L. v. V. 243 f. betr. Fischen „in deutschen Küsten- 
gewässern" nach § 296a St.G.B. (Beling will hier von „tatbestandlichem Schau- 
platz" reden, der für das internationale Straf recht schlechterdings nicht in Betracht 
komme, allein dies ist doch der Fall, sofarn hier begrifflich die Begehung 
im Ausland als ausgeschlossen erscheint, s. o. S. 78, die abweichende Ansicht 
Beling's 1. c. 244 erklärt sich aus einer abweichenden Anschauung betr. den 
Begehungsort), so bezügl. der Eigenschaft als Deutscher (bezw. des Aufenthalts 
auf deutschem Gebiet) in §§ 87, 88, 89, 90 St.G.B Binding L. 2, 465 (anders 
betr. § 92 s. A. 2 das.), so weiter für den Fall des § 113 St.G.B., wenn hier im Tat- 
bestand bei Beamter „deutscher" subintelligiert wird, Beling L. v. V. 105. Ent- 
sprechend auch, wo, wie in § 296 a St.G.B., „Ausländer" im speziellen Tatbestand 
enthalten ist, s. Beling L. v. V. 86 A. 1, 103. Abweichend Kohl er Goltd. 
Arch. 49, 2, 3, 7, der Inländereigenschaft bei Landesverrat als Strafbarkeits- 
bedingung auffaßt. 
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Bewußtsein) der konkreten Rechtswidrigkeit überhaupt zu ver- 
langen ist. Dies deshalb, weil die betreffenden Momente mit den 
daran geknüpften Rechtsfolgen unter den „einleitenden Be- 
stimmungen" sich aufgeführt finden und diese (s. weiter §§2, 11 
St.G.B.) offenbar einen objektiven, vom Wissen, Meinen, Wissen- 
können des Täters unabhängigen Rahmen, eine objektive Be- 
grenzung geben wollen. 1 ) Dies de lege lata. 

Was die Frage de leg. fer. anbelangt, so sind unter diesem 
Gesichtspunkt Einwendungen gegen die Zulässigkeit personaler 
Erstreckung der inländischen Strafbarkeit in dieser oder jener 
Richtung erhoben worden. Insbesondere 2 ) gegen die Zulässigkeit 
ihrer Erstreckung auf alle, welche inländische Interessen ver- 
letzen. 3 ) Mit Unrecht. 4 ) Selbst wenn die oben formulierten Fragen 
im Sinne einer Bejahung der Notwendigkeit des Bewußtseins 
(möglichen Bewußtseins) konkreter Rechtswidrigkeit beantwortet 
würden, hinderte dies nicht die Erstreckung der möglichen Be- 
strafung im Inland auf eine der oben bezeichneten Personen- 
gruppen. Denn es kann hier ja immer noch dem einzelnen Fall 



r ) So H. Meyer 158: Gegenstand der subjektiven Verschuldung sei nicht 
das Strafgesetz „nach seinem Geltungsgebiet", „da die Anwendbarkeit der Grund- 
sätze z. B. über das räumliche Geltungsgebiet des Gesetzes nicht von der Meinung 
des Täters selber abhängig gemacht werden kann* 4 , v. Liszt 174: Der Vorsatz 
habe „nichts zu tun mit dem Geltungsgebiet der S traf rechtss ätze". 

2 ) Betreffend den Inländer, der im Ausland delinquiert, Tgl. Haelschner I, 
148, v. Bar G. S. 35, 574, betr. den im Inland sioh aufhaltenden Ausländer 
Tittmann 29 f., v. Bar G. S. 35, 574, ders. L. 217 f., v. Rohland 126, 129, 
Binding I, 389, Haelschner I, 143, Schwarze G. S. 12 Bd. 1, 185, Klein, 
Merkw. Rechtsspr. Bd. 1, 8, s. auch Pr. A. Landr. Teil 2, Tit. 20, §§ 12 und 13, 
Oesten. St.G.B. § 234 Abs. 1, vgl. auch (geschichtlich) Meili Böhms Z. 9, 18. 

3 ) S. besonder? v. Bar Goltd Arch. 18 ; 87, diese Erstreckung scheitere an 
der einfachen Betrachtung, „daß jede Strafe, wenn sie nicht ungerecht sein soll, 
doch auch in dem Rechtsbewußtsein des zu Bestrafenden selbst wenigstens präsumtiv 
begründet sein muß", ders. G. S. 28, 449, 453, ders. Kr. VJSchr. 15, 45, ders. L. 
236, vgl. auch Arnold G. S. 9 Bd. 1, 341, Heinze Goltd. Arch. 17, 565, Heinze 
ü. 24, Schwarze H. H. d. Strfr. IV, 72, Kitzinger 188 f. (vgl. auch 307). S. 
auch die Verhandlungen im Reichstag anläßlich der Beratung des Entwurfs von 
1875 (Sten. B. 1. c. 75/76 Verh. Bd. I, 397, 624, Bd. II, 1314, 1317). 

4 ) So auch Binding I, 389 (jener Einwand bedeute nichts mehr, als „eine 
sentimentale Phrase"), Wächter Kr. 84 A. 6 (gegen v. Bar, gegen Wächter 
wieder v. Bar Goltd. Arch. 18, 452), v. Martitz 1, 114 A. 73, 128 bei Ä. 4, 
Tafel 94, besonders aber v. Rohland 125 ff. 
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vorbehalten bleiben, bei Fehlen derartigen Bewußtseins (möglichen 
Bewußtseins) nicht zu bestrafen, 1 ) was eventuell durch besondere 
Bestimmung festgesetzt werden kann 2 ), warum aber deshalb etwa 
beispielsweise der im Ausland gegen inländische Interessen delin- 
quierende Ausländer im Inland generell nicht für strafbar soll 
erklärt werden dürfen, ist unerfindlich. 3 ) Nur gegen die völlige 
Unbeschränktheit der personalen Erstreckung konkreter Strafbar- 
keit, nicht betr. den eben genannten Fall, in dem häufig dieses 
Bewußtsein vorhanden sein wird, ließe sich etwa einwenden, daß 
die Wahrscheinlichkeit des Vorliegens solchen Bewußtseins (mög- 
lichen Bewußtseins) so verschwindend gering sei, daß sich aus 
diesem Grund bei Verlangen dieses Bewußtseins (möglichen Be- 
wußtseins) eine derartige Erstreckung verbiete. 4 ) 5 ) Dies ist auch 

!) Vgl. v. Rohland 129, Bindingl, 389, besonders Wächter Kr. 84 
A. 6, s. auch Bekker I, 187 f. 

2 ) Vgl. Kitzinger 307, Geyer Z.-St. W. 3, 629. 

3 ) So zutreffend Wächter 1. c, Bin ding I, 389 A. 21. 

4 ) Diese Einwendung macht v. Bar Goltd. Arch. 18, 452 gegen Wächter 
1. c. geltend, vgl. auch Hälschner I, 148. 

v. Rohland 125 ff. hat die Frage nach dem Vorliegen solchen Bewußt- 
seins speziell für den Fall, daß ein Ausländer im Ausland gegen inländische 
Interessen delinquiert, mit großer dialektischer Kunst behandelt. Er geht 
darauf aus, nachzuweisen, daß hier der Ausländer den Inhalt der inländischen 
Norm gekannt haben müsse, und weiter, daß er sich bewußt gewesen sein 
müsse, die inländische Norm wende sich an ihn. Dies geht wohl zu weit, 
v. Rohland schließt von der Kenntnis der Normen seines eigenen Staats bei 
dem Täter auf seine Kenntnis des Inhalts der inländischen Normen. Dieser 
Schluß ist jedenfalls nur möglich, wenn man Strafbarkeit nach dem Recht des 
Heimatstaats des Täters verlangt. Aber auch dann wäre dieser Schluß nicht 
ohne weiteres gerechtfertigt (weshalb auch solche Strafbarkeit nicht zu ver- 
langen ist.) Aus dem so bekannten Inhalt der inländischen Norm, schließt 
v. Rohland weiter, ergebe sich deren Zweck und damit nun auch die Kenntnis 
ihres möglichen Geltungsgebiets, ihrer Geltung als einer für den Täter wenigstens 
möglichen. Mit diesen Deduktionen ist aber nur die bloße abstrakte Möglich- 
keit solchen Bewußtseins nachgewiesen, im Einzelfall kann und wird aber das 
spezielle Beziehen auf das Inland, falls man dieses verlangt, in der konkreten 
Wirklichkeit fehlen, wo dem Täter nicht der geringste auf das Inland hin- 
weisende Umstand bekannt war. Die Ausführungen zu diesem Punkt bei 
v. Rohland 136 setzen an Stelle eines auf die inländische Norm und ihre 
Wendung an ihn bezogenen Bewußtseins etwas Anderes, das Wollen der Handlung 
„als Verletzung aller Pflichten, denen sie etwa möglicherweise zuwiderläuft." 
Wenn v. Rohland 136 äußert: „Selbst angenommen aber, der Ausländer hätte 
geglaubt, seine Handlung sei bloß der Norm seines Staates entgegen, und es 
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wohl ein Hauptgrund, warum Verteidiger der unbeschränkten 
personalen Erstreckung konkreter Strafbarkeit im Inland mit dem 
Gesichtspunkt der Zuwiderhandlung gegen eine „Uebernorm", 
gegen ethische Pflichten, Forderungen der Zivilisation, Kultur- 
normen u. ä. operieren. Denn hier wäre dann natürlich nur das 
Bewußtsein (mögliche Bewußtsein) der ethischen Pflichtwidrigkeit, 
Kultur Widrigkeit, Zivilisations Widrigkeit u. s. w. zu verlangen. 1 ) 



wäre ihm darauf angekommen, die eines andern Staates nicht zu übertreten, 
so setzt eine solche Ansicht zu ihrer Entstehung die Vorstellung voraus, seine 
Handlung könne möglicherweise auch eine Mißachtung einer von dem anderen 
Staate auferlegten Pflicht enthalten. Wenn er nun dennoch die Handlung 
vornahm, so wollte er vollkommen bewußt auch die eventuell konkurrierende 
Pflicht verletzen," so ist zu bemerken, es kann doch der Fall so liegen, daß 
dem Täter nicht darauf ankam, die Norm eines anderen Staats nicht zu über- 
treten, sondern daß er gar nicht daran dachte, dies könne möglicherweise der 
Fall sein, wenn ihm gar kein Moment bekannt war, das in dieser Richtung 
wies. Vgl. mit Bezug auf v. Rohland auch Hälschner I, 148 und A. 1 das. 

5 ) Auch bei Unbeschränktheit personaler Brstreckung will übrigens Geyer 
Gr. I, 92, Z.-St. W. 3, 625 ff. (vgl. mit 624), Kr. VJSchr. 24, 448 nur auf das 
Fehlen im Einzelfall abstellen. 

x ) Vgl. Heinze U. 51: „Bei zivilisierten Menschen, die altersreif und 
normal herangebildet sind, dürfen wir diese Kenntnis (der Verpflichtung, welche 
den „universalen Normen" entspricht) als selbstverständlich voraussetzen. 



V. Kapitel. 

Kritik der sog. „Prinzipien", Resum6. 

Die vorstehenden Ausführungen enthalten eine Orientierung 
darliber, wie die Regelung des geltenden Rechts aufzufassen ist, 
und eine Direktive de leg. fer., zugleich aber auch implicite eine 
Kritik der sog, „ Prinzipien ", die man in der Lehre vom inter- 
nationalen Strafrecht hat aufstellen wollen und Über deren 
Richtigkeit man gestritten hat. Das Gesagte ist noch in Kürze 
zusammenzufassen, speziell unter kritischer Beleuchtung dieser 
„Prinzipien". 

Aus dem Bisherigen hat sich ergeben, daß für das inter- 
nationale Strafrecht zwei Gesichtspunkte maßgebend sind: der 
Interessengesichtspunkt und der Personengesichtspunkt Ohne 
Berücksichtigung beider ist weder eine genaue Beschreibung des 
geltenden Rechts, noch ein befriedigender Vorschlag de leg. fer. 
möglich. Je nachdem diese Momente näher bestimmt und in 
dieser näheren Bestimmtheit miteinander kombiniert werden, er- 
gibt sich eine überaus große Zahl möglicher Beantwortungen der 
oben formulierten Frage des internationalen Strafrechts, eine Zahl 
möglicher Beantwortungen, für welche das übliche Schema von 
vier Prinzipien schon rein numerisch keineswegs ausreicht. Es 
kann das inländische Interesse räumlich-real oder räumlich-ideell 
oder staatlich-real oder staatlich-ideell gefaßt werden, und jede 
dieser Formen kann dann wieder kombiniert werden mit einer 
der drei Bestimmungs weisen des „inländischen 44 Personenkreises, 
der „territorialen", „personalen* oder „realen", von denen dann 
selbst wieder die beiden ersten miteinander kombiniert werden 
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können. Weiter kann das ausländische Interesse einer der eben 
genannten vier Formen entsprechend gefaßt und dann kombiniert 
werden mit der territorialen oder personalen Bestimmung des 
„ inländischen " Personenkreises (die reale scheidet hier natur- 
gemäß aus), die dann wieder mit einander kombiniert werden 
können, oder mit einer Erstreckung des Personenkreises auch 
auf „ ausländische •', mit dem Inland in keiner Beziehung stehende 
Personen, Ausländer im Auslande. Sodann kann noch in Frage 
kommen die Verletzung gemeinsamer Interessen. All dies unter 
dem Gesichtspunkt des Zuwiderhandelns gegen bindende Normen 
des inländischen Staats. Dazu kommt noch die singulare Möglich- 
keit der Bestrafung im Inland unter dem Gesichtspunkt des Zu- 
widerhandelns gegen bindende Normen eines ausländischen Staats 
bei Verletzung ausländischer Interessen. Endlich kommen die 
Versuche hinzu, die Normen als überstaatliche aufzufassen und 
Strafbarkeit für alle zu statuieren, welche überstaatlichen Normen 
zuwiderhandeln. 

Dieser bunten Mannigfaltigkeit von Möglichkeiten ! ) tragen 
die vier regelmäßig aufgestellten „Prinzipien" keine Rechnung. 
Dies rührt davon her, daß sie einseitig nur die eine Seite der 
Sache, nur den Interessengesichtspunkt oder nur den Personen- 
gesichtspunkt oder nur die Verletzung inländischer, nicht die 
Verletzung ausländischer Interessen u. s. w. ins Auge fassen, und 
dies rächt sich in der Weise, daß keines dieser „Prinzipien" rein 
durchführbar und daß sie zum Teil unklar und verschiedener 
Deutung fähig sind. 2 ) Das sogen. „Territorialprinzip", wonach 
die Begehung im Inland entscheidend sein soll, läßt sich in zwei 
Auffassungen spalten, je nachdem der Interessen- oder Personen- 
gesichtspunkt als der maßgebende angesehen wird. 3 ) Dort be- 

*) Auf alle Fragen der Kombinationsmöglichkeit und des eventuellen Sich- 
schneidens der so oder so gezogenen Kreise einzugehen, würde zu logischer 
Spielerei führen, es mögen die oben angeführten allgemeinen Direktiven genügen. 

2 ) Ihre Wurzel ist das Streben, einen obersten, beherrschenden Grundsatz 
zu finden (vgl. z. B. Bremer G. S. 17, 420, Mo hl 741). lieber ihre Undurch- 
führbarkeit vgl. z. B. auch Merkel 275, über ihre Vieldeutigkeit z. B. v. Mar- 
titz I, 45 A. 18, 64 A. 9, über das Fehlen eines „einheitlichen obersten Grund- 
satzes" v. Martitz I, 47. 

3 ) Ueber das Umschlagen der örtlichen Grenzen in persönliche und sachliche 
s. Binding I, 381, 383, ders. Kr. 123 f., vgl. auch Zachariae A. N. F. 1852, 
36, Berner W. 127. 
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deutet es die räumliche, territoriale Auffassung dei inländischen 
Interessen (sei es die räumlich-reale oder die räumlich-ideelle), 
sagt dann aber Über den Personengesichtspunkt nur etwas aus, 
wenn man den Personenkreis real faßt und leidet an dem Mangel, 
immer nur den Gesichtspunkt der Verletzung inländischer Inter- 
essen — und auch diese in zu enger Begrenzung — ins Auge zu 
fassen, und deshalb nicht durchführbar zu sein. l ) Hier bestimmt 
es den Personenkreis (die im Inland sich Aufhaltenden), 2 ; schweigt 
aber ganz über den Interessengesichtspunkt. Das „ Personal - 
prinzip", rein gefaßt, berücksichtigt den Interessengesichtspunkt 
nicht, wie schon der Name sagt, es schweigt über die wichtige 
Verschiedenheit der Bestrafung unter dem Gesichtspunkt ver- 
letzten inländischen und verletzten ausländischen Interesses. Auch 
unter dem Personengesichtspunkt faßt es nur eines der in Be- 
tracht kommenden Momente — die staatliche Zugehörigkeit — 
ins Auge, was zur Folge hat, daß es zu der — eine bloße Fiktion 
darstellenden — Hilfskonstruktion der „subditi temporarii" greifen 
muß. 3 ) Das „ Realprinzip " hat zwar den Vorzug, zugleich den 
Interessen- und Personengesichtspunkt zu berücksichtigen (Ver- 
letzer inländischer Interessen), kann aber an sich je nach der 
Bestimmung von „inländischem Interesse" sehr verschieden auf- 
gefaßt werden und leidet weiter, rein durchgeführt, 4 ) an der Nicht- 
beachtung der möglichen Bejahung inländischer Strafbarkeit unter 



J ) Vgl. auch v. Rohland 26 ff. 

2 ) Die Auffassung unter dem Personengesichtspunkt z. B. bei v. Bar 
Goltd. Arch. 18, 449 f., ders. L. 236 (der „Aufenthaltsort des handelnden Sub- 
jekts" unterwerfe dieses dem Strafgesetze eines bestimmten Staates), Arnold 
G. S. 9, Bd. 1, 336, Bremer G. S. 17, 422 u., 424, Tittmann 11, 30 f., Berner 
W. 81, 126 („nicht bloß territorial, nicht bloß während seines Aufenthalts im 
Inlande"), besonders 158 u., Goltdammer in seinem Arch. 18, 254, 256, 
Wächter ebendas. 526, v. Rohland 4, 23, 28 f., 102 f., Binding I, 402 A. 1, 
415 A. 1, 416. Die Auffassung unter dem (territorial-real gefaßten) Interessen- 
gesichtspunkt bezeichnet v. Rohland 5 als „Realprinzip auf räumlicher Grund- 
lage", vgl. auch Binding I, 402 A. 3. S. dazu noch oben S. 136 f. A. 1 und 2. 

3 ) S. z. B. Bekker I, 177 f., 181. Vgl. dagegen Binding I, 385, H. 
Meyer 115, Pinger I, 162 f., v. Martitz I, 53 A. 10 und dort Zit. 

4 ) Bei v. Rohland 138 (vgl. auch 5) wird dies dadurch vermieden, daß 
er sagt, das Realprinzip nehme den Inhalt des Personalprinzips nach seiner 
positiven Seite in sich auf. Damit ist aber die reine Durchführung des Prinzips 
aufgegeben. 
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dem Gesichtspunkt verletzter ausländischer Interessen. 1 ) Das 
„Weltrechtsprinzip" wird dem Unterschied der Strafbarkeit unter 
dem Gesichtspunkt verletzten inländischen und verletzten aus- 
ländischen Interesses nicht gerecht. Aus den angeführten Gründen 
ist auch der Streit darüber, welches dieser Prinzipien das „richtige" 
sei, ein äußerst unfruchtbarer gewesen. 2 ) 

Man hat die Bestimmungen der lex lata durch Subsumption 
unter eines dieser „Prinzipien" zu charakterisieren versucht. 
Meist durch die unter das Territorialprinzip. 3 ) Aus dem soeben 
Bemerkten ergibt sich, daß überhaupt eine Subsumption unter 
eines dieser „Prinzipien" kein zutreffendes Bild gibt. Wie bereits 
oben im Einzelnen ausgeführt, bestimmt das geltende Recht das 
inländische Interesse im Allgemeinen territorial-ideell (§ 3 St.G.B.), 
ausnahmsweise wird dasselbe staatlich-ideell gefaßt (§ 4 Abs, 2 
Z. 1 und 2 u. s. w., s. o. S. 54 ff., 59 f., 62 ff.). Die Bestrafung 
unter dem Gesichtspunkt einer Verletzung inländischer Interessen 
wird im Allgemeinen kombiniert mit einem real bestimmten 
Personenkreis: alle Verletzer des regelmäßig territorial-ideell, 
ausnahmsweise staatlich-ideell aufgefaßten inländischen Interesses, 
vgl. § 3 StG.B., § 4 Abs. 2 Z. 1 St.G.B. u. s. w. (s. o. S. 142 f.), 
ganz ausnahmsweise mit einem personal bestimmten neben dem 
real bestimmten: § 4 Abs. 2 Z. 2 St.G.B., § 10 d. Ges. betr. den 
Verrat milit. Geheimnisse u. s. w. (s. o. S. 141), und ebenfalls 
ganz ausnahmsweise mit einem personal und territorial bestimmten 



*) Vgl. v. Rohland 4 f., Tafel 6, Hälschner I, 139. 

2 ) Vgl. zutreffend schon Zachariä A. N. P. 1852, 36 der von „Folgerungen 
aus beliebig angenommenen Vordersätzen" redet. Insbesondere wird mit Vorliebe 
aus allgemeinen Sätzen über die Souveränität deduziert. Solche Sätze werden 
mit Energie als richtig behauptet, aber von anderer Seite ebenso energisch 
angegriffen, was bei ihrem Auftreten mit dem Anspruch völkerrechtlicher oder 
staatsrechtlicher Axiome doch recht mißlich ist. 

3 ) S. besonders neuestens Tafel 21 ff. und die dort 22 Genannten, vgl. 
weiter Mot. 31 f., Zorn AROH. ÖFF. R. 19, 130 f., Frank DJZ. 1, 129, Beling 
Gr. 68, Heinze Erört. 139, Wachenfeld Enc. II, 253, Birkmeyer Enc. 1146, 
Olshausen 1 zu § 3, Schultz 9, Begründung zum Entw. v. 1889 1. c. Drucks. 
Bd. IV N. 246, p. 5. A. M. die bei Tafel 22 Aufgeführten, Wächter V. 83 f. 
A. 6. Das Personalitätsprinzip nimmt als herrschend an Wächter Kr. 75, 
V. 88, vgl. auch Harburger Z.-St. W. 20, 599 f. vgl. mit 605, und für das zu 
Grunde liegende preußische Recht Bekker I, 178 f. Bin ding I, 403 betrachtet 
das Realprinzip als Ausgangspunkt, das er aber eigentümlich auffaßt (s. u. S. 208). 



— 204 — 

(s, o. S. 143). Das ausländische Interesse wird ebenfalls regel- 
mäßig territorial-ideell bestimmt (§ 4 Abs. 2 Z. 3 St.G.B.), aus- 
nahmsweise staatlich-ideell (§ 102 St.G.B.). Die Bestrafung unter 
dem Gesichtspunkt einer Verletzung ausländischer Interessen wird 
regelmäßig kombiniert mit einem personal bestimmten Personen- 
kreis (§ 4 Abs. 2 Z. 3, § 102 St.G.B.), woneben ausnahmsweise 
noch ein territorial bestimmter Personenkreis tritt (§ 102 St.G.B.). 
Dazu kommt die Bestrafung unter dem Gesichtspunkt der 
Verletzung gemeinsamer Interessen mit real bestimmtem Personen- 
kreis (s. o. S, 142). Außerdem zeigt sich noch — ausnahms- 
weise — eine Bestrafung unter dem Gesichtspunkt der Zuwider- 
handlung betr. bindende ausländische Normen bei Verletzung aus- 
ländischer (territorial-ideell gefaßter) Interessen gegenüber den 
Verletzern der so gefaßten Interessen (abgesehen von Inländern), 
sofern dieselben Neubürger geworden sind (§ 4 Abs 2 Z. 3, 2. Abs.). 

De leg. fer. ergibt sich aus dem oben Gesagten als für die 
Regel empfehlenswert die staatlich-ideelle Bestimmung des inlän- 
dischen Interesses kombiniert mit realer Bestimmung des Personen- 
kreises (Brstreckung auf alle Verletzer solchen inländischen Inter- 
esses), letztere Bestimmung auch, wo gemeinsame Interessen in 
Frage stehen, weiter die staatlich-ideelle Bestimmung des auslän- 
dischen Interesses (natürlich, soweit dessen Verletzung überhaupt 
in Betracht kommt und soweit nicht der Gesichtspunkt verletzten 
inländischen Interesses hier vorschlägt) kombiniert mit territorialer 
und personaler Bestimmung des inländischen Personenkreises (alle 
im Inland zur Zeit der Tat sich Aufhaltenden und alle Inländer, auch 
im Ausland). Sodann die Bestrafung unter dem Gesichtspunkt einer 
Zuwiderhandlung betr. ausländische Normen gegenüber den Ver- 
letzern staatlich-ideell bestimmter ausländischer Interessen (abge- 
sehen von Inländern), sofern diese Neubürger geworden sind. 

Der hier vertretenen Gruppierung des internationalen Straf- 
rechts um zwei Momente stehen am nächsten 1 ) 2 ) o. Rohland und 
Sinding. Aber die Ausführungen o. Rohlands leiden daran, daß 
er den Interessengesichtspunkt doch im Grunde nicht als einen 
dem Personengesichtspunkt koordinierten behandelt, sondern das 

*) Finger führt den von ihm (I, 160) richtig ausgesprochenen Gedanken 
nicht durch. 

2 ) Außer Feuerbach § 31 einerseits, §§ 32, 40 andererseits. 
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Moment der Interessenverletzung der Bestimmung des Personen- 
kreises unterordnet, die Frage unter letzterem Gesichtspunkt 
behandelt. So redet er zwar (S. 1) richtig davon, daß das inter- 
nationale Strafrecht zum Inhalt habe die Lehre von dem Geltungs- 
gebiete der Strafgesetze „mit Rücksicht auf Personen- und Rechts- 
güter* (vgl. auch S. 2, 152), aber die eben vermerkte Einseitigkeit 
tritt heraus, wenn er (S. 3 f.) ausführt, eine rechtswidrige Hand- 
lung erhalte erst durch die beiden sie bestimmenden Momente, 
die Person, von der sie ausgehe, und das Rechtsgut, gegen wel- 
ches sie gerichtet sei, ihre juristische Bedeutung, „es können 
daher nur diese beiden Momente als Ausgangspunkte bei Fest- 
stellung des Umfanges der staatlichen Strafkompetenz in Betracht 
kommen und zwar in der Weise, daß die Kompetenz ent- 
weder lediglich auf das eine oder das andere Moment 
oder auf beide zugleich gestützt wird". 1 ) Aber die Kom- 
petenz muß auf beide Momente „gestützt" werden, sonst ist sie 
unvollständig umschrieben. Der Grund des Irrtums ist, daß die 
Interessenverletzung neben ihrer Eigenbedeutung zugleich zur — 
realen — Bestimmung des Personenkreises dienen kann. So 
fußt denn auch seine Einteilung der „Prinzipien" (S. 4 ff.) ganz 
auf dem Personengesichtspunkt. Das führt dann dazu, daß er 
das Interessenmoment nicht für sich herausarbeitet und im Zu- 
sammenhang behandelt, daß er die fundamentale Frage der Ab- 
grenzung des „inländischen" und „ausländischen" 2 ) Interesses 
nicht genügend 3 ) erörtert, 4 ) daß er nicht in Erwägung zieht, ob 

*) Vgl. auch S. 21: „Solcher Rechtsgründe (für die Strafverhängung) gibt 

es zwei : der eine liegt dann vor, wenn der Verbrecher zur Zeit seiner 

Tat vermöge seiner Eigenschaft als bleibender oder vorübergehender Untertan 
zu dem Staate bereits in einem Rechtsverhältnis stand, der andere dann, wenn 
er durch seine Tat ein solches erst geschaffen hat, indem er ein dem Staate 
dauernd oder zeitweilig angehörendes Rechtsgut angriff," und das Resume 
S. 158: „So führt die Betrachtung der Normen nach ihrem Zweck und Inhalt 
zur Erkenntnis des Umkreises der ihnen zum Gehorsam ver- 
pflichteten Personen." 

2 ) Trotzdem er S. 104 anerkennt, daß auch der Schutz ausländischer Rechts- 
güter in Frage kommt. 

3 ) S. allerdings S. 138 ff. Die Ausführungen S. 51 ff., 151 ff. werden ihr 
nicht voll gerecht, sie handeln nur davon, wie weit bei Verletzung ausländischer 
Interessen gestraft werden darf. 

4 ) Seine Aufstellung „gemeinsamer Rechtsgüter" verschleiert den Gegen- 
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nicht die ausländischen Interessen staatlich zu begrenzen sind, 1 ) 
insbesondere nicht die Frage auf wirft, ob nicht auch im Inland 
ausländische Rechtsgüter als solche verletzt werden können. 2 ) 
Auch Binding reduziert I, 380 f. richtig die drei gewöhnlich auf- 
gestellten Gesichtspunkte auf zwei („Personen" und „ Rechtsgüter Ä , 
den ,. persönlichen *' und „ sachlichen "). Aber statt nun zunächst 
jedes dieser Momente für sich zu untersuchen und dann durch 
ihre nachträgliche Kombination die Strafbarkeit zu begrenzen, 
geht Binding von Anfang an von einer Kombination beider in 
dem schrankenlosen Weltrechtsprinzip aus und behandelt die Ein- 
engung dieses durch Spezialisierung entweder des Personen- oder 
des Rechtsgüterkreises oder beider 3 ) als das zu lösende Problem. 
So gelangt er zu einer Formel, in welcher Erstreckung nach der 
Rechtsgüterseite und der Personenseite in ein bestimmtes Ver- 
hältnis, nämlich das der umgekehrten Proportion, gesetzt sind, 
zu der Formel (394 f.): „Hand in Hand mit der Beschränkung 
des Normen Schutzes auf inländische Rechtsgüter sollte die Norm 
sich erstrecken auf alle sie zu verletzen befähigten Personen, 
einerlei ob Inländer oder Ausländer. Mit der Erstreckung des 
Normenschutzes aber auf ausländische Rechtsgüter muß sich 
regelmäßig die Beschränkung der Norm auf die Inländer ver- 
binden". „Dem gegenständlich beschränkten Rechtsschutz ent- 
spricht ein unbeschränktes Verbrechenssubjekt". „Der gegen- 
ständlich auf die allgemeinen Rechtsgüter der Welt erstreckte 
Rechtsschutz bedingt als .Regulator eine Beschränkung des Ver- 
brechenssubjekts auf die Inländer". Allein gegen diesa Formel 
läßt sich einwenden, daß sie die qualitative Verschiedenheit der 
Bestrafung unter dem Gesichtspunkt der Verletzung ausländischer 



satz beider Interessengruppen. Wird das Leben als „gemeinsames Rechtsgut" 
aufgefaßt, so tritt nicht heraus, daß das Leben des Inländers und im Inland 
Befindlichen für das Inland doch eine wesentlich andere Bedeutung besitzt, 
als das des Ausländers im Ausland. 

*) Obwohl er S. 4 ff. die Frage der staatlichen Bestimmung der Rechts- 
güter aufwirft. 

2 ) Vgl. S. 154: „Wie er ausländischen Rechtsgütern mittelbaren 

Schutz und Förderung angedeihen läßt, wenn sie dadurch, daß sie in sein 
Gebiet gelangten, zugleich den Charakter inländischer annahmen." 

3 ) I, 380 f., s. auch schon Binding Kr. 123, 126, 129. 
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Rechtsgüter (Voraussetzung der Strafbarkeit im Ausland) x ) von 
der unter dem Gesichtspunkt der Verletzung inländischer Rechts- 
güter verschleiert, so daß die umgekehrte Proportion nicht ein- 
mal den Wert einer zutreffenden Veranschaulichung des Resultats 
hat. Noch weniger ist sie selbst der Ausdruck des sachlich 
Maßgebenden. Wenn Binding die Nichtbeschränkung bezw* Be- 
schränkung des Personenkreises beinahe 2 ) wie etwas aus dem 
„Prinzip der umgekehrten Proportion" mit logischer Notwendig- 
keit Folgendes behandelt, so ist dem nicht beizutreten. Warum 
ist es richtig, nur Inländer zu bestrafen, wenn schon einmal aus- 
ländische RechtsgUter geschützt werden? Das unterliegt be- 
sonderer Erwägung und läßt sich nicht einfach aus der Erstreckung 
auf letztere deduzieren. Auch bei inländischen Rechtsgütern 
läßt sich die Erstreckung auf alle Verletzer eben nur dann mit 
dem Vorliegen einer Verletzung speziell inländischer Rechts- 
güter in Verbindung bringen, wenn man die reale Bestimmung 
des Personenkreises adoptiert, deren Annahme aber ebenfalls be- 
sonders zu erörtern und keineswegs eine zwingende logische 
Folgerung aus dem Vorliegen einer Verletzung speziell inländischer 
Rechtsgüter ist. 8 ) Die Folge seiner Behandlungs weise ist, daß 
bei ihm eine richtige Bestimmung des Begriffs der „ inländischen" 
RechtsgUter im Gegensatz zu den „ ausländischen * fehlt; es werden 
alle Delikte im Inland als Verletzungen inländischer Interessen 
betrachtet, 4 ) obgleich Binding für letztere bei im Ausland be- 
gangenen Delikten den staatlichen Gesichtspunkt maßgebend sein 
läßt, 5 ) wa3 doch die Frage nahelegt, ob nicht auch ausländische 
(staatlich gefaßte) Interessen im Inland verletzt werden können. 6 ) 



!) vgl. Binding selbst I, 395. 

°-) s. indes auch Binding I, 375, 391, 394. 

3 ) Binding scheint dagegen in dieser umgekehrten Proportion das Eine 
maßgebende Prinzip zu finden. Bin solches sucht auch er, s. I, 378: „Da es 
sich nun stets darum handelt, den inländischen Strafanspruch auf einen be- 
stimmten Verbrechenskreis zu radizieren, so fragt sich, welche Mittel dem 
Gesetzgeber zu Gebote stehen, die Peripherie dieses Kreises klar zu legen." 
Es handelt sich aber, wie gesagt, nicht um die Bestimmung eines Kreises, 
sondern einer Ellipse. 

4 ) I, 391: „Die beiden Kreise sind konzentrisch. u 

5) I, 392. 

6 ) Dies würde dann eben seine Formel sprengen (Strafbarkeit bei Ver- 
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Wie weit die Verletzung ausländischer Interessen zu berück- 
sichtigen ist, wird nur kurz gestreift. 1 ) Binding wird ferner da- 
durch zu einer irreführenden, von der üblichen völlig abweichenden 
Terminologie veranlaßt. Er bezeichnet als „Realprinzip" (I, 386) 
die Regelung, nach welcher der Gesetzgeber „jede Verletzung 
und Gefährdung bestimmter Rechtsgüter" untersagt, abstrahiert 
also von dem Moment einer Verletzung gerade inländischer In- 
teressen, welches doch allgemein als wesentlicher Bestandteil des 
Realprinzips gedacht wird. So gelangt er dazu, das Personalitäts- 
(„Subditions-")prinzip für einen „Ausschnitt aus dem Realprinzip" 
zu erklären und demselben zugleich, ja in erster Linie, eine 
Rechtsgüterbeziehung zu geben, 2 ) was ebenfalls schlechtweg dem 
allgemeinen Sprachgebrauch widerspricht. Ebenso gibt er dem 
„Territorialprinzip" in erster Linie eine Rechtsgüterbeziehung, 
bezeichnet aber dann dasselbe nicht als das „wahre Territorial- 
prinzip". 3 ) Ueberall wirkt hier störend die Tendenz auf unge- 
schiedene Verbindung des Interessen- und Personengesichtspunkts 
unter Prävalierung des ersteren, 4 ) ausgehend von dem Gedanken 
einer Einschränkung des schrankenlosen Weltrechtsprinzips. 



letzung solcher ausländischer Interessen im Inland auch gegenüber im Inland 
delinquierenden Ausländern). 

1 ) 1,394: „nicht des Auslandes speziellen, sondernden allgemeinen Rechts- 
gütern", 396 Z. 4. 

2 ) I, 394: „Und nun wird klar, wie das sog. Subditionsprinzip in seiner 
Anwendung auf ausländische Verbrechen der Inländer richtig verstanden nur 
ein Ausschnitt aus dem Realprinzip ist", vgl. weiter I, 403, wo gesagt wird, 
Schutz der ausländischen Rechtsordnung sei der primäre, Schutz der inländischen 
der sekundäre Zweck des Personalsprinzips, der Rechtegüterschutz sei der 
treibende Gedanke des Personalprinzips. Gegen Binding in dieser Richtung 
auch v. Bar L. 212. 

3 ) Vgl. I, 403 und 402 f. A. 3, s. weiter 402, wo das eigentliche Territorial- 
prinzip unter dem Personengesichtspunkt aufgefaßt wird: „wonach die in- 
ländischen Gesetze nur den binden, der zur Zeit der Tat innerhalb der in- 
ländischen Grenzpfahle weilt". 

4 ) Man kann sagen, Binding verfällt in den entgegengesetzten Fehler, 
wie v. Rohland, er behandelt von den beiden zu koordinierenden Gesichte- 
punkten fälschlich den Interessengesichtspunkt als übergeordneten, höchsten, 
von dem aus dann der Personenkreis im Weg der umgekehrten Proportion 
bestimmt wird (vgl. besonders I, 403), wie v. Rohland seinerseits den Personen- 
gesichtspunkt. Letzteres ist übrigens besonders auch noch von v. M a r t i t z 
zu sagen. 



II. Abschnitt. 

m > m 

Die Frage des „Wie" der Bestrafung im Inland. 

Wir haben in der Einleitung (S 3, 5 ff.) zwei Fragen ge- 
schieden, die des „Ob* und des „Wie" der Bestrafung. Zu dieser 
letzteren wenden wir uns nun. Wenn nach dem Vorhergehenden 
die inländische Strafbarkeit in concreto zu bejahen ist, so fragt 
sich immer noch, ob der so bejahte konkrete inländische Straf- 
anspruch sich nun auch in concreto, mit Rücksicht auf den 
Gegensatz Inländisch-Nichtinländisch, nach inländischem Straf- 
gesetz ausgestaltet. 1 ) 

Das Normale ist zweifellos, daß, wenn die inländische Straf- 
barkeit in concreto bejaht, das inländische Strafgesetz bezüglich 
des „Ob" der Bestrafung in concreto für anwendbar erklärt wird, 
auch bezüglich des „Wie" das inländische Strafgesetz in concreto 
anwendbar ist. Auf diesem Standpunkt steht auch das geltende 
Recht, welches in der erdrückenden Mehrzahl der Fälle die kon- 
krete Anwendbarkeit des inländischen Strafgesetzes zugleich für 
die Frage des „Ob" und des „Wie" bejaht. 2 ) Eine Ausnahme 



*) Vgl. von älteren Autoren zu dieser früher viel verhandelten Frage be- 
sonders Abegg 61 ff., Tittmann 27 ff., Klein Merkw. Rechtsepr. Bd. 1, 7 ff . 
und die dortZit., Groß A.N.F.E. 1853, 69 ff. (dort Uebersicht über die ältere 
Gesetzgebung), Bern er W. 160 ff. Zu der geschichtlichen Entwicklung vgl. 
Neumeyer Z.-St. W. 23, 457. 

2 ) Vgl. § 3: „Die Strafgesetze des deutschen Reichs finden Anwendung", 
§ 4 Abs. 2: „jedoch kann nach den Strafgesetzen des deutschen Reichs ver- 
folgt werden." 

Heg ler, Prinzipien des internationalen Strafrechts. 14 
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macht allein der Fall des Neubürgers. 1 ) Auch im Fall des Neu- 
bürgers wird indeß für die Regel das inländische Strafgesetz 
bezüglich des „Wie" als allein maßgebend behandelt 2 ), nämlich 
stets, wenn es milder, oder gleich strenge ist, wie das ausländische, 
nur als Ausnahme gilt die Anwendbarkeit ausländischen Straf- 
gesetzes, wenn das inländische Strafgesetz strenger ist, als das 
ausländische. In diesem Fall hat die Anwendbarkeit des aus- 
ländischen Strafgesetzes eine limitierende Bedeutung, Bezüglich 
der zulässigen Strafarten entscheidet allein das inländische Straf- 
gesetz, 8 ) die sonst für den Begriff des „milderen Strafgesetzes" 
in Betracht kommenden Fälle, 4 ) daß die Tat nach dem betr. 
Strafgesetz überhaupt nicht mit Strafe bedroht ist, daß sie wegen 
Mangels des erforderlichen Antrags nicht verfolgbar ist, daß 
der Bestrafung die eingetretene Verjährung entgegensteht, sind 
ausgeschieden und in § 4 Abs. 2 Z. 3, 1. Abs,, § 5 besonders be- 
handelt, so daß als Inhalt für die Anwendung des „milderen aus- 
ländischen Strafgesetzes" eben nur das Quantitative der Strafe 
(nach Art und Maß) bleibt, 5 ) 

De leg. fer. ist nun jedenfalls zunächst vorauszuschicken, 
daß es unrichtig ist, als strikte Behauptung aufzustellen, im In- 
lande dürfe ein inländischer Richter immer nur eine Tat nach 
inländischem Recht beurteilen. 6 ) Es ist dies bereits in der Ein- 



2 ) Vgl. § 4 Abs. 2 Z. 3, 2. Abs.: „Und das ausländische Strafgesetz ist 
anzuwenden, soweit dieses milder ist." 

2 ) Vgl. Bin ding 1,269: „nach diesen (den inlandischen) Gesetzen bestimmt 
sich prinzipiell der Inhalt des erworbenen Strafrechts". 

s) Vgl. v. Liszt 109, s. E. G. St.G.B. § 6. 

*) Vgl. Frank IV, 1 zu § 2, Olshausen 18—20 zu § 2. 

5 ) Da die Frage der Anwendung des milderen ausländischen Strafgesetzes 
sich auf das „Wie" der Bestrafung bezieht, so gehört ihre Beantwortung im 
Schwurgerichtsprozeß nicht zur Kognition der Geschworenen, sondern des 
Gerichtshofs, A. M. BelingL. v. V. 107 A. 2. Beling subsumiert die größere 
Milde des ausländischen Gesetzes unter die von ihm aufgestellte Figur der 
„passenden Strafdrohung" (L. v. V. 105 ff., 275, 291 f., 356, vgl. 47 ff.). Allein 
der Fall ist doch verschieden von den sonst unter dieser Rubrik angeführten 
Fällen (1. c. 48: „Fehlen einer passenden Straf drohung bedeutet Unstrafbarkeit, 
also Nichtvorhandensein eines Verbrechens"). 

G ) Verteidiger dieser Ansicht sind: R. Schmid 152, 171, Haelschnerl, 
137, 141, 170 A. 3, Schauberg 186 f., Schütze 59, v. Liszt 103, Binding I, 
372 f., Groß A. N. F. E. 1853, 71 ff., besonders Moni 693 f., 698, 744, Geyer 
Z.-St. W. 3, 625, s. weiter Abegg 65 f., Tittmann 32 f. (s. aber 33 A. n.), 
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leitung hervorgehoben worden. 1 ) Es ist an sich möglich, daß 
ausnahmsweise das inländische internationale Strafrecht bezüglich 
des „Wie" der Bestrafung verweist auf ausländisches Straf recht. 
Auch das positive Recht erkennt dies im Prinzip als möglich an, 
wie der Fall des r Neubürgers" zeigt Ist sonach das „Dürfen" 2 ) 
zu bejahen, so ist die Frage, ob man nicht — außer dem Fall 
des Neubürgers, wo dies jedenfalls zu bejahen ist 3 ) — auch in 
anderen Fällen bezüglich des „Wie" der Bestrafung die Berück- 
sichtigung ausländischen Strafgesetzes befürworten soll, und 
weiter, welche Fassung man in den Fällen, wo überhaupt solche 
Berücksichtigung als wünschenswert angenommen wird, bezüglich 
derselben zu wählen hat. Das erstere kann in Frage kommen 



Bern er W. 162 ft., vgl. auch Mot. 32. Auf der andern Seite vgl. z. B. Beschl. 
des Instit. f. inter. R. 1883 These 10, Abs. 2, These 11, Bremer G. S. 17, 458, 
Krug K. IV, 6 ff., v. Bar G. S. 35, 584, 587, L. 220 A. 20, Schwarze G. 
S. 12 Bd. 1, 191 ff., Schwarze H. H. d. Strfr. II, 50 f., Sachs. St.G.B. Art. 8, 
Wurtt. St.G.B. Art. 5, Hess. StG.B. Art. 4 Z. 1, Bad. St.G.B. Art. 4, Pr. A. Landr. 
Tl. 2, Tit. 20, § 14, Oesterr. St.G.B. § 40, Ungar. StG.B. § 12, Norweg. St.G.B. 
§ 13, Bulgar. St.G.B. Art. 8 und natürlich die Verteidiger einer Bestrafung in 
Vertretung des ausländischen Staats z. B. Feuerbach § 40, Bauer § 44, 
Köstlin 29, ders. Neue Rev. 738. 

J ) S. o. S. 26. Der gegenteiligen Ansicht liegt eine Vermengung der 
dort geschiedenen Fragen (s. S. 3, off., 24 f.) zu Grund, z. B. bei Mohl 693 f. 
Vgl. auch analog die zutreffende Aeußerung bei Zitelmann 24 für das Privat- 
recht : „Nichts ist sicherer, als daß der Richter an sein eigenes Recht gebunden 
ist: er muß eben dem Gesetz seines Staats gehorsam sein; aber das bedeutet 
nur, daß er die Anwendungsregeln, die sein eigenes Recht ihm erteilt, befolgen 
muß, nicht auch, daß er das materielle Recht seines Staats anzuwenden hat." 

2 ) Von einem „MUß" der Berücksichtigung ausländischer Strafgesetze be- 
züglich des „Wie" kann im allgemeinen nicht die Rede sein, dieselbe beruht 
auf Billigkeitserwägungen. Nur wenn man eine eigentliche Ausübung eines 
fremden Strafansprnchs annimmt, ist es eine notwendige Konsequenz, für den 
fremden Strafanspruch auch bezüglich des „Wie" das fremde Strafgesetz als 
maßgebend anzusehen. 

3 ) Weil hier unter dem Gesichtspunkt einer Zuwiderhandlung gegen fremde 
Normen gestraft werden soll, soll bezüglich des „Wie" der Bestrafung das Straf gesetz 
des ausländischen Staats berücksichtigt werden, dessen Interessen verletzt sind 
und dessen Normen zuwidergehandelt ist. Im Fall des Neubürgers für diese 
Berücksichtigung Krug K. IV, 7 f., Bern er L. 259 A. 1, vgl. auch Abg. 
Lasker Sten. B. über die Verh. des Reichst, des Nordd. B. 1870, 1. Bd. 161, 
Sachs. St.G.B. Art. 8 vgl. mit Art. 5 Z. 2. A. M. Seuffert, Ein Neues St.G.B. 84 
sub § 6. 
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bei Delikten, die im Inland oder Ausland von Inländern oder 
Ausländern gegen ausländische Interessen begangen sind. Man 
kann mit Recht behaupten, es sei abwegig, wenn das Inland die 
verletzten Interessen eines ausländischen Staates höher schätze, 
als dieser selbst, es könne daher in diesem Fall nicht härter 
gestraft werden, als nach dem Recht des letzteren, sei das 
mildere ausländische Strafgesetz zu berücksichtigen, 1 ) 2 ) — daß 



*) Vgl. bei den gegen ausländische Interessen Delinquierenden für Berück- 
sichtigung des milderen ausländischen Strafgesetzes Arnold G. & 9 Bd. 1, 
329 ff. (betr. Delikte der Inländer im Ausland gegen einen ausländischen Staat 
oder einen Ausländer), Wächter H. 133, 146 (betr. Inländer, die im Ausland 
ausländische Interessen verletzen), Schwarze G. S. 12 Bd. 1, 194, ders. H. H. 
d. Strfr. II, 50 f. (betr. Delikte von Inländern im Ausland), v. Bar J. P. und 
St. 552 (nur betr. Delikte von Ausländern im Ausland), ders. (unter Aufgabe 
seiner früheren Ansicht) L. 220 A. 20, 267 (betr. Delikte von Inländern im 
Ausland), ders. G. S. 36, 584 (betr. Delikte von Inländern im Ausland ausge- 
nommen solche gegen die eigene Sicherheit des inländischen Staats), Köstlin 
29 (betr. Delikte der Inländer im Ausland), Köhler Reformfragen 37 (betr. 
Delikte von Inländern im Ausland gegen nichtinländische Rechtsgüter), Ungar. 
St.G.B. § 12 (betr. Delikte von Inländern und Ausländern im Ausland gegen 
ausländische Interessen), Bulgar. St.G.B. Art. 8 (ebenso), Hess. St.GJ3. Art. 4 
Z. 1 (betreffend Inländer, die im Ausland gegen ausländische Interessen delin- 
quieren), Bad. StG.B. Art. 4 (ebenso), Württemb. St.G.B. Art. 5 (betr. Delikte 
„gegen einen fremden Staat oder seine Behörde"), Sachs. StG.B. Art. 8 (betr. 
Delikte von Ausländern im Ausland gegen ausländische Interessen), Oesterr. 
StG.B. § 40 (ebenso), Norweg. StG.B. § 13 (ebenso), vgl. auch v. Martitz I, 
77 A. 8. Gegen die Anwendug des milderen ausländischen Gesetzes in diesem 
Fall besonders Beling Z.-St W. 17, 351 f., Schauberg 186 f., Tittmann 
32 f. und A. n. das., R. Schmid 171, H.Meyer G. S. 33, 113. Das Argument, 
wenn man Strafbarkeit nach ausländischem Recht verlange, müsse man dem- 
selben auch für die Schwere entscheidende Bedeutung beimessen, macht 
Schwarze G. S. 12 Bd. 1, 194 geltend, ebenso v. Bar G. S. 35, 584, ders. 
L. 257, dagegen Berner W. 163 f., Schauberg 186 f., v. Bar I. P. u. St. 
551. Die Notwendigkeit der oben vertretenen Annahme tritt besonders heraus, 
wenn ein Delikt im Inland als Verbrechen oder Vergehen, im Ausland als 
Uebertretung aufgefaßt wird (vgl. de leg. lat 01shausenl4 zu §4 und 
dort Zit, de leg. fer. v. Bar I. P. u. St. 564, der zu weit gehend hier sogar 
für Straflosigkeit im Inland eintritt, s. aber jetzt dens. L. 220 A. 20). 

2 ) Bei Delikten im Inland wird meist eo ipso die Strafbarkeit im Inland 
keine härtere sein („feindliche Handlungen gegen befreundete Staaten" u. s. w.). 
Für Nichtberücksichtigung ausländischen Gesetzes in diesem Fall Arnold G. S. 
9 Bd. 1, 336 (betr. Delikte der Ausländer im Inland gegen einen ausländischen 
Staat oder einen Ausländer). 
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andererseits im Inland nicht das härtere ausländische Strafgesetz 
berücksichtigt werden kann, so daß bei Verletzung ausländischer 
Interessen schwerer gestraft würde, als (nach inländischem Straf- 
gesetz) bei Verletzung eigener Interessen des Inlands, ist selbst- 
verständlich. 1 ) Man kann vielleicht auch fragen, ob nicht bei 
Verletzung inländischer Interessen durch Delikte im Ausland von 
Ausländern bezüglich des „Wie* der Bestrafung das ausländische 
Strafgesetz berücksichtigt werden sollte, 2 ) Man könnte sich dar- 
auf berufen, daß nur so die Garantie dafür gegeben sei, daß die 
Strafe dein Rechtsgefühl des zu Strafenden entspreche, 3 ) Allein 
dies ist zu verwerfen. Eine Garantie dafür ist auch nicht ge- 
geben, wenn das ausländische Strafgesetz — übrigens wohl eher 
das des Heimatsstaats des Ausländers, als das des Begehungs- 
staats — berücksichtigt würde, wie andererseits auch ohne solche 
Berücksichtigung die Strafe sehr wohl von dem zu Bestrafenden 
als gerechtfertigt empfunden werden kann. Und überhaupt kann 
der Staat in der Wertung seiner eigenen Interessen und ihrer 
Verletzung nicht Rücksicht nehmen auf die etwa abweichenden 
Wertanschauungen der Verletzer. 4 ) 5 ) Was die zweite Frage, die 
nach der Formulierung solcher Berücksichtigung, anbelangt, so ist 



*) Vgl. auch Arnold 1. c. 333 f., Schwarze 1. c. 195, v. Bar I. P. u. St. 
551, Köstlin 29, anders Schauberg 186. 

2 ) So Bad. St.G.B. § 6: „Wegen der gegen einen Inländer im Auslande 
verübten Handlungen wird der Ausländer, wenn er im Inland betreten wird, 
ebenfalls nach den inländischen Gesetzen bestraft, insofern nicht die Handlung 
nach den Gesetzen des Ortes der begangenen Tat von milderer oder gar keiner 
Strafe getroffen würde", s. weiter v.Bar Goltd. Aren. 18, 87, Arnold 1. c. 341, 
Oersted I, 142. 

•) So v. Bar Goltd. Aren. 18, 87, auf die subjektive Seite stellt auch 
Arnold 1. c. 341 ab. 

4 ) Vgl. auch die Ausführungen der Mot. 32, von v. Bar J. P. u. St. 551, 
Geyer Z.-St. W. 3, 626 betreffend das subjektive Moment. 

& ) Für andere als die genannten Fälle kommt vollends nicht eine Be- 
rücksichtigung ausländischen Strafgesetzes in Betracht. So nicht für den 
Inländer, der im Ausland inländische Interessen verletzt. Derselben Ansicht 
Arnold 1. c. 326, anders z. B. v. Bar und Schwarze, die bei dem im Aus- 
land delinquierenden Inländer im Allgemeinen nicht unterscheiden zwischen 
Verletzung inländischer und ausländischer Interessen, vgl. v. Bar L. 211, 218 ff., 
220 A. 20 (s. aber auch 219 o.), ders. G. S. 35, 584, Schwarze IL cc. Vollends 
nicht bei dem Ausländer, der im Inland inländische Interessen verletzt, a. M. 
Klein 1. c. mit Rücksicht auf die subjektive Seite, wie hier Arnold 1. c. 336. 
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zu beachten, daß das Fehlen der Strafbarkeit, die Verjährung 
u. s. w. nach ausländischem Strafgesetz besonders zu behandeln 
ist (s. o. S. 210), weiter, daß in allen Fällen bezüglich der zulässigen 
Strafarten das inländische Recht maßgebend sein muß 1 ) und nur 
bezüglich des Quantitativen in Art und Maß das - offensichtlich 
mildere — ausländische Gesetz limitierend in Betracht kommen 
soll. Dies wäre auch in der Fassung deutlich auszudrucken. 2 ) 
Schwierigkeiten könnte bei dem allem nur die Frage der Kom- 
mensurabilität machen. 3 ) Doch sind diese, nicht derart unüber- 
windlich, 4 ) daß sie hindern könnten, diese Regelung anzunehmen. 
Als in Betracht zu ziehendes ausländisches Strafgesetz wäre 
übrigens — wie aus dem oben Gesagten folgt — nicht eo ipso 
das des ausländischen Staats der Begangenschaft, sondern das 
des in seinem Interesse verletzten ausländischen Staats zu be- 
zeichnen. 5 ) 

Es schließt sich aber an die eben erörterte Frage der An- 
wendbarkeit des inländischen Strafgesetzes in concreto — mit 
Rücksicht auf den Gegensatz Inländisch-Nichtinländisch — betr. 
das „Wie*' der Bestrafung noch eine weitere Frage an, die 
ebenfalls als eine Frage nach dem „Wie" der Bestrafung be- 
zeichnet werden kann, nämlich die Frage nach der Anwendung 
des inländischen Strafgesetzes bezüglich des „Wie" mit Rücksicht 
auf den genannten Gegensatz. Insofern kann die oben (S. 3, 5 f.) 
gegebene Fragestellung noch einen Zusatz erhalten. Es kann 
nämlich einmal erörtert werden, ob nicht nach inländischem Straf- 
gesetz Delikte gegen ausländische Interessen generell milder bestraf? 
werden sollten, als solche gegen inländische, also eine Differenzierung 

*) 8o schon de leg. lat, s. o. S. 210. Vgl. auch Sachs. St.G.B. Art 8 Abs. 3, 
Ungar.^St.G.B. § 14, Arnold 1. c. 333, v. Bar J. P. u. St 561. 

2 ) Vgl. Württemb. St.G.B. Art. 5: „so ist letztere (die im inländischen 
Gesetzbuch bestimmte Strafe) im Verhältnisse zur ersteren (der im ausländischen 
Gesetz angedrohten Strafe) zu mildern". 

3 ) Vgl. die Mot 32, s. weiter Arnold 1. c. 333, Schauberg 186, Groß 
1. c. 72ff., Bindingl, 373 A. 9, 438, Berner W. 162 ff., v. Bar G. S. 35, 588, 
Beling Z.-St W. 17, 355. 

4 ) Vgl. insbesondere auch die Vorschläge von Beling Z.-St. W. 17, 358. 
6 ) Eventuell können zwei Staaten als verletzt in Betracht kommen (im 

Staat B wird gegen einen Angehörigen des Staats C ein Delikt verübt). Dann 
wird wohl bei Verschiedenheit das schwerere ausländische Gesetz entscheidend 
sein (Berücksichtigung des bedeutsameren Interesses). 
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in dieser Richtung stattfinden sollte. Die Frage ist für die Regel zu 
verneinen, da eine differenzierende Behandlung leicht Anlaß zu inter- 
nationalen Schwierigkeiten geben könnte. Auch die lex lata 
verneint sie. Ausnahmen können vorkommen und kommen schon 
de leg. lat. vor (§ 102 St.G.B.) bei Verletzungen von Interessen 
der dritten Kategorie, bei denen naturgemäß eine verschiedene 
Wertung platzgreift. 1 ) Weiter, ob nicht von Ausländern oder im Aus- 
land begangene Delikte gegen inländische Interessen nach dem inlän- 
dischen Strafgesetz generell milder bestraft werden sollten, als die 
von Inländern oder im Inland begangenen entsprechenden Delikte, 2 ) 
in dieser Beziehung differenziert w r erden sollte. Auch dies ist zu 
verneinen, da ein stichhaltiger Grand hiefür nicht ersichtlich ist, 
wie es auch die lex lata verneint. Eine Ausnahme kann de leg. 
fer. in Betracht kommen betr. Delikte der dritten Kategorie, wo 
die Inländereigenschaft des Täters bzw. die Begehung im Inland 
(seitens eines im Inland sich Aufhaltenden) dem Delikt gegen das 
Inland eventuell einen wesentlich schwereren Charakter verleiht. 3 ) 4 ) 



J ) S. schon oben S. 113 und die Anm. 2 das. Zitierten. 

2 ) Vgl. auch Beling Z.-St. W. 17, 351. Eine Herabsetzung der Strafe 
sieht das Italien. StG.B. in Art. 5 betr. Delikte des Inländers im Ausland (ab- 
gesehen von den in Art. 4 genannten besonderen Fällen), in Art. 6 betr. Delikte 
des Ausländers im Ausland zum Nachteil des inländischen Staats oder eines 
Inländers (ebenfalls abgesehen von den in Art. 4 genannten Fällen) vor, s. weiter 
v. Martitz I, 80 A. 13. 

3 ) S. auch v. Bar Kr. VJSchr. 15, 41, G. S. 35, 585, L. 224, Heinze Goltd. 
Arch. 17, 747, ders. Erört. 102, Binding L. 2, 425, v. Kries Z.-St. W. 7, 609. 

4 ) Ueber Inländereigenschaft als Strafzumessungsgrund vgl. H. Meyer 120, 
Meyerowitz Böhms Z. 9, 277. 



Schlusswort. 



Die vorstehenden Ausführungen haben die Grundfragen des 
internationalen Strafrechts zu stellen und zu lösen versucht. 
Manches mußte unerörtert bleiben, um die Darstellung nicht zu 
sehr mit Detail zu überladen, auf anderes, was sonst wohl bei 
dieser Gelegenheit zur Sprache kommt, wurde nicht eingegangen, 
weil es seinem Wesen nach in einen anderen Zusammenhang 
gehört, so auf die Frage des „Kann'prinzips („kann verfolgt 
werden "), die richtigerweise im Strafprozeß zu behandeln ist. 
Das hauptsächlichste Bestreben war, den Problemen des inter- 
nationalen Strafrechts eine möglichst scharfe Fassung zu geben. 
Sollte das in etwas gelungen sein, so ist vielleicht damit nicht 
nur für eine spezielle Materie des Strafrechts, sondern auch für 
allgemeine Fragen dieses Rechtsgebiets Einiges gewonnen. 
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Böhmer, observationes — Böhmer, J. S. F., Observationes selectae ad B. 
Carpzov. practicam novam . . . 1759. 

Cosman » Cosman, A. C, De delictis extra civitatis fines commissis, Leydener 
Diss., 1829. 

Dambach, Urheberr. -» Dambach, O., Die Gesetzgebung des Nordd. Bunds 
betr. das Urheberrecht, 1871. 

Dohna (Rechtswidrigkeit) « Graf zu Dohna, A., Die Rechtswidrigkeit als all- 
gemeingiltiges Merkmal u. s. w., 1905. 

Egger = Egger, Ueber die Bestrafung der Verbrechen, welche im Ausland 
begangen werden, in Franz von Zeiller's Jährl. Beiträgen zur Gesetzes- 
kunde und Rechtswissenschaft in den österr. Erbstaaten, Bd. IV, 
N. III, 1809. 

Escher «= Escher, H., Vier Abhandlungen über Gegenstände der Straf rechts- 
wissenschaft, 1822. 

Feuerbach = Feuerbach, A. v., Lehrbuch des peinlichen Rechts, 14. Aufl., 1847. 

Frank, Studien zum Polizeistrafrecht — Frank, R., Studien zum Polizeistraf- 
recht. 1897. 

Freuden thal, Wahlbestechung«« Freudenthal, B., Die Wahlbestechung, 1896. 

Gareis Enc. « Gareis, K., Rechtsenzyklopädie, 3. Aufl., 1905. 

Geib ~= Geib, G., Lehrbuch des Deutschen Strafrechts, 2 Bde., 1861 f. 

Geyer Gr., = Geyer, A., Grundriß zu Vorlesungen über gemeines d. Strafr., 
I, II, 1884/85. 

Goldschmidt, Mat. Justizr. — Goldschmidt, J., Materielles Justizrecht (Sonder- 
abdruck aus Festgabe für B. Hübler) 1905. 

Goltdammer Mat. — Goltdammer, Die Materialien z. St.G.B. für die preußischen 
Staaten, 2 Bde., 1851/52. 
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Grosch — Grosch, A., Das Deutsche Auslieferungsrecht und die Rechtshilfe 
in Strafsachen, 1902. 

Haelschner, Pr. Str. — Haelschner, H., Das Preußische Strafrecht, 1855—1868. 

Harburger, Inl. «=• Harburger, H., Der strafrechtliche Begriff Inland, 1882. 

Heffter V. R. — Heffter A. W., Das Europäische Völkerrecht, 8. Aufl., 1888. 

Heinze Erört. «-• Heinze, R., Staatsrechtliche und strafrechtliche Erörter- 
ungen u. s. w., 1870. 

— U. — Heinze, R„ Universelle und partikuläre Strafrechtspflege, 1896. 
Hellwig, Klagrecht -■ Hellwig, K„ Klagrecht und Klagmöglichkeit, 1905. 
Hertz, Unrecht = Hertz, E., Das Unrecht und die allgemeinen Lehren des 

Strafrechts, 1880. 

Hold vonFerneck- Hold von Ferneck, A., Die Rechtswidrigkeit, 1. Bd., 1908. 

Holtzend. H. d. Strfpr. ~= v. Holtzendorff, Handbuch des deutschen Straf- 
prozeßrechts, 1879. 

H. H. d. Strfr. «■ v. Holtzendorff, Handbuch des deutschen Strafrechts, 1871/77. 

Holtzend. Rechtslexikon --« v. Holtzendorff, Rechtslexikon, 3. Aufl., 1880 f. 

J ellin ek, Sozialeth. Bed. = Jellinek, G., Die sozialethische Bedeutung von 
Recht, Unrecht und Strafe. 1878. 

Keßler, E. « Keßler R., Die Einwilligung des Verletzten, 1884. 

Kitzinger = Kitzinger, F., Ort und Zeit der Handlung im Sfcrafrecht, 1902. 

Klein, Merkw. Rechtsspr. — Klein, E. F., Merkwürdige Rechtssprüche der 
hallischen Juristen fakul tat. 5 Bde. 1796/1802. 

Klostermann, Urheberr. -= Klostermann, R., Das Urheberrecht an Schrift- 
und Kunstwerken u. s. w\, 1876. 

Köhler, Reformfragen =* Köhler, A„ Reformfragen des Strafrechts, 1903. 

Köstlin ■- Köstlin, (\ R., System des deutschen Strafrechts, 1855. 

— , Neue Rev. — Köstlin, C. R., Neue Revision der Grundbegriffe des 

Kriminalrechts, 1845. 

v. Kries L. «= v. Kries, A., Lehrbuch des Deutschen Strafprozeßrechts, 1892. 

Krug, K. IV «= Krug, A. 0., Kommentar zu dem St.G.B. f. d. Kgr. Sachsen, 1855, 
4. Abteilung. 

Lammasch — Lammasch, H., Auslieferungspflicht und Asylrecht, 1887. 

— , Das Recht der Auslieferung -= Lammasch, H., Das Recht der 
Auslieferung wegen politischer Verbrechen, 1884. 

v. Lilienthal, Marb. Festg. für Wetzeil — v. Lilien thal in Marburger Fest- 
gabe für Wetzeil, 1890, 253 ff. 

Loening Gr. ■— Loening, R., Grundriß zu Vorlesungen über deutsches Straf- 
recht, 1885. 

v. Martitz I, II = v. Martitz, F., Internationale Rechtshilfe in Strafsachen, 
I. Bd. 1888, IL Bd. 1897. 

M. E. Mayer Kulturn. ■« M.E.Mayer, Rechtsnormen und Kulturnormen. 1903. 

Otto Mayer, Verwaltungsr. «= Mayer, Otto, Deutsches Verwaltungsrecht, 
2* Bde., 1895 f. 

Merkel Abhandl. — Merkel, A., Kriminalistische Abhandlungen, 1867. 
E. — Merkel, A., Juristische Enzyklopädie, 3. Aufl. 1904. 

Meves *= Meves, 0., Die Strafgesetznovelle von 1876 komment. 1876. 
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Mohl — Mohl, R. v., Staatsrecht, Völkerrecht und Politik, 1. Bd. Staatsrecht 

und Völkerrecht, 1860. 
N. A. = Neues Archiv des Kriminalrechts. 
Oersted — Oersted, A. S., Abhandlungen aus dem Gebiet der Moral und 

Gesetzgebungs-Philosophie, 1. Bd., 1818. 
Olin, Droit repressif — Olin, X., Du droit repressif dans ses rapports avec le 

territoire, 1864. 
Oppenheim — Oppenheim, L., Die Objekte des Verbrechens, 1894. 

— V. R. = Oppenheim, H. B., System des Völkerrechts, 2. Aufl., 1866. 

Rahn = Rahn, M„ Die völkerrechtliche Verbürgung der Gegenseitigkeit, Greifs- 

walder Diss. 1902. 
Riedinger, Staatsverleumdung = Riedinger, P„ Die Staatsverleumdung, 19)1. 
v. Rohland = v. Rohland, W., Das internationale Strafrecht, 1877. 
Schauberg = Schauberg, R., Das interkantonale Strafrecht der Schweiz in 

Zeitschr. für Schweiz. Recht, Bd. 16, 1869, S. 107 ff. 
R. Schmid = Schmid, R., Die Herrschaft der Gesetze nach ihren räumlichen 

und zeitlichen Grenzen, 1863. 
Schultz = Schultz, R., Der Widerstand gegen die auswärtige Staatsgewalt, 

Berliner Diss., 1881. 
Schwarze K. ^ v. Schwarze, O. F., Kommentar zum St.G.B. für das d. Reich, 

5. Aufl., 1884. 
Seuffert, Ein neues St.G.B. — Seuffert, H., Ein Neues Strafgesetzbuch für 

Deutschland, 1902. 
— Anarchismus = Seuffert, H., Anarchismus und Strafrecht, 1899. 
Stengers Wörterbuch = Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechts, herausg. 

von v. Stengel, 1890 ff. 
Tafel = Tafel, H., Die Geltung des Territorialprinzips im d. Reich ss traf r., 

Tüb. Diss., 1902. 
Terame = Temme, J. D. H., Lehrbuch d. preuß. Strafrechts, 1853. 
Tittmann = Tittmann, (\ A. , Die Strafrechtspflege in völkerrechtlicher 

Rücksicht, 1817. 
Triepel = Triepel, H., Völkerrecht und Landesrecht, 1899. 
Ullmann, V. R. = Ulimann, E., Völkerrecht, 1898. 

Wachenfeld Enc. ^ Wachenfeld in v. Holtzendorff-Kohler 's Enzyklopädie, 1904. 
Waechter H. = v. Waechter, CG., Das kgl. Sächsische und das Thüringische 

Strafrecht, Ein Handbuch, 1857 f. 

Kr. = v. Waechter, 0. G., Beitrag zur Geschichte und Kritik der 

Entwürfe eines St.G.B. f. d. Nordd. Bund, 1870. 
— V. = v. Waechter, C. G., Deutsches Strafrecht, Vorlesungen, 1881. 

Zitelmann = Zitelmann, E., Internationales Privatrecht, I. Bd., 1897. 



Alphabetisches Verzeichnis der Abkürzungen 

auf Grund der Vorschläge des deutschen Juristentages. 







A. 


A. (Arch.) 


— 


Archiv. 


Abh. 


— 


Abhandlungen. 


Abk. 


— 


Abkommen. 


ABL 


— 


Amtsblatt. 


Abs. 


— 


Absatz. 


AG. 


— 


Amtsgericht. 


AK. 


— 


Anwaltskammer. 


AnfG. 




G. betr. die Anfechtung von Rechtshandlungen 
eines Schuldners außerhalb des Konkurs- 
verfahrens v. 21. VII. 1879. neue Fassung 
v. 20. V. 98. 


ArchKrimAnthr 


. — 


Archiv für Kriminalanthropologie und Kri- 
minalistik. 


ArchÖffR. 


— 


Archiv für öffentliches Recht. 


Art. (Artt.) 


— 


Artikel. 


AuslVt. 


— 


Auslieferungs -Vertrag. 


AuswA. 


— 


Auswärtiges Amt. 


AVB1. 


— " 


Armee -Verordnungs-Blatt. 


AVf. 


— 


Allgemeine Verfügung. 

B- 

Oberstes Landesgericht in Bayern oder Bayer- 


BayObLG. 


Ä 






isches Oberstes Landesgericht, je nach dem 






Zusammenhange : in Zivil- oder Strafsachen. 


BayObLGSt. 


S 


Sammlung von Entscheidungen des Bayerischen 
Obersten Landesgerichts in Strafsachen. 


Begr. (Bgr.) 


— 


Begründung. 


Beitr. 


— 


Beitrag. 


Bek. (Bk.) 


— 


Bekanntmachung. 


BGB. 


— 


Bürgerliches Gesetzbuch v. 18. VIII. 96. 


BGBL 


— 


Bundesgesetzblatt. 
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Bgr. (Begr.) 


— 


Begründung. 


Bk. (Bek.) 


— 


Bekanntmachung. 


Bl. 


— 


Blatt, Blätter. 


BIGefängnK. 


(BIGefK.) — Blätter für Gefängniskunde. 


BR. 


mm 


Bundesrat. 

C. siehe auch Z. 


CBIRw. 


mrt 


Centralblatt für Rechtswissenschaft. 

D. 

Denkschrift. 


D. 


. 


DepotG. 


*» 


G. betr. Pflichten der Kaufleute bei Aufbe- 
wahrung fremder Wertpapiere v. 5. VII. 96. 


DJT. 


Ä 


Deutscher Juristentag oder dessen Verhand- 
lungen. 


DJZ. 


— r 


Deutsche Juristen-Zeitung. 

E. 

Entwurf. 


E. 


^ 


E. (Entsch.) 


— 


Entscheidung, Entscheidungen. 


EG. 


"* 


Einführungsgesetz. 

P. 

Ferienkammer. 


PK. 


=3 


FS. 


"* 


Periensenat. 

G. 

Gesetz. 


G. 


= 


GBl. 


— 


Gesetzesblatt. 


GerS. 


— 


Der Gerichtssaal. 


GewO. (GO.) 


s 


Gewerbeordnung für das Deutsche Reich v. 
21. VI. 69, neue Passung vom 26. VII. 00. 


GKG. 


^ 


Gerichtskostengesetz v. 18. VII. 78, neue Pas- 
sung vom 20. V. 98. 


GoltdArch. 


** 


Archiv für Strafrecht und Strafprozeß. Begr. 
von Goltdammer. 


GrUnhutsZ. 


Ä 


Zeitschrift für das Privat- und öffentliche Recht 
der Gegenwart. Hg. von Grünhut. 


GVG. 


* 


Gerichtsverfassungsgesetz v. 27. I. 77, neue 
Passung v. 20. V. 98. 


GVGebO. 


SB 


Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher vom 
24. VI. 78, neue Passung v. 20. V. 98. 
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H 


HAusg. 
HB. 


— Handausgabe. 

— Handbuch. 



J. (Jahrb.) 

JB1. 
JKV. 

JLB1. 

JMBl. 

Instr. 

JVJSchr. 

JVRVJahrb. 



KG. 

KonsGG. 

KonsOG. 



KonsVt. 

KrG. 

KrimStat. 

KrVJSchr. 

KStatA. 
KunstUrhG. 



Lehrb. 

LG. 

LitUrhG. 



Jahrbuch, Jahrbücher, Jahresbericht, Jahres- 
berichte. 

Juristische Blätter. 

Internationale krinrinalistischeVereinigung oder 
deren Mitteilungen. 

Juristisches Literatur blatt. 

Justizministerialblatt. 

Instruktion. 

Juristische Vierteljahrsschrift. ^ 

Jahrbuch der Internationalen Vereinigung für 
vergleichende Rechtswissenschaft und Volks- 
wirtschaftslehre. 

K. 

Kammergericht. 

( }. über die Konsulargerichtsbarkeit v. 7. V. 00. 

G. betr. die Organisation der Bundeskonsulate, 

sowie die Amtsrechte und Pflichten der 

Bundeskonsuln v. 8. XI. 67. 
Konsularvertrag. 
Kriegsgericht. 
Kriminalstatistik. Bearbeitet im Reichs-Justiz- 

amt und im Kaiserlichen Statistischen Amt. 
Kritische Vierteljahresschrift für Gesetzgebung 

und Rechtswissenschaft. 
Kaiserliches Statistisches Amt. 
G. betr. das Urheberrecht an Werken der 

bildenden Künste v. 9. I. 76. 

L. 

Lehrbuch. 
Landgericht. 

G. betr. das Urheberrecht an Werken der 
Literatur und der Tonkunst v. 19. VII. Ol. 
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M. 

M. — Motive. 

MB1. — Ministerialblatt. 

Mitt. — Mitteilungen. 

Mot. — Motive. 

MSchr. — Monatsschrift. 

MSchrKrimPsych. Monatsschrift für Kriminal psychologie und 

Strafrechtsform. 
MStGB. — Militärstrafgesetzbuch für das Deutsche Reich 

v. 20. VI. 72. 
MStGO. - Militärstrafgerichtsordnung v. 1. XII. 98. 

MVßl. — Marine -Verordnungsblatt. 

N. 

NahrMittelG. — G. betr. den Verkehr mit Nahrungsmitteln, 
(NMG.) Genußmitteln und Gebrauchsgegenständen 

v. 14. V. 79. 

Nr. — Nummer 

0. 

0. — Ordnung. 

ObLG. — Oberstes Landesgericht. 

OestAGZ. — Allgemeine Oesterreichische Gerichts-Zeitung. 

OKrG. — Oberkriegsgericht. 

OLG. — Oberlandesgericht. 

OLGMünchenSt. — Sammlung von Entscheidungen des königl. 
Oberlandesgerichtes München in Gegenstän- 
den des Strafrechtes und Strafprozesses. 

OMA. — Ober-Militär-Anwalt. 

ORA. — Ober-Reichs-Anwalt. 

OTr. - Obertribunal. 

OVG. — Oberverwaltungsgericht und dessen Entschei- 

dungen. 

P. 

PatG. - Patentgesetz v. 7. IV. 91. 

PI. = Vereinigte Zivil- und Strafsenate. 

R. 

RA. ä Rechtsanwalt. 

RAGebO, - Gebührenordnung für Rechtsanwälte v. 7. VII.79, 

(RAGO.) neue Passung v. 20. V. 98. 
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RAJ. — Reichsamt des Innern. 

RAnz. — Deutscher Reichsanzeiger und Königl. Preu- 

ßischer Staatsanzeiger. 

RAO. ä Rechtsanwaltsordnung v. 1. VII. 78. 

RBG. — Gesetz betr. d. Rechtsverhältnisse der Reichs- 

beainten v. 31. III. 73. 

Recht «- Das Recht. Rundschau für den Deutschen 

Juristenstand. 

RegBl. — Regierungsblatt. 

RG. — Reichsgericht und dessen Entscheidungen (je 

nach dem Zusammenhange: in Zivil- oder 
Strafsachen; wo der Zusammenhang Zweifel 
läßt, ist RGZ. oder RGSt. zu verwenden). 

RG. (RAnz.) — Entscheidungen des Reichsgerichts. Besondere 
Beilage zum Deutschen Reichs- und Königl. 
Preußischen Staats-Anzeiger. 

RGBl. — Reichsgesetzblatt. 

RGRspr. — Rechtsprechung des Deutschen Reichsgerichts 

in Strafsachen. 

RGSt.*) — Entscheidungen des Reichsgerichts in Straf- 

sachen. 

RJA. — Reichs-Justizamt. 

RK. — Reichskanzler. 

RMA. ä Reichs-Marine-Amt. 

RMG. — Reichsmilitärgericht und dessen Entscheidungen 

RMilG. Reichsmilitärgesetz v. 2. V. 74. 

RT. -_- Reichstag. 

RV. __ G. betr. Verfassung des Deutschen Reichs vom 

16. IV. 71. 

S. 

SchutzgebG. _ Schutzgebietsgesetz v. 25. VII. 00. 

SeuffBl. _ J. A. Seufferts Blätter für Rechtsanwendung, 

zunächst in Bayern. 
SpionG. -- G. gegen den Verrat militärischer Geheimnisse 

v. 3. VII. 93. 



*; Wo der Zusammenhang keinen Zweifel läßt, gentigt „RG". 
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StA. 
StGB. 

StK. 

StPO. 

StrafhEntschG. 



StrandO. 



SprengstG. _ G. gegen den verbrecherischen und gemein- 

gefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen 
v. 9. VI. 84. 

St. 

Staatsanwalt, Staatsanwaltschaft. 

Strafgesetzbuch vom 15. V. 71, neue Passung 
v. 26. IL 76. 

Strafkammer. 

Strafprozeßordnung vom 1. II. 77. 

G. betr. die Entschädigung der im Wiederauf- 
nahmeverfahren freigesprochenen Personen 
v. 20. V. 98. 

Strandungsordnung v. 17. V. 74. 

IL 

UnlW. r Unlauterer Wettbewerb. (Zeitschrift.), 

UntersuchEntschG. G. betr. Entschädigung für unschuldig er- 
littene Untersuchungshaft v. 14. VII. 04. 
UWG.*) (UnlWG.) G. zur Bekämpfung des unlauteren Wett- 
bewerbes v. 27. V. 96. 

V. 

Verordnung. 

Verordnungsblatt. 
Vereinigte Strafsenate. 
Verfügung. 
Verhandlungen. 
Vierte lj ahrssch r if t. 
Vereinigte Strafsenate. 
Vertrag. 

W. 
Württ. J. Jahrbücher der Württembergischen Rechtspflege 



V. (VO.) 

VB1. 

VerStS. (VStS.) 

Vf. 

Vhdl. 

VJSchr 

VStS. (VerStS.) 

Vt. 



z. 

ZPO. 

zstw. 



Zeitschrift, Zeitung. 

Civilprozeßordnung v. 30. I. 77, neue Passung 
v. 20. V. 98. 

Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissen- 
schaft. 



*) Nur anzuwenden, wenn Verwechselung mit dem Gesetz über den Unter- 
stützungswohnsitz ausgeschlossen ist. 




^ 



